
Deutschland ist ein erwerbszentrierter Wohlfahrts-
staat, der Kontinuität im Lebenslauf belohnt. Normali-

tätsvorstellungen sind durch strukturelle Rahmen-
bedingungen institutionalisiert und stellen Zielmarken 
zahlreicher politischer Aktivitäten dar. Die Abweichung 
von den Normalitätserwartungen geht mit unterschied-
lich gelagerten Hürden einher. Am Beispiel der Lebens-
situation junger geflüchteter Menschen im Übergang 
Schule-Ausbildung-Arbeit lassen sich zunächst wohl-

fahrtsstaatliche Hürden bestehend aus vier Elementen 
identifizieren, die durch die Heterogenität der Lebens-

lagen die Breite bildungs-, sozial- und arbeitsmarkt-
politischer Unterstützungssysteme ansprechen. Dies 
ist der Ausgangspunkt der Arbeit von intermediären 

Akteur:innen. Sie loten Möglichkeiten aus, eine Passung 
zwischen individueller Biographie der Klient:innen und 

strukturellen Rahmenbedingungen herzustellen, um Teil-
habe zu ermöglichen. Die Auswertung von Interviews mit 
Akteur:innen der Migrationssozialarbeit gibt Aufschluss 
über deren Wirkmächtigkeit, die sich aus ihrer System-

kenntnis und vertrauensvollen Vernetzung ergibt.
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1.	 Einführung

Wer darf am Wohlfahrtsstaat, an der Gesellschaft teilhaben? Wer soll unter wel-
chen Voraussetzungen Zugang zu zentralen Systemen der sozialen Sicherung 
erhalten? Welche Verteilungsmechanismen und Unterstützungsstrukturen liegen 
der Teilhabe an zentralen gesellschaftlichen Bereichen zugrunde?

Diese Fragen werden aktuell in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen 
diskutiert: 

(1)	 Spätestens seit der Debatte um die Einführung einer Kindergrundsicherung 
sind sozialpolitische Themen verstärkt von einem politischen Diskurs in die 
breitere Öffentlichkeit gerückt. In diesem Zuge wurden Fragen nach Bedürf-
tigkeit und „deservingness“ verschiedener Gruppen fokussiert und teils kon-
trovers diskutiert. Aussagen und Einschätzungen von Politiker*innen zu die-
sem Thema wurden journalistisch1 und zivilgesellschaftlich (z. B. über Social 
Media)2 aufgegriffen. 

(2)	 Stichworte wie „Fragmentierung“, „Komplexität“, „Schnittstellen“, „Zugäng-
lichkeit“ oder „Bürger*innenfreundlichkeit“ werden im Kontext des deut-
schen Wohlfahrtsstaats derzeit zudem in einer Fachöffentlichkeit vermehrt 
thematisiert und diskutiert. Dahinter steht die Einsicht unterschiedlicher 
Akteur*innen (Politiker*innen, Forscher*innen, Praktiker*innen), dass die 
multidimensionalen Verflechtungen und verteilten Zuständigkeiten im sozi-
alpolitischen System Deutschlands sowohl für die Sozialverwaltung selbst 
als auch für Nutzer*innen und Adressat*innen zu Problemen führen. Das 
Gutachten des Nationalen Normenkontrollrats – ein Expert*innengremium 
zur Beratung der Bundesregierung in Bürokratiefragen – vom März 2024 
trägt den Titel „Wege aus der Komplexitätsfalle – Vereinfachung und Auto-
matisierung von Sozialleistungen“ (Sicken et al. 2024) und verdeutlicht, dass 
hier Handlungsbedarf gesehen wird. 

1	 z. B. https://www.zeit.de/familie/2024-09/kinderrechte-weltkindertag-grundgesetz-ampelkoaltion; 
https://www.youtube.com/watch?v=JMejNegI4XQ 

2	 z. B. https://www.linkedin.com/posts/dgb-gewerkschaftsbund_starkmituns-tarifbindung-mindest-
lohn-activity-7277566486217383938-uiQS?utm_source=share&utm_medium=member_desktop; https://
www.instagram.com/reel/C-cVhojMJwE/?igsh=MTAycmk1d3N3NXJvbw== 

https://www.zeit.de/familie/2024-09/kinderrechte-weltkindertag-grundgesetz-ampelkoaltion
https://www.youtube.com/watch?v=JMejNegI4XQ
https://www.linkedin.com/posts/dgb-gewerkschaftsbund_starkmituns-tarifbindung-mindestlohn-activity-7277566486217383938-uiQS?utm_source=share&utm_medium=member_desktop
https://www.linkedin.com/posts/dgb-gewerkschaftsbund_starkmituns-tarifbindung-mindestlohn-activity-7277566486217383938-uiQS?utm_source=share&utm_medium=member_desktop
https://www.instagram.com/reel/C-cVhojMJwE/?igsh=MTAycmk1d3N3NXJvbw==
https://www.instagram.com/reel/C-cVhojMJwE/?igsh=MTAycmk1d3N3NXJvbw==
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Beide Diskursstränge sind für Personengruppen besonders relevant, die von 
(mehrfachen) Marginalisierungen betroffen und damit in höherem Maße von 
gelingenden Unterstützungsstrukturen abhängig sind: Alleinerziehende, 
arme und armutsgefährdete Kinder und deren Familien sowie Senior*innen, 
Migrant*innen und geflüchtete Menschen. Für letztere kommen neben den sozi-
alpolitischen Themen auch Fragen nach ihrer Perspektive in Deutschland hinzu.

Wissenschaftlich zeigt sich durch die Gründung des Netzwerks Fluchtfor-
schung (NWFF)3, der Forschungsgemeinschaft des Deutschen Zentrums für Inte-
grations- und Migrationsforschung (DeZIM-FG)4, dem Forschungsinstitut für 
gesellschaftliche Weiterentwicklung (FGW; Klammer/Brettschneider 2021) in den 
2010er Jahren sowie der Gründung des Deutschen Instituts für Interdisziplinäre 
Sozialpolitikforschung (DIFIS)5 2021, dass die beiden Themenbereiche Sozialpoli-
tik und (Flucht-)Migration für die Forschung und die interdisziplinäre Vernetzung 
von Wissenschaftlicher*innen Relevanz aufweisen und ernst genommen werden. 
Vereint werden alle benannten Vernetzungsinitiativen und Institute durch den 
Blick auf gesellschaftliche Teilhabe in seinen unterschiedlichen Dimensionen, 
Facetten und Voraussetzungen. Damit trägt die Forschung in den letzten Jahren 
verstärkt zu einer Möglichkeit evidenzbasierter Migrations-, Integrations- und 
Sozialpolitik bei, sieht sich aber auch mit den polarisierenden Debatten kon-
frontiert und muss sich immer wieder im öffentlichen und politischen Diskurs 
Gehör verschaffen. Vor diesem Hintergrund sieht sich die vorliegende Arbeit in 
geistiger Nähe zu den oben benannten interdisziplinären Zusammenschlüssen 
und der Produktion von Wissen, das zur Verwirklichung von gesellschaftlicher 
Teilhabe beitragen möchte.

Die vorliegende Arbeit möchte zwei zentrale Fragestellungen analysieren: 
Zunächst soll geklärt werden, welche wohlfahrtsstaatlichen Hürden sich für 
junge gef lüchtete Menschen in Deutschland in einer Lebensphase des Über-
gangs von der Schule in Ausbildung und Arbeit ergeben. In einem zweiten 
Schritt steht die Frage im Mittelpunkt, welche Funktion spezifische intermediäre 
Akteur*innen in Unterstützungsstrukturen junger gef lüchteter Menschen vor 
dem Hintergrund der wohlfahrtsstaatlichen Hürden einnehmen. 

3	 https://fluchtforschung.net/de/organisation/ 
4	 https://www.dezim-institut.de/dezim-forschungsgemeinschaft/ueber-die-forschungsgemeinschaft/ 
5	 https://difis.org/institut/ueber-das-difis/ 

https://fluchtforschung.net/de/organisation/
https://www.dezim-institut.de/dezim-forschungsgemeinschaft/ueber-die-forschungsgemeinschaft/
https://difis.org/institut/ueber-das-difis/
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Es geht demnach zum einen darum, die Rolle von Migration im Kontext von 
Wohlfahrtsstaat und Lebenslauf zu erfassen. Zum anderen sollen anhand der 
Gruppe junger geflüchteter Menschen exemplarisch Exklusionsrisiken identifi-
ziert werden, die – neben f luchtspezifischen Risiken – potenziell auch für andere 
Personengruppen zu Benachteiligungen führen können. 

Seit dem Jahr 2015 (bis einschließlich Juni 2024) haben ca. 2,8 Mio. Men-
schen in Deutschland einen Asylantrag gestellt (Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge 2024). Dabei machten junge Menschen zwischen 18 und 30 Jahren 
in jedem Jahr neben den unter 18-Jährigen prozentual den größten Anteil der 
Antragsteller*innen aus. Unter 30 Jahre waren unter den Antragstellenden so 
jährlich insgesamt zwischen 60 % und ca. 75% der Personen (Bundesamt für Mig-
ration und Flüchtlinge 2015, 2016, 2017, 2018, 2019, 2020, 2021b, 2022, 2023a, 2024). 
Danach befinden sich besonders viele geflüchtete Menschen der letzten Jahre in 
einer Lebensphase, die vom Übergang von der Schule in Ausbildung und Arbeit 
geprägt ist und für alle jungen Menschen in Deutschland eine Herausforderung 
darstellt. Für junge Menschen konkretisiert sich diese Übergangsphase jedoch 
unterschiedlich, je nach individuellen Übergangsentscheidungen, begleitenden 
Lebensumständen und vorstrukturierenden Rahmenbedingungen. Für junge 
geflüchtete Menschen geht dieser Übergang mit weitreichenden Herausforderun-
gen einher, spielen doch weitere Rahmenbedingungen (v. a. aufenthaltsrechtliche 
Regelungen) und die Tatsache des gesellschaftlichen Kontextwechsels durch die 
Migration eine zentrale Rolle. Besonders relevant ist dies, weil der Übergang von 
der Schule in Ausbildung und Arbeit mit langfristigen Implikationen für den wei-
teren Lebenslauf einhergeht. So stellen Schulabschlüsse formale oder informelle 
Zugangsvoraussetzungen für schulische und duale Berufsausbildungen sowie das 
Studium dar. Der Erwerb einer beruflichen Qualifikation wiederum bestimmt 
den Zugang und die möglichen Positionen auf dem Arbeitsmarkt. Schließlich 
ist die Arbeitsmarktteilhabe im stark auf dem Versicherungsprinzip beruhen-
den deutschen Wohlfahrtsstaat ein zentrales Zugangskriterium für Systeme der 
sozialen Sicherung. Damit verbunden sind institutionalisierte Normalitätser-
wartungen für diese Lebensphase und Exklusionsrisiken, wenn diese nicht erfüllt 
werden können (Diewald 2016; Bäcker et al. 2020; Wingens et al. 2011a; Walther et 
al. 2020). Es wird deshalb davon ausgegangen, dass dadurch Hürden entstehen. 
Die zunehmende Entstandardisierung von Lebensläufen ist jedoch nicht nur ein 
Kennzeichen von Migration, sondern ist auch für viele andere Personengruppen 
relevant. Daher möchte die vorliegende Arbeit einen Beitrag zur sozialpolitischen 
Forschung insgesamt leisten, indem eine spezifische Lebenssituation und Per-
sonengruppe als Anwendungsbeispiel genutzt wird, um Wirkmechanismen und 
Umgangsformen mit Hürden zu untersuchen.
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In welcher Weise strukturelle Rahmenbedingungen aus relevanten Poli-
tikfeldern in diesem Übergang für junge geflüchtete Menschen zu wohlfahrts-
staatlichen Hürden in der beschriebenen Lebensphase werden, ist ein Teil des 
Erkenntnisinteresses der vorliegenden Arbeit. Neben einer Identifizierung dieser 
Hürden geht es dabei insbesondere um eine tiefergehende Charakterisierung der 
festgestellten Problemstellungen, die eine Dekonstruktion der Hürden in ihre 
Einzelteile zulässt. 

Der zweite Teil des Erkenntnisinteresses begründet sich in dem verstärkten 
Ausbau von Beratungs-, Begleit- und Unterstützungsstrukturen für geflüchtete 
Menschen, insbesondere auf Landes- und kommunaler Ebene in den letzten Jahren 
(Bogumil/Hafner 2021). Die so implementierten Akteur*innen mit integrations
politischem Auftrag und professioneller Verortung in der Sozialen Arbeit zeichnen 
sich dabei durch ihre Intermediarität aus. Unklar ist bisher, inwieweit solche, 
den Regelungen vor- bzw. zwischengeschalteten Akteur*innen, die auftreten-
den Hürden ihrer Klient*innen auch tatsächlich bearbeiten können, also welche 
Wirkmächtigkeit sie besitzen. Daher soll nach der Analyse wohlfahrtsstaatlicher 
Hürden für junge geflüchtete Menschen in Deutschland auch nach der Funktion 
solcher intermediärer Akteur*innen, sogenannten „Integration Intermediaries“, 
gefragt werden. Dafür werden einerseits Einflussfaktoren untersucht, die die 
Arbeit der Intermediären vorstrukturieren und andererseits Handlungsorien-
tierungen analysiert, die sie im Umgang mit den wohlfahrtsstaatlichen Hürden 
entwickeln. Solche intermediären Akteur*innen finden sich in unterschiedlicher 
Konkretisierung und mit variierenden Aufträgen auch in vielen weiteren sozial-
politischen Bereichen (Allgemeine Sozialberatung, Schuldenberatung, Suchthilfe, 
usw.), sodass die in der vorliegenden Arbeit gewonnenen Erkenntnisse für eine 
spezifische Form der Unterstützung anschlussfähig gemacht werden sollen für 
die Forschung in weiteren Feldern. Zudem möchte die Arbeit einen Beitrag zu 
aktuellen fachpolitischen Debatten rund um den Ausbau zentraler und niedrig-
schwelliger Anlaufstellen für Bürger*innen (z. B. dem sogenannten „Bürgerser-
vice“ bei der SPD6) leisten.

Konkretisiert wird die Untersuchung durch eine regionale Schwerpunktset-
zung auf Nordrhein-Westfalen (NRW) sowie die Fokussierung zweier exempla-
rischer Integration Intermediaries. Während die Aufbereitung der strukturellen 
Rahmenbedingungen zur Identifizierung wohlfahrtsstaatlicher Hürden soweit 
möglich auf Bundesebene durchgeführt wird, wird zur Komplexitätsreduktion an 
einigen Stellen das Bundesland Nordrhein-Westfalen fokussiert und durch weitere 
Länderbeispiele ergänzt. Als bevölkerungsreichstes Bundesland Deutschlands 
mit der anteilig höchsten Aufnahmeverpflichtung von geflüchteten Menschen 

6	 https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/position-sozialstaat-als-partner.pdf 

https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/position-sozialstaat-als-partner.pdf


13Einführung

(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2023b: 38) und einer im Vergleich zu 
anderen Ländern in den letzten Jahren stark ausgebauten integrationspolitischen 
Infrastruktur (Bogumil/Hafner 2021) bietet der Fokus auf NRW die Möglichkeit, 
den Einfluss der Landesebene eingehend zu untersuchen. Die empirische Konkre-
tisierung zur Analyse der Funktion von Integration Intermediaries wird vor die-
sem Hintergrund anhand zweier Beispiele mit unterschiedlicher Verortung vor-
genommen: Die durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) als Programm geförderten Jugendmigrationsdienste7 umgesetzt 
von vier Trägergruppen der freien Wohlfahrt mit lokalen Anlaufstellen (1) werden 
ergänzt durch die im Rahmen der NRW-Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ 
durch das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration (MKJFGFI NRW) finanzierten Teilhabemanager*innen (2)8. Diese 
werden ebenfalls lokal durch Kommunen, Kreise oder freie Träger umgesetzt. 
Beide ausgewählten Integration Intermediaries zeichnen sich durch ihren Fokus 
auf junge Menschen aus, fokussieren den Übergang von der Schule in Ausbildung 
und Arbeit und basieren auf dem Handlungskonzept des Case Managements. 
Sie unterscheiden sich im Hinblick auf ihre strukturelle Verortung (Bund/Land) 
und Finanzierung (Programm/Initiative) sowie die Engführung auf bestimm-
te Zielgruppen (junge neuzugewanderte Menschen zwischen 12 und 27/junge 
geduldete und gestattete Menschen zwischen 18 und 27). Dies soll dazu beitragen, 
unterschiedliche Einflussfaktoren auf die Arbeit der Intermediären in ihrer Unter-
stützung bei der Bewältigung wohlfahrtsstaatlicher Hürden sichtbar zu machen.

Zur Bearbeitung der formulierten Forschungsfragen ist die Arbeit folgenderma-
ßen aufgebaut: Kapitel 2 widmet sich dem theoretisch-konzeptionellen Rahmen 
der Untersuchung. Dieser wird auf Basis von drei Theorien, Forschungsperspek-
tiven und Konzepten entwickelt. Zunächst bildet die Prozess- und Figurations-
soziologie nach Norbert Elias die gesellschaftstheoretische Hintergrundfolie des 
Rahmens (Kapitel 2.1). Dabei wird der Fokus auf die spezifischen Abhängigkeits-
verhältnisse (Interdependenzen) gelegt, die sich aus der Einbettung von Menschen 
in Verflechtungsstrukturen ergeben. Annahmen der soziologischen Lebenslauf-
forschung (Kapitel 2.2) dienen in einem zweiten Schritt dazu, die Wechselwirkun-
gen zwischen individueller Handlungsfähigkeit (Agency) und strukturellen Rah-
menbedingungen (Structure) über die Zeit (Time) vorzustellen. Kapitel 2.3 lenkt 
schließlich den Blick auf die Ebene der Interaktion zwischen sogenannten Street 
Level Bureaucrats (Lipsky 2010) und den Adressat*innen. Kapitel 2.4 führt die drei 
Perspektiven zu einem prozessualen und relationalen Intermediaritätsansatz 

7	 https://www.jugendmigrationsdienste.de/ 
8	 https://www.mkjfgfi.nrw/gemeinsam-klappts 

https://www.jugendmigrationsdienste.de/
https://www.mkjfgfi.nrw/gemeinsam-klappts
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zusammen, der auf drei zentralen Perspektiven der vorab eingeführten Theorien, 
Ansätze und Konzepte beruht und die Analyse der Forschungsfragen anleitet. So 
ergibt sich ein spezifischer Blick auf die Abhängigkeitsbeziehungen zwischen 
Individuen und institutionalisierten Rahmenbedingungen, auf das Zusammen-
wirken der verschiedenen Strukturen sowie auf die Interaktion als Modus der 
Bearbeitung wohlfahrtsstaatlicher Hürden durch intermediäre Akteur*innen. 
Nach der Entwicklung des theoretischen Rahmens ergänzt Kapitel 2.5 zentrale 
Begriff lichkeiten für das Anwendungsbeispiel im Bereich der Fluchtforschung.

In Kapitel 3 werden die methodischen Herangehensweisen der Untersuchung 
vorgestellt. Kapitel 3.1 führt zunächst in die qualitative Inhaltsanalyse (Kuckartz/
Rädiker 2022) als Methode ein. Zur adäquaten Bearbeitung der Forschungsfragen 
wurde vor diesem Hintergrund eine Triangulation von verschiedenem Material 
vorgenommen. Kapitel 3.2 gibt einen Überblick über die Dokumentenanalysen, 
die sowohl im Hinblick auf die Identifizierung wohlfahrtsstaatlicher Hürden als 
auch zur Aufbereitung von Rahmenbedingungen für die Arbeit der beiden exem-
plarischen Integration Intermediaries genutzt wird. Sekundäranalysen werden in 
Kapitel 3.3 als Methode vorgestellt und in das Forschungsvorhaben eingeordnet. 
So dient Interviewmaterial, das im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung 
der Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ mit kommunalen Vertreter*innen 
aus der Integrationspolitik entstanden ist, als Ausgangsbasis zur tiefergehenden 
Charakterisierung wohlfahrtsstaatlicher Hürden. Mit einem induktiven Vorgehen 
wurden hier benannte und eingeordneten Hürden gesammelt und geclustert, 
um deren Gestalt herauszuarbeiten. In Kapitel 3.4 stehen abschließend die Erhe-
bung und Auswertung qualitativer leitfadengestützter Interviews mit Integration 
Intermediaries im Vordergrund. Die intermediären Akteur*innen werden dabei 
als Expert*innen ihres Feldes betrachtet und in diesem Sinne zu ihrem Spezial-
wissen konzeptualisiert. Die Interviews dienen vor allem der Analyse von Hand-
lungsorientierungen, die durch die Intermediären im Umgang mit den sich ihnen 
präsentierenden wohlfahrtsstaatlichen Hürden entwickelt werden. 

Kapitel 4 dreht sich dann um die Darstellung der Strukturen und darauf 
aufbauend auf die Identifizierung und Charakterisierung der Hürden für junge 
geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Arbeit, indem das wohl-
fahrtsstaatliche System und relevante Politikfelder für diese Lebensphase sowie 
migrations- und integrationspolitische Rahmenbedingungen auf einer Makro
ebene aufbereitet werden. Grundlage dafür bilden sowohl die Aufbereitung des 
Forschungsstandes als auch Dokumentenanalysen zu rechtlichen Rahmenbe-
dingungen. Zunächst (Kapitel 4.1) wird das Wohlfahrtsregime in Deutschland 
insgesamt eingeführt, wobei zentrale Entwicklungen (Kapitel 4.1.1), Charakte-
ristika und Prinzipien (Kapitel 4.1.2) sowie die mehrdimensionale Struktur und 
seine Konkretisierung im Hinblick auf Jugendhilfe sowie Arbeitsmarktpolitik 
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(Kapitel 4.1.3) beschrieben werden. Kapitel 4.2 schließt mit den strukturellen Rah-
menbedingungen im deutschen Bildungssystem an. Auch hier werden zu Beginn 
grundsätzliche Strukturen und Merkmale (Kapitel 4.2.1) wie die Zuständigkeit der 
Bundesländer und die Einordnung in Bildungsstufen dargestellt, bevor auf kon-
krete Rahmenbedingungen im Bildungssystem mit Fokus auf drei exemplarische 
Länder (NRW, Bayern, Berlin) eingegangen wird (Kapitel 4.2.2). Im Anschluss wird 
der Übergang von der Schule in Ausbildung und Arbeit aus einer bildungspoliti-
schen Perspektive beleuchtet (Kapitel 4.2.3), bevor das Kapitel mit Ausführungen 
zum System der Anerkennung ausländischer Schul- und Berufsabschlüsse endet 
(Kapitel 4.2.4). Neben den wohlfahrtsstaatlichen und bildungsbezogenen Rah-
menbedingungen spielen auch migrations- und integrationspolitische Struk-
turen für die jungen geflüchteten Menschen und die Hürden, mit denen sie sich 
im Übergang Schule-Ausbildung-Arbeit konfrontiert sehen, eine maßgebliche 
Rolle. Daher beschäftigt sich Kapitel 4.3 mit diesen beiden Politikfeldern und 
geht zuerst auf das inhärente Spannungsfeld zwischen den beiden Feldern ein. 
Im Anschluss werden die strukturellen Rahmenbedingungen einerseits im Hin-
blick auf aufenthaltsrechtliche Regelungen (Kapitel 4.3.1) und andererseits die 
integrationspolitische Infrastruktur in Deutschland ausgeführt (Kapitel 4.3.2). 
Nach der Aufbereitung der verschiedenen Rahmenbedingungen und der damit 
einhergehenden Identifizierung von möglichen wohlfahrtsstaatlichen Hürden 
widmet sich Kapitel 4.4 mit deren tiefergehender Charakterisierung. Die Gestalt 
und die einzelnen Dimensionen der Hürden werden aus den vorgenommenen 
Sekundäranalysen von Interviewmaterial mit kommunalen Vertreter*innen der 
Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ abgeleitet. Kapitel 4.4.1 stellt die vier her-
ausgearbeiteten Dimensionen wohlfahrtstaatlicher Hürden der Anlage von Struk-
turen, Zugänge zu diesen, deren Ausgestaltung und die Schnittstellen, die sich 
zwischen verschiedenen Rahmenbedingungen ergeben, dar. Im darauf folgenden 
Kapitel 4.4.2 werden dann Hürden im Kontext des Übergangs von der Schule in 
Ausbildung und Arbeit fokussiert bevor zum Abschluss in Kapitel 4.4.3 weitere 
Schwerpunktthemen aus den Interviews aufgegriffen werden, die relevante Her-
ausforderungen beleuchten. Kapitel 4.5 bildet mit einer Zusammenfassung zu 
den verschiedenen Rahmenbedingungen und ihren Implikationen den Schluss 
des vierten Kapitels und gibt einen Überblick über die identifizierten und cha-
rakterisierten wohlfahrtsstaatlichen Hürden für junge geflüchtete Menschen in 
der Lebensphase des Übergangs Schule-Ausbildung-Arbeit.

Vor dem Hintergrund der Ausarbeitungen in Kapitel 4 widmet sich Kapitel 5 
dem zweiten Teil des Erkenntnisinteresses zur Funktion der Integration Inter-
mediaries in der Unterstützung der jungen geflüchteten Menschen mit einem 
Fokus auf die Faktoren, die intermediäre Akteur*innen in ihrer Arbeit beein-
flussen. Hierfür bildet die Aufbereitung des Forschungsstandes die zentrale 
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Basis. Zu Beginn (Kapitel 5.1) wird eine empirische Einordnung vorgenommen, 
die aktuelle Entwicklungen in der Implementation von Unterstützungsstruktu-
ren geflüchteter Menschen auf Basis Sozialer Arbeit aufgreift. Kapitel 5.2 geht 
im Anschluss genauer auf die organisationalen Verortungen der intermediären 
Akteur*innen ein und darauf, welche Implikationen sich hieraus für ihre Arbeit 
ergeben können. Darauf folgen Ausführungen zur professionellen Verortung in 
der Sozialen Arbeit (Kapitel 5.3) mit ihren zentralen Entwicklungen der letzten 
Jahrzehnte in Deutschland und damit einhergehenden Leitbildern und Selbst-
verständnissen. Vor diesem Hintergrund wird in Kapitel 5.4 eine Einordnung von 
Handlungskonzepten im professionellen Kontext der Integration Intermediaries 
vorgenommen, die sowohl Begriffsklärungen als auch Ausführungen zu zwei 
exemplarischen Konzepten beinhaltet, um deren möglichen Einfluss auf die Arbeit 
der Intermediäre zu erfassen. Kapitel 5.5 fasst die unterschiedlichen Hinweise auf 
Einflussfaktoren im Hinblick auf den organisationalen Kontext, die Profession 
und Handlungskonzepte der intermediären Akteur*innen bei der Unterstützung 
junger geflüchteter Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Arbeit zusammen 
und bildet so eine Ausgangsbasis für die weiterführende Analyse der Funktion 
anhand zweier Beispiele in Kapitel 6. 

Die bundesgeförderte Struktur der Jugendmigrationsdienste und das Teil-
habemanagement als Element der NRW-Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ 
werden zunächst mithilfe der Dokumentenanalysen von Grundsatz- und Kon-
zeptpapieren in Anbetracht ihrer Rahmenbedingungen hin ausgewertet, um die 
konkreten Interdependenzen und Interaktionsmodalitäten zu verstehen (Kapi-
tel 6.1). Im Zentrum stehen anschließend (Kapitel 6.2) die mittels qualitativer 
Inhaltsanalyse extrahierten Handlungsorientierungen der Integration Intermedi-
aries, die zur Bearbeitung wohlfahrtsstaatlicher Hürden von jungen geflüchteten 
Menschen identifiziert werden konnten. Diese unterscheiden sich maßgeblich in 
der einerseits stärkeren Orientierung an der Handlungsfähigkeit der Klient*innen 
(Agency, Kapitel 6.2.1) und anderseits an der Ausrichtung an den strukturellen 
Rahmenbedingungen (Structure, Kapitel 6.2.2). Beide Handlungsorientierun-
gen bewegen sich auf einem Spektrum zwischen passiv und aktiv und umfassen 
vielschichtige Vorgehensweisen, die zur Unterstützung der jungen Menschen 
genutzt werden. Inwiefern die in den Kapiteln 5.2 bis 5.5 identifizierten Fakto-
ren Organisation, Profession und Handlungskonzepte die Arbeit der Integration 
Intermediaries beeinflussen, wird in Kapitel 6.2.3 anhand der Erkenntnisse aus 
den qualitativen Inhaltsanalysen eingeordnet. Kapitel 6.3 führt die gewonnen 
Einsichten im Hinblick auf die Frage nach der Funktion der Integration Interme-
diaries zusammen. Hierbei ergeben sich Implikationen für die Wirkmächtigkeit 
der untersuchten intermediären Akteur*innen und Stellschrauben zur Stärkung 
ihrer Position. Darüber hinaus werden die gewonnenen Erkenntnisse im Hin-
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blick auf die institutionalisierten Normalitätserwartungen für Lebensverläufe in 
Deutschland kontextualisiert und deren Bedeutung für die Teilhabe der jungen 
Menschen abgeleitet. Schließlich diskutiert werden, was die Analyseergebnisse 
für intermediäre Akteur*innen in anderen Feldern bedeuten können. 

Den Abschluss der Arbeit bildet das Kapitel 7 mit einer Zusammenfassung 
der Ergebnisse zu beiden zentralen Forschungsfragen zur Identifizierung und 
Charakterisierung wohlfahrtsstaatlicher Hürden für junge geflüchtete Men-
schen im Übergang Schule-Ausbildung-Arbeit (1) und der Funktion intermediärer 
Akteur*innen (2). Daneben werden die Anschlüsse an die Sozialpolitikforschung 
sowie die Eignung des theoretischen Rahmens für die Analyse besprochen.





2.	 Theoretischer Rahmen

Soziolog*innen haben in den letzten Jahrhunderten mit sehr unterschiedlichen 
Perspektiven auf die soziale Welt geblickt und dabei theoretische Ansätze und 
umfassende Theorien entwickelt, um gesellschaftliche Phänomene zu erklären. 
Im Folgenden wird der Versuch unternommen, für den einleitend beschriebenen 
Forschungsgegenstand eine theoretische Rahmung zu entwickeln, die aus drei 
zentralen Perspektiven besteht. Diese Rahmung soll zur Schärfung des Blicks 
sowohl auf die wohlfahrtsstaatlichen Hürden für junge geflüchtete Menschen in 
Deutschland als auch auf die Integration Intermediaries beitragen.

Vor weiteren Ausführungen zu den genutzten Ansätzen bzw. Theorien und 
deren Verknüpfung soll zunächst eine kurze forschungstheoretische Kontextu-
alisierung der Überlegungen vorgenommen werden, da diese in ihren Grundan-
nahmen wesentlich die Untersuchung prägt. Die hier entwickelte Forschungspers-
pektive lässt sich aus einem „relational turn“ in der Soziologie ableiten, der in den 
letzten Jahren insbesondere durch französische, italienische und nordamerikani-
sche Forscher*innen geprägt wurde (z. B. Dépelteau 2018b; Papilloud 2017; Diaz-
Bone 2017; Emirbayer 1997). Dépelteau (2018a) identifiziert drei grundsätzliche 
Strömungen innerhalb der Soziologie, die sich in ihrer Sicht auf die Emergenz von 
gesellschaftlichen Zusammenhängen und der Bedeutung von Relationalität unter-
scheiden: eine deterministische, eine ko-deterministische und eine prozessrelationale 
Soziologie. Eine deterministische Soziologie ist geprägt durch die Annahme, dass 
soziale Strukturen, Kulturen oder Gesellschaften als dem Individuum gegenüber 
„extern“ angesehen werden und eine kausale Wirkmächtigkeit ihm gegenüber 
besitzen. In einer ko-deterministischen Soziologie wird die „historicity of the social 
as the outcome of interactions between the same kind of external social forces 
and the ‚agency‘ of the actors“ (Dépelteau 2018a: 500) gesehen. Dépelteau (2018a) 
selbst ist Vertreter einer prozessrelationalen Soziologie, die die forschungstheore-
tische Haltung vertritt, „that social fields (‚interactional fields‘, ‚networks‘, ‚asso-
ciations‘, ‚social worlds‘ or ‚figurations‘) constantly emerge and evolved through 
interactions. We agree that these social processes are obviously more than their 
co-producers – even if they cannot exist without them. […] However, and once 
more, we affirm that logically and empirically speaking social fields cannot self-
act on or inter-act with individuals“ (Dépelteau 2018a: 500). 
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Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird eine Position zwischen ko-determi-
nistischer und prozessrelationaler Soziologie eingenommen. Interdependenz wird 
als wichtiges Element der Untersuchung angesehen und ist verbunden mit der 
Annahme, dass soziale Strukturen aus individuellen Relationen und relationalen 
Prozessen entstehen und durch diese maßgeblich geprägt sind. Dadurch entstehen 
spezifische Mechanismen, wie strukturelle Entitäten auf unterschiedliche Weise 
zusammenwirken. Bezogen auf das konkrete Forschungsvorhaben, das sich in 
einem Teil mit der Entstehung und Charakterisierung von wohlfahrtsstaatlichen 
Hürden für junge geflüchtete Menschen in Deutschland beschäftigt, ist anzu-
nehmen, dass verschiedene prozessual und relational entstandene Strukturen 
(insbesondere Politikfelder, rechtliche Regelungen) zum einen in Wechselwirkung 
zueinander stehen und dadurch spezifische Hürden erst produzieren. Zum ande-
ren gehen die Strukturen mit spezifischen Wirkmechanismen einher, die bspw. 
bei existenziellen Fragen im Asylrecht dazu führen, dass Betroffene sich explizit 
zu diesen Rahmenbedingungen positionieren (müssen). Dies steht einem pro-
zessrelationalen Verständnis, wie es Dépelteau (2018a) vertritt, in gewisser Weise 
entgegen, da er Strukturen9 eine eigenständige Wirkmacht abspricht. Über die 
Frage nach der Bedeutung von Wechselwirkungen zwischen Strukturen hinaus 
sind hierbei aber auch Individuen relevant, die im Dienste bestimmter Rahmen-
bedingungen stehen und Regelungen interpretieren und auslegen müssen. Sie 
nehmen eine intermediäre Funktion ein und erzeugen weitere Interdependenzen 
und Interaktionen. In Bezug auf das Beispiel zum Asylrecht können z. B. Einsprü-
che und Klagen gegen negativ beschiedene Asylanträge dazu führen, dass sich 
Recht in einem Aushandlungsprozess zwischen Betroffenen, Entscheider*innen, 
Richter*innen und politischen Akteur*innen über die Zeit verändert – mit weit-
reichenden Implikationen für Lebensverläufe von Individuen. 

Der konstatierte „relational turn“ spielt also für die Grundhaltung zu sozialen 
Prozessen und der damit einhergehenden Forschungsperspektive eine zentrale 
Rolle. In der vorliegenden Arbeit wird aus der Prozess- und Figurationssoziologie 
von Norbert Elias (z. B. Elias 2009, 2018a, 2018b) in der Verknüpfung mit zentralen 
Annahmen der soziologischen Lebenslaufforschung (z. B. Giele/Elder 1998; Kohli 
2003; Heinz et al. 2009b; Mortimer/Shanahan 2006; Wingens 2020) sowie der Arbeit 
zu „Street-Level Bureaucrats“ von Michael Lipsky (2010) ein forschungsleitender, 
theoretischer Rahmen entwickelt, der sich angelehnt an Ansätze der relationalen 

9	 Zudem würde Dépelteau (2018a) nicht von „Strukturen“ sprechen; er benutzt den Ausdruck „sozialer 
Felder“.
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Soziologie in einem prozessualen Verständnis von Gesellschaften verorten lässt.10 
Neben der Schärfung des Blicks auf den Forschungsgegenstand soll dieser auch 
in anderen Kontexten anwendbar sein und damit zur soziologischen Theorieent-
wicklung insgesamt beitragen.

2.1	 Prozess- und Figurationssoziologie

Ein erster zentraler Bestandteil des theoretischen Rahmens, der hier entwickelt 
werden soll, ist die Prozess- und Figurationssoziologie von Norbert Elias. Wäh-
rend die Arbeiten von Elias in der Soziologie lange nicht breit rezipiert wurden, 
findet sein theoretisches Erbe in den letzten Jahren mehr Anwendung, insbe-
sondere im Rahmen der relationalen Soziologie, aber auch darüber hinaus (z. B. 
in Anschluss an seine Arbeit zu „Etablierten und Außenseitern“ im Rahmen der 
Migrationsforschung). Zentral ist für Elias die Annahme, dass Gesellschaften 
aus Verflechtungsstrukturen von Menschen bestehen – sogenannten „Figurati-
onen“ –, die in irgendeiner Form aufeinander angewiesen, voneinander abhängig 
und aneinander gebunden sind, wie etwa Familien, Bürgerinitiativen, Schulen, 
Städte, Hochschulgremien, etc. (vgl. bspw. Elias 2009: 12; Treibel 2008: 23): 

„Das Zusammenleben von Menschen in Gesellschaften hat immer, selbst im Chaos, im Zerfall, in 
der allergrößten sozialen Unordnung, eine ganz bestimmte Gestalt. Das ist es, was der Begrif f der 
Figuration11 zum Ausdruck bringt.“ (Elias 2018a: 116) 

10	 „Auch wenn die Relationale Soziologie eine mittlere Position einnimmt, sei es jene zwischen ‚Mikro‘ 
und ‚Makro‘, zwischen Strukturalismus und Kulturalismus, zwischen Konstruktivismus und Realismus, 
zwischen Theorie und Empirie, zwischen quantitativen und qualitativen Methoden, so stellt sie keinen 
eklektizistischen Ansatz dar. Vielmehr scheint es fast so zu sein, dass der Forschungsstrategie, die Mitte 
als Ausgangspunkt der Argumentation zu nehmen, eine besondere Radikalität innewohnt.“ Häußling 
(2015: 232).

11	 „Im Haupttext des Zivilisationsbuches aus den 1930er Jahren spricht Elias zwar von ‚Verflechtungsfigur‘ 
(Über den Prozeß 1939/1997, II, 248), aber den Begriff der Figuration verwendet er noch nicht. 30 Jahre 
später, als er zur 1969er Ausgabe ein neues Vorwort – im Umfang von 73 Seiten – schreibt, nutzt er die 
abschließenden Passagen zur Vorstellung dieses neuen, zentralen Begriffes.“ Treibel (2008: 70 f.)
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Figurationen12 sind dabei nicht als Synonym für Gruppen zu verstehen, sondern 
stehen für prozessuale menschliche Beziehungen, begründen sich also auf einem 
dynamischen Verständnis von menschlichen Verflechtungen (Treibel 2008: 73; 
Häußling 2010: 66).

„A figuration – be it a family, group, organization, or the like – is constituted in the continuously 
changing pattern of interaction between all those involved, which also indicates the material objects 
and technologies that are entangled with the practices through which a f iguration is articulated.“ 
(Hepp 2021: 219)

Die Verbindungen zwischen Menschen weisen eine bestimmte Wertigkeit auf. Die-
se Valenz geht über die Interaktion zwischen interdependenten Menschen hinaus 
und adressiert die emotionale Aufladung von Verf lechtungen (siehe zusammen-
fassend auch Abbildung 1).13 

Außerdem zeichnen sich Figurationen durch mehr oder weniger labile Macht-
balancen zwischen den interdependenten Menschen aus (siehe auch Abbildung 1). 
Im Verständnis von Elias ist Macht daher nie einseitig, sondern in einem stetigen 
Aushandlungsprozess zwischen verflochtenen Menschen, was zur Folge hat, dass 
Machtbalancen zum einen als Indikator der gegenseitigen Abhängigkeit gesehen 
werden können und zum anderen gesellschaftliche Veränderungen bedingen 
(Treibel 2008: 77 ff.; Elias 2009: 11, 77). Macht sieht Elias dabei als eine Struktur-
eigentümlichkeit menschlicher Beziehungen an, die mindestens bipolar, oft aber 
auch multipolar auftritt und einem ständigen Wandel unterliegt (Elias 2009: 76 f.; 
Treibel 2008: 75; Fuhse 2010: 168; Häußling 2010: 67). Dabei grenzt er sich deutlich 
von einer Verdinglichung von Macht ab:

„Der Gebrauch des Wortes Macht führt uns in dieser Hinsicht leicht in die Irre. Wir sagen von einem 
Menschen, er habe sehr große Macht, als ob die Macht ein Ding sei, das er in der Tasche mit sich her-
umtrüge. Aber dieser Wortgebrauch ist ein Überbleibsel magisch-mythischer Vorstellungen. Macht 
ist nicht ein Amulett, das der eine besitzt und der andere nicht; sie ist eine Struktureigentümlichkeit 
menschlicher Beziehungen – aller menschlichen Beziehungen.“ (Elias 2009: 77) 

12	 Zur Verdeutlichung kann das von Elias angebrachte Beispiel eines „Fußballspiels“ dienen: „Man erkennt 
den Charakter einer Figuration als eines Spielgefüges, in dem es möglicherweise eine Hierarchie von 
mehrere ‚Ich‘- und ‚Er‘-Beziehungen oder ‚Wir‘- und ‚Sie‘-Beziehungen gegenüberstehen, eine einzige 
Figuration miteinander bilden. Die fließende Gruppierung der Spieler der einen Seite ist nur verständ-
lich im Zusammenhang mit der fließenden Gruppierung der Spieler der anderen Seite. Um das Spiel 
zu verstehen und Freude daran zu haben, müssen die Zuschauer in der Lage sein, den wechselnden 
Positionen der Spieler beider Seiten in ihrer Bezogenheit aufeinander, also eben der flüssigen Figuration, 
die beide Seiten miteinander bilden, zu folgen.“ Elias (2009: 142) 

13	 „Für eine enge Beziehung zwischen Menschen benutzt Elias vor allem den Begriff der affektiven Valenz, 
bzw. der affektiven Bindung.“ (Treibel 2008: 72) 
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Das bedeutet auch, dass Macht sich nur aus der Relation mit anderen ergeben 
kann. Vor dem Hintergrund von immer komplexeren Gesellschaften könnte man 
daher annehmen, dass es immer schwieriger wird, sich auf Dauer eine höhere 
Macht zu sichern, und dass immer mehr Menschen und Figurationen in Aushand-
lungsprozesse um Macht involviert sind (Treibel 2008: 75):

„Die Figurations- und Prozesstheorie ist eine Theorie der Machtbeziehungen. Überraschenderweise 
ist Macht nicht unbedingt im politischen Raum angesiedelt. Vielmehr ist sie etwas ganz Alltägliches 
und zwar auf einer Ebene, auf der man Machtrelationen gar nicht vermuten würde. Das soziale 
Kraftfeld liegt nicht bei einzelnen Personen, sondern bei dem, was zwischen ihnen ist. Das, was 
Menschen mit- und gegeneinander tun, bringt die Gesellschaft voran und nicht das, was Menschen 
vermeintlich oder tatsächlich ‚sind‘.“ (Treibel 2008: 100)

Abbildung 1: Eine Figuration interdependenter Individuen

Quelle: eigene Darstellung nach Elias (2009: 11)

Die eine Figuration bildenden Menschen können nach Elias als relativ autonom 
betrachtet werden, d. h. sie sind weder „Opfer gesellschaftlicher Verhältnisse“ 
(Treibel 2008: 73) noch völlig autonom, da eine wechselseitige Abhängigkeit zwi-
schen ihnen besteht (Fuhse 2010: 168; Jentges 2017: 49 f.). In enger Verbindung 
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damit steht Elias’ Kritik an einem Menschenbild, das er „homo clausus“14 nennt, da 
Gesellschaften in seinem Verständnis nicht aus „Häufungen individueller Atome“ 
(Elias 2009: 144) bestehen, sondern sich aus den Beziehungsgeflechten mit ihren 
gegenseitigen Abhängigkeiten und labilen Machtbalancen ergeben. Der Wandel 
von Figurationen über die Zeit ist dabei höchst variabel und abhängig von der 
spezifischen Struktur der Verflechtungen. Daraus ergibt sich ein figurationsspe-
zifisches, prozessuales Changieren zwischen größerer und kleinerer Autonomie 
der interdependenten Individuen (Dunning/Mennell 1979: 500): 

„Aber kein Mensch ist ein Anfang. Wie das individuelle Sprechen aus einer bereits vorhandenen 
gesellschaftsspezifischen Sprache hervorgeht, so wachsen auch alle anderen individuellen Hand-
lungen aus schon im Gang befindlichen sozialen Prozessen heraus. Soziale Prozesse selbst besitzen 
zwar eine größere oder geringere relative Autonomie gegenüber bestimmten Handlungen einzelner 
Menschen […]. Aber sie sind alles andere als unabhängig von Menschen und so auch von menschlichen 
Handlungen überhaupt. Würden Menschen auf hören zu planen und zu handeln, dann gäbe es auch 
keine sozialen Prozesse mehr.“ (Elias 2018b: 364)

Es lässt sich demnach aus dem Machtverständnis und Menschenbild von Elias 
ableiten, dass Figurationen imstande sind, soziale Veränderungen anzustoßen, 
die als relativ unabhängig von übergreifenden Zielsetzungen oder konkreten 
Bestreben betrachtet werden können:

„Die relative Autonomie sozialer Prozesse beruht mit anderen Worten auf dem ständigen Ineinan-
dergreifen von Empfindungen, Gedanken und Handlungen vieler einzelner Menschen und Menschen-
gruppen und von nicht-menschlichen Naturabläufen. Aus dieser ständigen Verf lechtung ergeben sich 
immer wieder langfristige Veränderungen des gesellschaftlichen Zusammenlebens der Menschen, die 
kein Mensch geplant und wohl auch niemand vorausgesehen hat.“ (Elias 2018b: 365)

Insbesondere der Prozess der Staatenbildung (Elias bezieht sich hier auf euro-
päisch/westliche Nationalstaaten) trägt zu einem Individualisierungsschub bei, 
da Menschen als Individuen bestimmte staatsbürgerliche Rechte und Pflichten 
aufweisen, die in der Grundlogik nicht an die Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Familie oder einer Zunft geknüpft sind (Treibel 2008: 90). Damit einher gehen 
erhöhte Mobilität, eine erhöhte Fähigkeit zur Selbstregulierung und eine Vergrö-
ßerung von Entscheidungsmöglichkeiten und Spielräumen. Andererseits werden 
Individuen in diesem Zuge auch schutzloser, da sie eher auf sich gestellt sind 

14	 „Im zeitgenössischen Bewußtsein verhärtet sich infolgedessen die Vorstellung, daß den verschiedenen 
Werten auch zwei verschiedene, getrennt existierende Objekte entsprechen. Sie verstärkt das Selbst-
bild vom ‚Ich im verschlossenen Gehäuse‘, das Bild vom Menschen als ‚homo clausus‘. Der Begriff der 
‚Figuration‘ dient dazu, ein einfaches begriffliches Werkzeug zu schaffen, mit dessen Hilfe man den 
gesellschaftlichen Zwang, so zu sprechen und zu denken, als ob ‚Individuum‘ und ‚Gesellschaft‘ zwei 
verschiedene und überdies auch noch antagonistische Figuren seien, zu lockern.“ (Elias 2009: 140 f.) 
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(Treibel 2008: 91). Elias spricht in diesem Kontext von „Staatsgesellschaften“15 
(Elias 2009: 90), „wenn er Figurationen analysiert, in denen Menschen ein relativ 
klares Gruppenselbstbild, beispielsweise als Nation, miteinander teilen und sich 
dadurch von anderen ähnlichen Figurationen abgrenzen“ (Jentges 2017: 40). Erik 
Jentges (2017) leitet aus einer Zusammenschau zentraler Schriften von Norbert 
Elias das dahinterstehende Staatsverständnis mit seinen zentralen Merkmalen ab. 
Ausgehend von den oben bereits beschriebenen sozialen Prozessen geht die Staats-
bildung mit der Entwicklung von Zentralmonopolen einher, die durch „größere 
Kontrolle der Affekt- und Triebhaushalte und die Formierung eines entsprechen-
den Habitus der Menschen“ geprägt und „Resultate lang anhaltender integrativer 
Eigendynamiken von Menschenverflechtungen“ (Jentges 2017: 44) sind:

„Die in diesem Prozess entstanden Staatsgesellschaften sind weiterhin in beständigem Wandel, 
aber sie haben spezifische Charakteristika entwickelt, die als Merkmale des modernen Staates die 
gegenwärtig gängigen Definitionen prägen.“ (Jentges 2017: 44)

Zentrale Monopolisierungsprozesse für Staaten sind Elias zufolge die Monopoli-
sierung von physischer Gewalt (1), von Abgaben und Steuern (2), von Produktions
mitteln (3), von zwischenstaatlichen Verhandlungen (4), von Gruppenkoordina-
tion (5) und von Orientierungsmitteln (6; Jentges 2017: 51): Auch hier finden sich 
figurationsspezifische Prozesse und spezifische Interdependenzen in der Heraus-
bildung und Wandlung von damit einhergehenden Institutionen. In Demokratien 
befinden sich die Monopole „unter Kontrolle verschiedener Gruppen von Monopol
eliten, die sich mal miteinander arrangieren und mal gegeneinander ausspielen. 
Man kann sich die Monopole daher eher wie umkämpfte Kommandohöhen auf 
dem politischen Feld vorstellen, die verschiedene Gruppen unter ihre Kontrolle zu 
bringen versuchen“ (Jentges 2017: 51). Für die vorliegende Arbeit ist insbesondere 
das Monopol der Gruppenkoordination von Interesse. Hierin kann ein korpora-
tives Verbandswesen bestehend aus verschiedenen Gewerkschaften und anderen 
Interessenvertretungen eine Rolle spielen. Ebenfalls zentraler Bestandteil dieses 
Monopols ist die Legislative sowie wohlfahrtsstaatliche Systeme, wodurch ins-
gesamt ein komplexes Gefüge aus verschiedenen Institutionen entsteht (Jentges 
2017: 53): 

„Auch grundlegende demografische Veränderungen wie Migration innerhalb und zwischen Staats-
gesellschaften sowie natürlicher Bevölkerungswandel haben beständig Auswirkungen auf die Span-
nungsbalancen und damit auf die Kräfte und Zwänge, welche auf die Monopoleliten in den obersten 

15	 „Die artifizielle Differenzierung von Staat als politische Struktur und Gesellschaft als in diesen Struk-
turen lebenden Menschen kritisiert Elias als Relikt disziplinärer Traditionen und abgesteckter Deu-
tungshoheiten, insbesondere zwischen Politikwissenschaft und Soziologie. Eine Differenzierung in 
Staat und Gesellschaft sei wenig hilfreich und sogar irreführend. Er favorisiert daher den Begriff der 
Staatsgesellschaft als das soziologisch präzisere Konzept.“ (Jentges 2017: 41) 
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Kommandopositionen und Koordinationsgremien wirken. […] Nicht einzelne Akteure steuern dabei 
eine Entwicklung, sondern aus dem Zusammenspiel ihrer Aktionen entwickelt sich eine Dynamik.“ 
(Jentges 2017: 55)

Elias’ Verständnis von Gesellschaften auf Basis von Figurationen reiht sich ins-
gesamt in eine Gruppe von Soziolog*innen ein, die sich mit ihren theoretischen 
Überlegungen auch der Verknüpfung der Ebenen Gesellschaft und Individuum 
widmen: „Die theoretischen Entwürfe von Norbert Elias, Michel Foucault und 
Pierre Bourdieu fokussieren eine Verbindung von Struktur- und Handlungsebe-
ne, von Makrostrukturen und Mikrostrukturen des Sozialen.“ (Klein 2010: 465) 
Aus den vorangegangenen Ausführungen wird deutlich, dass der Kern von Elias’ 
Theorie ein prozessuales Verständnis des Sozialen ist, das auf interdependenten 
und dynamischen Verflechtungsstrukturen beruht. 

Die in diesem Abschnitt knapp vorgestellten zentralen Begriffe und Konzepte 
der Prozess- und Figurationssoziologie von Norbert Elias bilden eine theoretische 
Hintergrundfolie, die der Untersuchung und der weiteren Konzeption des theo-
retischen Rahmens zugrunde liegt.

2.2	 Soziologische Lebenslaufforschung 

Zweiter zentraler Ansatz, der für das vorliegende Forschungsinteresse nutzbar 
gemacht werden soll, ist die soziologische Lebenslaufforschung16. Die Lebenslauf-
forschung kann nicht als eigenständige Theorie bezeichnet werden, jedoch sind 
in der Forschungsperspektive konzeptionelle Annahmen enthalten, die theoreti-
siert und in der Zusammenschau mit der Prozess- und Figurationssoziologie von 
Norbert Elias sowie der Arbeit zu Street-Level Bureaucracy von Michael Lipsky zu 
einem fruchtbaren Rahmen verbunden werden können. 

Trotz unterschiedlicher theoretischer Strömungen und methodologischer 
Ansätze, die sich hinter dem Begriff der Lebenslaufforschung versammeln (bspw. 
Mayer 1987: 60 f.; O’Rand 1998: 66; Elder 1994; Huinink/Hollstein 2021), verbindet 
ein zentrales Verständnis von Lebensläufen die Forschungsperspektive17:

„Entscheidend ist aber, dass die Grundannahme der Lebenslaufforschung theoretisch eine untrennba-
re Verschränkung individueller Lebensläufe und gesellschaftlicher Strukturen, d. h. eine wechselsei-
tige Konstitutionsbeziehung postuliert. Gegen eine Determinierung von Handeln durch Strukturen 

16	 Relativ synonym werden in der Literatur auch die Begriffe „Lebensverlaufsforschung“ und „Life Course 
Approach“, „Life Course Theory“ oder „Life Course Perspective“ genutzt, siehe dazu bspw. Wingens et 
al. (2011b); Heinz et al. (2009b) oder Shanahan et al. (2016).

17	 „Life course study is typically described as a ‚perspective‘ or ‚approach‘ rather than a scientific theory in 
the conventional sense […]“ Bynner (2016: 27).



27Theoretischer Rahmen

oder eine Reduktion von Struktur auf Handeln betont sie das komplexe structure-agency-Zusam-
menspiel, das als empirisch prinzipiell of fene Frage jeweils konkret zu untersuchen ist. Dabei ist 
charakteristisch für die Lebenslaufforschung, dass sie das komplexe structure-agency-Verhältnis in 
einer dynamischen, zeitsensiblen Analyseperspektive untersucht.“ (Wingens 2020: 43)

Es geht demnach um Wechselwirkungen (Interrelations) verschiedener Dimensi-
onen (Structure, Agency und Time), die dynamisch und prozessual verstanden 
werden.

Insbesondere nach dem zweiten Weltkrieg entstanden in den USA Forschungs-
zweige (Historical Demography, Sociology of Aging), die später zu einer „Life 
Course Perspective“ zusammenliefen (vgl. Giele/Elder 1998) und mit der Zeit auch 
in unterschiedlicher Ausformung von der deutschen Soziologie aufgegriffen wur-
den. Für die soziologische Lebenslaufforschung insgesamt kann insbesondere 
die Arbeit von Glen Elder (1974) zu „Children of the Great Depression“ als Wende 
und Beginn der Entwicklung eines neuen Forschungsfeldes bezeichnet werden. 
Die grundlegenden Veränderungen, die durch Elder angestoßen wurden, bezie-
hen sich insbesondere auf seine Abkehr von einem Blick auf Altersgruppen und 
eine Hinwendung zum gesamten Lebenslauf (Wingens 2020: 25 f.). Zwei zentrale 
Aspekte sind hierbei zu nennen: Zum einen etablierte Elder so einen holistischen 
Blick auf den Lebenslauf, der durch interne Zusammenhänge zwischen Lebens-
abschnitten geprägt ist. Zum anderen wurden Wechselwirkungen zwischen ver-
schiedenen Lebensbereichen und deren Kontextualisierung in gesellschaftliche 
Prozesse als wichtige Analyseperspektive etabliert, was bisherige Fokussierungen 
auf einzelne Bereiche aufbrach (Wingens 2020: 26). Diese Überlegungen markieren 
dementsprechend den Übergang hin zu einer dynamischen Lebenslaufforschung 
und begründen das Forschungsfeld in seiner heutigen Form (Wingens 2020: 27). 
Seit den 1970er Jahren hat sich die Lebenslaufforschung auf dieser Basis als For-
schungsfeld in der Soziologie etabliert und hat durch „eine Vielzahl empirischer 
Lebenslaufstudien, die – zusammengenommen – die Vielgestaltigkeit von Lebens-
läufen und deren historisch und kulturell variierende Organisation“ (Wingens 
2020: 30) zeigen, zu neuen Erkenntnissen und insbesondere einer empirischen 
und methodischen Weiterentwicklung der Lebenslaufperspektive beigetragen. 
Dabei sei zu bemerken, dass sich die nordamerikanische hier von der europäi-
schen Lebenslaufforschung deutlich unterscheidet: Für die nordamerikanische 
Forschung lassen sich bis heute Einflüsse von Rollenkonzepten und struktur-
funktionalistischen Altersgruppen finden. Ebenso wird der individuellen Hand-
lungsfähigkeit ein hoher Stellenwert eingeräumt. Demgegenüber lässt sich für 
die europäische Lebenslaufforschung ein stärkerer Fokus auf die institutionelle 
Strukturierung von Lebensläufen und der Wechselwirkung zwischen Struktur 
und Individuum finden (Wingens 2020: 33; Raithelhuber 2013: 109; Wingens et 
al. 2011a: 8). In Bezug auf die europäisch geprägte Lebenslaufforschung defi-
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niert Mayer (1987: 54) diese als einen soziologischen Arbeitsschwerpunkt, der sich 
„mit der gesellschaftlichen Prägung von Lebensverläufen, der Verteilung und 
Ungleichheit von Lebensverläufen innerhalb einer Gesellschaft sowie deren Ver-
änderungen im Kontext des gesellschaftlichen Wandels“ befasst. In einem etwas 
neueren Sammelband zur Lebenslaufforschung wird der Ansatz beschrieben als 
ein „core research paradigm in the Social Sciences. As a proper methodological 
basis for the analysis of social processes, it denotes an interrelationship between 
individuals and society that evolves as a time-dependent, dynamic linkage bet-
ween social structure, institutions, and individual action from birth to death“ 
(Heinz et al. 2009b: 15). 

Der Lebenslauf wird innerhalb der Forschungsperspektive als eine „configu-
ration of social and individual components“ verstanden, die sich über die Zeit 
entwickelt (Heinz et al. 2009a: 16). Damit einher gehen Heinz et al. (2009a) zufolge 
drei zentrale Zusammenhangskomplexe: „First, there is an interdependence of the 
past, the present, and the future […].“ (Heinz et al. 2009a: 16) Hieraus entwickeln 
sich Pfadabhängigkeiten im Lebenslauf, wobei Individuen in ihren Handlungen 
und Planungen einerseits durch Normen, Regelungen sowie andererseits durch 
Verpflichtungen durch soziale Netzwerke eingeschränkt werden. Individuen 
lernen demnach während ihres Lebenslaufes aus vergangenen Entscheidungen, 
sind allerdings auch von ihren Entscheidungen abhängig. Dazu kommt, dass 
Übergänge und Statuspassagen von den Individuen antizipiert und im Hinblick 
auf potenzielle Folgen hin gestaltet werden (z. B. Heinz et al. 2009a: 16; Walther/
Stauber 2013: 27). „Second, there is an interdependence between different spheres 
of action which constitute the multi-dimensionality of the life course.“ (Heinz 
et al. 2009a: 16) So können vielfältige Abhängigkeitsstrukturen zwischen ver-
schiedenen Bereichen angenommen werden: Bildung, Arbeit, Familie, Freizeit, 
Rente, etc. können dabei sowohl in Konkurrenz zueinander stehen, – bspw. im 
Hinblick auf Ressourcen – als auch komplementär gestaltet werden. Drittens 
wird im Lebenslaufansatz davon ausgegangen, dass Interdependenzen zwischen 
individuellen Handlungen auf der Mikroebene und politischen, wirtschaftlichen 
sowie kulturellen Kontexten auf der Makroebene bestehen, die sich gegenseitig 
beeinflussen, wobei „the supra-individual structure is ultimately the aggregate 
result of individual choices and actions during the life course“ (Heinz et al. 2009a: 
17). Den konzeptionellen Kern den Ansatzes bilden drei zentrale Betrachtungsdi-
mensionen und insbesondere deren Wechselwirkungen: „the interplay of struc-
ture and agency over time is at the heart of the sociological life course approach“ 
(Wingens et al. 2011a: 6). 

Settersten/Gannon (2005: 37) fassen die bisherigen Schwierigkeiten zusam-
men, die bei der Definition des Structure Begriffs identifiziert werden können, 
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insbesondere im Hinblick darauf, dass die Lebenslaufsoziologie eine ganzheitliche 
Untersuchung sozialer Phänomene anstrebt:

„Indeed, sociologists not only f ind it dif f icult to define structure adequately, but they often cannot do 
so without using the word ‚structure‘ or a variant of it […]. Conventional approaches treat structure 
as a powerful set of stable top-down forces that impinge upon individuals and cannot be (easily) 
altered. […] The emphasis on stability, however, has led to the neglect of dynamic aspects of structure.“ 

Dennoch könnte man annehmen, dass die gesellschaftlichen „Institutionen und 
Organisationen, soziale und regionale Kontexte, historische Ereignisse sowie 
politische und gesellschaftliche Rahmenbedingungen“ (Becker 2020: 69; siehe auch 
Raithelhuber 2013: 100; Wingens et al. 2011a: 7) individuelle Lebensverläufe in 
einem gewissen Ausmaß strukturieren. 

Der Agency18 Begriff ist ebenso oft nicht klar umrissen und meint im Kontext 
der Lebenslaufforschung häufig, dass Individuen ihren Lebenslauf aktiv selbst 
gestalten: „Evaluating structural opportunities and institutional constraints, indi-
viduals pursue their own goals and biographical plans.“ (Wingens et al. 2011a: 9 f.) 
Eine komplexere Konzeptualisierung findet sich bei Emirbayer/Mische (1998: 970), 
die Agency verstehen als „[…] the temporally constructed engagement by actors of 
different structural environments – the temporalrelational contexts of action – 
which, through the interplay of habit, imagination, and judgment, both repro-
duces and transforms those structures in interactive response to the problems 
posed by changing historical situations“. Die Forscher*innen konzipieren dabei 
ein relationales Verständnis von Agency, das aus einer Triade unterschiedlicher 
Dimensionen von Handlungsfähigkeit besteht und in einem individuellen Zusam-
menspiel in jedem empirischen Handlungsbeispiel gefunden werden kann: „[…] 
practical evaluation corresponding to the present, iteration corresponding to the 
past, and projectivity corresponding to the future.“ (Wingens et al. 2011a: 9) Die 
Möglichkeiten der aktiven Gestaltung des individuellen Lebenslaufs sind dabei an 
die Ausstattung mit bestimmten Ressourcen geknüpft, beispielsweise an bereits 
gemachte Erfahrungen, an persönliche Eigenschaften, an den sozioökonomischen 
Status des Individuums oder dessen Einbettung in soziale Netzwerke (Wingens et 

18	 Neben dem Agency Begriff wird zum Teil auch von „Biographical Agents“ oder „Biographical Actors“ 
gesprochen, wenn es um die Handlungsfähigkeit und aktive Gestaltung des eigenen Lebens durch die 
Individuen geht. Grundsätzlich lässt sich unter Biographie „die subjektive Aneignung des Lebenslaufs 
durch die Individuen und seine (Re)Konstruktion subjektiv stimmige, sinnvolle und kontinuierliche 
Lebensgeschichte“ Walther/Stauber (2013: 27) verstehen. In diesem Kontext und unter Berücksichtigung 
der oben vorgestellten Dimensionen von Agency von Emirbayer/Mische (1998) wird das Individuum 
zum Biographical Actor, der aktiv und unter Berücksichtigung von Erfahrungen (Vergangenheit) und 
auf Basis gegenwärtiger Lebensumstände zukünftige Entwicklungen antizipiert und somit in einem 
biographischen Gesamtzusammenhang handelt (Walther/Stauber 2013: 27; Wingens 2020: 34; Wingens 
et al. 2011a: 10). 
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al. 2011a: 10; Raithelhuber 2013: 100). Dieses Verständnis von Agency nach Emir-
bayer/Mische (1998) ist folglich – im Sinne der Lebenslaufsoziologie – sehr stark 
prozesshaft und durch Wechselwirkungen geprägt. Neben dem Agency-Konzept 
geht die Lebenslaufforschung von Linked Lives aus, also von der Grundannahme 
interdependenter menschlicher Beziehungen: „Human lives are typically embed-
ded in social relationships with kin and friends across the life span.“ (Elder 1994: 6)

Der Einbezug von Time (also Zeit) als Untersuchungsdimension kann als ein 
Alleinstellungsmerkmal der Lebenslaufperspektive betrachtet werden. Wingens 
(2020: 28, 43) stellt hierbei fest, dass bereits der Begriff „Lebenslauf“ die Beschäf-
tigung mit zeitlichen und prozessualen Aspekten der individuellen Biographie 
nahelegt und mit einer Abkehr von einem „alterslosen“ Individuum einhergeht. In 
diesem Kontext geht es der Lebenslaufforschung darum, „die Dynamiken gesell-
schaftlicher Strukturen mit den Dynamiken von Lebensläufen in Beziehung zu 
setzen und deren Wechselwirkungen zu analysieren“ (Wingens 2020: 44). Gesell-
schaftliche Strukturen (Structure) und die Handlungsfähigkeit des Individuums 
(Agency) können in diesem Zusammenhang nicht nur in Bezug auf die Abhän-
gigkeiten verschiedener Lebensfelder analysiert werden, sondern auch auf ihre 
zeitliche Dynamik hin. Dabei spielen drei Typen von Zeit eine Rolle: die historische, 
institutionelle und individuelle Zeit (Heinz et al. 2009a: 15; Wingens et al. 2011a: 
10). In Bezug auf die historische Zeit, ergeben sich spezielle Kohorten-Effekte, 
die auf den historischen Gegebenheiten beruhen, in deren Kontext Individuen 
aufwachsen und so deren Lebensverläufe und biographischen Planungen prägen 
(Wingens 2020: 45 f.): „Especially in rapidly changing societies, differences in birth 
year expose individuals to different historical worlds, with their constraints and 
options. Individual life courses may well reflect these different times.“ (Elder 1994: 
5) Die Dimension der institutionellen oder sozialen Zeit bezieht sich bspw. auf 
wohlfahrtsstaatliche Regelungen und Bestimmungen (Heinz et al. 2009a: 15) sowie 
auf daraus entstehende allgemeine gesellschaftliche Altersschemata sowie -nor-
men und deren Auswirkungen auf das Leben der Menschen, im Sinne von „social 
clocks“ (Wingens et al. 2011a: 10 f.) oder – wie bei Elder (1994: 6) – „social timing“: 

„Such ‚social clocks‘ do not tick constantly, i. e. in an undifferentiated velocity of f low. Rather, they 
schedule more and less events in particular life phases. They also make life course events, whether 
resulting from individuals’ own decisions or just happening to them, on-time or off-time. This timing 
may result in specific socially (dis-)advantageous consequences. Due to ongoing political readjust-
ments of institutional (welfare state) regimes19 and regulations and to organizational innovation 
the particular dynamics of this time dimension occur, in general, at a higher rate and greater pace.“ 
(Wingens et al. 2011a: 10 f.)

19	 Zum Wohlfahrtsregime in Deutschland siehe auch Kapitel 4.1.
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Die individuelle Zeit wiederum bezeichnet die Dimension der biographischen 
Entscheidungen in Anbetracht sich verändernder Lebensumstände. Diese werden 
informiert durch die bisherige Lebenserfahrung und die zukünftigen Pläne von 
Individuen und sind damit eng verbunden mit dem Konzept der Agency (Heinz 
et al. 2009a: 15; Wingens et al. 2011a: 11). 

Weitere zentrale Aspekte der Lebenslaufforschung bestehen in der von Elder 
vorgenommenen Konzeptualisierung von Übergängen und Zielen bzw. Verläufen, 
also Transitions und Trajectories (Wingens 2020: 28):

„The concepts of trajectory and transition are central themes in contemporary studies of life course 
dynamics. They represent both the long and short view on analytic scope. Life course dynamics take 
place over an extended span of time, a trajectory of work or marriage, of earnings or self-esteem; and 
they also evolve within a short time span marked by the transition of specific life events – getting 
married and divorced, entering and leaving a job. Transitions are always embedded in trajectories 
that give them distinctive form and meaning.“ (Elder 2009: 98; siehe auch Becker 2020: 64 f.)

Deutlich wird, dass diese beiden Konzepte eng mit der Zeitdimension in der 
Lebenslaufforschung verknüpft sind. Darüber hinaus hängen Übergänge und 
Verläufe eng miteinander zusammen und bedingen sich gegenseitig.20 Verläufe 
oder Ziele können – angelehnt an den englischen Begriff „Trajectory“ – als eine 
Linie visualisiert werden, die eine Entwicklung über die Lebensdauer hinweg 
und somit ein langfristiges Handlungsmuster anzeigt (Laub 2016: 624). Sie ent-
sprechen demnach sozialen Pfaden, die durch gesellschaftliche Strukturen und 
Institutionen mitgeformt werden. Dabei gibt es nicht einen Pfad, der über das 
Leben hinweg verfolgt wird, sondern multiple Verläufe, die in unterschiedlichen 
Lebensbereichen parallel zueinander existieren (Wingens et al. 2011a: 17 f.). „Tra-
jectories refer to long-term patterns of behavior and are marked by a sequence of 
transitions. Transitions are marked by life events such as first job or first marriage 
that are embedded in trajectories and evolve over shorter time spans.“ (Laub 2016: 
624; siehe auch Wingens et al. 2011a: 13) Manche Übergänge können mit großen 
Implikationen für den weiteren Lebensverlauf einher gehen, da sie Pfadabhän-
gigkeiten erzeugen, wie es bspw. beim Übergang von der Schule in Ausbildung 
und Arbeit der Fall ist (Wingens et al. 2011a: 13; siehe auch Bird/Krüger 2005: 173). 
Diese Verzahnung von Verläufen und Übergängen kann Wendepunkte für eine 
Änderung des Lebenslaufs erzeugen. Die Anpassung an Lebensereignisse ist daher 
von entscheidender Bedeutung, da dasselbe Ereignis oder derselbe Übergang und 
die darauffolgenden Anpassungen zu unterschiedlichen Verläufen führen können 
(Laub 2016: 624). Insgesamt lassen sich Übergänge so als Phasen der Unsicherheit 

20	 Zur Problematisierung der beiden Begriffe und deren konzeptuelle Unschärfe siehe Wingens et al. 
(2011a: 14).
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beschreiben, die vielfach beeinflusst und schwer in ihrem Ausgang vorherzusagen 
sind (Walther/Stauber 2013: 30).

Übergänge im Lebenslauf sind darüber hinaus geprägt von den Möglichkei-
ten, die sich im Rahmen der strukturellen Rahmenbedingungen ergeben und die 
teilweise durch sogenannte „Gatekeeper*innen“ (mit-)bestimmt werden, woraus 
sich ein Wechselspiel aus individuellen biographischen Plänen und über Dritte 
vermittelte Strukturen ergibt:

„Ausgehend davon, dass gesellschaftliche Strukturen und individuelles Handeln kein Gegensatzpaar 
darstellen, nach dem eindimensional Struktur Handeln determiniert, sind Lebenslauf und Biografie 
wechselseitig aufeinander bezogen […]. Auf der einen Seite ist der Lebenslauf Stichwortgeber für die 
Biografie, indem er das Subjekt mit lebensalterbezogenen Anforderungen konfrontiert, zu denen es 
sich verhalten muss. Dies kann sowohl durch signifikante Andere im biografischen Nahraum als 
auch durch institutionelle Gate-Keeper wie LehrerInnen, SozialarbeiterInnen oder BeraterInnen der 
Arbeitsagentur erfolgen.“ (Walther/Stauber 2013: 27 f.)

Im Kontext von Übergängen im Lebenslauf sieht Heinz (1992: 11) Gatekeeper*innen 
als verborgene Dimension in der Aktivität von Institutionen, „an activity that 
turns them into gatekeepers: they are in charge to assess persons according to 
criteria which decide on entry to and exit from status passages“. Scherger (2007: 53) 
beschreibt Gatekeeper*innen grundsätzlich als „Scharnier“, „an dem allgemeine 
Regelungen auf den Einzelfall angewandt werden. In Gatekeepern bekommen so 
die amorphen ‚Strukturen‘, von denen hier immer wieder die Rede ist, ein Gesicht 
und eine konkrete Praxis“. Walther/Stauber (2013: 31) führen die Bedeutung von 
Gatekeeper*innen in Bezug auf spezifische Übergangsregime aus: 

„An Übergängen sind ‚Gate-Keeper‘ positioniert, die dafür sorgen, dass Individuen die Vorgaben des 
Lebenslaufprogramms in individuelle Entscheidungen und Handlungen umsetzen […]. Wo und wie 
diese Gate-Keeper positioniert sind, hängt vom jeweiligen Übergangsregime ab. Analog zum Modell 
der Lebenslaufregimes lassen sich unterschiedliche Konfigurationen des Zusammenspiels sozio-
ökonomischer, institutioneller und kultureller Faktoren vergleichen, die entsprechend herrschender 
Normalitätsannahmen Übergänge im Lebenslauf strukturieren und den Individuen unterschiedliche 
Handlungsspielräume eröffnen.“

Gatekeeping kann so grundsätzlich als komplexer Prozess begriffen werden: 
„Gatekeeping is more complicated than just a bureaucratic application of standard 
practice, it rather combines administrative or professional experience with institu-
tional rules which are interpreted according to the case at hand.“ (Heinz 1992: 12)

Während die Begriffe „Gatekeeper*in“, bzw. „Gatekeeping“ in der Lebens-
laufforschung häufiger auftauchen, finden sich weniger Ausführungen zu deren 
Konzeptualisierung (z. B. Heinz 1992: 9). Behrens/Rabe-Kleberg (1992) nehmen 
eine Konzeptualisierung auf Basis eines breiten Verständnisses von Gatekeeping 
vor. Gatekeeping wird dabei als interaktiver Prozess an Übergängen im Lebens-
lauf verstanden, „in which gatekeepers and status travellers participate, each 
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with highly specific opportunities for influencing the end and the outcome of the 
status passage“ (Behrens/Rabe-Kleberg 1992: 252). Die Autor*innen unterscheiden 
zwischen den vier Typen „Primary Groups“, „Direct Superiors and Co-Workers“, 
„Representatives“ und „Professionals Providing Expert Opinions“, die sich durch 
eine unterschiedlich starke Formalisierung und Interaktionsintensität auszeich-
nen (Behrens/Rabe-Kleberg 1992: 242, 245 ff.; siehe auch Abbildung 2).

Abbildung 2: Vier Typen von Gatekeeper*innen

Quelle: Eigene Darstellung nach Behrens/Rabe-Kleberg (1992: 242)

Die „Professionals Providing Expert Opinions“ (z. B. Ärzt*innen, Psycholog*innen 
oder Sozialarbeiter*innen) und die „Representatives“ als stärker formalisierte 
Gatekeeper*innen bringen quasi-objektive Expertise in Entscheidungsprozesse im 
Lebenslauf bzw. Interessen einer spezifischen Organisation mit deren Handlungs- 
und Entscheidungsrationalitäten ein (Behrens/Rabe-Kleberg 1992: 245, 247).21 

Die Gatekeeping-Funktionen der beiden anderen Gruppen – direkte Vorge-
setzte, Kolleg*innen, Verwandte und Freunde – basieren demgegenüber auf einer 
hohen Interaktionsintensität und sind weniger stark formalisiert, als die der ersten 
beiden Typen von Gatekeeper*innen und fungieren insbesondere als „passage-
helpers“ oder „passage-blockers“ (Behrens/Rabe-Kleberg 1992: 249). 

Ein engeres Verständnis von Gatekeeper*innen formuliert Struck (2001): 
Gatekeeper*innen sind demzufolge Repräsentant*innen spezifischer Organisati-
onen und Institutionen und haben die Möglichkeit Statusübergänge im Lebenslauf 

21	 Bei dieser Unterscheidung zwischen „Professionals Providing Expert Opinions“ und „Representatives“ 
bleibt kritisch anzumerken, dass auch der Typ der professionellen Expert*innen in organisationale 
Kontexte eingebunden ist und mehr oder weniger unabhängig von diesen agieren kann. Je nachdem, 
wie Entscheidungsprozesse des Gatekeeping geregelt sind, können daher unterschiedliche Nuancen 
dieser beiden Typen entstehen.
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von Individuen zu gestalten und zu kontrollieren. „Gatekeeper vermitteln zwischen 
Struktur und Handlung, zwischen Routine und Innovation.“ (Struck 2001: 30) Sie 
treffen demnach „wirkungsmächtige Entscheidungen an der Schnittstelle biogra-
phischer Verläufe und institutioneller und organisatorischer Regulierungen und 
Verfahren“ (Struck 2001: 30). Dem Autor zufolge ist es „methodisch und theoretisch 
ertragreich, der Besonderheit entscheidungsmächtiger Gatekeeper Ausdruck zu 
verleihen. Aus diesem Grund sollte der Begriff Gatekeeper exklusiv für Schlüsselper-
sonen mit Entscheidungsautorität in der Vermittlung von Individuum und Organi-
sation mit Bezug auf Institutionen verwendet werden“ (Struck 2001: 37). Neben der 
professionellen Expertise der Gatekeeper*innen spielen für deren Arbeit auch orga-
nisationsspezifische Kulturen, Strukturen, Ressourcen und Interessen eine Rolle, 
die eine Verteilung knapper Güter an Individuen bzw. Übergangsaspirant*innen 
beeinflussen (Struck 2001; Scherger 2007). Gatekeeper*innen sind nach diesem 
Verständnis stärker Vertreter*innen der Strukturen, die mithilfe professionellen 
Wissens Entscheidungen über knappe Güter treffen, als bei der Konzeption von 
Behrens/Rabe-Kleberg (1992). Aus den Ausführungen zu Gatekeeper*innen wird 
demnach deutlich, dass Übergangsphasen im Lebenslauf neben der individuel-
len Agency, den strukturellen Rahmenbedingungen und zeitlichen Aspekten (wie 
social clocks) auch von weiteren Individuen beeinflusst werden. 

Zurückkommend auf die Ebene der drei Dimensionen Structure, Agency und 
Time sowie deren Verknüpfungen kann festgestellt werden, dass die Konzepte 
von Structure und Agency bei genauerer Betrachtung viel stärker verwoben sind, 
als es auf den ersten Blick erscheinen mag. Dazu kommen zeitliche Aspekte, die 
wiederum in Wechselwirkung zu sowohl strukturellen als auch individuellen 
Entwicklungen stehen und so insgesamt zu einem dynamischen und ganzheit-
lichen Verständnis von Individuen in Gesellschaften und der Manifestierung in 
Lebensverläufen führen. Trotzdem verbleibt die Lebenslaufforschung oft auf der 
Ebene individueller Lebensverläufe im Sinne handlungstheoretischer Ansätze, 
wobei eher selten untersucht wird, wie Institutionen und soziale Strukturen im 
Sinne einer „Life Course Policy“ wirken und in Wechselwirkung mit Individuen, 
deren Übergängen und Lebensverläufen treten: 

„Life course research has only marginally concerned itself with life course policy, for it takes a predo-
minantly micro-sociological approach. […] Insufficiently present in life course and cohort research are 
the direct observation, description and theoretical analysis of the institutions and social structure of 
societies. Social structure is shaped by the historically evolved institutional world of a specific society 
at a specific time. Institutions are the product of historical struggles and embedded in a particular 
culture and civilization. As a rule, the state and the market, political system and economy, legal sys-
tem, culture, language, collective historical identity, as well as a society’s vast array of institutions 
do not form the focus of life course research. The methodological innovations of life course research are 
not yet optimally interlinked with social and institutional theory.“ (Weymann 2009: 113 f.)
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Zur Bearbeitung der Frage, welche wohlfahrtsstaatlichen Hürden sich für junge 
geflüchtete Menschen in einer Lebensphase des Übergangs Schule-Ausbildung-
Beruf in Deutschland ergeben und wie sich diese charakterisieren lassen, soll 
genau diese Perspektive eingenommen und eine Beschreibung und Analyse rele-
vanter Institutionen und Rahmenbedingungen im deutschen Wohlfahrtsstaat 
vorgenommen werden. Zur Rahmung dieser Analyse folgen einige Ausführungen 
zum lebenslaufsoziologischen Konzept des Lebenslaufregimes und zum sogenann-
ten „institutionalisierten Lebenslauf“ (z. B. Kohli 2003). Martin Kohli prägte in 
diesem Zusammenhang den Begriff des „Normallebenslaufs“, bzw. des „instituti-
onalisierten Lebenslaufs“ (vgl. Kohli 2003; Becker 2020), wobei Handlungsfreiheit 
und Handlungszwang in einem ambivalenten Verhältnis zueinander stehen (Kohli 
2003: 527). Der Lebenslauf kann dabei als „soziale Institution“ konzeptualisiert 
werden, „not in the sense of a social grouping (an aggregate of individuals), but 
of a pattern of rules ordering a key dimension of life“ (Kohli 2009: 64). Der Begriff 
des Lebenslaufregimes ist daran angelehnt:

„Wenn von einem Lebenslaufregime die Rede ist, wird vorausgesetzt, dass der institutionalisierte 
Lebenslauf als ein ganzheitliches Muster (statt nur als eine Addition von Einzelinstitutionen) gefasst 
werden kann. Das wurde lange durchaus kontrovers diskutiert, lässt sich aber heute kaum mehr 
bestreiten. Schwieriger ist es, dieses Muster inhaltlich zu charakterisieren. Eine zentrale Frage dabei 
lautet, welcher Bereich im kausalen Sinne der entscheidende Strukturgeber ist.“ (Kohli 2003: 530)

Unter Rückbezug auf Kohli beschreibt Diewald (2010: 29) ein Lebenslaufregime 
als ein ganzheitliches Muster, dessen Mechanismen Individuen in spezifische 
Richtungen lenkt, sie bestimmten Risiken und Chancen aussetzt und sie auf vor-
gegebene Anreizsysteme reagieren lässt (siehe auch Becker 2020: 66). Im Kon-
text des Lebenslaufregimes spielen hierfür sowohl Normalitätsvorstellungen zu 
Lebensphasen und Übergängen eine Rolle, als auch Regelungen (bspw. im Bereich 
der Sozialpolitik), die gewisse Anreizstrukturen für Lebensverläufe (und „social 
timing“) implizieren und damit ebenfalls in gewissem Sinne normativ sind. Auch 
wenn diese Normen und Regelungen aus stetigen gesellschaftlichen Aushand-
lungsprozessen hervorgehen, bleibt anzunehmen, dass insbesondere in Geset-
zen festgelegte Rahmenbedingungen träge sind und ggf. trotz gesellschaftlicher 
Machtverschiebungen und sozialer Prozesse weniger schnell an solche Verände-
rungen angepasst werden. Für Individuen hat dies eine besondere Bedeutung, 
denn „soziale Integration im Lebenslaufregime setzt biografische Anknüpfungs-
möglichkeiten und Passungsverhältnisse voraus […]“ (Walther/Stauber 2013: 27 f.).

Das für Deutschland, aber auch andere westliche Industrienationen festge-
stellte Lebenslaufregime ist eines, das unter spezifischen Kontextbedingungen 
entstanden ist. Der wirtschaftliche Aufschwung nach dem Ende des zweiten Welt-
kriegs kann als kurze Phase von stark standardisierten Lebensläufen im Sinn 
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eines „Male-Breadwinner Modells“ und eines fordistischen Lebenslaufes bis zur 
Ölkrise in den 1970er Jahren gelten (z. B. Wingens 2020: 162). Auch wenn in den 
letzten Jahren in der Forschung immer wieder eine De- bzw. Entstandardisierung 
von Lebensläufen (bspw. im Kontext pluraler Familienformen) festgestellt wird, 
ist festzuhalten, das der gerade beschriebene „Standard“ nur für einen kurzen 
Zeitraum und nur für einen bestimmten Bevölkerungsteil (Männer im arbeitsfä-
higen Alter) je Realität war. Trotzdem haben sich durch die damit einhergehenden 
Institutionalisierungsprozesse bestimmte Normalitätsvorstellungen in Rahmen-
bedingungen eingeschrieben, die in Kapitel 4 zum deutschen Wohlfahrtsregime 
genauer ausgeführt werden sollen und mit spezifischen Teilhabechancen und 
-barrieren einhergehen. Für Zuwanderung impliziert dies aus lebenslaufsozio-
logischer Perspektive „that the country of settlement could have a substantial 
influence on how their life courses evolve after migration“ (Wingens et al. 2011a: 8).

Die Lebenslaufperspektive eignet sich insgesamt besonders gut, um soziale 
Ungleichheiten in ihrer Prozesshaftigkeit aufzudecken. Nico/Pollock (2021b) ver-
sammeln daher in einem neueren Sammelband Beiträge zu unterschiedlichen 
Aspekten sozialer Ungleichheit aus dem Blickwinkel einer Lebenslaufforschung 
und stellen fest:

„Inequalities are processes, and not static measurable circumstances. They are in the making over 
the life course, interacting with each other, accumulating, attenuating, reproducing or spinning off 
along the way. Inequalities are, in this sense, trajectories. They depart from certain origin or identity 
categories and positions and are produced within the interlocking of dif ferent lives and institutions, 
in the interstices of the agentic capabilities, and cultural and historical constraints and possibilities 
of the individual lives. Inequalities are inherently individual trajectories, but they are also class 
trajectories, family trajectories, gender trajectories, ethnic trajectories, cohort or generation trajec-
tories.“ (Nico/Pollock 2021a: 1)

Ungleichheiten haben verschiedene konzeptionelle Facetten, die sie für wis-
senschaftliche Analysen komplex machen: Sie sind sowohl multidimensional 
(Ungleichheiten in verschiedenen, sich teils überlappenden, Lebensbereichen oder 
Kategorien), relativ (bezogen auf unterschiedliche Kontexte von Ungleichheiten) 
und dynamisch (im Hinblick auf verschiedene Zeitlichkeiten; Ruspini 2021: 28). 
Darüber hinaus kann zwischen „inequality of opportunity and of outcome“ (Ruspi-
ni 2021: 30) unterschieden werden, also zwischen Chancenungleichheit und bspw. 
Einkommensungleichheiten. Dies wiederum lenkt den Blick auf Wechselwir-
kungen und deren Relevanz, um Prozesse sozialer Ungleichheiten zu verstehen.

Aus den Ausführungen zu den zentralen Begriff lichkeiten der Lebenslaufso-
ziologie wird an den verschiedenen Stellen deutlich, dass Wechselwirkungen 
zwischen den Dimensionen Structure, Agency und Time im Zentrum der Annah-
men stehen und ein stark prozesshaftes und relationales Verständnis des Sozialen 
prägen: „The life course perspective, however, emphasizes both changing social 
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circumstances and personality development over the lifespan and thus shifts the 
perspective to the interrelationship between individual characteristics and social 
structures and processes across time.“ (Heinz et al. 2009a: 21 f.)

2.3	 Street Level Bureaucracy

Während die Prozess- und Figurationssoziologie von Norbert Elias die Verflech-
tungsstrukturen des Sozialen fokussiert (Interdependenzen) und die Lebenslauf-
perspektive Implikationen verschiedener Wechselwirkungen für junge geflüchtete 
Menschen in Deutschland verdeutlicht, geht es bei der Berücksichtigung von 
Michael Lipskys (2010) Arbeit zu Street Level Bureaucracy darum, die Perspek-
tive von in spezifischen Organisationen eingebetteten Akteur*innen und ihrer 
Interaktion mit Nutzer*innen bzw. Klient*innen22 zu konzeptualisieren. Der 
Ansatz bezieht sich demnach auf die Ebene der Implementation von spezifischen 
Rahmenbedingungen. Der Begriff der „Bürokratie“ zeigt Bezüge insbesondere zu 
Max Webers Bürokratiemodell auf: „Lipsky sucht einerseits titelgebend Anschluss 
an Weber, stellt andererseits jedoch die Interaktion von Mitglied und Adressat 
bzw. Klient ins Zentrum.“ (Büchner 2018: 47)

Lipsky (2010: 3) definiert Street-Level Bureaucrats (SLB) als „[p]ublic service 
workers who interact directly with citizens in the course of their jobs, and who 
have substantial discretion in the execution of their work“. Es geht also um ver-
schiedene Behörden oder öffentliche Einrichtungen, deren Mitarbeiter*innen 
Leistungen anbieten und Nutzer*innen bzw. Klient*innen, die dafür in direkten 
Kontakt mit ihnen treten. „Typical street-level bureaucrats are teachers, police 
officers and other law enforcement personnel, social workers, judges, public lawy-
ers and other court officers, health workers, and many other public employees 
who grant access to government programs and provide services within them.“ 
(Lipsky 2010: 3) Diese Leistungen werden auf Basis eines Ermessensspielraums der 
Street-Level Bureaucrats erbracht, der mehr oder weniger groß sein kann. Diese 
intermediären Akteur*innen agieren demnach in einem Setting, das durch spe-
zifische Einbettungen und Rahmenbedingungen gekennzeichnet ist. Gleichzeitig 
sind sie konfrontiert mit Anliegen Einzelner, deren Bearbeitung im Rahmen der 
Interaktion mit den Nutzer*innen bzw. Klient*innen stattfindet: „Die persönliche 

22	 Die Begriffe der Nutzer*innen sowie Klient*innen werden in diesem Abschnitt weitgehend synonym 
verwendet. Da Lipsky verschiedene Professionen und Stellen als Street-Level Bureaucrats versteht, soll 
an dieser Stelle noch keine Festlegung auf einen Begriff stattfinden. Von Adressat*innen wird gespro-
chen, wenn die Ausführungen über die konkreten Situationen einer Interaktion hinaus um potenzielle 
Nutzer*innen bzw. Klient*innen führen. 
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Begegnung wird hier nicht zu einer Restgröße, sondern ist wesentliche Quelle von 
Spannungen.“ (Büchner 2018: 48) Daraus lassen sich drei zentrale Spannungsfelder 
ableiten, in denen sich die SLB bewegen und die deren Handeln beeinflussen. 
Diese – auch untereinander in Wechselwirkung stehenden – Spannungsfelder 
sollen im Folgenden auf Basis von Lipskys (2010) Analysen ausgeführt werden. 

Das erste identifizierte Spannungsfeld (siehe Abbildung 3) besteht aus der 
Konfliktlinie zwischen der Klient*innenzentriertheit der Arbeit von Street-Level 
Bureaucrats und den Arbeitsbedingungen in den Organisationen. Dadurch dass 
die Interaktion zwischen SLB und Nutzer*innen häufig eine Voraussetzung für 
die Bearbeitung von Anliegen ist (bspw. um Arbeitslosengeld zu beantragen, um 
eine Beratung zu erhalten oder ähnliches), ergibt sich eine klient*innen- bzw. 
nutzer*innenzentrierte Arbeitsweise.

Abbildung 3: Spannungsfeld 1 für Street-Level Bureaucrats

Quelle: eigene Darstellung nach Lipsky (2010)

Innerhalb dieser Arbeitsweise bewegen sich die SLB zwischen einer anwaltschaftli-
chen Konkretisierung ihres Handelns und einer Entfremdung bzw. Distanzierung 
(„alienation“). Lipsky (2010) geht also einerseits davon aus, dass gesellschaftlich 
von Street-Level Bureaucrats erwartet wird als Advokat*innen für die Belange 
der Einwohner*innen einzutreten, die häufig mit ihren Steuern diese Stellen 
mitfinanzieren: 

„Street-level bureaucrats are often expected to be more than benign and passive gatekeepers. They 
are also expected to be advocates, that is, to use their knowledge, skill, and position to secure for 
clients the best treatment or position consistent with the constraints of the service.“ (Lipsky 2010: 72)

Paradoxerweise stellt Lipsky (2010) andererseits jedoch auch Merkmale in der 
Arbeit der SLB fest, die eine Distanzierung oder Entfremdung („alienation“) von 
den Nutzer*innen bedingen können (Lipsky 2010: 75):

„[…] street-level bureaucrats are alienated from clients – the product of their work – in at least four 
particular respects: (1) they tend to work only on segments of the product of their work; (2) they do 
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not control the outcome of their work; (3) they do not control the raw materials of their work; and (4) 
they do not control the pace of their work.“ (Lipsky 2010: 76)

Die von Lipsky benannten Punkte sind ein Resultat aus dem Zusammentreffen 
der Komplexität individueller Fälle und den Arbeitsbedingungen (wobei hier auch 
organisationale Ziele eine Rolle spielen können, siehe dazu auch Spannungs-
feld 2): „Street-level bureaucrats characteristically have very large case loads rela-
tive to their responsibilities.“ (Lipsky 2010: 29 f.) Dabei kann es dazu kommen, 
dass bestimmte „kostenintensive“ Aspekte der Arbeit, wie – beim Beispiel von 
Sozialarbeiter*innen – eine aufwendige Informationsrecherche oder aufsuchen-
de Sozialarbeit nicht mehr realisiert werden können: „Social workers are unable 
to make required home visits in public welfare work and are so inundated with 
paperwork that they are never without a backlog.“ (Lipsky 2010: 29 f.) Das bedeutet, 
dass die Einbettung der Street-Level Bureaucrats in organisationale Strukturen 
Einfluss auf die Arbeit der Akteur*innen nimmt, indem SLB Konflikte zwischen 
der Klient*innenzentriertheit und den Anforderung der Bearbeitung auflösen 
(Lipsky 2010: 45). „Damit sensibilisiert diese Perspektive für die Prekarität der 
Leistungserstellung dieser Dienste und widmet sich den Arbeitsbedingungen in 
der Fallbearbeitung nicht als Restgröße, sondern als strukturellen Problemquel-
len.“ (Büchner 2018: 49)

Das zweite Spannungsfeld (siehe Abbildung 4) bezieht sich auf das (professio-
nelle) Selbstverständnis der SLB einerseits und den damit nicht immer kompatib-
len organisationalen Zielen andererseits. Das Selbstverständnis der Street-Level 
Bureaucrats ist dabei zum einen durch die Profession und deren inhärente Werte 
und Normen geprägt. Lipsky (2010) benennt explizit Polizist*innen, Richter*innen, 
Lehrkräfte und Sozialarbeiter*innen als Street-Level Bureaucrats. Daneben las-
sen sich nach der Definition (siehe oben) jedoch weitere Stellen und Behörden 
identifizieren, in denen SLB agieren, wie bspw. in der Arbeitsvermittlung, in 
Jugendämtern und in Ausländerbehörden. 

Abbildung 4: Spannungsfeld 2 für Street-Level Bureaucrats

Quelle: eigene Darstellung nach Lipsky (2010)
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Die oben bereits beschriebene Anwaltschaft, die von SLB erwartet wird, beruht 
bspw. zum Teil auf professionellen Leitbildern:

„That street-level bureaucrats should be advocates for clients is articulated explicitly in the professi-
onal training and canons of lawyers, doctors, social workers, teachers, and others. Those professions 
and semi-professions that display the altruism critical to most definitions of professionalism require 
their members to make client’s need primary.“ (Lipsky 2010: 72)

Demgegenüber stehen für Lipsky (2010: 14) jedoch „the major dimensions of public 
policy – levels of benefits, categories of eligibility, nature of rules, regulations 
and services“, die durch politische Eliten und politische sowie administrative 
Akteur*innen gestaltet werden. „[…] community norms also structure policy 
choices of street-level bureaucrats. These influences establish the major dimen-
sions of street-level policy and account for the degree of standardization that 
exists in public programs from place to place as well as in local programs“ (Lipsky 
2010: 14). 

Die Herausforderung, soziale Dienstleistungen umzusetzen, ergibt sich nach 
Lipsky (2010: 40) daraus, dass „[p]ublic service goals […] tend to have an idealized 
dimension that make them difficult to achieve and confusing and complicated to 
approach“. Dem wird mit Supervision und Zielwerten bzw. Kennzahlen begegnet 
(in Deutschland insbesondere in der Arbeitsvermittlung, siehe bspw. Brussig 
2018). Lipsky (2010: 40) misst der Klarheit von Arbeitszielen und Feedback auf 
Basis von Kennzahlen einen hohen Stellenwert einerseits für die individuellen 
Street-Level Bureaucrats zu, andererseits „also to managers’ ability to exercise 
control over policy“. Diese Kontrolle soll demnach sicherstellen, dass der Ermes-
sensspielraum (siehe Spannungsfeld 3) der operativen Ebene nicht dazu führt, 
dass zentrale Ziele der Organisation oder der Politiken, die dort umgesetzt wer-
den sollen, vernachlässigt werden. Hierbei spielen auch Entwicklungen wie die 
Ausbreitung eines New Public Management im öffentlichen Sektor eine Rolle, 
die mit der Privatisierung, Standardisierung und Leistungsmessung anhand von 
Indikatoren einhergeht (Lehwess-Litzmann 2020: 8 f.). 

Zum anderen wird das Selbstverständnis der Street-Level Bureaucrats auch 
durch gesellschaftliche, organisationale und individuelle Werte, Normen und Ein-
stellungen bestimmt, woraus Normalitätserwartungen gegenüber Klient*innen 
erwachsen: „In general street-level bureaucrats establish expectations of client 
behavior, both in terms of performance and in terms of their interaction with the 
bureaucracy. Deviations from these standards tend to be differentiated.“ (Lipsky 
2010: 113) Strukturelle soziale Ungleichheiten, Rassismus und Diskriminierung 
können durch diese Differenzierung in Street-Level Bureaucracies zu einer Insti
tutionalisierung oder Reproduktion dieser Phänomene führen (Lipsky 2010: 115): 
„From this perspective the problem of bias is a profound one, not only for the 
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quality of service but also for the legitimacy of government.“ (Lipsky 2010: 116) Vor 
diesem Hintergrund entfaltet sich demnach ein Spannungsfeld, das einerseits aus 
konkurrierenden Idealen (professionelle vs. organisationale) und andererseits aus 
der Verstrickung individueller Einstellungen und Werte mit den Organisationen 
erwächst. Lehwess-Litzmann (2020) untersucht auf Basis einer Literaturanalyse 
die „Public Service Motivation“23 (PSM) von SLB, um Aussagen zu deren Verfüg-
barkeit und Engagement abzuleiten: 

„As an interim conclusion, it seems relevant to distinguish between 1.) PSM as a feature of a person’s 
character (only changing in the longer run, if at all), 2.) personal commitment to a profession, and 3.) 
personal commitment to an organization (which can be situational). PSM seems to boost the commit-
ment of workers in the social services sector in general. The extent to which high PSM can compensate 
for problems at the workplace (workload, stress) remains somewhat unclear […].“ (Lehwess-Litzmann 
2020: 11)

Dies spiegelt das oben aufgemachte Spannungsfeld zwischen dem Selbstverständ-
nis (PSM als Persönlichkeitsmerkmal und/oder als Teil professionellen Selbstver-
ständnisses) und den organisationalen Zielen. 

Ein drittes Spannungsfeld (siehe Abbildung 5) ergibt sich zwischen dem oben 
bereits angeführten Ermessensspielraum der Street-Level Bureaucrats und dem 
Ziel der Gleichbehandlung aller Anliegen. Der Ermessensspielraum der Street-
Level Bureaucrats entsteht einerseits aus Kontexten, die eine direkte Antwort 
auf soziale Situationen verlangen: „They have discretion because the accepted 
definitions of their tasks call for sensitive observation and judgment, which are 
not reducible to programmed formats.“ (Lipsky 2010: 15)

Abbildung 5: Spannungsfeld 3 für Street-Level Bureaucrats

Quelle: eigene Darstellung nach Lipsky (2010)

23	 Public Service Motivation: altruistische Absichten bzw. intrinsische Motivation, die Einzelne motivieren, 
dem öffentlichen Interesse zu dienen, siehe auch Lehwess-Litzmann (2020: 9); Seyfried/Veit (2017: 635).
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Hierbei wird zudem die hohe Bedeutung von Interaktionen für die Arbeit der SLB 
deutlich. Der Ermessensspielraum ergibt sich Lipsky (2010: 14) zufolge aber auch 
aus der Professionalisierung der Bürokrat*innen (siehe auch Spannungsfeld 2):

„To the extent that street-level bureaucrats are professionals, the assertion that they exercise consi-
derable discretion is fairly obvious. Professionals are expected to exercise discretionary judgment 
in their f ield. They are regularly deferred to in their specialized areas of work and are relatively free 
from supervision by superiors or scrutiny by clients.“ (Lipsky 2010: 14)

Je nach Profession und Organisation liegen diese Ermessensspielräume in unter-
schiedlichen Bereichen und haben ein unterschiedlich großes Ausmaß. 

Demgegenüber steht, dass von den SLB als Repräsentant*innen öffentlicher 
Strukturen erwartet wird, „to treat all clients equally and to avoid having to res-
pond to claims that others received special treatment“, wohingegen „the advocate 
seeks to secure special treatment for individual clients“ (Lipsky 2010: 73). Der 
Gleichbehandlungsgrundsatz scheint dabei in gewisser Weise dem Ermessens-
spielraum der Street-Level Bureaucrats entgegen zu stehen, da unterschiedliche 
Akteur*innen (Organisationen, Klient*innen) hiermit unterschiedliche Erwar-
tungen an die SLB verbinden (Lipsky 2010: 46 ff.). Die Gleichbehandlung kann 
auch in Konflikt mit dem eigenen (professionellen) Selbstverständnis stehen oder 
der Klient*innenzentriertheit widersprechen (siehe Spannungsfelder 1 und 2), 
steht aber vor allem in Konkurrenz zum Ermessensspielraum, da dieser Raum für 
(legitime oder illegitime) Ungleichbehandlung zulässt: „Street-level bureaucrats 
are expected to treat all people in common circumstances alike. Paradoxically, 
many factors operate to make favoritism and unequal treatment characteristic 
of modern bureaucracies.“ (Lipsky 2010: 151) 

Vor dem Hintergrund dieser drei Spannungsfelder lassen sich verschiedene 
Bewältigungsstrategien aus Lipskys (2010) Ausführungen ableiten, die jedoch so 
stark mit den verschiedenen Teilbereichen verwoben sind, dass eine Differenzie-
rung nach Spannungsfeld an dieser Stelle wenig sinnvoll erscheint. Die Strategien 
können individuell und situational unterschiedlich ausfallen sowie kombiniert 
werden und in einer Organisation mit mehreren Street-Level Bureaucrats in 
unterschiedlichem Ausmaß und Ausprägung vorkommen. Eine der entwickel-
ten Strategien könnte als „Privatisierung“ bezeichnet werden, da sie sich auf eine 
von der Organisation unabhängig entwickelnde, individuelle Vorgehensweise 
zur Bearbeitung von Anliegen bezieht – „street-level bureaucrats who in client 
processing redefine their jobs by taking into account the informal but likely con-
sequences of their actions“ (Lipsky 2010: 150). Das geht mit Ungleichbehandlungen 
einher, die darauf basieren, dass Street-Level Bureaucrats einige Klient*innen 
anderen vorziehen. „Sometimes the escape from bureaucracy appears simply as 
a refusal to accept the decision-making formulas of the work. The social workers 
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who started making home visits rather than doing intake, because they felt that 
additional clients could not be well served by the agency, illustrate this inclination.“ 
(Lipsky 2010: 150) 

Im Gegensatz dazu können Street-Level Bureaucrats auch eine Strategie der 
Anpassung entwickeln, also eine Akzeptanz von Grenzen der eigenen Arbeit. Lipsky 
(2010: 144) sieht dies kritisch, da erstens Innovation verhindert würde: „[…] orga-
nizational patterns of practice in street-level bureaucracies are the policies of the 
organization. Thus, workers’ private redefinition of agency ends result directly in 
accepting the means as ends.“ (Lipsky 2010: 144) Zu dieser Strategie könnte man 
zweitens auch die Leugnung von Ermessensspielraum zählen, die die eigenen 
Verantwortung in der Arbeit eingrenzt. „‚That’s the way things are,‘ ‚It’s the law,‘ 
and similar rationalizations not only protect workers from client pressures, but 
also protect them from confronting their own shortcomings as participants in 
public service work.“ (Lipsky 2010: 149) 

Auch Verweise können als Bewältigungsstrategie der Street-Level Bureaucrats 
gesehen werden. Neben der inhaltlichen Notwendigkeit oder wenn die SLB für 
das konkrete Anliegen nicht zuständig sind, kann der Verweis an eine andere 
Stelle auch als Strategie zur Verschiebung von Verantwortlichkeit genutzt wer-
den. Wenn bspw. die Arbeitsbelastung sehr hoch ist, kann es Anreize dazu geben, 
Klient*innen möglichst abzugeben: „Street-level bureaucracies may make referrals 
as one of the least costly ways to process clients without providing services. Thus 
agencies may maintain benign images of helpfulness and service without explicitly 
having to turn clients away.“ (Lipsky 2010: 132) 

Ebenfalls verbunden mit den Arbeitsbedingungen von Street-Level Bureau-
crats ist die Bewältigungsstrategie der Ressourcenschonung. Dabei wird davon 
ausgegangen, dass unvorhersehbare Umstände in Bezug auf Klient*innen und 
Arbeitsabläufe (Einspringen, Umsetzen neuer Regelungen) eine Reserve in den 
Kapazitäten notwendig machen und sich daraus Anreizstrukturen für ein beson-
ders langsames oder schnelles Abarbeiten von Aufgaben entwickeln können (Lips-
ky 2010: 126).

Neben dieser individuellen Verlangsamung oder dem Verschnellern in der 
Bearbeitung von Anliegen gibt es auch organisational angelegte Bewältigungsstra-
tegien, wie die Routinisierung. Einerseits wird Routinisierung auf organisationaler 
Ebene implementiert, um „regularity, accountability, and fairness“ zu gewährleis-
ten und SLB vor „client demands for responsiveness“ zu schützen (Lipsky 2010: 
100). „Social workers may be unhappy with the requirement to process endless 
paperwork rather than spend time providing client services. But whether happy or 
unhappy with job routines the fact remains that they serve to limit client demands 
on the system.“ (Lipsky 2010: 100) Andererseits können Routinen eine unflexible 
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Ausführung der Arbeit von Street-Level Bureaucrats legitimieren (Lipsky 2010: 
101) und eine Eigendynamik entwickeln: 

„These routines often represent more than mere instruments of ef f iciency. Street-level bureaucrats 
also develop attachments to modes of practice. They appear to feel that their jobs require the routi-
nes. In some street-level bureaucracies, routines of practice become so dominant that workers seek 
to negotiate the routines rather than to obtain the objective for which routines were presumably 
developed.“ (Lipsky 2010: 149)

Aufgrund der Komplexität von Einzelfällen und den häufig begrenzten Ressour-
cen der Street-Level Bureaucrats wird eine weitere Bewältigungsstrategie ange-
wandt: Das Verlassen auf Urteile Anderer dient diesem Zweck. „The assertions of 
other professionals, who are assumed to know their jobs and are charged with 
responsibility for making appropriate assessment in their own work, provide 
significant and legitimate cues to decision making in the absence of other sources 
of information.“ (Lipsky 2010: 130 f.) Hierbei besteht die Gefahr nach Stereotypen 
und Labels zu arbeiten, statt nach einer tatsächlich vorliegenden Fallkonstel-
lation. Außerdem verkennt das Verlassen auf Urteile Anderer die spezifischen 
Arbeitsbedingungen der „Expert*innen“ – sie sind häufig ebenfalls Street-Level 
Bureaucrats und von knappen Ressourcen betroffen, womit sich die Gefahr der 
Reproduktion von Fehlurteilen ergibt.

Die Ungleichbehandlung von Klient*innen ist jedoch nicht nur Implikation 
verschiedener Bewältigungsstrategien, wie bisher beschrieben, sondern findet 
sich in verschiedenen Konkretisierungen als eigenstände Strategie wieder. Um 
die Lücke zwischen Anspruch und Wirklichkeit zu schließen, identifiziert Lipsky 
verschiedene Vorgehensweisen der SLB, die es ihnen ermöglichen, „[…] to perform 
flexibly and responsively with a limited segment of the clientele. Thus workers do 
for some what they are unable to do for all.“ (Lipsky 2010: 151)

Eine dieser Strategien ist das sogenannte Creaming (vgl. z. B. auch Bourcarde/
Huster 2012: 66; Bäcker et al. 2020: 493):

„Confronted with more clients than can readily be accommodated street-level bureaucrats often choose 
(or skim off the top) those who seem most likely to succeed in terms of bureaucratic success criteria. 
This will happen despite formal requirements to provide clients with equal chances for service, and 
even in the face of policies designed to favor clients with relatively poor probabilities of success. […] 
In every case of creaming the agency’s incentives reward successes with clients, but they provide no 
substantial rewards for the risks taken.“ (Lipsky 2010: 107)

Ebenso problematisch wie die Ungleichbehandlung selbst ist dabei jedoch auch 
die von den SLB zuvor getroffene Einschätzung zu erfolgreichen oder nicht erfolg-
reichen Kandidat*innen. 

Lipsky identifiziert darüber hinaus den Worker Bias als weitere Form von 
Ungleichbehandlung als Bewältigungsstrategie. Dieser zeigt sich in drei For-



45Theoretischer Rahmen

men und bezieht sich erstens auf die subjektiven Präferenzen der Street-Level 
Bureaucrats bezüglich mancher Klient*innen: „Differentiation among clients may 
take place because of workers’ preferences for some clients over others. They may 
prefer some clients over others, despite official norms to the contrary, under at 
least three circumstances.“ (Lipsky 2010: 108) Der Worker Bias drückt sich jedoch 
zweitens auch in Einschätzungen der SLB zur „worthiness“ der Klient*innen aus: 

„A second circumstance of biased behavior is evident when street-level bureaucrats respond to gene-
ral orientations toward clients’ worthiness or unworthiness that permeate the society and to whose 
proliferation they regularly contribute. This is one of the most well-grounded generalizations that 
can be made concerning client processing. Juvenile court judges determine sentencing severity on the 
basis of the apparent worthiness of the defendant.“ (Lipsky 2010: 109)

Drittens kommen Ungleichbehandlungen durch den Worker Bias durch die 
Annahme der Street-Level Bureaucrats zustande, dass „[…] some clients are more 
likely to respond to treatment than others“ (Lipsky 2010: 111). Während die Gestalt 
dieser Ungleichbehandlung dem Creaming ähnlich ist, entsteht die Motivation 
dieser Strategie nicht aus strukturellen Anreizstrukturen, sondern „from the gra-
tification that comes with helping people who are thought likely to respond to help“ 
(Lipsky 2010: 111). Auch hier laufen die SLB Gefahr, Fehleinschätzung zu treffen 
und auf Basis simplifizierender Annahmen (Stereotype, Vorurteile) bestimmte 
Gruppen von Klient*innen zu marginalisieren (Lipsky 2010: 115).

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich unterschiedliche Bewälti-
gungsstrategien zwischen dem Anspruch an eine klient*innenzentrierte Arbeits-
weise, an professionelle Leitbilder sowie der Ausübung von Ermessen und den 
Arbeitsbedingungen, organisationalen Zielen sowie der Maxime der Gleichbe-
handlung aller Anliegen entwickeln. Diese können dazu führen, dass die SLB 
ihre Arbeit unter den beschriebenen herausfordernden Bedingungen erfüllen 
können, jedoch bergen sie nach der Analyse von Lipsky (2010) immer auch die 
Gefahr von illegitimer Ungleichbehandlung, Reproduktion von Rassismus und 
weiteren Diskriminierungen sowie Fehleinschätzungen. Besonders relevant ist 
dies vor dem Hintergrund dessen, dass viele Klient*innen „unfreiwillig“ Dienste 
in Anspruch nehmen müssen: 

„[…] the poorer the person, the more he or she is likely to be the nonvoluntary client of not one but 
several street-level bureaucracies. Relatively aff luent people can seek out a private doctor instead of 
a public clinic. Middle-class families dissatisfied with their school systems can change residences. 
These options are less available to the poor.“ (Lipsky 2010: 54) 

Darüber hinaus sind die angefragten Dienste meist dadurch gekennzeichnet, 
dass mehr Nachfrage als Angebot besteht. Wenn Klient*innen mit der Qualität 
der Dienstleistung unzufrieden sind, bedeutet dies häufig, dass ihre Plätze von 
anderen eingenommen werden, die entweder bereit sind oder keine andere Wahl 
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haben als die Umstände zu akzeptieren (Lipsky 2010: 55). Hier wird ein Macht-
gefälle zwischen Street-Level Bureaucrats und Klient*innen deutlich. Trotz der 
Gefahren durch Marginalisierung und Diskriminierung haben jedoch auch die 
Klient*innen in der Interaktion mit den SLB gewisse Möglichkeiten, Macht auszu-
üben, bspw. indem sie besonders viel Zeit beanspruchen. Darüber hinaus verfügen 
die meisten Street-Level Bureaucrats (wenn sie keine Sanktionen aussprechen 
können) nur über begrenzte Mittel, um Klient*innen zur Einhaltung von Vor-
schriften zu bewegen und sind in gewisser Weise abhängig von deren Mitwirkung 
und Zufriedenheit (insbesondere, wenn Performance in der Organisation eine 
relevante Bewertungsdimension der Arbeit darstellt; Lipsky 2010: 57 ff.). Wenn 
jedoch Klient*innen – insbesondere im Kontext freiwilliger Angebote – die weitere 
Interaktion ablehnen, wird der Fehler häufig ihnen zugeschrieben: „‚Escapees,‘ 
‚dropouts,‘ ‚incorrigibles,‘ and ‚socially disorganized‘ are labels that imply that the 
exit of the client is attributable to a defect of the client.“ (Lipsky 2010: 56) 

Es zeigt sich über die gesamten Ausführungen zu Street-Level Bureaucrats auf 
Basis der Arbeit von Lipsky (2010), dass: 

„To put it another way, the routines, simplifications, and low-level decision-making environments of 
street-level bureaucracies are political. Street level bureaucrats, as I have been arguing, determine the 
allocation of particular goods and services in the society, utilizing positions of public authority. To 
say that their actions are political is to indicate that some people are aided, some are harmed, by the 
dominant patterns of decision making. If the dominant patterns of decision making are characterized 
by routinization and simplification, then the structure of these patterns must be analyzed to determine 
who gets what, when, and how from this sector of government.“ (Lipsky 2010: 84)

Damit einher geht eine große Verantwortung der Street-Level Bureaucrats gegen-
über sowohl den einzelnen Klient*innen als auch den politischen Zielen, die hinter 
ihrer Organisation stehen. Die „Entscheidungen und Routinen, die SLB häufig vor 
dem Hintergrund von Unsicherheit und hoher Arbeitsbelastung treffen müssen“ 
machen sie daher über die Umsetzung von Politiken hinaus zu „Policy Makern“ 
(Leiber 2023: 95; siehe auch Nothdurfter/Hermans 2018: 301). 

Vier Leerstellen bzw. Kritikpunkte24 aus Lipskys Arbeit soll im Rahmen der 
vorliegenden Dissertation aufgegriffen werden: (1) Der Einfluss von strukturellen 
Rahmenbedingungen auf einer Makroebene bleibt im Hinblick auf die Genese 
und Gestalt der Organisationen, verfolgten Ziele und damit mittelbar auf die SLB 
lediglich implizit. (2) Obwohl Lipsky insbesondere die organisationalen Verflech-
tungsstrukturen25 mit all ihren Dilemmata für die SLB genau herausarbeitet, 

24	 Für weitere Kritikpunkte siehe bspw. Leiber (2023: 96); Nothdurfter/Hermans (2018).
25	 Darüber hinaus sind die Street-Level Bureaucrats natürlich Teil weiterer Einbettungen (familiäre, 

freundschaftliche, politische Verflechtungsstrukturen) und Einflüsse, bspw. durch ihre Sozialisation, 
die ebenfalls Einfluss auf die konkrete Ausgestaltung ihrer Arbeit nehmen, die aber von Lipsky ebenfalls 
höchstens am Rande angesprochen werden.
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bleibt der Einfluss anderer Akteur*innen für die Street-Level Bureaucrats unbe-
rücksichtigt. Kolleg*innen, professionelle Netzwerke und weitere Kooperationen 
scheinen keine Rolle in der Bewältigung der verschiedenen Spannungsfelder zu 
spielen, in denen sich die SLB bewegen (z. B. Lehwess-Litzmann 2020: 2). (3) Darü-
ber hinaus lassen sich die beschriebenen Bewältigungsstrategien eher als Risiken 
und als Nachteil für die Klient*innen verstehen. Positive Strategien in der Inter-
aktion werden kaum beschrieben. (4) Außerdem wird Lipskys (2010) Arbeit dafür 
kritisiert, dass die Bedeutung professionsbasierten Handelns in der Analyse zu 
kurz komme“ (Leiber 2023: 96; siehe auch Nothdurfter/Hermans 2018: 301).26 Die 
zu untersuchenden Integration Intermediaries werden daher im Hinblick auf ihre 
vorherrschende Profession und den sich daraus ergebenden Implikationen für ihr 
Handeln eingeordnet (Kapitel 5.3). 

2.4	 Entwicklung eines prozessualen und relationalen 
Intermediaritätsansatzes 

In den Abschnitten zuvor wurden drei theoretisch-konzeptionelle Ansätze vorge-
stellt, die Ausgangsbasis für die Entwicklung eines theoretischen Rahmens zur 
vorliegenden Arbeit bilden. So sollen die Prozess- und Figurationssoziologie nach 
Norbert Elias, die soziologische Lebenslaufforschung und Michael Lipsky’s Street 
Level Bureaucrats zu einem prozessualen und relationalen Intermediaritätsansatz 
verknüpft werden, um die folgenden Forschungsfragen zu bearbeiten:

Welche wohlfahrtsstaatlichen Hürden ergeben sich für junge gef lüchtete Men-
schen in Deutschland in einer Lebensphase des Übergangs von der Schule in 
Ausbildung und Beruf? 

	– Wie lassen sie sich charakterisieren?

Welche Funktion nehmen spezifische intermediäre Akteur*innen in Unterstüt-
zungsstrukturen junger gef lüchteter Menschen vor dem Hintergrund dieser 
wohlfahrtsstaatlichen Hürden ein (Integration Intermediaries)?

26	 „Contributions within the social work debate refer to the notion of professionalism, pointing out that 
professional commitment is not just a mask for self-interest […] but is also an important factor for the 
use of discretion and that it can, therefore, make a difference in dealing with the dilemmas of streetlevel 
practice. However, as many contributions remain rather vague about how professionalism comes into 
play, more research is needed to elucidate how professionalism in terms of both ethics and knowledge 
is defined and how it matters in relation to street-level behaviour in different policy and practice fields. 
Further developing and bringing in this aspect could be an important contribution to the debate from 
a social work perspective.“ Nothdurfter/Hermans (2018: 302).
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	– Welche Faktoren beeinflussen die Arbeit der Akteur*innen?
	– Welche Handlungsorientierungen zeigen sich im Umgang mit wohlfahrts-

staatlichen Hürden?

Zu diesem Zwecke werden aus den in den Kapiteln 2.1 bis 2.3 vorgestellten Theorien 
und Ansätzen drei zentrale Perspektiven extrahiert, die zusammen den theoreti-
schen Rahmen bilden sollen. 

Die Prozess- und Figurationssoziologie von Norbert Elias (z. B. Elias 2009, 
2018a, 2018b) geht davon aus, dass Gesellschaften aus Figurationen bestehen – 
also aus prozessualen Verf lechtungsstrukturen zwischen interdependenten 
Menschen. Die Figurationen zeichnen sich durch „labile Machtbalancen“ aus. 
Das Machtverständnis von Elias ist demnach ebenfalls ein von ständiger Aus-
handlung geprägter Prozess zwischen interdependenten Menschen, aus dem sich 
auch sozialer Wandel ergibt. Über Monopolisierungsprozesse entstehen aus den 
Figurationen Institutionen, die Rahmenbedingungen für die Gesellschaft setzen. 
Insbesondere die Perspektive auf die Interdependenzen soll in der vorliegenden 
Arbeit dazu genutzt werden, um sowohl die Einbettung von Menschen in spe-
zifische Verflechtungsstrukturen als auch die Verflechtung von aus Monopoli-
sierungsprozessen entstandenen Rahmenbedingungen zu analysieren. Mit dem 
Blick auf Interdependenzen geht es demnach um Abhängigkeiten, Bezüge und 
Schnittstellen. Der prozessuale und figurationale Theorieansatz soll dazu genutzt 
werden, sowohl wohlfahrtsstaatliche Hürden identifizieren und charakterisieren 
zu können, als auch ein tieferes Verständnis der Handlungsorientierungen von 
Integration Intermediaries im Hinblick auf ihre Einbettung zu erhalten. Die Pro-
zess- und Figurationssoziologie bildet demnach die theoretische „Hintergrundfo-
lie“ und wird im Folgenden mit den weiteren genutzten Perspektiven verknüpft.

Die soziologische Lebenslaufforschung beschäftigt sich mit dem Zusammen-
spiel von individueller Handlungsfähigkeit (Agency) und strukturellen Rahmen-
bedingungen (Structure) über die Zeit (Time; z. B. Elder 1994; Heinz et al. 2009b; 
Mayer 1987; Wingens 2020; Shanahan et al. 2016). Auch wenn sich innerhalb des 
Ansatzes unterschiedliche Ausprägungen entwickelt haben, so versteht sich die 
Lebenslaufsoziologie doch als eine ganzheitliche Forschungsperspektive, die sich 
bemüht, die Wechselwirkungen zwischen den verschiedenen Dimensionen in 
den Blick zu nehmen. Diese dynamische und prozessuale Auffassung des Sozialen 
hat große Ähnlichkeiten mit dem Gesellschaftsbild, das Norbert Elias entwickelt. 
Während sich das begriff liche Instrumentarium und die relevanten Aspekte auf 
den ersten Blick unterscheiden mögen, eint doch beide Ansätze das Ziel, einfache 
Unterscheidungen in Mikro und Makro und einfache Kausalitäten durch ein kom-
plexes relationales und prozessuales Verständnis zur Grundlage von Forschung 
zu machen. Diese Verknüpfungen lassen sich an den drei zentralen Dimensionen 
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Structure, Agency und Time identifizieren. So könnte man mit Elias gesprochen, 
die Struktur-Dimension als mehr oder weniger komplexe Figurationen verstehen, 
die durch Monopolisierungsprozesse (Time) zu sozialen Institutionen werden und 
so Rahmenbedingungen und Orientierungshilfen für das soziale Leben bilden – 
auf der Basis der dynamischen Relationen interdependenter Menschen (Agency; 
linked lives). 

Die Perspektive auf Wechselwirkungen aus der Lebenslaufforschung soll im 
Rahmen der Untersuchung wohlfahrtsstaatlicher Hürden einen Erkenntnisge-
winn in der Charakterisierung dieser Hürden schaffen. Mit Rückbezug auf die 
grundlegende Strukturierung von Gesellschaft durch Figurationen können Hür-
den als Resultate von Wechselwirkungen interdependenter Strukturen verstan-
den werden. Darüber hinaus liefert die Lebenslaufsoziologie eine konzeptionelle 
Grundlage zur Einordnung des Übergangs von der Schule in Ausbildung und Beruf 
vor dem Hintergrund von spezifischen Lebenslaufregimen27 („Normallebenslauf“) 
für junge geflüchtete Menschen. Der Blick auf Lebensläufe wird in der vorliegen-
den Arbeit deshalb als relevant erachtet, da er anerkennt, dass wohlfahrtsstaat-
liche Hürden für junge geflüchtete Menschen in Deutschland einerseits dadurch 
entstehen, den Normalitätserwartungen an Lebensläufe nicht zu entsprechen 
und sie andererseits direkten Einfluss auf deren Lebensverläufe bzw. Biographien 
nehmen. Aus den Ausführungen zu Gatekeeper*innen oben wird darüber hinaus 
deutlich, dass Übergangsphasen im Lebenslauf neben der individuellen Agency, 
den strukturellen Rahmenbedingungen und zeitlichen Aspekten (wie social clocks) 
auch von weiteren Individuen beeinflusst werden, die über Interdependenzen mit 
den Betroffenen verknüpft sind. Dieser Einfluss ist außerdem durch labile Macht-
balancen gekennzeichnet, indem (formalisierte) Gatekeeper*innen Entscheidun-
gen über Statuspassagen treffen können. Die zu untersuchenden Integration 
Intermediaries können in diesem Kontext als Akteur*innen verstanden werden, 
die die Passung zwischen Agency und Structure unterstützen und damit selbst in 
gewisser Weise als Gatekeeper*innen zu verstehen sind. Gleichzeitig ergibt sich 
hierüber eine spezifische Figuration in der Bearbeitung wohlfahrtsstaatlicher 
Hürden für junge geflüchtete Menschen.

Die Arbeit von Michael Lipsky (2010) zu Street-Level Bureaucrats fokussiert 
Akteur*innen in spezifischen Organisationen (Bürokratien), die in direkter Inter-
aktion mit den Nutzer*innen stehen. Nach Elias (2009: 11) weisen Verbindungen 
zwischen Menschen eine bestimmte Wertigkeit auf. Diese Valenz geht in seiner 
Vorstellung über die reine Interaktion zwischen interdependenten Menschen 
hinaus und adressiert die emotionale Aufladung von Verflechtungen. In der 

27	 Mit Elias gesprochen entstehen demnach über Monopolisierungsprozesse soziale Institutionen in einer 
Staatsgesellschaft, die mit bestimmten Regeln und Normen einhergehen.
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Bearbeitung der vorgetragenen Anliegen oder in der Entscheidung, bspw. über 
den Zugang zu verschiedenen Leistungen, sind die SLB durch einen gewissen 
Ermessensspielraum gekennzeichnet. Sie sind demnach als Teil der bürokra-
tischen Strukturen nicht vollkommen durch diese determiniert, aber in ihren 
Handlungen auch nicht vollkommen frei – was dem Menschenbild von Elias ent-
spricht. Das Spannungsfeld, in dem sich die Street-Level Bureaucrats bewegen 
ist eines zwischen der Erfüllung der organisationalen Ziele sowie der Umset-
zung von Regelungen und der Konfrontation mit komplexen Einzelfällen sowie 
den Erwartungen der Betroffenen, in ihrem Sinne zu agieren. Sie befinden sich 
folglich in verschiedenen Abhängigkeiten (Interdependenzen) und können im 
Sinne lebenslaufsoziologischer Konzepte als Gatekeeper*innen für Übergänge und 
Statuspassagen eingeordnet werden. Sie nehmen also für den Lebenslauf ihrer 
Klient*innen eine wichtige Position ein, die Biographien beeinflussen kann. Insbe-
sondere das Merkmal der Unfreiwilligkeit im Kontext von Street Level Bureaucra-
cy lenkt außerdem den Blick auf labile Machtbalancen in der Beziehung zwischen 
SLB und den Nutzer*innen. Das entscheidende Moment der Interaktion mit den 
Klient*innen soll als dritte Perspektive des theoretischen Rahmens den Blick auf 
die zu untersuchenden Integration Intermediaries schärfen, die sich situiert in 
spezifischen Verflechtungsstrukturen sowohl strukturellen Rahmenbedingungen 
und ihren Arbeitgeber*innen als auch den Klient*innen gegenüber verhalten müs-
sen. Sie stehen darüber hinaus in einer Beziehung zu ihren Klient*innen, die eine 
spezifische Valenz aufweist. Die Handlungsorientierungen, die von den Integrati-
on Intermediaries vor diesem Hintergrund im Umgang mit wohlfahrtsstaatlichen 
Hürden entwickelt werden, sind einerseits durch deren Einbettung geprägt und 
entfalten sich andererseits im Zuge der Interaktion mit den Betroffenen sowie 
weiteren Fachkräften und Hilfesystemen. 

Alle drei Ansätze (Figurationssoziologie, Lebenslaufsoziologie, Street-Level 
Bureaucracy) weisen in der Gesamtschau der Anknüpfungspunkte ein prozessu-
ales und relationales Verständnis des Sozialen auf und erkennen die Wichtigkeit 
dieser Aspekte an. Die Gemeinsamkeit der drei zentralen Perspektiven liegt auf 
dem Fokus von prozessual und relational angelegten Zusammenhängen (Inter-): 
Interdependenzen, Wechselwirkungen (Interplay), Interaktionen. Die Verknüp-
fung zu einem prozessualen und relationalen Intermediaritätsansatz (Abbil-
dung 6) soll zu einer theoretischen Weiterentwicklung beitragen. 
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Abbildung 6: Theoretischer Rahmen zur Untersuchung von wohlfahrtsstaatlichen Hürden und dem 
Umgang mit diesen durch Integration Intermediaries

Quelle: eigene Darstellung

2.5	 Anwendungsbeispiel: Rahmende Begriffsklärung

Die im Ursprung sozialpolitischen Fragestellungen nach wohlfahrtstaatlichen 
Hürden und der Funktion intermediärer Akteur*innen, werden in der vorliegen-
den Arbeit auf junge geflüchtete Menschen in einer Lebenssituation des Übergangs 
von der Schule in Ausbildung und Arbeit angewendet. Der Blick auf das Thema 
Flucht macht es notwendig, Termini einzuführen, die im Kontext der Teilhabe 
Geflüchteter von Relevanz sind. Daher werden im Folgenden einige rahmende 
Ausführungen zu den Begriffen Migration und Integration sowie dahinterliegen-
den Konzepten vorgenommen.

Migration kann zunächst grundsätzlich als Phänomen von individuellen 
Wanderungsbewegungen bezeichnet werden, das historisch betrachtet einen 
Normalfall darstellt. Dabei wird begriff lich zunächst nicht unterschieden, ob 
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diese Ortswechsel zwischen Stadtteilen, Regionen oder über Ländergrenzen hin-
weg stattfinden (Schammann/Gluns 2021; Hoesch 2018). Über das grundsätzliche 
Verständnis von Migration als menschliche Wanderung hinaus differenzieren 
Schammann/Gluns (2021: 15 ff.) zwischen drei Dimensionen, die auch Grundlage 
unterschiedlicher Definitionen sind (Treibel 2020): einer zeitlichen (z. B. temporäre 
oder permanente Migration), einer räumlichen (z. B. Binnenmigration/internati-
onale Migration/Land-Stadt-Migration) und einer kausalen (Migrationsgründe) 
Dimension. Diese drei Dimensionen können eine Basis zur Analyse von Wande-
rungsbewegungen darstellen. 

Für die vorliegende Arbeit ist insbesondere die räumliche Dimension der Mig-
ration zentral, da Menschen auf der Flucht ein Land verlassen und im unter-
suchten Fall in einem anderen Nationalstaat (Deutschland) um Schutz bitten. 
Das macht sie zu international Migrierenden und zu einer spezifischen Grup-
pe, was soziale Rechte und den Zugang zu nationalstaatlichen Sicherungs- und 
Unterstützungssystemen angeht (weitere Ausführungen dazu in Kapitel 4.3). 
Dahingegen ist die Fluchtmigration in zeitlichen Überlegungen immer auch mit 
der Möglichkeit verbunden, weiter- (Kettenmigration) oder zurück zu migrieren 
(Rückkehrmigration), wenn sich die Umstände im Herkunftsland oder in einem 
(temporären) Aufnahmeland verändern. In Bezug auf die kausale Dimension der 
Wanderungsbewegungen stellt die Migrationsforschung bereits seit einiger Zeit 
fest, dass einfache Kosten-Nutzen-Modelle (Push-Pull-Modell / Humankapital 
Modell) Migration nicht hinreichend begründen können, da bspw. soziale Fakto-
ren wie bestehende Netzwerke und innerfamiliäre Entscheidungsprozesse nicht 
abgebildet werden (z. B. Schammann/Gluns 2021). Darüber hinaus muss Migration 
multikausal begriffen werden, was mit der Etablierung des Begriffs der „mixed 
migration“ einhergeht, um zu beschreiben, dass sich Gründe für Wanderungen 
überlappen, verändern und nicht immer eindeutig identifiziert werden können 
(z. B. Schammann/Gluns 2021; Treibel 2020; Pries 2020; Meier 2023).28 Problema-
tisch ist dies für einen Staat, der Rechte aufgrund spezifischer Migrationsgründe 
gewährt – wie etwa bezogen auf die Gewährung eines Schutzstatus auf Basis 
politischer Verfolgung im Herkunftsland im Bereich Asyl. Die in der vorliegen-
den Arbeit im Fokus stehende Gruppe der geflüchteten Menschen wird daher 
nicht auf Basis des Flucht- bzw. Migrationsgrundes betrachtet, sondern auf Basis 
der Selbstpositionierung innerhalb möglicher rechtlicher Kategorien durch die 
Bewerbung um Asyl in Deutschland – gleich welche individuellen Gründe sich 

28	 Zur damit einhergehenden Debatte nach der Notwendigkeit von Kategorisierungen und Differenzie-
rungen siehe auch Meier (2023).
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tatsächlich hinter diesem Asylbegehren verbergen.29 Damit einher geht eine gewis-
se Komplexitätsreduktion, die keineswegs mit einer Homogenisierung von „den 
Geflüchteten“ zu verstehen ist, sondern lediglich den Fokus der Arbeit schärft.

Der Begriff der Integration ist gegenüber dem Begriff der Migration deutlich 
größeren Debatten unterworfen. Integration ist im Gegensatz zur Migration nicht 
objektiv messbar und unterliegt sowohl wissenschaftlichen wie gesellschaftli-
chen Diskursen um dessen Konzeption und Gestaltung. Ganz unabhängig von 
Migration ist die Integration eine Begriff lichkeit, die grundlegender Bestandteil 
vieler Gesellschaftstheorien ist. Demnach kann Integration als Grundprozess 
von Gesellschaften angesehen werden, der sowohl individuelle Teilhabe als auch 
gesellschaftlichen Zusammenhalt beinhaltet (z. B. Schammann/Gluns 2021). So 
unterscheidet bspw. der Soziologe David Lockwood zwischen der Sozial- und 
Systemintegration: 

„Whereas the problem of social integration focuses attention upon the orderly or conf lictful relati-
onships between the actors, the problem of system integration focuses on the orderly or conf lictful 
relationships between the parts, of a social system.“ (Lockwood 1976: 371) 

Diese Unterscheidung wird bis heute von vielen Forschenden genutzt, um verschie-
dene Dimensionen von Integration analytisch zu fassen. Die verschiedenen theore-
tischen Beiträge von insbesondere Soziolog*innen können Integration zusammen-
fassend als „Zusammenfügen (als Prozess) und Zusammenhalten (als Ergebnis) 
sozial relevanter Einheiten in größere Sozialzusammenhänge“ (Pries 2020: 4) 
beschreiben. Der Unterscheidung Lockwoods in Sozial- und Systemintegration 
folgend, ergeben sich daraus für die Forschung verschiedene „Bezugsebenen und 
-einheiten der Teile und des Ganzen im Integrationsprozess“ (Pries 2020: 5). In 
Bezug auf das vorliegende Forschungsinteresse, das Agieren von Intermediären 
für junge geflüchtete Menschen vor dem Hintergrund wohlfahrtsstaatlicher Hür-
den zu analysieren, spielt eine Mesoebene zwischen Struktur und Individuum 
eine besondere Rolle. Daran anschließend lässt sich der Untersuchung ein dem-
entsprechendes Integrationsverständnis zugrunde legen:

„Soziologen wie Georg Simmel und Norbert Elias behandeln I. [Integration, Anmerkung der Verfas-
serin] ausgehend von einer Meso-Ebene sozialer Verf lechtungen. Individuen oder einzelne Akteure 
werden nicht als ‚asoziale‘, erst durch Sozialisation zu integrierende Einheiten, sondern als phylo-
genetisch und ontogenetisch immer schon in sozialen Verf lechtungsbeziehungen sich entwickelnde 
Wesen gefasst.“ (Pries 2020: 4) 

29	 Auf dieser Basis wird auch von geflüchteten Menschen gesprochen und nicht von Flüchtlingen, da dieser 
Begriff mit der Genfer Flüchtlingskonvention verknüpft ist und damit assoziativ eine Engführung be-
deutet. Für weitere Einordnungen aus unterschiedlichen disziplinären Perspektiven siehe auch Oltmer 
(2023), Rummel (2023), Schmalz (2023). 
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Im Sinne des oben eingeführten prozessualen und relationalen Intermediaritäts-
ansatzes (Kapitel 2.4) kann geschlussfolgert werden, dass Verflechtungsstrukturen 
sowohl die Basis für Sozial- als auch Systemintegration darstellen, in dem ver-
schiedene Akteur*innen und Teilsysteme der Gesellschaft miteinander in Wech-
selwirkung stehen und so „kollektive bzw. strukturelle Gelegenheitsstrukturen 
als Teilhabechancen […] und auch das Wirken kollektiver Akteursgruppen“ (Pries 
2020: 13) sichtbar machen. 

Die Nutzung des Integrationsbegriffs wird jedoch in der sozialwissenschaft-
lichen Forschung seit einigen Jahren diskutiert, da „Integration“ vor allem in der 
öffentlichen Debatte in engem Konnex zu „Migration“ gesehen wird, stark norma-
tiv aufgeladen ist, häufig mit „Krisenszenarien“ verknüpft und mit „Assimiliation“ 
gleichgesetzt wird (z. B. Greve 2018; Hoesch 2018; Sauer/Brinkmann 2016; Treibel 
2020; Schammann/Gluns 2021; Hinger 2023). Vor diesem Hintergrund wurden 
mehrere konzeptionelle Alternativen entwickelt, um sich von diesen Diskursen 
zu entfernen. 

Ludger Pries (2003: 122) schlägt dafür das Konzept der „gesellschaftlichen 
Inkorporation“30 vor:

„Hierunter wird der dynamische, interaktive und ergebnisoffene Prozess der ökonomischen, politi-
schen, sozialen und kulturellen Eingliederung von Migrierenden auf der lokalen, mikro-regionalen, 
nationalen und transnationalen Ebene verstanden.“ 

Dabei werden vier Dimensionen von Inkorporation unterschieden, die in einem 
Verhältnis „der ‚losen Kopplung‘ und ‚wahlverwandtschaftlicher Beziehungen‘“ 
(Pries 2003: 122) zueinander stehen. Kulturelle, soziale, politische und ökonomi-
sche Inkorporationsprozesse stehen nach Pries (2003: 122 f.) darüber hinaus in 
unterschiedlichen Verhältnissen zu vier geographischen Inkorporationsebenen 
(lokal, mikro-regional, national, transnational). Zusammen lassen sich damit 
vielschichtige Inkorporationsprozesse analysieren, die als „zukunfts- und ergeb-
nisoffen“ sowie als „komplex und dialektisch“ im Hinblick auf Selbst- und Fremd-
wahrnehmung verstanden werden können (Pries 2003: 123 ff.). Das Konzept bildet 
demnach eine Grundlage zur Untersuchung komplexer Eingliederungsprozesse.

In den letzten Jahren wird zudem vermehrt der Begriff der „Inklusion“ genutzt, 
um Eingliederungsprozesse zu beschreiben (z. B. Hunger/Rother 2021; Hoesch 
2018; Filsinger 2016; Hinger 2023). Dabei wird hauptsächlich auf den system- bzw. 
differenzierungstheoretischen Ansatz von Michael Bommes (1999) zurückgegrif-
fen (siehe dazu bspw. Hunger/Rother 2021; Hoesch 2018; Hinger 2023). 

30	 Für weitere Ausführungen zum politikwissenschaftlichen Verständnis von Inkorporation siehe z. B. 
Hans (2016).
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„Die Voraussetzung der Exklusion der Individuen als Ganze ist unter Bedingungen funktionaler Dif-
ferenzierung die Basis des Misslingens der Inklusion in Funktionssysteme und ihre Organisationen. 
Entsprechend sind organisatorische Anstrengungen der Schaffung von Inklusionschancen und der 
Motivierung von Inklusionsbereitschaften in der modernen Gesellschaft charakteristisch. Gleichwohl 
geht es nie um die Integration von Individuen in die Gesellschaft, sondern um die Organisation von 
dif ferenzierten Teilnahmechancen.“ (Bommes 1999: 46)

Hierbei wird angenommen, dass Individuen in modernen funktional differen-
zierten Gesellschaften prinzipiell der Weg in alle Teilbereiche der Gesellschaft 
offen steht, „sie sind nicht – wie in ständischen Gesellschaften – durch familiär 
vermittelte Inklusion auf ein Teilsystem beschränkt“ (Hoesch 2018: 111). Aus dieser 
theoretischen Perspektive bedingt dies zunächst, dass alle Individuen exkludiert 
sind und „individuell nach Inklusion in den für sie relevanten Teilbereichen wie 
Recht, Erziehung, Wirtschaft, Gesundheit etc.“ (Hoesch 2018: 111) streben. Inklu-
sion ist demnach Ziel aller Einwohner*innen eines Staates, unabhängig von der 
Migrationserfahrung (Hinger 2023: 321 f.). Migration kann jedoch als Strategie 
genutzt werden, Inklusion zu verschiedenen Teilbereichen zu verwirklichen. Dabei 
wirkt nach Bommes (1999) die Staatsbürgerschaft insbesondere in nationalen 
Wohlfahrtsstaaten als Filter, „der den Zugang zu Teilsystemen erleichtern oder 
blockieren kann“ (Hoesch 2018: 112).

„Der Wohlfahrtsstaat als sozialer Ausgleichsmechanismus nach innen errichtet eine Ungleichheits-
schwelle nach außen, die durch Migranten überschritten wird und die damit die Frage provoziert, in 
welchem Verhältnis sie zu den Leistungen des Wohlfahrtsstaates stehen. […] Orientiert an diesem 
Kriterium wird er zum Filter für die Versuche von Migranten, Inklusionschancen in die Funktions-
systeme und ihre Organisationen durch geographische Mobilität zu realisieren.“ (Bommes 1999: 16)

Der Begriff der Inklusion als Alternative zu Integration steht demnach in enger 
Verknüpfung zu einer spezifischen theoretischen Grundlage, die die Exklusion in 
modernen Gesellschaften als Normalfall deklariert. Die oben bereits beschriebe-
ne Relevanz einer zwischen Individuen und Teilbereichen liegenden Mesoebene 
kann mit dieser Perspektive nicht ausreichend berücksichtigt werden, weshalb im 
Folgenden nicht von Inklusion im systemtheoretischen Sinne gesprochen wird. 
Darüber hinaus steht das systemtheoretische Verständnis von Integration als 
Inklusion bzw. Einschluss (vs. Exklusion/Ausschluss) in relevante Teilsysteme der 
funktional differenzierten Gesellschaft in begriff licher Konkurrenz zur Inklusion 
als Prozess der Teilhabe von Menschen mit Behinderung in verschiedenen Berei-
chen (z. B. Schule; z. B. Saalfrank/Zierer 2017; Heimlich/Kahlert 2014). So wird 
bspw. in der bildungswissenschaftlichen Forschung, insbesondere aber in der 
öffentlichen Debatte und in den Medien „Inklusion“ nicht als migrationsbezogenes 
Phänomen besprochen und kann insbesondere im Wissenschaft-Praxis-Dialog zu 
Missverständnissen führen. 
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Vertreter*innen einer postmigrantischen Perspektive verstehen Integration 
über Migrant*innen hinaus als Teilhabeprozesse aller diskriminierten und mar-
ginalisierten Gruppen einer Gesellschaft (z. B. Foroutan 2020) und versuchen in 
einem normativ-ethischen Forschungsprozess zu einer Teilhabepolitik (statt Inte-
grationspolitik) beizutragen, die unabhängig von Migration und Migrant*innen 
als Zielgruppe gedacht wird. Während der Ansatz sicher hilfreich ist, um zu einem 
ganzheitlicheren Verständnis von Sozial- und Systemintegration zu kommen, 
sollte nicht außer Acht gelassen werden, dass Teilhabeprozesse sowie Mecha-
nismen der Diskriminierung und Exklusion häufig nur zielgruppenspezifisch 
beschreibbar sind. Zunächst ist demnach relevant, diese Exklusionsmechanismen 
aufzudecken und mit spezifischen politischen und gesellschaftlichen Prozessen in 
Verbindung bringen zu können. Auf der Basis erst ist ein Aufbruch in eine post-
migrantische Gesellschaft mit den entsprechenden Veränderungen in Bezug auf 
verschiedene Rahmenbedingungen möglich. Ebenso verhält es sich mit anderen 
marginalisierten Gruppen, die teilweise auf anderer Basis Diskriminierung und 
Ausgrenzung erfahren.

Die Analyse der vorliegenden Arbeit bezieht sich auf die Integrationspolitik 
bzw. spezifische Unterstützungsstrukturen durch die Soziale Arbeit als inte-
grationspolitische Instrumente und deren Implikationen für junge geflüchte-
te Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Arbeit. Daher ist der Begriff der 
Integration insbesondere auch im politischen Kontext relevant, um dahinter-
liegende Integrationsverständnisse sowie das Agieren integrationspolitischer 
Akteur*innen zu verstehen und Folgen für die Betroffenen ableiten zu können 
(Hinger 2023: 322 f.). Die jetzige Integrationspolitik basiert auf einem Integrations-
verständnis, das durch ein spezifisches (migrationsbezogenes) Selbstverständnis 
in Deutschland geprägt ist – nämlich lange Zeit die Leugnung, eine Einwande-
rungsgesellschaft zu sein (z. B. Bendel/Borkowski 2016; Hoesch 2018; Ratzmann/
Bauer 2020; Schammann/Gluns 2021).31 Gerade dieses Integrationsverständnis 
ruft (in der Verschränkung mit spezifischen wohlfahrtsstaatlichen Prinzipien 
und strukturellen Rahmenbedingungen, siehe auch Kapitel 4.1.2 und 4.1.3) erst 
Exklusionsmechanismen für Teilgruppen der Gesellschaft hervor. 

Auf Basis der diskutierten Literatur wird in der vorliegenden Arbeit weiterhin 
der Begriff der Integration genutzt – mit einem Fokus auf relational angelegte 
Teilhabeprozesse, die sowohl auf einer individuellen Ebene als auch auf der Ebene 
der Rahmenbedingungen stattfinden und die Grundlage für gesellschaftlichen 
Zusammenhalt bilden.

31	 Die Entwicklung des Integrationsverständnisses auf Bundesebene würde an dieser Stelle zu weit führen, 
soll aber in Kapitel 4.3.2 aufgenommen und ausgeführt werden.



3.	 Methodik

Vor dem Hintergrund des oben beschriebenen theoretischen Rahmens zur Unter-
suchung von wohlfahrtsstaatlichen Hürden für junge geflüchtete Menschen im 
Übergang Schule-Ausbildung-Beruf sowie der Handlungsstrategien von inter-
mediären Akteur*innen im Umgang mit diesen Hürden soll im Folgenden die 
methodische Vorgehensweise beschrieben werden. Einerseits sollen Einsichten 
über die Gestalt und das Zusammenwirken verschiedener Strukturen generiert 
werden. Andererseits geht es um die Handlungsorientierungen der Integration 
Intermediaries, die junge geflüchtete Menschen unterstützen. In beiden Fällen 
wird ein qualitatives Vorgehen als zielführend angesehen, um hierbei zu Erkennt-
nissen zu gelangen.

Ausgangspunkt der methodischen Umsetzung der Untersuchung sind die in 
Kapitel 2.4 vorgestellten Forschungsfragen, die vor dem Hintergrund des theore-
tischen Rahmens mit seinen drei zentralen Perspektiven auf Interdependenzen, 
Wechselwirkungen und Interaktionen beantwortet werden sollen. Die metho-
dische Übersetzung dieser Anliegen findet mit Hilfe der qualitativen Inhalts-
analyse nach Kuckartz/Rädiker (2022) sowie mittels unterschiedlicher Zugänge 
statt. Verschiedene Spielarten der qualitativen Inhaltsanalyse werden hierfür mit 
unterschiedlichem Material kombiniert und sollen in einer Methodentriangulation 
zur adäquaten Bearbeitung des Forschungsinteresses führen (Abbildung 7). 

In einem ersten Schritt wird die qualitative Inhaltsanalyse nach Kuckartz/
Rädiker (2022) in ihren Grundlagen und Prinzipien vorgestellt (Kapitel 3.1). Die 
folgenden Kapitel beschäftigen sich dann mit der Konkretisierung der Methoden 
nach Zugangsform in Verbindung mit den zu beantwortenden Forschungsfragen. 
So geht es in Kapitel 3.2 um die Dokumentenanalysen, die für die Identifizierung 
wohlfahrtsstaatlicher Barrieren und für die Untersuchung von Einflussfaktoren 
auf die Arbeit der Integration Intermediaries genutzt werden sollen. Je nach For-
schungsfrage werden hierbei unterschiedliche Dokumente mittels qualitativer 
Inhaltsanalyse untersucht. Kapitel 3.3 beschäftigt sich mit Sekundäranalysen von 
qualitativem Interviewmaterial, die zur Charakterisierung der wohlfahrtsstaat-
lichen Hürden für junge geflüchtete Menschen in Deutschland beitragen sollen. 
Auch hier kommt die qualitative Inhaltsanalyse als Auswertungsmethodik zum 
Einsatz. Schließlich werden in Kapitel 3.4 die selbst konzipierten und durchge-
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führten leitfadengestützten Interviews vorgestellt, die zur Beantwortung der 
Frage nach den Handlungsorientierungen im Umgang mit wohlfahrtsstaatlichen 
Hürden durch die Integration Intermediaries dienen. 

Abbildung 7: Methodentriangulation im Kontext der Forschungsfragen

Quelle: eigene Darstellung

So lässt sich bezüglich der Forschungsfragen zusammenfassen, dass Erkenntnisse 
zu wohlfahrtsstaatlichen Hürden für junge geflüchtete Menschen im Übergang 
Schule-Ausbildung-Beruf aus Dokumenten- und Sekundäranalysen gewonnen 
werden sollen. Dahingegen werden zur Analyse der Funktion von Integration 
Intermediaries vor dem Hintergrund dieser Hürden Dokumentenanalysen und die 
Auswertung eigener qualitativer Interviews genutzt. Die jeweiligen Auswertungen 
werden auf Basis verschiedener Spielarten der qualitativen Inhaltsanalyse nach 
Kuckartz/Rädiker (2022) konkretisiert.
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3.1	 Qualitative Inhaltsanalyse

Die qualitative Inhaltsanalyse kann insgesamt als ein Versuch der Systematisie-
rung qualitativer Auswertung von verschiedenem Material verstanden werden 
und bezieht sich insbesondere auf Texte (z. B. Interviews, Dokumente, etc.)32. 
Damit soll „Anekdotismus“ vermieden und eine Nachvollziehbarkeit für Scientific 
Community sowie Leser*innen und Vertrauen in Forschung hergestellt werden 
(Kuckartz/Rädiker 2022: 33). In den Sozialwissenschaften bezieht man sich in den 
letzten Jahren bei der Anwendung der qualitativen Inhaltsanalyse meist entwe-
der auf Philipp Mayring (2022) oder auf Udo Kuckartz (2016; seit der aktuellsten 
Neuauflage gemeinsam mit Stefan Rädiker, Kuckartz/Rädiker 2022). Nach ein-
gehender Recherche zu beiden Ansätzen, die im Grunde dasselbe versuchen, fiel 
die Entscheidung bei der vorliegenden Arbeit für die Nutzung der qualitativen 
Inhaltsanalyse nach Kuckartz/Rädiker (2022). Auschlaggebend hierfür war das 
eigene Forschungsinteresse, das sich mit den von Kuckartz/Rädiker (2022) vor-
geschlagenen drei Varianten (s. u.) besser umsetzen ließ als mit den von Mayring 
(2022) beschriebenen Umsetzungsformen qualitativer Inhaltsanalyse. Daher wird 
im Folgenden nur noch auf einen Ansatz verwiesen. Zunächst sollen die Grundla-
gen und Merkmale der qualitativen Inhaltsanalyse nach Kuckartz/Rädiker (2022) 
vorgestellt werden. Zum Schluss dieses Unterkapitels werden dann die drei Vari-
anten der Methode benannt und kurz erläutert. Sie bilden den Ausgangspunkt 
der methodischen Konkretisierung für das vorliegende Forschungsvorhaben.

Kuckartz/Rädiker (2022: 39) definieren die qualitative Inhaltsanalyse als 

„systematische und methodisch kontrollierte wissenschaftliche Analyse von Texten, Bildern, Filmen 
und anderen Inhalten von Kommunikation […]. Es werden nicht nur manifeste, sondern auch latente 
Inhalte analysiert. Im Zentrum der qualitativen Analyse stehen Kategorien, mit denen das gesamte 
für die Forschungsfrage(n) bedeutsame Material codiert wird. Die Kategorienbildung kann deduktiv, 
induktiv oder deduktiv-induktiv erfolgen. Die Analyse geschieht primär qualitativ, kann aber auch 
quantitativ-statistische Auswertungen integrieren; sie kann sowohl kategorienorientiert als auch 
fallorientiert erfolgen.“

Diese Definition beinhaltet verschiedene Aspekte, die es zu erläutern gilt. Ganz 
grundsätzlich geht es bei der qualitativen Inhaltsanalyse um das Verstehen und 
Interpretieren von Material: „Ein wichtiger Orientierungspunkt für die Auswer-
tung qualitativer Daten sind allgemeine Überlegungen zum Verstehen und insbe-
sondere zum Verstehen und Interpretieren von Texten.“ (Hermeneutik; Kuckartz/
Rädiker 2022: 24) Aus Überlegungen zur Hermeneutik ergeben sich verschiedene 

32	 Die Methode lässt sich jedoch ebenfalls auf Bild- und Tonmaterial anwenden, wobei in den Sozialwis-
senschaften sicherlich ein Schwerpunkt auf Texten liegen mag. Siehe dazu auch Kuckartz/Rädiker (2022: 
39).
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relevante Aspekte für eine qualitative Analyse. So müssen die Entstehungsbedin-
gungen des Materials ebenso berücksichtigt werden wie das eigene Vorverständnis 
als Forscher*in. Darüber hinaus spielen Kommunikationskontexte eine Rolle für 
das Verstehen, bspw. durch unterschiedliche Sprachen oder typische Handlungs-
praktiken („Hermeneutische Differenz“; Kuckartz/Rädiker 2022: 26 f.). „Mit einem 
Vorverständnis, mit Vermutungen über den Sinn des Textes, geht man an den Text 
heran, liest ihn in seiner Gänze, erarbeitet sich den Text, was zu einer Weiterent-
wicklung des ursprünglichen Vorwissens fuhrt“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 26) und 
sich als „Hermeneutischer Zirkel“ bzw. „Hermeneutische Spirale“ bezeichnen lässt. 
Daraus lässt sich für die qualitative Inhaltsanalyse eine „Logik der Anwendung“ 
und eine „Logik der Entdeckung“ ableiten (Kuckartz/Rädiker 2022: 28). So ergibt 
sich aus verschiedenen Aspekten über das Verstehen die Implikation, diese als 
Forscher*in miteinzubeziehen und zu reflektieren.

Was die qualitative Inhaltsanalyse darüber hinaus auszeichnet und was sich 
auch an der breiten Definition oben zeigt, ist, dass sie eine Methode ist und keine 
Methodologie, d. h. „sie setzt keine bestimmte Zugangsweise zu dieser Welt und 
ihren sozialen Problemen voraus“ und besitzt „keine Hintergrundtheorie“ (Kuck-
artz/Rädiker 2022: 46). Damit einher geht auch ein hoher Grad an Flexibilität; die 
qualitative Inhaltsanalyse „kann sowohl mit einem aus der Theorie abgeleiteten 
Kategoriensystem arbeiten als auch mit Kategorien, die gänzlich am Material 
entwickelt wurden“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 50). Außerdem lassen sich sehr unter-
schiedliche Arten von Texten (und darüber hinaus) analysieren (Kuckartz/Rädiker 
2022: 50). Dabei spielt der Prozess der „Kategorisierung“ eine zentrale Rolle, der 
auch unabhängig von der konkreten Methode „auf Wahrnehmung und aktive 
geistige Tätigkeit angewiesen“ ist, wobei „eine Emergenz von Kategorien in dem 
Sinne, dass Dingen der äußeren Welt eingeschrieben wäre, um welche Kategorie, 
[…] es sich handelt“ nicht existiert (Kuckartz/Rädiker 2022: 54). Für die qualitati-
ve Inhaltsanalyse unterscheiden Kuckartz/Rädiker (2022: 56 f.) sieben Arten von 
Kategorien (Tabelle 1).
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Tabelle 1: Sieben Arten von Kategorien im Rahmen einer qualitativen Inhaltsanalyse

Art der Kategorie Beschreibung 
Formale Kategorie „Daten und Informationen über die zu analysierenden Einheit“ („Länge des 

Interviews in Minuten“, „Anzahl der Wörter“, etc.) 
Fakten-Kategorie „objektive oder vermeintlich objektive Gegebenheiten“ (Beruf, Ort, Ereignis) 
Thematische Kategorie „Thema, auch ein bestimmtes Argument, eine bestimmte Denkfigur“, hat die 

„Funktion von Zeigern“ (z. B. „Politisches Engagement“, „Konsumverhalten“, etc.) 
Evaluative, skalierende 
Kategorie 

„Bewertungen bestimmter Daten aufgrund von Bewertungsmaßstäben“ (z. B. 
„Helfersyndrom“ in drei Ausprägungen: „ausgeprägt“, „wenig ausgeprägt“, 
„nicht ausgeprägt“) 

Analytische Kategorie Über die reine Beschreibung hinaus, „Resultat der intensiven Auseinander-
setzung der Forschenden mit den Daten“, bspw. Implikationen der von den 
Interviewten besprochenen Themen 

Theoretische Kategorie „besondere Form analytischer Kategorien“, abgeleitet von Theorien, deduktiv 
(„Theoretische Kategorien können ohne Ansehen der Daten vorab gebildet 
werden.“) 

Natürliche Kategorie „In-vivo-Codes“, Terminologie aus dem Material, „Übergang zu analytischen 
Kategorien ist fließend, denn die Akteure benutzen diese Begriffe, um sich 
selbst und anderen die Phänomene ihrer Alltagswelt zu erklären“ 

Quelle: eigene Darstellung nach Kuckartz/Rädiker (2022: 56 f.)

Für die Analyse sind über die diese sieben Arten von Kategorien hinaus Ordnungs-
kategorien relevant, die im Rahmen des Auswertungsprozesses zur Strukturie-
rung genutzt werden (ähnlich wie „Überschriften“ in einem Beitrag oder Buch). 
Den Mehrwert der Analyse anhand von Kategorien sehen die Autoren in einer 
Förderung der analytischen Sensibilität und einen damit verbundenen Reflexi-
onsprozess bei der Durchführung. Aus der zentralen Bedeutung von Kategorien 
ergibt sich darüber hinaus, dass „Kategorienarten und die Formen des Codierens 
[…] aufs Engste miteinander verbunden“ sind (Kuckartz/Rädiker 2022: 57).33

Die zentrale Bedeutung von Kategorien für die qualitative Inhaltsanalyse 
bedingt die Entwicklung eines Kategoriensystems (Gesamtheit aller Kategori-
en), das linear, als Hierarchie oder als Netzwerk strukturiert werden kann. Bei 
linearen Listen befinden sich die Kategorien alle auf einer Ebene, wohingegen 
hierarchische Kategoriensysteme aus Ober- und Unterkategorien bestehen und am 
häufigsten genutzt werden. Als Netzwerke angelegte Kategoriensysteme zeigen 
nicht nur hierarchische Bezüge an, sondern auch andere Formen der Verknüpfung 
der einzelnen Kategorien (Kuckartz/Rädiker 2022: 61 f.). „Kategoriensysteme soll-
ten einen inneren Zusammenhang besitzen und ihr Aufbau sollte plausibel und 

33	 Weitere Ausführungen zur Beziehung der Begriffe Kategorie und Code finden sich bei Kuckartz/Rädiker 
(2022: 58 ff.). Die sich die Differenzierung mitunter schwierig gestaltet, wird in der vorliegenden Arbeit 
insbesondere der Begriff Kategorie genutzt, der sowohl das deduktive wie das induktive Entwickeln von 
Kategorien umschließt. Das codieren von Material führt zu Codes, die zusammen ein Kategoriensystem 
bilden und Grundlage der Analyse bilden.
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nachvollziehbar sein.“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 63) Das geht mit verschiedenen 
Anforderungen an das Kategoriensystem einher, die in Kasten 1 aufgeführt sind. 

Kasten 1: Anforderungen an ein Kategoriensystem
–	� „Die Kategorien stehen in enger Beziehung zu den Forschungsfragen.“
	� („Ziel der Studie“ vor Augen)
–	� „Die Kategorien sind erschöpfend.“
	� (empirisch zu klären)
–	� „Die Kategorien sind trennscharf, je nach Anwendungsfall auch disjunkt.“
	� (Relevanz „präziser Kategoriendefinition“)
–	� „Die Kategorien sind wohlformuliert.“
	� („Abgrenzungen“ / „passende Begriffe“)
–	� „Die Kategorien bilden zusammengenommen eine Gestalt.“
	� („innere Kohärenz“ / „vergleichbarer Grad an Allgemeinheit“)
–	� „Die Subkategorien sind Dimensionen, Ausprägungen oder Unteraspekte ihrer Ober-

kategorie.“
	� (abnehmender Abstraktionsgrad „mit jeder niedrigeren Hierarchiestufe“)
–	� „Die Kategorien sind verständlich und nachvollziehbar.“
	� („nicht zu kompliziert“ / „für die Codierenden als auch für die […] Rezeption der 

Studie“)
Quelle: eigene Darstellung nach Kuckartz/Rädiker (2022: 63 f f.)

Aus den Anforderungen an das Kategoriensystem geht bereits hervor, dass dieses 
in gewissem Sinne systematisch für das Forschungsinteresse entwickelt wird. 
„Die Art und Weise der Kategorienbildung hängt in starkem Maße von der For-
schungsfrage, der Zielsetzung der Forschung und dem Vorwissen ab, das bei 
den Forschenden über den Gegenstandsbereich der Forschung vorhanden ist.“ 
(Kuckartz/Rädiker 2022: 70) Darüber hinaus ist es für „die qualitative Inhalts-
analyse als einem regelgeleiteten Verfahren […] sehr wichtig, gleichzeitig mit der 
Konstruktion des Kategoriensystems auch Kategoriendefinitionen zu formulie-
ren“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 65). Elemente einer Kategoriendefinition finden sich 
in Tabelle 2 und machen deutlich, dass dies insbesondere relevant wird, wenn 
mehrere Personen am selben Datenmaterial arbeiten. Aber auch für einzelne 
Forscher*innen kann es sinnvoll sein, solche Kategoriendefinitionen anzulegen, 
weil sie mit einem Reflexionsprozess zur Funktion der einzelnen Kategorien ein-
hergehen und dabei helfen, den Bezug zu den Forschungsfragen nicht zu verlieren.

Eng verknüpft mit der Erstellung des Kategoriensystems ist der „Prozess des 
Identifizierens und Klassifizierens von einschlägigen Textstellen und das damit 
verbundene Codieren“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 67). Dabei können Textstellen 
entweder unter bereits gebildete Kategorien subsummiert werden oder neue 
Kategorien erstellt werden, die das „Phänomen, welches man in den empirischen 
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Daten erkannt hat“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 67) beschreiben. „Im Rahmen der 
qualitativen Inhaltsanalyse werden in der Regel Sinneinheiten codiert und nicht 
vorab Codiereinheiten bestimmt, das bedeutet, dass sich die codierten Segmente 
durchaus überlappen können oder ineinander verschachtelt sein können.“ (Kuck-
artz/Rädiker 2022: 69)

Tabelle 2: Elemente einer Kategoriendefinition

Name der Kategorie Möglichst prägnante Bezeichnung 
Inhaltliche Beschreibung Beschreibung der Kategorie, ggf. mit theoretischer Anbindung 
Anwendung der Kate-
gorie 

„Kategorie xy“ wird codiert, wenn folgende Aspekte genannt werden… 

Beispiele für Anwen-
dungen 

Zitate mit Quellenangaben (Dokument; Absatz bzw. Seite)
„[…] es müssen Beispiele ausgewählt werden, die möglichst typisch für eine 
Kategorie sind.“ 

Weitere Anwendungen
(optional) 

Die Kategorie wird auch codiert, wenn…
Zitate mit Quellenangabe (Dokument; Absatz bzw. Seite) 

Abgrenzung zu anderen
Kategorien (optional) 

Die Kategorie wird nicht codiert, wenn…:
…sondern in diesem Fall wird Kategorie z verwendet
Zitate mit Quellenangabe (Dokument; Absatz bzw. Seite) 

Quelle: eigene Darstellung nach Kuckartz/Rädiker (2022: 66)

In der Praxis lässt sich unterscheiden zwischen einer deduktiven und einer 
induktiven Kategorienbildung, die mehr oder weniger stark mit dem Prozess 
des Codierens verknüpft sind. Die „Deduktive Kategorienbildung erfolgt weit-
gehend unabhängig von den erhobenen Daten“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 71) und 
kann sich auf unterschiedliche Quellen beziehen. Wie bereits oben bei der Art der 
„theoretischen Kategorie“ beschrieben, bilden theoretische Überlegungen eine 
mögliche Grundlage zur Bildung von Kategorien. Dies geht mit der Anforderung 
einher, Theorie, Forschungsfragen und Kategorien in Einklang zu bringen. Ebenso 
können Interviewleitfäden mit den darin enthaltenen Vorüberlegungen oder der 
Forschungsstand zum Thema in Kategorien übersetzt werden. Daneben spielen 
auch Hypothesen, Vermutungen, Alltagswissen und persönliche Erfahrungen eine 
Rolle für die deduktive Entwicklung von Kategorien (Kuckartz/Rädiker 2022: 72 f.). 

Bei der induktiven Kategorienbildung hingegen spielt das empirische Material 
eine zentrale Rolle: „In der qualitativen Forschung wird sehr häufig die Bildung 
von Kategorien direkt am Material praktiziert, eine Vorgehensweise, die meist als 
induktive Kategorienbildung bezeichnet wird.“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 82) Diese 
Herangehensweise ist also ein „aktiver Konstruktionsprozess, der besser oder 
schlechter gelingen kann“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 82) und der mit hohen Anfor-
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derungen an die Forscher*innen einher geht: „Kategorienbildung am Material34 
ist ein aktiver Konstruktionsprozess, der theoretische Sensibilität und Kreativität 
erfordert.“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 82) Die Autoren stellen hierzu eine Guideline 
für die induktive Kategorienbildung auf, die den Prozess systematisiert. So soll 
zunächst das „Ziel der Kategorienbildung auf der Grundlage der Forschungsfrage“ 
(Kuckartz/Rädiker 2022: 90) bestimmt werden. Danach geht es darum, sich mit den 
Daten vertraut zu machen und den Umfang des zu codierenden Materials festzu-
legen. Dieses Material wird dann schrittweise bearbeitet, wobei direkt am Text 
Kategorien gebildet werden. Dies ist ein konstruktiver, zu reflektierender Akt, der 
eine gewissen Offenheit dem Material gegenüber voraussetzt. Zuletzt wird das 
so entstandene Kategoriensystem systematisiert und organisiert. Grundsätzlich 
ist die qualitative Inhaltsanalyse dabei offen gegenüber einer kontinuierlichen 
Anpassung an die empirischen Daten (Kuckartz/Rädiker 2022: 90 ff.). 

Neben einer rein deduktiven und einer rein induktiven Entwicklung von 
Kategorien für die Analyse finden sich in der wissenschaftlichen Praxis auch 
Mischformen. „Die Mischung von deduktiver A-priori-Kategorienbildung und 
induktiver Kategorienbildung am Material geschieht nahezu ausschließlich in 
einer Richtung: Es wird mit deduktiven Kategorien begonnen und im zweiten 
Schritt folgt die Bildung von Kategorien bzw. Subkategorien am Material, wes-
halb auch von deduktiv-induktiver Kategorienbildung gesprochen werden kann.“ 
(Kuckartz/Rädiker 2022: 102) So können also zunächst einige Kategorien auf Basis 
der Forschungsfragen, theoretischen Annahmen oder dem Interviewleitfaden 
gebildet werden und bilden dann einen Ausgangspunkt für die weitere Analyse. 
„Die Kategorien fungieren als eine Art Suchraster, d. h., das Material wird auf 
das Vorkommen des entsprechenden Inhalts durchsucht und grob kategorisiert.“ 
(Kuckartz/Rädiker 2022: 102 f.) Induktiv werden dann bspw. weitere Subkategorien 
gebildet. Über das von Kuckartz/Rädiker (2022) vorgeschlagene Verfahren zur 
deduktiv-induktiven Kategorienbildung hinaus sind jedoch weitere Mischformen 
denkbar, wenn bspw. sehr explorativ aus dem Material heraus bestimmte Sachver-
halte rekonstruiert werden sollen. Dabei kann es zielführend sein, auch weitere 
Oberkategorien induktiv abzuleiten und nicht nur Subkategorien am Material 
zu entwickeln. 

Vor dem Hintergrund der beschriebenen Punkte zur Relevanz von Kategorien, 
der Entwicklung eines Kategoriensystems sowie der deduktiven wie induktiven 
Bildung von Kategorien stellen Kuckartz/Rädiker (2022: 106 f.) ein allgemeines 

34	 „Hierfür gelten nicht die Maßstäbe der Übereinstimmung von Codierenden und der Anspruch von 
Intracoder- und Intercoder-Übereinstimmung. Anders verhält es sich mit der Anwendung von Kate-
gorien auf das Material: Hier ist die Forderung nach Übereinstimmung der Codierenden in jedem Fall 
gerechtfertigt.“ Kuckartz/Rädiker (2022: 82 f.)
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Ablaufmodell qualitativer Inhaltsanalyse auf, das aus fünf zentralen Phasen 
besteht. Alle Schritte haben engen Bezug zu den konkreten Forschungsfragen 
der Untersuchung. Nach einer Textarbeit und der Exploration der Daten (1) geht 
es darum, Kategorien zu bilden (2) und die Daten zu codieren (3). Diese codierten 
Daten werden im Anschluss analysiert (4) und in eine Darstellung von Ergebnissen 
(5) überführt. Insgesamt ist das so entstehende Ablaufmodell gekennzeichnet 
durch eine zyklische Anlage und damit weniger linear vordefiniert. Das zeigt sich 
auch in Bezug auf die Forschungsfragen: „Die Forschungsfragen werden zwar 
zu Beginn gestellt, bleiben aber dann nicht – wie im klassischen hypothetiko-
deduktiven Modell – unverändert bestehen, um am Ende der Analyse beantwortet 
zu werden, sondern sie spielen in jeder der fünf Phasen eine zentrale Rolle und 
können sich sogar während des Analyseprozesses noch – innerhalb bestimmter 
Leitplanken – dynamisch verändern: Sie können präzisiert werden, neue Aspekte 
können sich in den Vordergrund schieben und unerwartete Zusammenhänge 
können entdeckt werden.“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 106 f.)

In Bezug auf die Auswertung können insbesondere zwei Perspektiven einge-
nommen werden, die eine Basis für die Ergebnisaufbereitung darstellen: „Zentral 
für die qualitative Inhaltsanalyse ist die Idee der Strukturierung des Materials 
durch zwei Dimensionen, nämlich Fälle und Kategorien. Fälle, das sind meistens, 
wie etwa bei einer Interviewstudie die Forschungsteilnehmenden. Es können aber 
auch Familien, Institutionen, Organisationen als Analyseeinheiten, als Fälle, einer 
Studie definiert werden.“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 108) Aus diesen zwei Dimensi-
onen ergibt sich eine Matrix, die Analysen aus einer fallorientierten Perspektive 
und einer kategorienorientierten Perspektive erlauben. Dabei können Fallzusam-
menfassungen auf Basis unterschiedlich vieler Themen entstehen (fallorientierte 
Perspektive) oder „Aussagen aller Personen des Sample zu einem bestimmten 
Thema“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 109) zusammengefasst werden (kategorienori-
entierte Perspektive). 

Unabhängig von dem allgemeinen Ablaufmodell unterscheiden Kuckartz/
Rädiker (2022) zwischen drei Varianten der qualitativen Inhaltsanalyse, die je 
nach Fragestellung und Ziel der Untersuchung umgesetzt werden können: eine 
inhaltlich strukturierende qualitative Inhaltsanalyse, eine evaluative qualitative 
Inhaltsanalyse und eine typenbildende qualitative Inhaltsanalyse. Alle drei Vari-
anten stellen Auswertungsverfahren dar, die komprimierend bzw. resümierend, 
systematisch, sprachbezogen, regelgeleitet und kategorienbasiert funktionieren 
(Kuckartz/Rädiker 2022: 111 f.). Darüber hinaus unterscheiden sich die drei Ver-
fahren jedoch in ihrem „Output“. Die inhaltlich strukturierende qualitative Inhalts-
analyse wird als „Kernmethode“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 104) bezeichnet, die typi-
scherweise in mehreren Codierdurchläufen auf Basis deduktiv und/oder induktiv 
gebildeten Kategorien erfolgt. „In den meisten Fällen kommt ein mehrstufiges 
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Verfahren der Kategorienbildung und Codierung zur Anwendung.“ (Kuckartz/
Rädiker 2022: 129) Bei der evaluativ qualitativen Inhaltsanalyse geht es hingegen 
um die „Einschätzung, Klassifizierung und Bewertung“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 
157) des Datenmaterials und die Vergabe von evaluativen Kategorien (Kuckartz/
Rädiker 2022: 104). „Auf die Kategorienbildung aufbauende Zusammenhangs-
analysen erlauben es, im Anschluss an die evaluative Codierung Vermutungen 
über Zusammenhänge explorativ zu untersuchen […]“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 
157) Die typenbildende qualitative Inhaltsanalyse baut auf einer inhaltlich struk-
turierenden oder evaluativen qualitativen Inhaltsanalyse auf und hat das Ziel 
der Entwicklung einer Typologie (Kuckartz/Rädiker 2022: 104). „Der eigentliche 
Kern der Typenbildung ist die Suche nach mehrdimensionalen Mustern, die das 
Verständnis eines komplexen Gegenstandsbereichs oder eines Handlungsfeldes 
ermöglichen.“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 176 f.)

Für die unterschiedlichen Forschungsfragen, die in der vorliegenden Arbeit 
beantwortet werden sollen, werden verschiedene Varianten der qualitativen 
Inhaltsanalyse nach Kuckartz/Rädiker (2022) genutzt und anhand von unter-
schiedlichem Material vor dem Hintergrund des in Kapitel 2.4 beschriebenen 
prozessualen und relationalen Intermediaritätsansatzes mit seinen drei zentralen 
Perspektiven bearbeitet.

3.2	 Dokumentenanalysen

Ein spezifischer Zugang zu relevantem Inhalt kann über eine Dokumentenana-
lyse erreicht werden. Diese kann verstanden werden als ein „spezifisches sozial-
wissenschaftliches Instrument der Datengewinnung“ (Schmidt 2017: 444). Dabei 
befinden sich die Dokumentenanalysen in den Sozialwissenschaften aufgrund 
„ihrer Vielfalt mit ihren zahlreichen Schnittmengen zu anderen Methoden wie 
auch Disziplinen“ (Hoffmann 2018: 18) in einer Art „Schwellenposition“. 

„Sie hat keinen eindeutigen Ort, reklamiert kein eigenes Terrain, sondern erscheint in vielerlei Hin-
sicht an Schnittstellen: Es variieren wissenschaftstheoretische wie methodologische Einordnung, 
Status, Funktion, Stellenwert und Verständnis von ‚Dokumenten‘ innerhalb des Forschungsprozes-
ses sowie das konkrete Vorgehen und – wie gesehen – auch die Bezeichnung des Verfahrens selbst.“ 
(Hoffmann 2018: 18)

Gegenstand der Dokumentenanalyse ist die Untersuchung von Texten, die nicht 
durch den Erhebungsprozess selbst hervorgebracht wurden („vorgefundene Doku-
mente“, Hoffmann 2018: 32). 
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„Beispiele sind etwa technische Regeln und Ablaufpläne, dokumentierte Qualitätsprüfungen, Haus-
ordnungen, Notfallpläne, aber auch Finanzberichte, Verkaufsanalysen und Geschäftsberichte, Aus-
bildungspläne, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, Arbeitsplatzbeschreibungen und Eingrup-
pierungsverfahren, Zielvereinbarungen mit einzelnen Abteilungen, Teams oder Beschäftigten und 
daran anschließende Leistungsdokumentationen in Betrieben oder Verwaltungen, aber auch (Haus-)
Tarif verträge mit Gewerkschaften sowie Satzungen von Unternehmen und Non-Profit-Organisatio-
nen, etwa von Vereinen, oder politische Programme und sonstige Beschlüsse von Parteien.“ (Schmidt 
2017: 444)

Darüber hinaus eignen sich auch Gesetze, Verordnungen, Verträge, Urteile und 
weiteres für eine Dokumentenanalyse. Die ausgewählten Dokumente können 
dabei unterschiedliche Adressat*innen haben und verschiedene Formen anneh-
men. Darüber hinaus können sie unterschiedlich einfach zugänglich sein (öffent-
lich vs. intern; Schmidt 2017: 446 f.). Allerdings haben insbesondere öffentlich 
zugängliche Dokumente einen häufig eher repräsentativen Charakter und sind 
meist weniger informativ als interne Dokumente. Dadurch lässt sich zwar ins-
besondere die symbolische Außenwirkung von Organisationen, Konzepten oder 
Programmen analysieren; Grenzen zeigen sich hingegen für Erkenntnisse über die 
„tatsächliche“ Anwendung bzw. Wirkung dieser Dokumente (Schmidt 2017: 448).

„Häufig werden Dokumente nicht primär erstellt um zu dokumentieren, sondern um Wirkungen 
zu erzielen: Prozesse zu steuern, Kunden und shareholder wohlwollend zu stimmen, oder Regeln 
zu setzen. Aus diesem Grund besteht ein Interesse daran, nicht nur etwas über den Inhalt und den 
Kontext von Dokumenten zu erfahren, sondern auch über deren Wirkung. Dokumente entwickeln 
als Regelträger zumindest dann eine gewisse Wirkung, wenn die Nichtbeachtung der Regeln mit 
Sanktionen belegt ist.“ (Schmidt 2017: 463)

Potenziale der Dokumentenanalyse bestehen vor allem darin, dass sie eine nicht-
reaktive Methode zur systematischen Analyse von das Forschungsfeld betreffen-
den Organisationen, Rahmenbedingungen und Prozessen darstellt (Schmidt 2017):

„Erstens wird das Problem der Forscher-Feld-Interaktion während der Datenerhebung weitgehend 
ausgeschlossen (nicht-reaktive Methode). Dadurch werden Einf lüsse der Forschung auf den Gegen-
stand (‚soziale Erwünschtheit‘ etc.) vermieden, auch die Störung von Organisationsabläufen kann 
gering gehalten werden.“ (Schmidt 2017: 445)

Zum Ablauf der Dokumentenanalyse ist zunächst zu bemerken, dass „sich der 
Terminus ‚Dokumentenanalyse‘ nicht auf ein bestimmte Verfahren“ bezieht, 
„vielmehr dient er der ‚Umschreibung einer spezifischen Zugangsweise‘“ (Hoff-
mann 2018: 141). Daher wird die Durchführung dann eher allgemein durch sechs 
Strukturelemente beschrieben: „Es gibt einen Gegenstand, der zu einem Ziel bzw. 
Erkenntnisinteresse in einem spezifischen Feld mit einem methodischen Zugang 
aus einer ausgewählten theoretischen Perspektive betrachtet bzw. untersucht wird. 
Diese Einzelaspekte werden in der Forschungsfrage miteinander kombiniert und 
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stehen so zueinander in einer wechselseitigen Beziehung.“ (Hoffmann 2018: 142; 
Hervorbehungen im Original)

Für die vorliegende Arbeit lässt sich dies wie in Tabelle 3 zu sehen konkretisieren:

Tabelle 3: Sechs Strukturelemente der Dokumentenanalyse im Kontext des Forschungsvorhabens

Strukturelement Wohlfahrtsstaatliche Hürden Funktion von Integration Intermediaries 
Gegenstand Wohlfahrtsstaatliche Hürden für junge 

geflüchtete Menschen in Deutschland im 
Übergang Schule-Ausbildung-Beruf 

Intermediäre Akteur*innen (Integrati-
on Intermediaries) in Beratungs- und 
Begleitstrukturen für junge geflüchtete 
Menschen mit integrationspolitischem 
Auftrag 

Ziel / Erkenntnis-
interesse 

Identifizierung von wohlfahrtsstaatlichen 
Hürden 

Identifizierung von Einflussfaktoren auf 
die Arbeit der Integration Intermediaries 
auf Basis der Konzeption und Anlage der 
integrationspolitischen Instrumente 

Feld Wohlfahrtsstaat, Bildungssystem, migra-
tions-/integrationspolitische Rahmenbe-
dingungen 

Migrationssozialarbeit, Integrationsarbeit 

Methodischer 
Zugang 

Qualitative Inhaltsanalyse Qualitative Inhaltsanalyse 

Theoretische 
Perspektive 

Prozessualer, relationaler Intermediari-
tätsansatz 

Prozessualer, relationaler theoretischer 
Intermediaritätsansatz 

Forschungsfrage Welche wohlfahrtsstaatlichen Hürden 
ergeben sich für junge geflüchtete Men-
schen in Deutschland in einer Lebensphase 
des Übergangs von der Schule in Ausbil-
dung und Beruf? 

Welche Funktion nehmen spezifische 
intermediäre Akteur*innen in Unterstüt-
zungsstrukturen für junge geflüchtete 
Menschen vor dem Hintergrund dieser 
wohlfahrtsstaatlichen Hürden ein?
–	� Welche Faktoren beeinflussen die 

Arbeit der Akteur*innen? 

Quelle: eigene Darstellung

Nach der Bestimmung des Erkenntnisinteresses, der Festlegung auf einen For-
schungsgegenstand und auf die Forschungsmethoden muss geklärt werden, ob 
die Dokumentenanalyse ein geeignetes Instrument hierfür darstellt, bevor eine 
Auswahl von und der Zugang zu Dokumenten realisiert werden kann (Schmidt 
2017). Für die beiden beschriebenen Forschungsfragen zur Identifizierung von 
wohlfahrtsstaatlichen Hürden und den Einflussfaktoren auf die Arbeit der Inte-
gration Intermediaries bieten sich Dokumentenanalysen an.

Im Hinblick auf die Identifizierung wohlfahrtsstaatlicher Hürden im Übergang 
Schule-Ausbildung-Beruf müssen zunächst die geltenden Rahmenbedingungen 
erfasst und daraus mögliche Hürden abgeleitet werden. Dabei bilden Gesetzes-
texte im Bereich des Wohlfahrtsstaats, des Bildungssystems sowie rechtliche 
Regelungen im Bereich der Migrations- und Integrationspolitik eine Grundlage. 
Die Identifizierung der Hürden auf Basis von Dokumentenanalysen der Geset-
zestexte ist darüber hinaus der Ausgangspunkt für die weiteren Sekundäranalyen 



69Methodik

(Kapitel 3.3) zur tiefergehenden Charakterisierung dieser Punkte. Bezogen auf die 
Einf lussfaktoren für die Arbeit der Integration Intermediaries stellen Dokumenten-
analysen von öffentlich zugänglichen konzeptionellen Papieren die Möglichkeit 
dar, Erkenntnisse zu strukturellen Arbeitsbedingungen, Qualifikationsanforde-
rungen sowie Arbeitsaufgaben zu erlangen. Auch hier bildet die Dokumentenana-
lyse eine Basis für weitere Analysen (hier im Rahmen von qualitativen Interviews, 
siehe Kapitel 3.4), um Erkenntnisse zur Funktion der Integration Intermediaries 
für die Bearbeitung wohlfahrtsstaatlicher Hürden für junge geflüchtete Menschen 
zu erlangen.

„Kaum eine Untersuchung kommt gänzlich ohne eine zumindest rudimentäre 
Form der Dokumentenanalyse aus, doch eine reine Dokumentenanalyse stößt oft 
rasch an Grenzen, während sich kombiniert mit anderen Methoden vielfältige 
Anwendungsmöglichkeiten finden.“ (Schmidt 2017: 450) In diesem Sinne wer-
den die Dokumentenanalysen zu wohlfahrtsstaatlichen Hürden und zur Funk-
tion intermediärer Akteur*innen für junge geflüchtete Menschen im Übergang 
Schule-Ausbildung-Beruf mit weiteren Methoden trianguliert. Darüber hinaus 
werden die Dokumentenanalysen zur besseren Verständlichkeit und Nachvoll-
ziehbarkeit kombiniert mit weiteren Kontextinformationen, insbesondere auf 
Basis von Erkenntnissen aus der Forschung (Schmidt 2017: 461). Die Funktion der 
Dokumentenanalyse besteht demnach jeweils in einem grundlegenden Zugang 
zu den interessierenden Fragestellungen und der Gewinnung von Erkenntnissen 
auf der Ebene von Rahmenbedingungen.

Die konkrete Umsetzung der beiden Dokumentenanalysen findet dann mit 
Hilfe der inhaltlich strukturierenden qualitativen Inhaltsanalyse statt (Kuckartz/
Rädiker 2022: ab 129; siehe auch Kapitel 3.1). Hierfür stellen Kuckartz/Rädiker 
(2022: 132) ein Ablaufmodell auf, das um die Beantwortung der Forschungsfragen 
kreist: Nach einer initiierenden Textarbeit mit Memos und Fallzusammenfas-
sungen (1), werden Hauptkategorien für die Analyse entwickelt (2), die dann die 
Grundlage eines ersten Codierprozesses bilden (3). Im Anschluss sollen induktive 
Subkategorien gebildet werden (4), die wiederum die Basis für einen weiteren 
Codierprozess darstellen (5). Anschließend sollen einfache und komplexe Ana-
lysen erfolgen (6; Kuckartz/Rädiker 2022: 132). Darunter können verschiedenste 
Formen fallen: Die Autoren benennen bspw. Visualisierungen, vertiefende Einzel-
fallanalysen, kategorienbasierte Analysen entlang der Hauptkategorien, Fall- und 
Gruppenvergleiche, Analysen zu Zusammenhängen zwischen den Subkategorien 
einer Hauptkategorie oder die „Analyse der mehrdimensionalen Konfiguration 
von Kategorien“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 147). Den Abschluss bildet die Verschrift-
lichung der Ergebnisse sowie die Dokumentation der Vorgehensweise (7; Kuckartz/
Rädiker 2022: 132).
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Bezogen auf das Forschungsinteresse im Hinblick auf die Identifizierung 
wohlfahrtsstaatlicher Hürden für junge geflüchtete Menschen lassen sich auf 
Basis des theoretischen Rahmens einige Annahmen treffen. So ist es für das 
Forschungsvorhaben zentral, strukturelle Rahmenbedingungen prozessual und 
relational zu verstehen. Daher nehmen potenzielle Interdependenzen und Wech-
selwirkungen, aus denen sich wohlfahrtsstaatliche Hürden ergeben können, einen 
zentralen Stellenwert ein. Durch die Fokussierung auf den Übergang Schule-
Ausbildung-Beruf ergibt sich hierfür auch eine Eingrenzung der Auswahl zu ana-
lysierender Dokumente (1). Da es darum geht, Hürden aus den Rahmenbedingun-
gen abzuleiten, liegt die Untersuchung von Gesetzestexten nahe. Im Kontext des 
Übergangs Schule-Ausbildung-Beruf spielen hierfür verschiedene Regelungen 
der Bildungs- und der Sozialpolitik eine Rolle (Arbeitsmarktpolitik, Jugendhilfe-
politik). Einflussfaktoren werden durch migrations- und integrationspolitische 
Rahmenbedingungen vermutet, sodass auch hier relevante Gesetzestexte für die 
initiierende Textarbeit ausgewählt wurden. Die Hauptkategorien zur Analyse 
wurden jedoch nicht, wie bei Kuckartz/Rädiker (2022: 132) selbst entwickelt son-
dern einem Analyseraster von Stöbe-Blossey et al. (2021a) entnommen (2). Diese 
wurden im Rahmen eines Forschungsvorhabens zu Schnittstellen in der Sozial
politik in den Feldern Berufsorientierung und Rehabilitation entwickelt und bilde-
ten eine adäquate Ausgangsbasis der Dokumentenanalysen für diese Forschungs-
frage (siehe auch Kapitel 4.1.3). Mit Hilfe dieser Hauptkategorien wurden die als 
relevant identifizierten Textstellen der verschiedenen gesetzlichen Grundlagen 
analysiert (3). Auf das Bilden induktiver Subkategorien wurde hierbei verzichtet, 
da es insbesondere darum ging, die Rahmenbedingungen sinnvoll aufzubereiten, 
was das bereits erwähnte Analyseraster leisten konnte. Bezüglich des Schrittes 
von einfachen und komplexen Analysen (6) wurden zum einen kategorienbasierte 
Analysen entlang der Hauptkategorien aus dem Analyseraster zu Schnittstellen 
im Mehrebenen-System von Stöbe-Blossey et al. (2021a) vorgenommen. Hierbei 
ergaben sich bereits erste Erkenntnisse zur Identifizierung wohlfahrtsstaatlicher 
Hürden für junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Arbeit 
Zum anderen wurde „auch der komplexe Zusammenhang mehrerer Kategori-
en fokussiert“ (Kuckartz/Rädiker 2022: 150; „Analyse der mehrdimensionalen 
Konfigurationen von Kategorien“), um weitere wohlfahrtsstaatliche Hürden zu 
identifizieren, die aus Wechselwirkungen und Interdependenzen (siehe Kapitel 2) 
von verschiedenen Regelungen entstehen. Die verschriftlichten Ergebnisse sind 
in Kapitel 4.1. bis Kapitel 4.3 nachzulesen (7). 

Die zweite Dokumentenanalyse zu den Einflussfaktoren auf die Arbeit der 
Integration Intermediaries wird mit Hilfe von öffentlich zugänglichen Doku-
menten vorgenommen, die grundlegende, konzeptionelle Aspekte zu zwei exem-
plarischen Integration Intermediaries enthalten. Die Auswahl von zwei Unter-
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stützungsstrukturen für junge geflüchtete Menschen in Deutschland wurde 
insbesondere im Hinblick auf die Verankerung auf unterschiedlichen Ebenen 
getroffen. So sind einerseits die Jugendmigrationsdienste eine bundesgeförderte 
Struktur, die von verschiedenen Trägern lokal umgesetzt werden. Das Teilhabe-
management andererseits ist Teil einer auf Landesebene angesetzten Initiative, die 
auf der kommunalen Ebene umgesetzt wurde. In beiden Fällen handelt es sich um 
ein politisches Vorhaben, das jedoch unterschiedlich angelegt ist (Programmför-
derung vs. zeitlich befristete Initiative, weiteres hierzu in Kapitel 6.1). Zu beiden 
exemplarischen Integration Intermediaries gibt es Dokumente, die in konzepti-
oneller Art und Weise die Rahmenbedingungen und Aufgaben der Akteur*innen 
beschreiben und damit die Grundlage der Arbeit bilden. Diese wurden für die 
Dokumentenanalyse ausgewählt (1). Die entwickelten Hauptkategorien basieren 
auf verschiedenen Aspekten des in Kapitel 2 entwickelten theoretischen Rahmens 
(2). So ist erstens anzunehmen, dass die intermediären Akteur*innen in spezifi-
sche Verflechtungsstrukturen eingebettet sind und sich dadurch verschiedene 
Interdependenzen ergeben, die das Handeln der Akteur*innen beeinflussen kön-
nen. Zweitens können Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Rahmenbedin-
gungen angenommen werden, die als wohlfahrtsstaatliche Hürden auch die Arbeit 
der Integration Intermediaries prägen. Drittens interagieren die intermediären 
Akteur*innen direkt mit jungen geflüchteten Menschen und werden dadurch 
mit Herausforderungen konfrontiert, die sich in drei Spannungsfelder gliedern 
lassen (siehe auch Kapitel 2.3): Klient*innenzentriertheit vs. Arbeitsbedingungen, 
(professionelles) Selbstverständnis vs. organisationale Ziele und Ermessensspiel-
raum vs. Gleichbehandlung. Aus diesem theoretischen Hintergrund ergibt sich 
die Notwendigkeit grundlegende Rahmenbedingungen (Finanzierung, Organi-
sationsstruktur, etc.), Anforderungen an Personal (Qualifikation und Profession), 
Aufgaben der zwei exemplarischen Integration Intermediaries sowie festgelegte 
Handlungskonzepte aus den Dokumenten herauszuarbeiten. Nach einem ersten 
Codierprozess mit diesen Hauptkategorien (3) wurden weitere induktive Subkate-
gorien gebildet (4) und wiederum codiert (5). Danach wurden kategorienbasierte 
Analysen entlang der Hauptkategorien und ein Fallvergleich zwischen Jugendmi-
grationsdiensten und dem Teilhabemanagement vorgenommen, um so insgesamt 
zu einer ersten Einschätzung zu Einflussfaktoren auf die Arbeit der Integration 
Intermediaries zu gelangen (6). Die Ergebnisse dieser Dokumentenanalyse finden 
sich in Kapitel 6.1. Zur besseren Einordnung wurden diese ergänzt durch zwei 
Hintergrundinterviews mit je einer*einem Expert*in zu den beiden exemplari-
schen Integration Intermediaries. 
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3.3	 Sekundäranalysen

Neben den gerade beschriebenen Dokumentenanalysen sollen Sekundäranalysen 
von bereits bestehendem Interviewmaterial dazu genutzt werden, wohlfahrts-
staatliche Hürden für junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbil-
dung-Beruf tiefergehender zu charakterisieren. Zunächst soll die Sekundäranaly-
se als methodischer Zugang vorgestellt werden, bevor daran anschließend deren 
Konkretisierung im Rahmen der vorliegenden Arbeit beschrieben wird.

Zentrales Charakteristikum der Sekundäranalyse ist die Entkopplung von 
Erhebung und Auswertung des erhobenen Materials (Medjedović 2019: 250). Dies 
geht damit einer, dass „‚Daten‘ nicht als objektive und im Feld vorzufindende 
Entitäten verstanden [werden], sondern als soziale und kontextuell eingebettete 
Produkte. Dies gilt insbesondere für qualitative Erhebungsverfahren, in denen 
die soziale Situation, d. h. die intersubjektive und interaktive Beziehung zwischen 
forschendem und beforschtem Subjekt, von tragender Bedeutung ist“ (Medjedović 
2019: 250). Dabei ist die Zweitnutzung qualitativer Daten in den Sozialwissen-
schaften ein Thema, das in den letzten Jahren verstärkt und kontrovers disku-
tiert wird (Richter/Mojescik 2021; Birke/Mayer-Ahuja 2017; Brodersen/Krell 2021). 
Archive für die Nachnutzung von qualitativen Sekundärdaten sind entstanden 
und die Vergabe von Fördermitteln ist in einigen Bereichen bereits mit der Anfor-
derung verknüpft, Daten für die Zweitnutzung zur Verfügung zu stellen (Heaton 
2008; Richter/Mojescik 2021; Birke/Mayer-Ahuja 2017).

Im Gegensatz zur quantitativen Forschung (Heaton 2008; Richter/Mojescik 
2021) gibt es bisher keine Entwicklungen hin zu einer breit getragenen Metho-
dologie von Sekundäranalysen, sondern eher Ansätze. Im Zuge der immer öfter 
geforderten Bereitstellung von qualitativen Daten für Sekundäranalysen werden 
die methodischen und methodologischen Aspekte jedoch immer relevanter und 
gehen bspw. mit ethischen Fragen und Fragen der Anonymisierung einher (Hea-
ton 2008; Richter/Mojescik 2021). Das Potenzial von qualitativen Sekundäranaly-
sen (QSA; Richter/Mojescik 2021) liegt in der Entstehung und Beschaffenheit von 
qualitativem Datenmaterial: „Aufgrund der Offenheit ihrer Erhebungsmethoden 
zeichnen sich qualitative Daten durch einen inhaltlichen Reichtum aus, der in 
einer ersten Analyse häufig unausgeschöpft bleibt und die Anwendung neuer 
Perspektiven fördert.“ (Medjedović 2019: 253; siehe auch Richter/Mojescik 2021: 1) 
Die Herausforderungen der qualitativen Sekundäranalyse liegen insbesondere in 
der Kontextsensitivität (Kontextabhängigkeit) von qualitativen Daten (Medjedović 
2019; Birke/Mayer-Ahuja 2017). Hierbei lassen sich verschiedene relevante Aspekte 
beim Zugang zu Kontextinformationen feststellen, die die Möglichkeiten einer 
qualitativen Sekundäranalyse stark beeinflussen können (Medjedović 2019: 251 f.): 
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So ist zunächst der kommunikative Kontext des Materials zu klären (Vollstän-
digkeit des Transkripts/der Aufnahme). Daneben spielt der situationale Kontext 
möglicherweise eine Rolle und kann über Feldnotizen oder Memos nachvollzogen 
werden. Darüber hinaus gilt es Bezüge zum extra-situationalen Kontext bzw. zum 
Makro-Kontext herzustellen, etwa durch die Verknüpfungen zu Debatten oder 
Diskursen. Auch eine mögliche lokale Kultur spielt für die Sekundäranalyse eine 
Rolle, also das Verständnis spezifischer Sprache, Fachbegriffe oder Praktiken aus 
dem Erhebungskontext (bspw. Fachbegriffe in spezifischen Organisationen). Und 
schließlich ist der projektspezifische Erhebungskontext von Bedeutung, insbeson-
dere im Hinblick darauf, inwiefern methodische Entscheidungen, theoretische 
Vorannahmen oder institutionelle Hintergründe für die Sekundäranalyse nach-
vollziehbar sind. Dieses spezifische Setting aus Primärstudie und Zweitnutzung 
impliziert demnach Reflexionsprozesse in der sekundäranalytischen Nutzung 
von Datenmaterial: 

„Hinsichtlich des Forschungsprozesses zeichnet sich die QSA für uns durch zusätzliche Akteure und 
einen weiteren Interaktionsstrang aus: Dies sind die Primärstudie und ihre Forschenden. Sie haben 
in der Entscheidungsfindung und Gestaltung der QSA eine Kopräsenz, welche mindestens zur Aus-
einandersetzung nötigt. Ihre Existenz ist aber nicht nur für den Hintergrund der Analyse relevant, 
sondern auch für den Prozess selbst. Die Primärforschenden und ihre Studie stellen über ihre eigenen 
Aussagen und Entscheidungen sowohl Hindernisse und Herausforderungen als auch Chancen und 
Unterstützung für eine QSA dar und beeinf lussen auf diese Weise das mögliche und nötige Forschungs-
handeln.“ (Brodersen/Krell 2021: 237) 

Nach Janet Heaton (2008: 35) lassen sich zwei Funktionen von Sekundäranalysen 
unterscheiden: „it can be used to investigate new or additional research questions; 
alternatively, it can be used to verify the findings of previous research.“ (Heaton 
2008: 35) In der qualitativen Forschung ist insbesondere Ersteres von Interesse (wie 
in der vorliegenden Arbeit), wohingegen Letzteres von Forscher*innen durchaus 
kontrovers eingeschätzt wird (siehe dazu auch Heaton 2008).

Vor diesem Hintergrund kann der Datenzugang für eine qualitative Sekun-
däranalyse auf unterschiedliche Art und Weise stattfinden. Drei Modi werden 
hierzu unterschieden: Ein formaler Modus („formal data sharing“), bei dem die 
Sekundäranalyse auf Basis von Material aus Forschungsarchiven durchgeführt 
wird. Dies zeichnet sich durch eine gute Dokumentation und Aufbereitung aus; es 
besteht kein Bezug zur ursprünglichen Erhebung (Heaton 2008: 35). Als non-formal 
(„non-formal data sharing“) wird der Modus der Sekundäranalyse bezeichnet, bei 
dem Daten an dritte Forschende weitergegeben werden oder unterschiedliches 
Material gemeinsam analysiert wird. Der dritte Modus bezieht sich auf die Wie-
derverwendung selbsterhobener Daten („re-use of self-collected data“) im Team 
oder alleine, jedoch immer mit Bezug zur ursprünglichen Studie (Heaton 2008: 
35 f.). Dies ist für die Sekundäranalysen in Kapitel 4.4 der Fall. Insgesamt lässt sich 
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feststellen, dass viele bisherige qualitative Sekundäranalysen unter Beteiligung 
von Forschenden durchgeführt, die auch an der Primärstudie beteiligt waren, da 
Primärforschende häufig ein Interesse daran haben, die selbst erhobenen Daten 
im Rahmen einer qualitativen Sekundärauswertung ein zweites Mal zu analysie-
ren (Heaton 2008; Birke/Mayer-Ahuja 2017). Der Rückgriff auf den formalen Modus 
des Zugangs zu qualitativen Daten über Forschungsarchive scheint bisher eine 
untergeordnete Rolle zu spielen (Richter/Mojescik 2021; Heaton 2008).

Auf Basis von bisherigen Studien, die qualitative Sekundäranalysen nutzten, 
identifiziert Heaton (2008) fünf verschiedene Typen von qualitativen Sekundär-
analysen, die sich teils darin unterscheiden, inwieweit die Ziele der Primär- und 
der Sekundäranalyse konvergieren oder divergieren. Teils unterscheiden sie sich 
in der Anzahl und Gestalt des Sekundärmaterials bzw. überlappen sich teilweise 
(siehe auch Richter/Mojescik 2021 und Tabelle 4). 
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Bei einer „supra analysis“ gehen Ziel und Fokus der Sekundäranalyse über die Ziele 
der ursprünglichen Studie hinaus (Heaton 2008: 39). Die „supplementary analy-
sis“ bezeichnet einen Typus, bei dem es um die eingehendere Analyse eines sich 
abzeichnenden Problems oder Aspekts der Daten geht, der in der Primärstudie 
nicht oder nur teilweise behandelt wurde (Heaton 2008: 39). Eine „re-analysis“ hat 
das Ziel, Daten noch einmal zu analysieren, um ursprüngliche Befunde zu bestäti-
gen, was jedoch in der qualitativen Forschung umstritten ist (Heaton 2008: 39; siehe 
auch Medjedović 2019: 253 f.). Als „amplified analysis“ bezeichnet Heaton (2008: 
39) eine Sekundäranalyse, bei der „two or more existing qualitative datasets may 
be compared or combined for purposes of secondary analysis“ (Heaton 2008: 39). 
„Assorted analysis“ schließlich bezeichnet die Wiederverwendung vorhandener 
qualitativer Daten parallel zur Erhebung und Analyse primärer qualitativer Daten 
für dieselbe Studie (Heaton 2008: 39). 

Bei der Umsetzung einer qualitativen Sekundäranalyse stellt sich zunächst 
die Frage nach der Eignung und Auswahl der neu auszuwertenden Daten (Glaser 
1962; Medjedović 2019): „Als Kriterien dafür gelten die Vergleichbarkeit des neuen 
Datensatzes mit dem ursprünglichen […], die Passung der Erhebungsmethoden 
[…] und der Grad der Vollständigkeit des Datensatzes bzw. der Daten […]. Dieser 
Arbeitsschritt hängt unmittelbar mit der Frage zusammen, wie das Analysepoten-
tial einer Sekundäranalyse im konkreten Fall zu beurteilen ist.“ (Richter/Mojescik 
2021: 6) Das im Zuge der vorliegenden Arbeit verfolgte Erkenntnisinteresse für die 
qualitative Sekundäranalyse liegt in der Charakterisierung wohlfahrtsstaatlicher 
Hürden für junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf. 
Das zugängliche Interviewmaterial für die Sekundäranalyse entstammt aus einer 
wissenschaftlichen Begleitung im Rahmen der Landesinitiative „Gemeinsam 
klappt’s“ und wurde durch die Forscherin als Teil des Teams der wissenschaft-
lichen Begleitung in diesem Zuge erhoben („re-use of self-collected data“). Die-
se konnten erneut ausgewertet werden, da die Interviewpartner*innen bei den 
ursprünglichen Erhebungen ihr Einverständnis hierfür erteilt hatten.

Die Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ hatte eine Verbesserung der Inte-
grationschancen für junge volljährige geduldete und gestattete Menschen in 
Nordrhein-Westfalen zum Ziel und wurde von lokalen Bündnissen umgesetzt.35 
In den jährlichen Reflexionsgesprächen der wissenschaftlichen Begleitung mit 
10 Fokus-Bündnissen wurden immer wieder Hürden benannt, die sich für junge 

35	 Die Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ wurde zwischen 2018 und 2022 vom Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen (MKJFGFI 
NRW) gefördert und wurde in diesem Zeitraum unter anderem durch das Institut Arbeit und Qualifi-
kation an der Universität Duisburg-Essen wissenschaftlich begleitet. Siehe dazu auch Stöbe-Blossey et 
al. (2020b, 2021b). 
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geflüchtete Menschen aus Regelungen im Bildungs- und Sozialsystem ergeben 
und durch verschiedene Faktoren moderiert werden. Auf dieser Basis wurde das 
Interviewmaterial für eine qualitative Sekundäranalyse ausgewählt, um die ange-
sprochenen Hürden aufbauend auf einer ersten Identifizierung mittels Dokumen-
tenanalyse (siehe Kapitel 3.2) tiefergehender charakterisieren zu können. Die teils 
dichten Beschreibungen der kommunalen Vertreter*innen aus den Interviews 
ermöglichen demnach die Herstellung von Bezügen zwischen verschiedenen 
Rahmenbedingungen und erweitern damit den Blick um Interdependenzen und 
Wechselwirkungen, die Einfluss auf den Übergang Schule-Ausbildung-Beruf der 
jungen Betroffenen nehmen. 

Es konnten 55 Interviews mit insgesamt 91 kommunalen Vertreter*innen aus 
den Bereichen Bildung, Soziales und Integration sowie mit Trägern von Maßnah-
men in den Bündnissen und Teilhabemanager*innen zum zweiten Mal ausgewer-
tet werden (siehe Tabelle 5). 

Tabelle 5: Übersicht zu genutztem Sekundärmaterial

Personengruppe und Erhebungsform Anzahl der Interviews und Erhebungszeitpunkte 
Jährliche Reflexionsgespräche mit kommunalen 
Vertreter*innen der Landesinitiative „Gemeinsam 
klappt’s“ aus Bildungs-, Sozial-, sowie Integrati-
onsdezernaten (oder einer Kombination) in 10 
Fokusbündnissen
Leitfadengestützte, qualitative Interviews 

–	� Sommer/Herbst 2019: 10 Interviews mit 19 Perso-
nen

–	� Sommer/Herbst 2020: 10 Interviews mit 18 Perso-
nen

–	� Sommer/Herbst 2021: 9 Interviews mit 18 Perso-
nen

–	� Sommer 2022: 9 Interviews mit 18 Personen 
Einmalige Sonderbefragung von 
Teilhabemanager*innen (spezifisches Case-
Management Angebot; siehe auch Kapitel 6.1.2)
Leitfadengestützte, qualitative Interviews 

–	� April/Mai 2020: 13 Interviews mit 14 
Teilhabemanager*innen aus 9 Bündnissen 

Vertreter*innen von Maßnahmeträgern aus den 10 
Fokusbündnissen
Leitfadengestützte, qualitative Interviews 

–	� Frühjahr/Sommer 2022: 4 Interviews mit 4 
Vertreter*innen unterschiedlicher Maßnahmeträ-
ger 

Quelle: eigene Darstellung

Die Auswertung des Sekundärmaterials unter der beschriebenen Fragestellung 
fand mit Hilfe der inhaltlich strukturierenden qualitativen Inhaltsanalyse nach 
Kuckartz/Rädiker (2022) statt (siehe auch Kapitel  3.1). Auch hierbei steht die 
Forschungsfrage nach der Charakterisierung wohlfahrtsstaatlicher Hürden für 
junge geflüchtete Menschen in Deutschland im Mittelpunkt. Zunächst wurde 
das vorhandene Sekundärmaterial gesichtet und die auszuwertenden Textstellen 
identifiziert. Hauptkategorien wurden im Anschluss teils deduktiv, teils induk-
tiv gebildet. So ergaben sich durch die Dokumentenanalyse zur Identifizierung 
wohlfahrtsstaatlicher Hürden Aspekte, die deduktiv als Hauptkategorien für die 
Sekundäranalyse genutzt und codiert wurden. Dies betraf insbesondere zentrale 
Charakteristika und Strukturelemente des deutschen Wohlfahrtsstaats, wie die 
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Erwerbszentrierung, Aktivierungslogik, den Statuserhalt sowie die Mehrebenen-
architektonik der Strukturen (siehe auch Kapitel 4.1).

Weitere Hauptkategorien wurden induktiv gebildet und in einem mehrstufi-
gen Prozess zu einem Kategoriensystem entwickelt. Zunächst ging es darum, von 
den Interviewpartner*innen benannte Hürden zu identifizieren und mit einer 
aussagekräftigen Bezeichnung zu codieren. Im Verlauf kam so eine Vielzahl an 
Einzelaspekten zusammen, die dann geclustert wurden. Dabei wurde immer stär-
ker deutlich, dass die wohlfahrtsstaatlichen Hürden verschiedene Dimensionen 
aufweisen, die miteinander in Wechselwirkung stehen. Es zeigte sich, dass wohl-
fahrtsstaatliche Hürden in der Anlage der Strukturen (1), den Zugängen zu diesen 
Strukturen (2), der Ausgestaltung der Strukturen (3) sowie den Schnittstellen (4) 
zwischen verschiedenen Strukturen benannt wurden. Nicht selten bedingen sich 
die Dimensionen gegenseitig und wirken ggf. erst in der Kombination als wohl-
fahrtsstaatlichen Hürden für junge geflüchtete Menschen. Diese Erkenntnisse 
traten demnach in einem stark induktiv geleiteten Analyseprozess zutage, der 
sich hier als sehr fruchtbar erwies. Die Sekundäranalysen des Interviewmaterials 
mit kommunalen Vertreter*innen konnte demnach einen zentralen Beitrag zur 
tiefergehenden Charakterisierung wohlfahrtsstaatlicher Hürden über die reine 
Identifizierung hinaus leisten, indem Bezüge und Einbettungen in den Aussagen 
der Befragten mit Hilfe des prozessualen und relationalen Intermediaritätsansat-
zes (Kapitel 2.4) analytisch aufgedeckt und bearbeitet werden konnten. Die Ergeb-
nisse der Analyse mehrdimensionaler Konfigurationen von Kategorien (Kuckartz/
Rädiker 2022: 150) finden sich in Kapitel 4.4.

3.4	 Erhebung und Auswertung qualitativer Interviews

Oben wurde bereits darauf hingewiesen, dass zur Beantwortung der in Kapitel 2.4 
formulierten Forschungsfragen eine Methodentriangulation vorgenommen wird, 
um diese adäquat bearbeiten zu können. Die Erhebung von leitfadengestützten, 
qualitativen Interviews dient in diesem Zusammenhang insbesondere der Unter-
suchung von Handlungsstrategien der Integration Intermediaries in Unterstüt-
zungsfunktion für junge geflüchtete Menschen in Bezug auf wohlfahrtsstaatliche 
Hürden, die im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf auftreten. Im Folgenden soll 
zunächst die Erhebungsform der qualitativen Interviews eingeführt werden, bevor 
eine Konkretisierung bezüglich des vorliegenden Forschungsinteresses vorge-
nommen wird.
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„Interviews stellen […] eine besondere Form der qualitativen Datenerhebung dar, da dabei die for-
schungsrelevanten Daten im Prozess der mündlichen Kommunikation erhoben werden.“ (Misoch 
2019: 13)

Ein Interview hat dabei bestimmte Charakteristika und kann in unterschied-
lichen Formen umgesetzt werden. Im Unterschied zur Alltagskommunikation 
ist die Kommunikation im Interview asymmetrisch, d. h. es gibt eine Rollenver-
teilung zwischen fragender bzw. zuhörender Person und der befragten Person 
(Misoch 2019: 13; siehe auch Gläser/Laudel 2010: 11 ff.). „Dass der Fragende ein 
Informationsziel in das Interview einbringt, bestimmt die Inhalte der Rollen. Es 
gehört zur Rolle des Interviewers, das Gespräch zu steuern und mit seinen Fragen 
dafür zu sorgen, dass der Interviewpartner die gewünschten Informationen gibt.“ 
(Gläser/Laudel 2010: 112) Wie stark die fragende Person das Interview steuert 
hängt jedoch auch vom Strukturierungsgrad des Interviews ab. Sabina Misoch 
(2019: 13 f.) unterscheidet drei verschiedene Formen: Bei einem standardisierten 
Interview werden sowohl Fragen als auch Antworten vorgegeben. Halboffene 
bzw. semistrukturierte Interviews orientieren sich hingegen an einem Leitfa-
den, der jedoch lediglich als Orientierung gilt und eine offene Beantwortung der 
Fragen umfasst. Offene bzw. unstrukturierte Interviews wiederum bezeichnen 
Verfahren, die nicht leitfadengestützt funktionieren und den befragten Personen 
auch keine Strukturierung ihrer Antworten vorgeben. In der qualitativen Sozial-
forschung „erweisen sich Methoden der halboffenen und offenen Interviews als 
relevant, wobei diese nicht immer trennscharf voneinander abzugrenzen sind“ 
(Misoch 2019: 14). Jochen Gläser und Grit Laudel (2010: 111 f.) sprechen hier von 
„nichtstandardisierten Interviews“.

Wie der standardisierte Fragebogen in der quantitativen Forschung ist der 
Leitfaden für qualitative Interviews ein zentrales Erhebungsinstrument (Gläser/
Laudel 2010: 142). Unter leitfadengestützte Interviews fallen alle semistrukturier-
ten Erhebungsformen, die auf dieser Basis durchgeführt werden (Misoch 2019: 65). 
Der Leitfaden erfüllt hierbei verschiedene Funktionen: Er umfasst alle relevan-
ten Themen und enthält die „thematische Rahmung und Fokussierung“ (Misoch 
2019: 66), was zur besseren Vergleichbarkeit der Daten und zur Strukturierung 
des Kommunikationsprozesses beiträgt. „Im Unterschied zum standardisierten 
Fragebogen bildet der Leitfaden lediglich eine Art Gerüst, das heißt, er belässt 
dem Interviewer weitgehende Entscheidungsfreiheit darüber, welche Frage wann 
in welcher Form gestellt wird.“ (Gläser/Laudel 2010: 142) Bei der Erstellung eines 
Leitfadens gilt es verschiedene Prinzipien zu beachten: Das betrifft zunächst die 
Offenheit der Fragen, auch in Bezug auf die Nutzung des Leitfadens (Anpassungen 
im Verlauf der Untersuchung, f lexible Handhabung im Gesprächsverlauf; Misoch 
2019: 66 f.; Gläser/Laudel 2010: 131 ff.). Darüber hinaus sollten Überlegungen zur 
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Prozesshaftigkeit des Gesagten in die Leitfadengestaltung einfließen. Bedeutun-
gen sind dementsprechend nicht statisch aufzufassen, sondern müssen prozess-
haft verstanden werden, „weil diese erst in sozialen Interaktionen ausgehandelt 
werden“ (Misoch 2019: 67). Außerdem gilt es sprachliche Aspekte zu beachten, wie 
die Neutralität, Klarheit und Einfachheit von Fragen, also „die Leitfragen in Inter-
viewfragen zu übersetzen, die an den Alltag des Interviewpartners anschließen“ 
(Gläser/Laudel 2010: 142, siehe auch 135 ff.). 

Da es in der vorliegenden Arbeit darum geht, die Handlungsstrategien von Fach-
kräften in spezifischen organisationalen Einbettungen im sehr komplexen Feld der 
Beratung und Begleitung geflüchteter Menschen zu erfassen, kann man von den 
interviewten Personen als Expert*innen sprechen. Expert*inneninterviews sind 
eine Form der semistrukturierten oder nichtstandardisierten Interviews, die mit 
Hilfe eines Leitfadens umgesetzt werden. In der Literatur wird hierbei vielfach 
kritisiert, dass die Bezeichnung „Expert*inneninterview“ vage und konkretisie-
rungsbedürftig sei, weil sie keine Vorgehensweise sondern eher eine Zielgruppe 
der Interviews beschreibt. Deshalb soll zunächst der Begriff der*des Expert*in 
geklärt werden, bevor auf die konkrete Gestaltung des Interviews im Kontext 
der vorliegenden Arbeit eingegangen wird. Verschiedene Forscher*innen plä-
dieren bei dem Bezug auf ein Expert*inneninterview für ein enges Verständnis 
von „Expert*in“. Die Abgrenzung findet dabei auf einer Unterscheidung zwi-
schen Alltags- und Spezialwissen statt und geht mit der Prämisse einher, dass 
Expert*innen „hinsichtlich der jeweiligen Forschungsfragen einen deutlichen 
Wissensvorsprung“ aufweisen (Liebold/Trinczek 2009: 34). „Experten verfügen 
demnach über ein spezielles Wissen, das einen spezifischen Bereich betrifft und 
das nicht Teil des Allgemeinwissens ist […]“ (Misoch 2019: 119), was Expert*innen 
häufig mit spezifischen Professionen verknüpft. Damit gehen spezifische Einbet-
tungen in Verflechtungsstrukturen, also Interdependenzen einher – häufig in 
Bezug auf bestimmte Organisationen, denen die Expert*innen angehören. Dies 
macht Expert*inneninterviews auch für die Organisationsforschung zu einem 
interessanten Erhebungsverfahren (z. B. Liebold/Trinczek 2009; Klemm/Liebold 
2017). Misoch (2019: 120 f.) unterscheidet bei der Planung und Durchführung von 
Expert*inneninterviews zwischen zwei zentralen Erkenntnisinteressen. So kann 
das Ziel sein, Kontextwissen oder Betriebswissen zu erfahren. „Bei der Erhebung 
von (a) Kontextwissen wird der Experte nicht im Hinblick auf sein eigenes Handeln 
befragt, sondern als Experte für das Handeln anderer“, bspw. durch eine Befra-
gung von Forscher*innen zur Lebenssituation einer bestimmten gesellschaftlichen 
Gruppe (Misoch 2019: 120 f.). „Bei der Erhebung von (b) Betriebswissen hingegen 
steht der Experte mit seinem Handeln im Zentrum des Forschungsinteresses. 
Es wird erhoben, wie dieses gestaltet ist, welchen Logiken dieses Handeln folgt 
und wie dieses strukturiert und/oder begründet wird […].“ (Misoch 2019: 121) Im 
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Kontext der zu beantwortenden Forschungsfrage zu den Handlungsstrategien der 
Integration Intermediaries mit wohlfahrtsstaatlichen Hürden ihrer Klient*innen 
spielen beide Punkte eine Rolle. So sollen zwar die Handlungen der intermediären 
Akteur*innen analysiert werden, dies setzt jedoch ein Verständnis für die Lebens-
situation junger geflüchteter Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf 
voraus, das durch die Expert*innen ebenfalls erlangt werden kann. 

Auf dieser Basis wurden Vertreter*innen zweier exemplarischer Integration 
Intermediaries (Jugendmigrationsdienste, JMD, und Teilhabemanager*innen, 
THM) als Expert*innen in ihrem konkreten Arbeitsfeld der Beratung und 
Begleitung junger geflüchteter Menschen definiert. Die Auswahl der konkreten 
Interviewpartner*innen folgte verschiedenen Kriterien. So sollte eine gewisse 
Vergleichbarkeit der Kontextbedingungen hergestellt werden, indem jeweils min-
destens ein*e Vertreter*innen der gewählten Akteur*innen in fünf Kreisen und 
kreisfreien Städten in NRW befragt wurde. Hier wurde zusätzlich einbezogen, dass 
ländlich und städtisch geprägte Gebiete gleichermaßen berücksichtigt werden, 
um raumspezifische Hürden zu erfassen. Die Jugendmigrationsdienste werden 
durch den Bund finanziert und agieren dementsprechend in ganz Deutschland 
auf der gleichen Basis (siehe auch Kapitel 6.1.1). Lokale Anlaufstellen werden durch 
vier Trägergruppen umgesetzt, sodass beim Sampling darauf geachtet wurde, 
Vertreter*innen aus allen vier Trägergruppen zu befragen, um ggf. unterschiedliche 
organisationale Leitbilder, Arbeitsbedingungen und Teamstrukturen zu berück-
sichtigen. Die Teilhabemanager*innen wurden im Rahmen einer Landesinitiative 
in NRW zwischen 2019 und 2022 durch das zuständige Integrationsministerium 
gefördert und auf der kommunalen Ebene direkt in den Verwaltungsstrukturen 
angesiedelt oder an freie Träger weitergeleitet (siehe auch Kapitel 6.1.2). Auch hier 
wurde dementsprechend auf eine Auswahl der Interviewpartner*innen geachtet, 
die den heterogenen organisationalen Anbindungen entspricht. Insgesamt wurde 
versucht Personen mit unterschiedlichen Berufserfahrungen und Qualifikatio-
nen zu erreichen, um mögliche Unterschiede in den Handlungsstrategien danach 
unterscheiden zu können. Der Interviewleitfaden wurde auf Basis der vorausge-
gangen Dokumentenanalysen zu wohlfahrtsstaatlichen Hürden und den konzepti-
onellen Grundlagen der beiden Integration Intermediaries erstellt und fokussierte 
auf die Einschätzungen der Befragten zu diesen und weiteren Hürden sowie ihrem 
Umgang mit diesen (siehe Anhang A). Durchgeführt wurden die Interviews dann 
im Frühjahr/Sommer 2022, um mit dem Auslaufen des Teilhabemanagements am 
30.06.22 möglichst viele Personen zu erreichen, die hier tätig waren. Die Interviews 
wurden je nach Präferenzen und Kapazitäten teils bei den Befragten vor Ort oder 
virtuell (via Videokonferenz) durchgeführt. Hierbei ist zudem anzumerken, dass 
der Feldzugang grundsätzlich als sehr gut beschrieben werden kann. Die Perso-
nen in der Beratung und Begleitung der jungen geflüchteten Menschen waren 
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insgesamt offen gegenüber der vorliegenden Forschung und meist gerne bereit, 
Teile ihrer Arbeitszeit für ein Interview zur Verfügung zu stellen. Allerdings muss 
insbesondere für die Jugendmigrationsdienste auch festgestellt werden, dass durch 
die hohe Anzahl an geflüchteten Personen aus der Ukraine zeitliche Kapazitäten 
im Frühjahr/Sommer 2022 zum Teil sehr begrenzt waren, sodass nicht ebenso viele 
Interviews realisiert werden konnten wie mit den Teilhabemanager*innen, die 
insbesondere geduldete und gestattete junge Menschen betreuten. Ein Überblick 
über die befragten Personen findet sich in Kapitel 6.2. 

Im Vorfeld der Interviews erhielten die befragten Personen per Mail eine Ein-
willigungserklärung zur Erhebung und Verarbeitung der personenbezogenen 
Interviewdaten (siehe Anhang B). Diese enthielt Angaben zur Interviewerin, eine 
inhaltliche Beschreibung des Promotionsprojekts und schließlich Ausführungen 
zur Datenerhebung und -verarbeitung. Dabei wurden neben der Aufklärung über 
die genutzte Technik insbesondere auf die Freiwilligkeit der Teilnahme, die Mög-
lichkeit zum Abbruch eines Interviews und zur Zurückziehung des Einverständ-
nisses der Datenverarbeitung hingewiesen. Die Interviewpartner*innen hatten 
die Möglichkeit vor Beginn des Interviews Fragen zum Prozess zu klären, bevor 
sie ihr Einverständnis schriftlich erklärten. 

Alle Interviews wurden aufgezeichnet und im Anschluss komplett transkri-
biert (einfaches Transkriptionssystem; vgl. Kuckartz/Rädiker 2022: 199 ff.). Sie 
dauerten ca. eine bis zwei Stunden, wobei kein Unterschied zwischen virtuel-
len und analogen Interviews festgestellt werden konnte.36 Die Interviews waren 
als Einzelgespräche angelegt. In einem Fall waren zwei Mitarbeiter*innen des 
Jugendmigrationsdienstes anwesend; eine Person musste das Gespräch hier aus 
Termingründen früher verlassen. 

Ausgewertet wurden die Interviews wiederum mit Hilfe der qualitativen 
Inhaltsanalyse mit dem Ziel einer Typenbildung zu Handlungsorientierungen 
im Hinblick auf wohlfahrtsstaatliche Hürden für junge geflüchtete Menschen im 
Übergang Schule-Ausbildung-Beruf. Wie oben bereits ausgeführt, ist der Kern der 
Typenbildung nach Kuckartz/Rädiker (2022: 176 f.) die „Suche nach mehrdimensi-
onalen Mustern, die das Verständnis eines komplexen Gegenstandsbereichs oder 
eines Handlungsfeldes ermöglichen“. Dabei legen die Autoren fünf Hauptphasen 
der Typenbildung fest. Zunächst geht es um die Bestimmung des Merkmals-
raums (1), um einzelne Fälle gruppieren zu können und damit eine Typologie zu 

36	 Insgesamt wurden keine Unterschiede in der Qualität der Interviews zwischen analogen und virtuellen 
Settings festgestellt. Den Befragten wurde freigestellt, in welcher Form das Gespräch stattfinden sollte. 
Daher wird davon ausgegangen, dass sich die Personen entsprechend ihrer Präferenzen für eine Variante 
entschieden haben. Das trägt mutmaßlich dazu bei, dass sich die interviewten Personen im jeweils 
gewählten Setting grundsätzlich wohlfühlten und damit die Interaktion positiv beeinflusst wurde. 
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bilden (2). Im Anschluss wird diese Typologie im Detail beschreiben (3), bevor eine 
explizite Zuordnung der Einzelfälle zu den gebildeten Typen stattfindet (4). Den 
letzten Schritt bilden die Zusammenhangsanalysen zwischen „Typologie und 
Merkmalen, die nicht für die Typenbildung herangezogen wurden“ (5; Kuckartz/
Rädiker 2022: 180). 

Durch den Fokus auf den Umgang mit wohlfahrtsstaatlichen Hürden ist das 
Ziel einer Typenbildung auf Basis von Kategorien und nicht von Fällen (vgl. Kuck-
artz/Rädiker 2022: 179). Um hier ähnliche Merkmalsausprägungen identifizieren 
zu können, geht der typenbildenden qualitativen Inhaltsanalyse eine inhaltlich 
strukturierende qualitative Inhaltsanalyse voraus (siehe auch Kapitel 3.1): 

„Aufgrund von Ähnlichkeiten in ausgewählten Merkmalsausprägungen werden Elemente zu Typen 
(Gruppen, Clustern) zusammengefasst. Die Elemente desselben Typs sollen einander möglichst 
ähnlich sein, die verschiedenen Typen hingegen sollen möglichst unähnlich und heterogen sein.“ 
(Kuckartz/Rädiker 2022: 179)

Auch im Kontext der Analyse von Handlungsorientierungen im Umgang mit 
wohlfahrtsstaatlichen Hürden für junge geflüchtete Menschen im Übergang 
Schule-Ausbildung-Beruf hat sich ein stärker induktives Vorgehen bewährt. So 
wurden die Textstellen, in denen die Integration Intermediaries Vorgehensweisen 
beschreiben, zunächst induktiv codiert. In einem zweiten Schritt ging es dann 
um das Clustern der beschriebenen Handlungen zu Typen von Handlungsorien
tierungen. Dabei konnten zwei in ihrer Zielrichtung unterschiedliche Typen iden-
tifiziert werden. So orientieren sich die intermediären Akteur*innen mit ihren 
Handlungen entweder an der Agency der Klient*innen oder an den strukturellen 
Rahmenbedingungen. Innerhalb dieser Orientierungen finden sich Vorgehens-
weisen von eher passiv bis eher aktiv, die sich auf einem fluiden Spektrum verorten 
lassen und daher keine weiteren Subtypen, sondern eher Ausprägungen der beiden 
zentralen Handlungsorientierungen bilden. Das erlaubt Hinweise auf die Wirk-
mächtigkeit der untersuchten Intermediäre und bildet so eine zentrale Grund-
lage zur Beantwortung der übergeordneten Forschungsfrage nach der Funktion 
der Akteur*innen. Beide Typen von Handlungsorientierungen werden von den 
Befragten dabei je nach Situation und Kontext angewendet, was die kategori-
enbasierte Typenbildung im Gegensatz zur fallbasierten Typenbildung spiegelt. 
Die Ausführung der Analyseergebnisse zu den Handlungsorientierungen findet 
sich in Kapitel 6.2. 

Vor dem Hintergrund der oben beschriebenen Methodentriangulation zur 
Untersuchung sowohl der wohlfahrtsstaatlichen Hürden für junge geflüchtete 
Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf, als auch der Funktion der Inte-
gration Intermediaries bei der Bewältigung dieser Hürden folgen in den nächsten 
Kapiteln die Erkenntnisse der unterschiedlichen Analysen.





4.	 Wohlfahrtsstaatliche Hürden: Strukturelle 
Rahmenbedingungen in Interdependenz 
und Wechselwirkung

Wohlfahrtsstaaten haben sich in vielen europäischen Ländern im Zuge des Über-
gangs zu einem kapitalistischen Wirtschaftssystem als Antwort auf sich dadurch 
entwickelnde Risiken gebildet, die nicht länger durch Stände und Zünfte aufgefan-
gen werden konnten (Bäcker et al. 2020: 17; Obinger/Schmidt 2019a: 1; Ullrich 2018: 
522). „In different countries different aspects of these risks were identified as the 
central theme, and differences in the setting of priorities also led to different insti
tutional designs.“ (Diewald 2016: 682) Begriff lich lässt sich der „Wohlfahrtsstaat“ 
nur in Verbindung mit der Sozialpolitik fassen. Bäcker et al. (2020: 2) definieren 
dies folgendermaßen:

„Sozialpolitik setzt sich aus einer Vielzahl von Maßnahmen, Leistungen und Diensten zusammen, 
die durch unterschiedliche Institutionen, Einrichtungen und Akteure bereitgestellt bzw. angeboten 
werden. Dieser Gesamtkomplex lässt sich auch als Sozialstaat oder (weitgehend synonym37) als Wohl-
fahrtsstaat bezeichnen. Der Begrif f Sozialstaat ist Ausdruck für die aktive, gestaltende Rolle, die der 
demokratische Staat im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben einnimmt, und kennzeichnet 
zugleich einen historisch-konkreten Gesellschaftstyp, der eine entwickelte marktwirtschaftlich-
kapitalistische Ökonomie mit dem Prinzip des sozialen Ausgleichs verbindet.“ 

Dabei wird deutlich, dass der Wohlfahrtsstaat über die Sozialpolitik hinausgeht 
und zusätzlich zu den einzelnen „Maßnahmen, Leistungen und Diensten“ deren 
Regelungen als Gesamtkomplex sowie weitere Bereiche, wie das Bildungssys-
tem, Wohnungsbau und Mietrecht, das Steuersystem sowie die kommunale 
Daseinsvorsorge umfasst (Bäcker et al. 2020: 2). Auch Offe (2019: 67) spricht vom 
Sozial- bzw. Wohlfahrtsstaat „als ein Ensemble von Institutionen, Rechten und 
Kollektivakteuren“, das eine „spezifisch deutsche Variante des sog. europäischen 
Sozialmodells dar[stellt]“. Dass auch der auf den ersten Blick möglicherweise 

37	 Sieh dazu auch Offe (2019: 67):„In den Sozialwissenschaften werden ‚Sozialstaat‘ und ‚Wohlfahrtsstaat‘ 
nahezu bedeutungsgleich verwendet (zumal ‚Wohlfahrtsstaat‘ mit dem älteren Ausdruck ‚Wohlfahrt‘ 
für das Sozialhilfewesen nicht mehr assoziiert wird), während Historiker z. T. auf der Differenzierung 
bestehen […].“
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als unabhängig betrachtete Themenbereich Bildung zu diesem Verständnis von 
Wohlfahrtsstaat gehört, zeigt sich, wenn man auf die Funktion von Bildung (ins-
besondere nach dem II. Weltkrieg) blickt: „Die Einrichtung öffentlicher Bildung 
etablierte die Jugendphase als Bildungsmoratorium und Vorbereitung der nach-
folgenden Generation für unterschiedliche Erwerbs- und Lebensverläufe“ (Wal-
ther 2020: 143) und trägt damit – um die Definition des Wohlfahrtsstaats von 
Bäcker et al. (2020: 2) noch einmal aufzugreifen – zum „sozialen Ausgleich“ für 
junge Menschen vor dem Hintergrund einer „entwickelten marktwirtschaftlich-
kapitalistischen Ökonomie“ bei (siehe auch Struck 2001: 34 sowie Kapitel 4.2).

Vor diesem Hintergrund geht es im Folgenden darum, das Wohlfahrtsregime 
Deutschlands auf Basis der oben bereits methodisch eingeführten Dokumen-
tenanalysen (Kapitel 3.2) genauer zu beschreiben und daraus wohlfahrtsstaatli-
che Hürden für junge geflüchtete Menschen abzuleiten und zu charakterisieren. 
Neben einem kursorischen Abriss zu wohlfahrtsstaatlichen Entwicklungen der 
letzten Jahrzehnte (Kapitel 4.1.1) werden die mit dem spezifisch deutschen Regi-
metypus einhergehenden Charakteristika genauer beleuchtet (Kapitel 4.1.2). Im 
Anschluss stehen die zwei Politikfelder der Jugendhilfe sowie der Arbeitsmarkt-
politik im Fokus, die aufgrund der fokussierten Lebensphase des Übergangs 
Schule-Ausbildung-Arbeit Aufschluss über Rahmenbedingungen und mögliche 
Hürden für junge geflüchtete Menschen geben sollen (Kapitel 4.1.3). Das deutsche 
Bildungssystem, insbesondere im Hinblick auf diese Übergangsphase, wird im 
darauffolgenden Kapitel 4.2 genauer betrachtet. Neben grundsätzlichen Struk-
turmerkmalen von Bildung in Deutschland (Kapitel 4.2.1) und den Rahmenbe-
dingungen des Bildungssystems (Kapitel 4.2.2) werden Erkenntnisse zu Über-
gangsprozessen (Kapitel 4.2.3) sowie Anerkennungsverfahren von ausländischen 
Schul- und Berufsabschlüssen in die Betrachtung einbezogen (Kapitel 4.2.4). Nicht 
direkt dem Wohlfahrtsstaat zugehörig, aber mit weitreichenden Implikationen für 
den Zugang zu Systemen der sozialen Sicherung für Migrant*innen allgemein und 
geflüchtete Menschen im Speziellen, sind auch migrations- und integrationsbezo-
gene Rahmenbedingungen (Kapitel 4.3). Die durch die auf Dokumentenanalysen 
basierenden Ausführungen zum Wohlfahrtsregime, Bildungssystem und den mig-
rations- und integrationspolitischen Rahmenbedingungen identifizierten Hürden 
für junge geflüchtete Menschen werden in Kapitel 4.4 ergänzt und tiefergehender 
charakterisiert mit Erkenntnissen aus den Sekundäranalysen von Interviewma-
terial mit kommunalen Akteur*innen aus der Integrationspolitik. In Kapitel 4.5 
sollen diese auf Basis der Dokumentenanalysen identifizierten und durch die 
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Sekundäranalysen charakterisierten wohlfahrtsstaatlichen Hürden dann noch 
einmal zusammenfassend diskutiert werden.38

4.1	 Das Wohlfahrtsregime in Deutschland

„Der Regimebegrif f öf fnet den Blick für die Frage nach dem Wie der Gestaltung von Vergesellschaf-
tungsprozessen, etwa in Bezug auf unterschiedliche in Wohlfahrtsstaat und Übergangsgestaltung 
institutionalisierte Vorstellungen von Familie und Individuum oder von Arbeit, Benachteiligung und 
Jugend […]. Das Regimemodell impliziert also eine Vorstellung von Vergesellschaftung als Wechsel-
spiel zwischen verschiedenen Ebenen und Akteuren, das unterschiedliche Normalitäten des Lebens-
laufs des Übergangs hervorbringt.“ (Walther 2020: 147)39

Der Begriff „Wohlfahrtsregime“ ist durch die vergleichende Wohlfahrtsstaatenfor-
schung geprägt. Die wohl prominenteste und nach einiger Kritik stark erweiterte 
Typologie von Wohlfahrtsstaatsregimes40 ist die dreigliedrige Klassifizierung 
in liberale, korporatistische und sozialdemokratische Wohlfahrtsstaaten durch Gøs-
ta Esping-Andersen (Esping-Andersen 1998: 43 f., 46). Der liberale Wohlfahrts-
staat zeichnet sich dabei durch niedrige, universelle Transferleistungen aus, die 
bedarfsgeprüft gewährt werden. Zugrunde liegen diesem System Normen einer 
liberalen Arbeitsethik und damit verbunden sind Stigmatisierungsprozesse von 
Leistungsbeziehenden sowie eine passive oder aktive Förderung des Marktes 
durch minimale Leistungen (passiv) und Subventionierung von privaten Absi-
cherungssystemen (aktiv). Die Gewährung von sozialen Rechten ist demnach 
beschränkt. Als Beispiele für diesen Typus von Wohlfahrtsstaaten gelten die 
USA, Kanada, Großbritannien sowie die Schweiz (Esping-Andersen 1998: 43). Der 
korporatistische Wohlfahrtsstaat ist ein Regime, in dem „das historische, staats-
korporatistische Erbe ausgebaut [wurde], um der neuen ‚post-industriellen‘ Klas-
senstruktur gerecht zu werden“ (Esping-Andersen 1998: 44). In diesem Typus geht 
es darum, Statusunterschiede zu erhalten, weshalb soziale Rechte status- und 
klassengebunden und Umverteilungseffekte gering sind. Der Markt wird hier 
nicht als Wohlfahrtsproduzent gesehen, weshalb private Vorsorge nur eine rand-

38	 Der Stand der folgenden Ausführungen ist Anfang Februar 2025, sodass sich die Beschreibungen der 
wohlfahrtsstaatlichen Strukturen auf den Ist-Stand zu diesem Zeitpunkt beziehen und neuere Ent-
wicklungen und Reformvorhaben der Bundesregierung aus CDU, CSU und SPD ab Mai 2025 keine 
Berücksichtigung mehr finden.

39	 Weitere Ausführungen zur Herleitung des Regimebegriffs und Literaturhinweise, siehe Walther (2020).
40	 Im Laufe der vergleichenden Forschung zu Wohlfahrtsstaaten wurden die drei Typen von Esping-

Andersen um weitere Ausprägungen erweitert, bspw. um den von Lessenich (1995) eingeführten post-
autoritären Typ. Weiterführendes zur Kritik an der Wohlfahrtsstaatentypologie von Esping-Andersen 
findet sich auch bei Schubert et al. (2008: 13) und Schmidt et al. (2007).
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ständige Bedeutung aufweist. Traditionelle Familienformen sind dagegen – auch 
durch einen hohen Einfluss kirchlicher Akteur*innen – von großer Bedeutung 
und bedingen die Aufrechterhaltung des Subsidiaritätsprinzips in der Gewährung 
von Leistungen. Deutschland, Österreich, Frankreich und Italien werden nach 
Esping-Andersen zu diesem Regime-Typus gezählt (Esping-Andersen 1998: 44). Der 
sozialdemokratische Wohlfahrtsstaat erhält seinen Namen vor dem Hintergrund 
treibender sozialdemokratischer Kräfte für soziale Reformen. Universalismus ist 
für diesen Regime-Typ ein wichtiges Grundprinzip: „Alle Klassen und Schichten 
sind in ein einziges, universelles Versicherungssystem einbezogen; gleichwohl 
orientieren sich die Leistungen am vorherigen Einkommen. Dieses Modell drängt 
den Markt zurück und sorgt so für eine ihrem Wesen nach universale Solidarität 
im und mit dem Wohlfahrtsstaat.“ (Esping-Andersen 1998: 45) Norwegen, Schwe-
den und in geringerem Maße auch Dänemark und Finnland zählen zu diesem 
Typus. Nach Esping-Andersen (1998) gibt es insbesondere drei Faktoren, die für 
die Ausbildung spezifischer wohlfahrtsstaatlicher Regime von Bedeutung sind: 
„die Art der (insbesondere Arbeiter-)Klassenmobilisierung, klassenpolitische 
Koalitionsstrukturen und das historische Erbe der Regimeinstitutionalisierung.“ 
(Esping-Andersen 1998: 47) 

Die kursorischen Ausführungen zu den drei Typen von Wohlfahrtsstaaten 
nach Esping-Andersen verdeutlichen, dass Länder je nach spezifischen Gegeben-
heiten unterschiedliche Regime von Wohlfahrtsstaaten ausbilden, die Individuen 
in unterschiedlicher Weise absichern. Da es sich bei den drei Typen jedoch um 
Idealtypen handelt, lohnt sich ein differenzierter Blick auf das deutsche System 
der sozialen Sicherung, um spezifische Mechanismen und damit einhergehende 
Zugangsmöglichkeiten, Leistungsspektren sowie Implikationen für individuelle 
Lebensläufe zu identifizieren.

4.1.1	 Entwicklungen

Deutschland ist eine der Nationen, die bereits früh Systeme der Absicherung eta-
blierte. Schon Ende des 19. Jahrhunderts wurden Kranken-, Unfall-, Alters- und 
Invalidenversicherung eingeführt; Anfang des 20. Jahrhunderts folgte die Arbeits-
losenversicherung (Schmid 2010: 129; Offe 2019: 67). Der damalige Reichskanzler 
Bismarck ist noch heute Namensgeber für das wohlfahrtsstaatliche „Bismarck-
Modell“ (alternativ zu Esping-Andersens korporatistischem Wohlfahrtsstaat), das 
in den Anfängen jedoch vor allem kompensatorisch ausgelegt war und nicht die 
notwendigen Lebensbedürfnisse decken konnte und bis heute durch eine starke 
Verknüpfung zwischen (abhängiger) Erwerbsarbeit und Leistungszugang geprägt 
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ist (Schmid 2010: 129 f.; Obinger/Schmidt 2019a: 2). Esping-Andersen stellt für 
Deutschland eine stark verfolgte Strategie des Aufbaus einer „Mittelklassenlo-
yalität“ fest, „die sich auf die Beibehaltung eines berufsständischen Sozialversi-
cherungssystems und nicht zuletzt auf eben jene politischen Kräfte richtete, die 
dieses System ins Leben gerufen hatten. Adenauers große Rentenreform von 1957 
zielte ausdrücklich darauf, diese Mittelschichtstreue wiederzubeleben“ (Esping-
Andersen 1998: 52). 

Insgesamt ist die Phase nach dem II. Weltkrieg bis etwa zum Ende der 1970er 
Jahre durch eine starke Expansion des deutschen Wohlfahrtsstaats geprägt, die 
auf dem Konzept der „sozialen Marktwirtschaft“ beruhte und durch den star-
ken Wirtschaftsaufschwung ab den 1950er Jahre ermöglicht wurde (z. B. Reiter 
2017; Boeckh et al. 2017; Bäcker et al. 2020). Diese „doppelte Inklusion“ durch den 
Einbezug immer größerer Bevölkerungsteile in immer mehr soziale Sicherungs-
systeme wurde in Deutschland jedoch durch eine hohe „Strukturkontinuität“ 
begleitet (Ullrich 2018: 522). „So sind etwa die ältesten Sozialversicherungen in 
vielen grundlegenden Strukturen (u. a. Selbstverwaltung) bis heute unverändert.“ 
(Ullrich 2018: 522) Gleichzeitig kam es bis heute im System der Absicherung in 
Deutschland immer wieder zu Veränderungen und Verschiebungen, die mit der 
Agenda 2010 und der damit einhergehenden Verdeutlichung einer bereits vorher 
begonnenen Aktivierungspolitik einen Wendepunkt markiert (z. B. Mohr 2012).41 
Bäcker et al. (2020: 21) beschreiben in diesem Kontext einen „Paradigmenwechsel“, 
der insbesondere die Alterssicherung und die Arbeitsmarktpolitik betrifft:

„Verfolgt man die Entwicklung der Sozialpolitik seit der Jahrtausendwende, so lässt sich ein Kon-
tinuitätsbruch erkennen […]. Nach dem Ende der Vereinigungskonjunktur, dem Anschwellen der 
Massenarbeitslosigkeit in den neuen wie auch in den alten Bundesländern, der Entfesselung der 
internationalen Finanzmärkte und der Dominanz neoliberaler Theorien in der Wissenschaft, den 
Parteien und den Medien kommt es zu einer Grundsatzkritik an der Sozialpolitik überhaupt. Bis etwa 
2014 beherrschen tiefgreifende Einschnitte in das soziale Leistungssystem das Bild, die sich als eine 
Kombination von Abbau und Umbau des deutschen Sozialstaats bezeichnen lassen.“ 

Die öffentlichen und in der Politik geführten Debatten der letzten Jahre haben zu 
weiteren Veränderungen geführt. Der Ende 2021 geschlossene Koalitionsvertrag 
zwischen SPD, Grünen und der FDP enthielt bereits bspw. durch die Einführung 
eines „Bürgergeldes“ die Abkehr von verschiedenen Mechanismen der derzeiti-
gen Grundsicherung vor (SPD et al.: 75). In der konkreten Umsetzung des neuen 
„Bürgergeldes“, das zum 01. Januar 2023 das bisherige Arbeitslosengeld II (auch 

41	 Ein detaillierter historischer Abriss der Entwicklung des deutschen Wohlfahrtsstaats würde an dieser 
Stelle zu weit führen. Für weitere Ausführungen zu den Entwicklungsphasen und Elementen der letzten 
Jahrzehnte siehe bspw. Reiter (2017); Boeckh et al. (2017); Bäcker et al. (2020); Schmid (2010). 
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„Hartz IV“ genannt) ablöste42, muss sich allerdings noch zeigen, inwiefern dies 
wiederum einen Paradigmenwechsel darstellt. Die anfangs angestrebte Abkehr 
von Sanktionierungsmöglichkeiten wurde bereits Anfang 2024 wieder zurück 
genommen (ausführlicher hierzu in Kapitel 4.1.3). 

4.1.2	 Charakteristika und Prinzipien im deutschen 
Wohlfahrtsregime

Dem breiten Verständnis von Wohlfahrtsstaat bei Bäcker et al. (2020) folgend, 
lassen sich verschiedene Bereiche ausmachen, die mit der Etablierung des Wohl-
fahrtsstaats in Deutschland verbunden sind. Diese Bereiche werden teilweise 
von mehreren Politikfeldern und Institutionen gleichzeitig und nicht immer 
widerspruchsfrei adressiert, sodass sich ein komplexes Gefüge von Leistungen 
für unterschiedliche Lebenslagen von Individuen ergibt, das von unterschiedli-
chen rechtlichen Rahmenbedingungen getragen, einer spezifischen Konstellation 
von Organisationen umgesetzt und in diesen durch verschiedene Akteur*innen 
bearbeitet wird (Bäcker et al. 2020: 26 f.; siehe auch Stöbe-Blossey et al. 2020a; 
Stöbe-Blossey et al. 2021a). 

Grundprinzipien und zentrale Charakteristika im deutschen Wohlfahrtsre-
gime werden insbesondere an der Sozialpolitik deutlich, die darüber hinaus in 
Wechselwirkung zu anderen Rahmenbedingungen (bspw. Steuerwesen) steht. Der 
Fokus der folgenden Ausführungen liegt daher auf sozialpolitischen Regelungen, 
die in Deutschland im Rahmen des dreizehn Teile umfassenden Sozialgesetzbu-
ches vorliegen. Die einzelnen Teile stellen einzelne Rechtskreise dar und gehen 
mit spezifischen Zuständigkeiten in Bezug auf verschiedene Absicherungssysteme 
einher, wie Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB II), Arbeits-
förderung (SGB III), gesetzliche Krankenversicherung (SGB V), gesetzliche Ren-
tenversicherung (SGB VI), gesetzliche Unfallversicherung (SGB VII), Kinder- und 
Jugendhilfe (SGB VIII), Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behin-
derungen (SGB IX), Soziale Pflegeversicherung (SGB XI), Sozialhilfe (SGB XII), 
Aufgabe und Anwendungsbereich der Sozialen Entschädigung (SGB XIV).43 Die 
Einführung des neuen „Bürgergelds“ zum 01.01.2023 geht mit einigen Änderungen 
im Kontext der Grundsicherung für Arbeitssuchende einher, die insbesondere 
in Kapitel 4.1.3 aufgegriffen werden sollen. Das ausgewertete Interviewmaterial 

42	 https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/entlastung-fuer-deutschland/buergergeld-2125010 
43	 Daneben finden sich im Sozialgesetzbuch weitere Teile, die sich mit allgemeinen Aspekten (SGB I), 

gemeinsamen Vorschriften für die Sozialversicherung (SGB IV) und Sozialverwaltungsverfahren und 
Sozialdatenschutz (SGB X) befassen.

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/entlastung-fuer-deutschland/buergergeld-2125010
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sowohl mit kommunalen Vertreter*innen als auch mit den Integration Interme-
diaries wurde jedoch vor der Reform erhoben (Kapitel 3), weshalb die gesetzlichen 
Änderungen empirisch nicht einbezogen werden können. Vor diesem Hintergrund 
folgt zunächst ein kurzer Überblick über zentrale Charakteristika und Struktu-
rierungsmechanismen im deutschen Wohlfahrtsstaat in Bezug auf verschiedene 
Bereiche und Handlungsfelder der Sozialpolitik, bevor anhand der Lebenslage im 
Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf eine spezifischere Betrachtung 
von Rahmenbedingungen, organisationalen Arrangements und der Bearbeitung 
von Fällen vorgenommen wird, die Schnittstellen und mögliche Problemstellungen 
zwischen verschiedenen Politikfeldern und Rechtskreisen in dieser Lebensphase 
verdeutlichen und erste wohlfahrtsstaatliche Hürden für junge geflüchtete Men-
schen in Deutschland identifizierbar machen (Kapitel 4.1.3). 

Die konkrete Ausgestaltung von sozialen Sicherungssystemen folgt drei Kern-
prinzipien, die die Art der Absicherung und deren Finanzierungsform regeln 
und die soziale Absicherung von Individuen in unterschiedlichen Lebenslagen 
beeinflussen: Versorgung, Fürsorge und Versicherung (z. B. Offe 2019: 70). Versor-
gungsleistungen werden historisch begründet denjenigen gewährt, die dem Staat 
„besondere Opfer“ erbringen oder erbracht haben (bspw. Beamte), auch wenn sich 
das Ausmaß dessen über die Zeit deutlich verringert hat. 

Fürsorgeprinzipien spielen insbesondere im Rahmen der Sozialhilfe eine Rolle, 
das heißt, hier erhalten Personen steuerfinanzierte Leistungen, „wenn sie sich 
nicht selbst helfen können oder die erforderlichen Leistungen nicht von anderer 
Seite zur Verfügung gestellt werden. Das Fürsorgeprinzip berücksichtigt, dass 
nicht nur gruppenspezifische Notsituationen, sondern auch spezifisch individu-
elle Notfälle existieren“ (Schmid 2010: 134). Fürsorgeförmige Leistungen umfassen 
neben verschiedenen Formen der Grundsicherung und der Sozialhilfe auch „das 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylblG) sowie – allerdings nur eingeschränkt – 
das Wohngeld und die Ausbildungsförderung. Sie fungieren hinsichtlich der 
Existenzsicherung der Bevölkerung als eine Grund- oder Mindestsicherung, die 
das soziokulturelle Existenzminimum garantieren soll“ (Bäcker 2021: 38). Für die 
Gewährung von fürsorgeförmigen Leistungen und deren Erbringung spielen zwei 
weitere Prinzipien eine Rolle. 
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Zum einen unterliegen Leistungen in diesem Bereich dem Nachrangprinzip44. 
Das bedeutet, „dass kein Anspruch auf Grundsicherung besteht, wenn die Hil-
fesuchenden sich zur Beschaffung des notwendigen Lebensunterhalts für sich 
und ihre Familien selbst helfen können oder wenn Leistungsansprüche gegen-
über Angehörigen oder auf andere Sozialleistungen bestehen“ (Bäcker et al. 2020: 
250; siehe auch Wagschal 2019: 817; Hanesch 2012: 23). Im Sinne der Bedürftig-
keit wird daher auch vorhandenes Vermögen bei der Leistungserbringung im 
Rahmen der Grundsicherung für Arbeitssuchende berücksichtigt (§ 12 SGB II). 
Hinter diesen Nachrangregelungen liegt eine „staatliche Familienförderung mit 
konservativem Geschlechtermodell“ (Leitner 2019: 742), womit außerdem häufig 
eine Verlagerung von Care-Arbeit in den familiären Kontext einhergeht (Hanesch 
2012: 23). Zum anderen zeigt sich bei der Erbringung von Sozialleistungen in den 
Bereichen Wohngeld, Ausbildungsförderung, Sozialhilfe, Jugendhilfe etc. auf 
der kommunalen Ebene das Subsidiaritätsprinzip, „das den frei-gemeinnützigen 
Trägern – hier insbesondere den Wohlfahrtsverbänden und den kirchlichen Ein-
richtungen – und auch privatwirtschaftlichen Anbietern Vorrang bei der Leis-
tungserbringung einräumt […]. Die anfallenden Kosten werden hingegen weit 
überwiegend öffentlich finanziert, zum einen aus den kommunalen Haushalten, 
zum anderen aber auch aus den Sozialversicherungskassen. Eigenmittel (vor allem 
Spenden, Mitgliedsbeiträge, Einnahmen aus der Kirchensteuer) spielen bei den 
Angeboten von Wohlfahrtsverbänden und kirchlichen sozialen Einrichtungen eine 
nur nachrangige Rolle.“ (Bäcker et al. 2020: 103, siehe auch S. 28 f., 31) Offe (2019: 
71) bewertet die verschiedenen Mechanismen von Fürsorgeleistungen kritisch 
und beschreibt Implikationen für Individuen, die mit Stigmatisierung und hohen 
Anforderungen an Betroffene einhergehen:

„Eine strikte Bedürftigkeitsprüfung, ein ausgeprägter Selbsthilfeanreiz, eine bescheiden bemessene 
Armutsschwelle, eine ef fektive Abschirmung des Leistungssystems gegen Zuwanderung sowie die 
Förderung privater caritas können damit gemeinsam als Voraussetzungen dafür gelten, dass die 
sozialmoralischen Normen einer Pf licht zur Nothilfe gewahrt und gefestigt, d. h. gegen Anlässe für 
den stets erregbaren Verdacht ‚missbräuchlicher‘ Vorteilsnahme und andere Beweggründe für die 
Verweigerung von Hilfe abgeschirmt werden.“

44	 Im Folgenden wird zwischen Nachrangprinzip und Subsidiaritätsprinzip unterschieden, um die in der 
Literatur häufig synonym gemeinten Aspekte analytisch voneinander trennen zu können: 

	 – � Vorrang innerfamiliärer Unterstützungsleistungen vor staatlichen Unterstützungsleistungen (Nach-
rangprinzip) 

	 – � Besondere Bedeutung der (freien) Wohlfahrt in der Erbringung sozialstaatlicher Leistungen (Subsi-
diaritätsprinzip) 

	 Weitere Ausführungen zu einer möglichen Differenzierung und der Genese des Begriffs der Subsidiarität 
finden sich bei Sammet/Steffens (2020).
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Diese Einschätzung steht in engem Zusammenhang mit einem in den letzten 
Jahrzehnten immer stärker werdenden Paradigma des aktivierenden Wohlfahrts-
staats, das sich in Deutschland entwickelt hat (auch wenn die Orientierung an 
diesem Paradigma immer wieder in Frage gestellt wird). Höhepunkt dieser Akti-
vierungspolitik stellt sicherlich die Arbeitsmarktpolitik im Sinne der „Agenda 
2010“ und die damit einhergehenden Hartz-Reformen dar (z. B. Schmid 2010; 
Obinger/Schmidt 2019b; Bäcker et al. 2020). Insbesondere im Bereich von Für
sorgeleistungen finden sich aktivierungspolitische Ziele, wie die Festschreibung 
des Mottos „Fördern und Fordern“ im Bereich der Grundsicherung für Arbeits-
suchende bespielhaft verdeutlicht (§ 2 SGB II, § 14 SGB II; ausführlicher dazu in 
Kapitel 4.1.3). Die Reform des SGB II hin zum sogenannten „Bürgergeld“ bricht 
nicht mit der Aktivierungslogik. Die bisherigen Paragraphen zum „Fördern und 
Fordern“ bleiben unverändert bestehen. 

Besonders charakteristisch für den Bismarck’schen bzw. korporatistischen 
Wohlfahrtsstaat ist das Prinzip der (Sozial-)Versicherung (Schmid 2010: 133; 
Hanesch 2012: 22; Esping-Andersen 1998: 37; Offe 2019: 71 f.). In Deutschland basiert 
dieses System der Sozialversicherungen auf einer „spezifischen Verbindung von 
Versicherungs- und Solidarprinzip“ (Hanesch 2012: 22), das „insbesondere in der 
gesetzlichen Krankenversicherung zum Ausdruck“ (Bäcker et al. 2020: 28) kommt. 

„Durch einkommensproportionale Beitragsfinanzierung abstrahiert die Sozialversicherung von 
der individuellen Vorsorgebereitschaft und Risikobelastung der einzelnen Versicherten und nimmt 
sie damit als solidarisch-kollektiv Haftende in Anspruch: Alle zahlen für alle in einen gemeinsamen 
‚Pool‘ und erwerben dadurch Ansprüche auf Transferleistungen.“ (Offe 2019: 72)

Das Versicherungsprinzip bedingt somit auch die enge Verknüpfung zwischen 
(abhängiger) Erwerbsarbeit und dem Zugang zu sozialer Sicherung („Erwerbsar-
beitszentrierung“; z. B. Bäcker et al. 2020; Obinger/Schmidt 2019b; Schmid 2010), 
was „eine Besserstellung von Erwerbstätigen gegenüber Nicht-Erwerbstätigen“ 
(Ullrich 2018: 523) produziert. Damit schafft das System auf der nationalen Ebene 
Anreize für einen hohen Beschäftigungsstand, um eine Absicherung gegen sozi-
ale Risiken gewährleisten zu können (Offe 2019: 75 f.). Stephan Lessenich (2013: 
898) bezeichnet den Wohlfahrtsstaat vor diesem Hintergrund als „Reprodukti-
onsagentur der Lohnarbeitsgesellschaft“. Auf der individuellen Ebene impliziert 
das deutsche Wohlfahrtsregime hingegen einen „Normallebenslauf“ (siehe auch 
Kapitel 2.2), der mit spezifischen Erwartungen an Übergänge und Altersphasen 
einhergeht: 

„Als Beispiel auf der Makroebene sei die Gesetzliche Rentenversicherung angeführt, die grundlegend 
als beitragsfinanziertes Umlageverfahren konstruiert wurde. Eine zentrale Annahme dieser Kon-
struktionslogik ist, dass die überwiegende Mehrzahl der (männlichen) Erwerbstätigen nach ihrer 
Ausbildung kontinuierlich, d. h. ohne Arbeitslosigkeits- oder sonstige Erwerbsunterbrechungsphasen, 
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sowie vollzeitbeschäftigt arbeitet, und zwar bis zum Renteneintritt mit Erreichen der Regelalters-
grenze. In dem Maß, in dem diese Annahme problematisch wird, d. h. der als ‚normal‘ unterstellte 
Erwerbsverlauf infolge demographischer oder ökonomischer Entwicklungen für einen wachsenden 
Teil der Bevölkerung nicht mehr Realität ist, entstehen der Gesetzlichen Rentenversicherung Finan-
zierungsprobleme […].“ (Wingens 2020: 156)

Im Zusammenspiel zwischen Erwerbsarbeit und Alterssicherung zeigt sich die 
Ehezentrierung des deutschen Wohlfahrtsregimes, was sich insbesondere für 
Frauen als problematisch erweisen kann (Bäcker et al. 2020: 384). Die Ehezen
trierung der Sozialversicherung schafft Anreizsysteme, die insbesondere Frauen 
nahelegen, Erwerbstätigkeiten zu unterbrechen oder aufzugeben (z. B. durch 
eine kostenfreie Mitversicherung in der Krankenversicherung des Ehepartners; 
Bäcker et al. 2020: 28). Helga Krüger (2009: 164) beschreibt die Implikationen der 
deutschen Regelungen für Paare in diesem Kontext als „tandem logic of life“, 
die auf einer spezifischen Einkommenspolitik, einer geschlechterspezifischen 
Arbeitsmarktsegmentation sowie den täglichen Arbeitszeiten beruht. Die Ehezen-
trierung zeigt sich hier bspw. durch Regelungen zu Einkommen: „In Germany the 
legacy from the late nineteenth and the early twentieth century […] means that the 
family itself constitutes an integral part of official incomes policy. Earnings are 
protected by a wage system that is presumed to support a whole family by means 
of one earners’ income – and that avoids public expenditure for full-time daycare 
or all-day schooling by means of one person at home.“ (Krüger 2009: 164 f.) Hierbei 
werden demnach Wechselwirkungen zwischen Structure und Agency bzw. zwi-
schen strukturellen Rahmenbedingungen und den individuellen Lebensverläufen 
deutlich. Die strukturellen Pfadabhängigkeiten im Bereich der Kinderbetreuung 
zeigen sich bis heute, auch wenn die Einführung des Rechtsanspruchs auf einen 
Kitaplatz ab dem ersten vollendeten Lebensjahr im Jahr 201345 sowie die Einfüh-
rung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung für Kinder im Grundschulalter 
ab 202646 eine langsame Abkehr von der Logik des „one-breadwinner model“47 oder 
Zuverdienstmodellen (Krüger 2009: 165; siehe auch Wingens 2020: 162) andeuten. 
Die intersektionale Analyse der „Wahlfreiheit“ erwerbstätiger Mütter und Väter 
von Menke (2019: 276) lässt in diesem Kontext schlussfolgern:

45	 https://www.bildungsserver.de/Rechtsanspruch-auf-Kindertagesbetreuung-1850-de.html
46	 https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl121s4602.pdf#/

text/bgbl121s4602.pdf?_ts=1772098170453 
47	 Die Gestaltung von Erwerbsarbeit in Paarbeziehungen wird unterschiedlich konzipiert. Auch von einem 

„male breadwinner model“ wird häufig gesprochen, wobei sich durch eine verstärkte Erwerbstätigkeit 
von Frauen immer weitere Abstufungen ergeben. Vgl. dazu auch Leitner et al. (2004).

https://www.bildungsserver.de/Rechtsanspruch-auf-Kindertagesbetreuung-1850-de.html
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl121s4602.pdf#/text/bgbl121s4602.pdf?_ts=1772098170453
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl121s4602.pdf#/text/bgbl121s4602.pdf?_ts=1772098170453
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„Die gegenwärtige Familienpolitik hat Situationen und Lebensprobleme der gehobenen, heterose-
xuellen Mittelschicht zu verwaltbaren Bedürfnissen gemacht: Frauen und Mütter werden für den 
Arbeitsmarkt aktiviert, im Gegenzug werden Männer bzw. Väter jedoch nicht annähernd stark zu 
der Übernahme von Sorgearbeit angehalten.“

Das zeigt einerseits die Monopolisierungsprozesse von Figurationen hin zu Rah-
menbedingungen an, die von spezifischen Machtverhältnissen geprägt sind. 
Andererseits wird hierbei die geschlechtliche Dimension der Ungleichheit im 
deutschen Wohlfahrtsregime deutlich.

Zentrales Ziel des deutschen Wohlfahrtsregimes ist eine Lebensstandardsi-
cherung, was auch geringe Umverteilungseffekte zur Folge hat (Hanesch 2012: 
22; Diewald 2016: 682; Offe 2019: 72). Besonders deutlich wird dies im Bereich der 
Rente, die in Deutschland beitragsfinanziert über einen Generationenvertrag 
geleistet wird. Dabei zahlen Arbeitnehmer*innen und Arbeitgeber*innen je hälf-
tig den prozentualen Anteil vom Bruttoeinkommen in die Rentenversicherung 
ein. Auf dieser Basis ergibt sich demnach eine Rentenhöhe, die deutlich von den 
Versicherungszeiten und damit der Erwerbsdauer von Individuen beeinflusst 
wird, was somit noch einmal die starke Erwerbsarbeitszentrierung des deutschen 
Wohlfahrtsstaats unterstreicht und die Erwartungen an die Kontinuität eines 
„Normallebenslaufs“ verdeutlicht (Schmid 2010: 135 ff.; Bäcker et al. 2020: 28; Kohli 
2017; siehe auch Kapitel 2.2). Am Beispiel der Rente wird ebenso exemplarisch deut-
lich, dass soziale Ungleichheiten auch durch die Etablierung wohlfahrtsstaatlicher 
Systeme in Deutschland nicht unbedingt verringert oder aufgelöst werden, wie 
auch Bäcker et al. (2020: 3) feststellen: 

„Bei aller Differenziertheit von Lebenslagen und trotz des Trends zur Individualisierung und Plura-
lisierung von Lebensformen, der moderne Gesellschaften prägt, ist immer noch zutreffend, dass von 
sozialen Risiken und Problemen überproportional vor allem jene Bevölkerungsgruppen bedroht bzw. 
betroffen sind, die aufgrund ihrer Berufs-, Qualifikations- und Einkommenssituation ohnehin zu 
den Benachteiligten in der Gesellschaft zählen und zugleich auch über geringere Bewältigungs- und 
Verarbeitungspotenziale verfügen.“ 

Im Kontext der oben besprochenen Charakteristika des deutschen Wohlfahrts-
regimes kommt Diewald (2016: 684) zu dem Schluss:

„The strong links between education, training, and employment as well as the high level of job stability 
and security in the German welfare state normally provide an exceptionally high level of predictability 
and continuity over the life course. However, if risk occurs, it may be especially dif f icult to correct for 
it and consequently, in such cases, lead to more downward mobility than is seen in less continuity-
oriented welfare states.“

In seinem Beitrag führt Diewald (2016) Risikomanagement als einen wichtigen 
Aspekt wohlfahrtsstaatlicher Handlungsfähigkeit ein und setzt es in Bezug zu 
einer Lebenslaufperspektive. Im Rückgriff auf Leisering (2006: 213 f.) umfasst das 
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wohlfahrtsstaatliche Risikomanagement alle Maßnahmen der Sozialhilfe, der 
Sozialversicherung und der sozialen Dienste, die dazu dienen, Diskontinuitäten 
und Übergänge zu überbrücken (Diewald 2016: 683). Eine wichtige Unterschei-
dung im Kontext dieses Risikomanagements ist, inwiefern erstens Anreize oder 
Abschreckung für Risiken gesetzt werden, die Individuen in ihren Entscheidungen 
und ihrem Verhalten beeinflussen sollen. Zweitens können zudem die Folgen von 
Notlagen durch wohlfahrtsstaatliches Handeln abgepuffert werden, was sich 
bspw. in einer versicherungsbasierten Kompensationsstrategie zeigen kann (Die-
wald 2016: 683, vgl. auch DiPrete 2002; Mayer 2005). „Germany in general stands 
out for the first strategy: risky decisions are discouraged by the state and risky 
behaviors should be avoided.“ (Diewald 2016: 683) 

Es bleibt anzunehmen, dass „individuelle Lebensläufe nicht rein zufällig oder 
voluntaristisch zustande kommen“ (Diewald 2010: 26). Vielmehr wirken zum einen 
mehr oder weniger informelle soziale Normen bezogen auf alters- und rollen-
gerechtes Verhalten und zum anderen strukturelle Rahmenbedingungen, die 
rechtlich verankert sind, auf die Gestaltung von individuellen Lebensverläufen 
(Diewald 2010: 26). Wenn es um soziale Risiken und deren Absicherung geht, spie-
len demnach verschiedene Institutionen eine Rolle, so auch der Wohlfahrtsstaat. 
Darüber hinaus ergeben sich daraus auch spezifische Ungleichheitsrelationen: 
„Zusammengenommen bestimmen diese Institutionen mit darüber, inwiefern 
sich Lebenschancen in den unterschiedlichen Lebensbereichen wechselseitig 
bedingen und darüber verfestigen, multidimensionale Ungleichheitspositionen 
generieren oder aber Statusinkonsistenzen erlauben.“ (Diewald 2010: 28)

Insgesamt wird deutlich, dass das deutsche Wohlfahrtsregime geprägt wird 
durch unterschiedliche Charakteristika und Prinzipien, die die individuelle Absi-
cherung gegen soziale Risiken beeinflussen. Versorgung, Fürsorge und Versiche-
rung prägen die Struktur des Sicherungssystems und stellen institutionalisierte 
Formen der in Kapitel 2.2 bereits beschrieben Normalitätsvorstellungen im Hin-
blick auf individuelle Lebensläufe dar. Das Nachrang- und Subsidiaritätsprinzip 
sowie die Ehezentrierung und das Ziel der Lebensstandardsicherung gehen mit 
einer besonderen Bedeutung der Familie, von spezifischen Organisationen (bspw. 
Wohlfahrtsverbänden), der Ehe als Institution sowie geringen Umverteilungs-
effekten einher. Es zeigen sich demnach bereits auf der Ebene der grundlegen-
den Prinzipien des deutschen Wohlfahrtsregimes strukturell bedingte soziale 
Ungleichheiten (z. B. Ullrich 2018). Diese Grundstruktur des deutschen Wohl-
fahrtsstaats bildet die Ausgangsbasis für eine genauere Betrachtung einzelner 
Politikfelder und Ebenen, die im Folgenden dazu dienen soll, wohlfahrtsstaatliche 
Hürden für junge geflüchtete Menschen in Deutschland zu identifizieren und zu 
charakterisieren. 
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4.1.3	 Das deutsche Wohlfahrtsregime als mehrdimensionales 
System

Übergeordneter Strukturierungsmechanismus des deutschen Wohlfahrtsstaats 
ist sein föderaler Aufbau, der zusammen mit einer sektoralen Differenzierung 
in Politikfelder und Rechtskreise zu einer mehrdimensionalen Grundstruktur 
führt (z. B. Hoesch 2018: 302). In der politikwissenschaftlichen Forschung wird 
grundsätzlich von einem Politikfeld gesprochen, wenn 

„es spezialisierte staatliche und nicht-staatliche Akteur:innen sowie Institutionen gibt, die sich 
dezidiert mit einem Bestand an spezifischen Herausforderungen (issues) beschäftigen und dazu auf 
ein weitgehend konsentiertes Begrif fsinstrumentarium (Definitionen/Deutungen) zurückgreifen. 
Spezielle Gesetzestexte, die Existenz eines entsprechenden Ministeriums, spezialisierter Lobbygrup-
pen oder eine eindeutig definierte Zielgruppe, an die sich politische Maßnahmen richten, sind einige 
solcher Charakteristika.“ (Schammann/Gluns 2021: 38)

Das in der Einleitung bereits angeführte Gutachten des Nationalen Normenkon
trollrats stellt im Kontext des deutschen Wohlfahrtsregimes dar, mit welcher Kom-
plexität dieser föderale und sektorale Aufbau der Strukturen einhergeht (Sicken 
et al. 2024). Eine Möglichkeit, die komplexen Zusammenhänge verschiedener 
wohlfahrtsstaatlicher Bereiche in den verschiedenen Dimensionen zu beschrei-
ben, ist die Nutzung des Analyserasters von Stöbe-Blossey et al. (2021a), das im 
Rahmen eines Forschungsprojekts zu Risikosituationen im Lebenslauf anhand 
von Beispielen in den Bereichen Berufsorientierung und Rehabilitation entwi-
ckelt wurde48. Theorie- und empiriegeleitete Kategorien auf der Makroebene der 
Rahmenbedingungen, der Mesoebene organisationaler Arrangements und der 
Mikroebene der Bearbeitung dienen als Ausgangsbasis, um Schnittstellen, dar-
aus resultierende Probleme und Bearbeitungsstrategien zu beschreiben und zu 
analysieren (Stöbe-Blossey et al. 2021a; siehe auch Abbildung 8). 

48	 Das Projekt „Schnittstellen in der Sozialpolitik: Differenzierung und Integration in der Absicherung 
sozialer Risiken“ (SoPoDI) wurde von Mai 2017 bis September 2019 am Institut Arbeit und Qualifikation 
(IAQ) an der Universität Duisburg-Essen durchgeführt und im Rahmen des Fördernetzwerks Interdiszi-
plinäre Sozialpolitikforschung (FIS) des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) gefördert.
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Abbildung 8: Analyseraster für den mehrdimensionalen Wohlfahrtsstaat

Quelle: eigene Darstellung nach Stöbe-Blossey et al. (2021a: 19)

Im Folgenden soll das Analyseraster dazu genutzt werden, mögliche wohlfahrts-
staatliche Hürden für junge geflüchtete Menschen in Deutschland zu identifizie-
ren, die sich in einer Lebensphase des Übergangs von der Schule in Ausbildung 
und Beruf befinden. Dazu liegt der Fokus zunächst auf der Makroebene der 
Rahmenbedingungen, deren Betrachtung den Blick vor allem auf die rechtlichen 
Grundlagen lenkt, die für die Lebenslage der jungen geflüchteten Menschen rele-
vant sind. „Die Analyse umfasst zunächst eine differenzierte Beschreibung von 
gesetzlichen Vorgaben zur Kompetenzzuweisung, verbunden mit einer Identifi-
zierung der zugrunde liegenden Ziele und der damit einhergehenden Aufgaben. 
Die Ziele werden oft in den Einleitungen der jeweiligen Gesetzte festgehalten und 
prägen das Verständnis der jeweiligen Organisationen über ihren Kernauftrag, 
die einzelnen Aufgaben sind in den Gesetzen unterschiedliche detailliert gere-
gelt.“ (Stöbe-Blossey et al. 2021a: 21) Bei der Kompetenzzuweisung spielen darüber 
hinaus föderale und sektorale Zuständigkeiten eine wichtige Rolle, also die Frage 
nach Ebenen und Institutionen. Eine weitere Analysekategorie bilden die jeweils 
konkreten Leistungen sowie die Anspruchsvoraussetzungen, die den Zugang der 
Adressat*innen dazu bestimmen. Sowohl strukturelle Vorgaben zu Behörden bzw. 
Trägerorganisationen als auch prozedurale Vorgaben für die Arbeit an Schnittstel-
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len stellen direkte Zusammenhänge zu den anderen Ebenen des Analyserasters 
dar. So regeln strukturelle Vorgaben zu Behörden oder Trägerorganisationen die 
Mesoebene und prozedurale Vorgaben zur Arbeit an Schnittstellen die Mikroebene 
(Stöbe-Blossey et al. 2021a: 21). Dementsprechend werden sich in den folgenden 
Ausführungen auch einzelne Verweise auf die Ebenen der organisationalen Arran-
gements und der Bearbeitung finden, um die Mehrdimensionalität in der Struktur 
des deutschen Wohlfahrtsregimes zu verdeutlichen (siehe auch Abbildung 8). Diese 
Herangehensweise der Betrachtung von Lebenslagen macht demnach nicht nur 
Verflechtungsprozesse zwischen verschiedenen Gesetzgebungen sichtbar, son-
dern trägt auch dazu bei, „Verwaltungsverflechtungen“ (Bogumil/Kuhlmann 2022) 
in den Blick zu nehmen. Ähnlich zu den oben aufgeführten Analysekategorien 
unterscheiden die Autor*innen zwischen horizontalen (sektorale) und vertikalen 
(föderale) Verflechtungen „zwischen Verwaltungssektoren sowie vertikale Formen 
der Verflechtung zwischen Verwaltungsebenen, Verflechtungen von Fach- und 
Querschnittsfunktionen sowie institutionalisierte und informelle Verflechtungen“ 
(Bogumil/Kuhlmann 2022: 4). Vor dem Hintergrund der vorliegenden Arbeit, die 
sich an dieser Stelle mit der Identifizierung wohlfahrtsstaatlicher Hürden für 
junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf beschäftigt, 
können Verwaltungsverflechtungen – je nach Konkretisierung – unterschiedliche 
Implikationen für die Betroffenen haben.

In diesem Kapitel sollen die Rahmenbedingungen ausgewählter sozialpoliti-
scher Felder aufgegriffen und überblicksartig dargestellt werden. Dabei werden 
Dokumentenanalysen relevanter Gesetzestexte mit Literatur aus der Forschung 
zu den verschiedenen Bereichen verknüpft. In der Lebensphase des Übergangs 
Schule-Ausbildung-Beruf sind für junge geflüchtete Menschen insbesondere drei 
sozialpolitische Rechtskreise bzw. zwei sozialpolitische Politikfelder relevant. 
Die Jugendhilfepolitik (SGB VIII) adressiert zum einen explizit die Zielgruppe 
junger Menschen bis 27 und bietet zum anderen verschiedene Unterstützungs-
systeme im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf. Auch die Arbeitsmarktpolitik 
bestehend aus den beiden Rechtskreisen des SGB II (Bürgergeld, Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende) und des SGB III (Arbeitsförderung) adressieren diese 
Lebensphase teils direkt, teils stellen sie ergänzende Unterstützungssysteme und 
Leistungen für die Adressat*innen. Über diese drei Rechtskreise hinaus werden 
weitere Rahmenbedingungen, v. a. im Bildungssystem sowie im Hinblick auf 
Migrations- und Integrationspolitik relevant, die in den nachfolgenden Kapiteln 
4.2 und 4.3 untersucht werden.

Unabhängig von Politikfeldern und Rechtskreisen lässt sich übergeordnet 
eine besondere Rolle der kommunalen Ebene festhalten, da diese häufig für die 
Erbringung „der von Bund und Ländern in Sozialleistungsgesetzen garantierten 
Leistungen und Angebote, so für Leistungen des staatlichen Fürsorgeauftrags 
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(z. B. Wohngeld, Ausbildungsförderung, Sozialhilfe und Jugendhilfe)“ (Bäcker et 
al. 2020: 31) zuständig ist. „Für Städte, (Land-) Kreise und Gemeinden als örtliche 
Träger handelt es sich dabei um Pflichtaufgaben, deren konkrete Ausgestaltung 
(das „Wie“) den Kommunen aber nicht im Einzelnen vorgegeben ist.“ (Bäcker et 
al. 2020: 31) 

Im Kontext der Arbeitsmarktpolitik findet die sektorale Kompetenzzuweisung 
je nach Lebenslage der Betroffenen entweder zum Rechtskreis des SGB II (Bür-
gergeld, Grundsicherung für Arbeitssuchende) oder zum Rechtskreis des SGB III 
(Arbeitsförderung) statt. Zentrale Ziele der beiden Rechtskreise finden sich in 
Tabelle 6. Daraus wird deutlich, dass im Rahmen des SGB II insbesondere eine 
(schnelle) Beendigung der Hilfebedürftigkeit im Vordergrund steht, die insbe-
sondere durch eine Integration in den Arbeitsmarkt erreicht werden soll. Dabei 
gab es mit der SGB II Reform hin zum „Bürgergeld“ eine relevante Anpassung, 
nämlich den Wegfall des sogenannten „Vermittlungsvorrangs“. Während die alte 
gesetzliche Bestimmung noch festlegte, dass vorrangig „Maßnahmen eingesetzt 
werden [sollen], die die unmittelbare Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ermögli-
chen“ (§ 3 Abs. 1 SGB II a. F.), wird mit der Neuregelung ein stärkerer Fokus auf 
Aus- und Weiterbildung gelegt: „Vorrangig sollen Leistungen erbracht werden, die 
die unmittelbare Aufnahme einer Ausbildung oder Erwerbstätigkeit ermöglichen, 
es sei denn, eine andere Leistung ist für die dauerhafte Eingliederung erforder-
lich.“ (§ 3 Abs. 1 SGB II) Im SGB III liegt der Fokus hingegen grundsätzlich auf 
einem nachhaltigen Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt, 
der insbesondere über eine qualifizierte Beschäftigung und die Vermeidung von 
Langzeitarbeitslosigkeit realisiert werden soll. Im Rechtskreis der Kinder- und 
Jugendhilfe (SGB VIII) steht die individuelle Persönlichkeitsentwicklung im Zen-
trum (§ 1 SGB VIII). Während sich aus den zentralen Zielen der Rechtskreise 
kurzfristig Zielkonflikte ergeben können, ist die langfristige Perspektive als kom-
plementär zu sehen. So kann übergeordnet eine soziale Integration von Individuen 
abgeleitet werden, die einerseits oft Voraussetzung für Arbeitsmarktintegration 
darstellt und andererseits in einem erwerbszentrierten System wie dem deutschen 
maßgeblich über eine Arbeitsmarktintegration erreicht werden kann. 

Zentrale Aufgaben der drei Rechtskreise bestehen entsprechend der jeweiligen 
formulierten Ziele erstens in der Beratung zu und Vermittlung in Arbeit – für 
kurzzeitig Arbeitslose mit versicherungsrechtlichen Ansprüchen im Rahmen des 
SGB III, für Langzeitarbeitslose im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende im SGB II. Zweitens gehören zum Aufgabenspektrum der Arbeitsförde-
rung (SGB III) auch die Berufsberatung und Vermittlung von Ausbildungsplätzen. 
Insbesondere die Berufsberatung findet häufig in enger Kooperation mit schuli-
schen Akteur*innen statt. Drittens stellt die Förderung der Entwicklung junger 
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Menschen im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe eine zentrale Aufgabe dar 
(Stöbe-Blossey et al. 2021a: 37 ff.). 

Die föderalen Kompetenzzuweisungen (siehe auch Tabelle 6) verdeutlichen die 
Komplexität des mehrdimensionalen Systems: Zu der sektoralen Verflechtung 
der drei Rechtskreise kommen unterschiedliche Zuständigkeiten auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene hinzu, die auch strukturelle Vorgaben zu Behör-
den und Trägerorganisationen bedingen. Für die Arbeitsmarktpolitik (SGB II und 
III) wird eine große Bedeutung der Bundesebene deutlich, die durch zentrale 
Vorgaben maßgeblich die Umsetzung der Regelungen bestimmt. Ausführen-
de Organisationen sind hierbei die lokalen Agenturen für Arbeit (als Teil einer 
Bundesstruktur) und die (teils kommunalen) Jobcenter. Diese beiden Organisa-
tionen arbeiten im überwiegenden Teil der Fälle als sogenannte „gemeinsame 
Einrichtung“ zusammen, in einigen Orten finden sich jedoch auch Jobcenter in 
zugelassener kommunaler Trägerschaft (auch „Optionskommunen“) genannt; 
dort sind Jobcenter Teil der jeweiligen Kommunalverwaltung (Stöbe-Blossey et al. 
2021a: 43, 59 f.). Im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe wird eine hohe Bedeutung 
der kommunalen Ebene deutlich, die damit auch mit einer stärkeren Diversität 
der Umsetzung des SGB VIII als Rahmengesetz einhergeht – auch abhängig von 
finanziellen Möglichkeiten der jeweiligen Kommunen (Stöbe-Blossey et al. 2021a: 
43, 45). Während nämlich in der Kinder- und Jugendhilfe kommunale Mittel zwi-
schen 70–80 % der Finanzierung ausmachen, werden Jobcenter hauptsächlich 
vom Bund und Arbeitsagenturen aus einer Mischung aus Bundesmitteln sowie 
Beiträgen von versicherungspflichtig Beschäftigten (Arbeitslosenversicherung), 
Arbeitgeber*innen oder Umlagen finanziert (Art. 104a GG; § 46. SGB II; § 340 
SGB III; siehe auch Stöbe-Blossey et al. 2021a). Ausführende Organisationen im 
Rechtskreis des SGB VIII sind die Jugendämter (auf kommunaler und/oder Kreis
ebene; § 69 SGB VIII), die jedoch gemäß dem Subsidiaritätsprinzip in vielen Berei-
chen stark durch frei-gemeinnützige oder private Träger und Wohlfahrtsverbände 
ergänzt werden (§ 74 SGB VIII). 
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An dieser Stelle lohnt sich ein Blick auf die Mesoebene der Organisationalen Arran-
gements, um öffentliche Verwaltung organisationssoziologisch einzuordnen und 
im Hinblick auf deren Implikationen für wohlfahrtsstaatliche Hürden zu erfassen. 

„Zur öffentlichen Verwaltung in Deutschland gehören vielfältige Organisationen auf Bundes-, Lan-
des- und Kommunalebene. Diese sind nicht nur mit der Umsetzung politischer Programme befasst, 
sondern auch in alle anderen Phasen des politischen Prozesses involviert […] Die Nähe zur und Abhän-
gigkeit von der Politik ist folglich charakteristisch für die öf fentliche Verwaltung, unterscheidet sich 
aber je nach Behördentyp.“ (Seyfried/Veit 2017: 632; siehe auch Apelt/Männle 2023: 172)

Verwaltungen (im Plural) werden von Apelt/Männle (2023: 158) als Leistungser-
bringerinnen des Verwaltungssystems beschrieben, die spezifische formale und 
informale Strukturen aufweisen und ein eigenständiges soziales System mit ein-
geschränkter Autonomie bilden. Die Begriff lichkeit der Behörde kann in diesem 
Kontext als Stelle der Wahrnehmung von Aufgaben öffentlicher Verwaltung defi-
niert werden (Apelt/Männle 2023: 159).

„Die Besonderheit der Verwaltung als Organisation besteht also darin, dass zum einen die Zwecke 
der Organisation in der Politik, also außerhalb der Verwaltung festgelegt werden. Dies schränkt die 
Autonomie der Organisation im Vergleich zu vielen anderen Organisationstypen deutlich ein. Zum 
anderen sind die bindenden Entscheidungen, die durch die Verwaltung produziert werden, nicht auf 
die eigenen Mitglieder, sondern vor allem auf das Publikum ausgerichtet.“ (Apelt/Männle 2023: 162) 

Damit einher gehen mögliche Probleme bei der Bearbeitung von Einzelfällen oder 
bei der Veränderung der äußeren Umstände, wie auch bereits in den Ausführun-
gen zur Street Level Bureaucracy (Lipsky 2010) deutlich wurden (Kapitel 2.3) (Apelt/
Männle 2023: 164). Kennzeichen öffentlicher Verwaltungen als Organisationsform 
(Organisationsstrukturen) sind hierarchische Strukturen mit einer „funktionalen 
Aufgabenverteilung nach Zuständigkeiten“ (Seyfried/Veit 2017: 634; siehe auch 
Apelt/Männle 2023: 165). Das bedingt sowohl „Kommunikationswege von oben 
nach unten“ als auch Schwierigkeiten bei der Zusammenarbeit über Abteilungs-
grenzen hinweg, die teils durch „negative Koordination“50, seltener durch „positive 
Koordination“51 gelöst werden oder durch die „selektive Perzeption“ ausschließlich 
des eigenen Zuständigkeitsraumes unberücksichtigt bleiben (Apelt/Männle 2023: 
165; Seyfried/Veit 2017: 635). Verwaltungen sind allerdings „keineswegs nur aus-

50	 „Im Gegensatz dazu erscheint das Anspruchsniveau der negativen Koordination begrenzter. Ihr Ziel ist 
die Vermeidung der Störungen, welche die ausschließlich an den eigenen Zielen orientierten Program-
minitiativen einer spezialisierten Einheit in den Zuständigkeitsbereichen anderer Einheiten auslösen 
könnten.“ (Scharpf 1993: 20).

51	 „Inhaltlich kann man die positive Koordination als Versuch beschreiben, die Effektivität und Effizienz 
der Regierungspolitik insgesamt durch die Nutzung der gemeinsamen Handlungsoptionen mehrerer 
Abteilungen oder Ressorts zu steigern. Analytisch ist das Ziel der positiven Koordination also identisch 
mit der Maximierung aggregierter Wohlfahrtseffekte durch die idealisierten Modelle der hierarchischen 
Koordination und der Verhandlungskoordination.“ (Scharpf 1993: 20).
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führendes Organ gesetzlicher Vorgaben. Sie agieren zum Teil als eigenständige 
Akteure im Policy-Prozess und können eine erhebliche Autonomie besitzen, die 
für den Bereich der mittelbaren Verwaltung (z. B. Rentenversicherungsträger, 
Rundfunkanstalten) auch formal vorgesehen ist und eine lange Tradition besitzt.“ 
(Seyfried/Veit 2017: 636)

Stephanie Büchner (2023) schlägt darüber hinaus vor, Sozialverwaltungen 
(bspw. Arbeitsverwaltung, Jugendämter, Gesundheitsämter, Sozialämter etc.) 
als eigenen Typus von Organisationen zu begreifen und sie nicht lediglich als 
Sonderform von Verwaltungen einzuordnen: 

„Sozialverwaltungen als Organisationen werden dabei als soziale Systeme verstanden, die ihre Ent-
scheidungen programmförmig organisieren, über Grenzstellen verfügen, die zwischen dem sozialen 
System und seiner Umwelt vermitteln und mittels begrenzter Ressourcen operieren […].“ (Büchner 
2023: 258)

Die Abgrenzung von anderen Organisationstypen nimmt Büchner (2023: 258) 
anhand der Rekonstruktion von fünf spezifischen Herausforderungen vor und 
nutzt demnach einen problemorientierten Zugang zur Charakterisierung von 
Sozialverwaltungen: So sind Sozialverwaltungen durch Schwierigkeiten auf Basis 
von Ermessensspielräumen, der Fallförmigkeit der Arbeit, der Angewiesenheit 
auf Koproduktion, von Semi-Professionalität und widersprüchlicher Umwelter-
wartungen gekennzeichnet (Büchner 2023: 261 ff.). 

Zusammenfassend wird im Hinblick auf die auf der Mesoebene angelegten 
Organisationen, die vor dem Hintergrund sektoraler und föderaler Kompetenz-
zuweisungen agieren, deutlich, dass sich diese durch spezifische Machtbalancen 
und Interdependenzen (Abhängigkeit von der Politik) auszeichnen und Wechsel-
wirkungen zwischen verschiedenen Organisationsstrukturen unterschiedlich 
bearbeitet werden können (negative/positive Koordination). Die Sozialverwaltun-
gen stehen durch die beschriebenen Herausforderungen in enger Verknüpfung zu 
den Ausführungen zu organisationalen Zielen und Arbeitsbedingungen bei den 
Street Level Bureaucrats (Lipsky 2010) oben. 

Die Ausführungen zu den beiden Politikfeldern Arbeitsmarkt- sowie Kinder- 
und Jungendhilfepolitik zeigen darüber hinaus sektorale und föderale Kompetenz-
zuweisungen, die mit unterschiedlichen Implikationen für die Umsetzung zen
traler Ziele und Aufgaben einhergehen. Die verschiedenen Finanzierungsformen 
und Vorgaben für Behörden und Trägerorganisationen lassen – neben den organi-
sationalen Aspekten – unterschiedliche Handlungsspielräume auf der Meso- und 
der Mikroebene vermuten.

Die mit den mehrdimensionalen Strukturen einhergehende Komplexität 
schafft hohe Anforderungen an Koordination und Kooperation, wenn mehre-
re Akteur*innen der beiden Politikfelder Leistungen erbringen, um eine soziale 
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Integration der (jungen) Menschen zu erreichen. Die verschiedenen Leistungen 
und damit verbundenen Anspruchsvoraussetzungen werden im Folgenden in ihren 
Grundzügen umrissen – mit besonderem Fokus auf die Lebensphase des Über-
gangs von der Schule in Ausbildung und Beruf.

Bei den Leistungen und Anspruchsvoraussetzungen in den beiden Politikfeldern 
bzw. den drei Rechtskreisen werden die oben beschriebenen Prinzipien der Für-
sorge und Versicherung deutlich: Das Versicherungsprinzip spielt für diejenigen 
Personen eine Rolle, die in den letzten 30 Monaten mindestens 12 Monate in die 
Arbeitslosenversicherung eingezahlt haben (durch sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigung) und damit Anspruch auf eine im Normalfall einjährige Fort-
zahlung von 60–67 % des letzten pauschalisierten Nettoeinkommens erwerben. 
Das sogenannte „Arbeitslosengeld I“ (ALG I) wird im Rechtskreis des SGB III 
(Arbeitsförderung) verantwortet und fällt in die Zuständigkeit der Agenturen 
für Arbeit.52 Wenn bisher keine Beiträge zur Arbeitslosenversicherung geleistet 
wurden (wie bspw. bei Neuzugewanderten oder Schulabgänger*innen) oder die 
Arbeitslosigkeit über ein Jahr besteht, greift das Prinzip der Fürsorge in Form von 
steuerfinanzierter Grundsicherung (SGB II). Dabei gilt: 

„Personen über 15 Jahre, die erwerbsfähig und hilfebedürftig sind und ihren gewöhnlichen Aufent-
halt in Deutschland haben, sowie Personen, die mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer 
Bedarfsgemeinschaft leben (§ 7 SGB II), sind leistungsberechtigt nach dem SGB II und haben somit 
Anspruch auf Arbeitslosengeld II und Betreuung durch das Jobcenter. Leistungen über das Jobcenter 
(SGB II) erhalten demnach Jugendliche, die unverheiratet, unter 25 und nicht in der Lage sind, ihren 
Lebensunterhalt selbst zu bestreiten und/oder deren Eltern (oder Lebenspartner*innen) SGB II bezie-
hen, sodass sie dadurch als Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft ebenfalls vom Jobcenter erfasst und 
betreut werden.“ (Stöbe-Blossey et al. 2021a: 47)

Die Betroffenen werden im Rechtskreis des SGB II (Bürgergeld, Grundsicherung 
für Arbeitssuchende) durch die zuständigen Jobcenter betreut und erhalten, das 
den Lebensunterhalt sichern soll und für Alleinstehende seit Januar 2024 bei 563 €53 
(2023: 502 €54; 2022: 449 €55) monatlich (zzgl. Wohn- und Heizkosten, ohne Strom; 
§ 19 SGB II) liegt. Zu diesen Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts kommt 
im SGB II das vielfach debattierte Prinzip des „Förderns und Forderns“, das neben 
verschiedenen Unterstützungsleistungen auch die Möglichkeit von Sanktionen 
vorsieht, wenn sogenannte „Pflichtverletzungen“ aufseiten der Klient*innen vor-
liegen. Die Weigerung, eine „zumutbare“ Arbeit oder Maßnahme anzutreten, 
oder nicht ausreichende „Eigenbemühungen“ können dabei ebenso mit verrin-

52	 https://www.arbeitsagentur.de/finanzielle-hilfen/arbeitslosengeld-anspruch-hoehe-dauer 
53	 https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Grundsicherung-Buergergeld/Leistungen-und-Bedarfe-im-Buerger-

geld/leistungen-und-bedarfe-im-buergergeld.html 
54	 https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2022/das-aendert-sich-2023.html
55	 https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/regelsaetze-steigen-1960152 

https://www.arbeitsagentur.de/finanzielle-hilfen/arbeitslosengeld-anspruch-hoehe-dauer
https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Grundsicherung-Buergergeld/Leistungen-und-Bedarfe-im-Buergergeld/leistungen-und-bedarfe-im-buergergeld.html
https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Grundsicherung-Buergergeld/Leistungen-und-Bedarfe-im-Buergergeld/leistungen-und-bedarfe-im-buergergeld.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2022/das-aendert-sich-2023.html
https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/regelsaetze-steigen-1960152
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gerten finanziellen Leistungen bestraft werden wie ein fortgesetztes „unwirt-
schaftliches Verhalten“ der Klient*innen (§ 31 SGB II). Während § 31 SGB II zu 
den Pflichtverletzungen auch mit der Neuregelung durch die Bürgergeldreform 
weitgehend unverändert blieb, hat die Reform bei den möglichen Sanktionen zu 
Abmilderungen umgesetzt, die jedoch mit Inkrafttreten des Haushaltsfinanzie-
rungsgesetzes am 28.03.2024 teilweise wieder verschärft wurden56. Im Rahmen 
der alten gesetzlichen Regelung (ALG II) war es möglich, Personen bei wiederholter 
Pflichtverletzung das komplette damalige Arbeitslosengeld II zu streichen. Im 
Rahmen der Neuregelung zum 01. Januar 2023 wurden die „Leistungsminderun-
gen bei wiederholten Pflichtverletzungen oder wiederholten Meldeversäumnissen 
[…] auf insgesamt 30 Prozent des nach § 20 maßgebendem Regelbedarfs begrenzt. 
Die sich rechnerisch ergebenden Zahlbeträge für die Kosten der Unterkunft und 
Heizung dürfen durch eine Leistungsminderung nicht verringert werden.“ (§ 31a 
Abs. 4 SGB II). Dies steht auch im Kontext einer langjährigen Diskussion um 
Sanktionen und deren Höhe im SGB II. Den Höhepunkt dieser Debatte bildet 
ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 05. November 2019. Hier heißt es, 
dass die Sanktionen „mit Artikel 1 Absatz 1 Grundgesetz in Verbindung mit dem 
Sozialstaatsprinzip des Artikel 20 Absatz 1 Grundgesetz unvereinbar [sind], soweit 
die Höhe der Leistungsminderung bei einer erneuten Verletzung einer Pflicht 
nach § 31 Absatz 1 Sozialgesetzbuch Zweites Buch die Höhe von 30 Prozent des 
maßgebenden Regelbedarfs übersteigt […]“.57 Damit war die Politik zum Handeln 
aufgefordert, was sich in den veränderten Regelungen zu Sanktionen im Rahmen 
des Bürgergeldes zeigt. Dass seit 28.03.2024 bei Verweigerung der Arbeitsaufnah-
me wieder eine Sanktionierung in voller Höhe des Regelbedarfes für maximal 
zwei Monate vorgenommen werden darf (§ 31a Abs. 7 SGB II), zeigt die politische 
Dynamik der Debatte und Stigmatisierungsprozesse von Bürgergeldbeziehenden. 
Im Bereich der Arbeitsförderung (SGB III) kann aus verschiedenen Gründen eine 
Sperrzeit für den Anspruch auf Arbeitslosengeld I verhängt werden. So können 
bspw. eine „Arbeitsablehnung“, „unzureichende Eigenbemühungen“, die „Ableh-
nung eines Integrationskurses oder einer berufsbezogenen Deutschsprachförde-
rung“ oder auch „Meldeversäumnisse“ zu Sperrzeiten zwischen einer und zwölf 
Wochen führen (§ 159 SGB III). Am Fall der Arbeitslosigkeit wird so insgesamt 
deutlich, wie unterschiedliche Prinzipien je nach Anspruchsvoraussetzungen dif-
ferieren und zu unterschiedlichen Leistungen führen. 

56	 „Jobcenter können nun Betroffenen das Bürgergeld für maximal zwei Monate komplett streichen, wenn 
sie die Aufnahme einer zumutbaren Arbeit beharrlich verweigern.“ (https://www.bundesregierung.de/
breg-de/aktuelles/buergergeld-2124684)

57	 https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2019/11/
ls20191105_1bvl000716.html; siehe auch https://www.tagesschau.de/inland/hartz-vier-urteil-105.html 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/buergergeld-2124684
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/buergergeld-2124684
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2019/11/ls20191105_1bvl000716.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2019/11/ls20191105_1bvl000716.html
https://www.tagesschau.de/inland/hartz-vier-urteil-105.html
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Neuzugewanderte haben im Normalfall erst mit Erhalt einer Aufenthaltser-
laubnis Zugang zu Leistungen der Grundsicherung (§ 1 AsylBLG; § 7 SGB II).58 
Asylbewerber*innen fallen daher bis zur Entscheidung über den Asylantrag oder 
mit einer Duldung in das „Asylbewerberleistungsgesetz“ (AsylbLG; zu den Auf-
enthaltstiteln siehe auch Kapitel 4.3.1):

„(1) Leistungsberechtigte nach § 1 erhalten Leistungen zur Deckung des Bedarfs an Ernährung, Unter-
kunft, Heizung, Kleidung, Gesundheitspf lege und Gebrauchs- und Verbrauchsgütern des Haushalts 
(notwendiger Bedarf ). Zusätzlich werden ihnen Leistungen zur Deckung persönlicher Bedürfnisse 
des täglichen Lebens gewährt (notwendiger persönlicher Bedarf ).“ (§ 3 Abs. 1 AsylbLG)

Die Leistungen können als Sach- oder Geldleistungen erbracht werden, wobei bei 
einer Unterbringung in Aufnahmeeinrichtungen grundsätzlich Sachleistungen 
(z. T. im Rahmen von Wertgutscheinen) gewährt werden (§ 3 Abs. 2 und 3 AsylbLG). 
Auch im Asylbewerberleistungsgesetz sind Mitwirkungspflichten und mögli-
che Sanktionen („Anspruchseinschränkungen“, § 1a AsylbLG) angelegt. Ebenso 
gelten Nachrangregelungen in Bezug auf eigenes Einkommen oder Vermögen 
von Leistungsberechtigten bzw. Familienangehörigen desselben Haushalts (§ 7 
AsylbLG). Die ausführenden Behörden werden von den jeweiligen Landesregie-
rungen festgelegt (§ 10 AsylbLG), v. a. Sozialämter (Bogumil/Kuhlmann 2022). Es 
gibt somit für bestimmte Personengruppen ein von der eigentlichen Grundsiche-
rung nach SGB II unabhängiges System zur Sicherung des Lebensunterhalts auf 
einem geringeren Niveau, das ursprünglich die Attraktivität Deutschlands für 
Neuzugewanderte verringern sollte. Immer wieder ist diese „Mindestsicherung 
unterhalb der Mindestsicherung“ Teil einer Debatte um die Rechtmäßigkeit einer 
solchen Schlechterstellung. Auch das Bundesverfassungsgericht stellte 2012 fest, 
dass auch für Leistungsberechtigte des AsylBLG die in Art. 1 Abs. 1 GG garantierte 
Menschenwürde gilt und sich Bemessungsgrenzen danach richten müssen (siehe 
dazu auch Schammann/Gluns 2021: 95; Bogumil/Kuhlmann 2022: 19 f.). Im Hin-
blick auf negative Verwaltungsverflechtungen bei einem Wechsel vom AsylBLG 
zum SGB II bei Anerkennung des Asylantrags stellen Bogumil/Kuhlmann (2022: 
20) darüber hinaus fest, dass der „zusätzliche Verwaltungsaufwand im Zuge der 
Rechtskreiswechsel […] die vermeintlichen Kosteneinsparungen (AsylbLG gg. 
SGB II) jedoch beträchtlich“ übersteigt.

58	 Ausnahmen davon finden sich bspw. in den aktuellen Regelungen für geflüchtete Personen aus der 
Ukraine, siehe auch https://www.bundesregierung.de/breg-de/schwerpunkte/krieg-in-der-ukraine/
bund-laender-ukraine-gefluechtete-2024228 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/schwerpunkte/krieg-in-der-ukraine/bund-laender-ukraine-gefluechtete-2024228
https://www.bundesregierung.de/breg-de/schwerpunkte/krieg-in-der-ukraine/bund-laender-ukraine-gefluechtete-2024228
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Neben diesen Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts erbringen 
Jobcenter und Arbeitsagenturen weitere (ergänzende) Leistungen. Im Bereich 
der Grundsicherung (SGB II) zählen dazu auch die Beratung und Vermittlung 
in Bewerbungstrainings, in Qualifizierungsangebote (wie das Nachholen von 
Schulabschlüssen oder Sprachkurse) sowie in Ausbildung und Arbeit. Darüber 
hinaus erbringen Jobcenter „Leistungen zur Eingliederung in Arbeit“, die in den 
Bereich des „Förderns“ (§ 14 SGB II) fallen. Dazu zählen bspw. die Vermittlung 
von „Arbeitsgelegenheiten“ (§ 16d SGB II), die „Förderung schwer zu erreichender 
junger Menschen“ (16h SGB II) durch Stabilisierungsmaßnahmen oder weitere 
„kommunale Eingliederungsleistungen“ (16a SGB II), wie Schulden- und Suchtbe-
ratung sowie psychosoziale Betreuung. Im Bereich der Arbeitsförderung (SGB III) 
gibt es insbesondere für junge Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf 
verschiedene (freiwillige) Leistungen, um diesen Übergang zu unterstützen. Die 
Berufsberatung, die häufig von den Arbeitsagenturen an Schulen durchgeführt 
wird, stellt dafür einen relevanten Ausgangspunkt dar (§ 30 SGB III). Mit Einfüh-
rung der sogenannten „Ausbildungsgarantie“ wurde zum 01.04.2024 die rechtli-
che Grundlage für ein Berufsorientierungspraktikum geschaffen (§ 48a SGB III). 
Darüber hinaus gibt es bspw. berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen (§ 51 
SGB III) zur Vorbereitung der Aufnahme einer Berufsausbildung oder die Ein-
stiegsqualifizierung (§ 54a SGB III)59, die einer Berufsausbildung im Sinne einer 
Probezeit von sechs bis zwölf Monaten vorgeschaltet werden und bei erfolgreicher 
Fortführung der Ausbildung auch angerechnet werden kann. Daneben werden von 
den Arbeitsagenturen Leistungen vorgehalten, die während der Berufsausbildung 
unterstützend eingesetzt werden können, wie die assistierte Ausbildung (AsA; § 74 
bis 75a SGB III) in verschiedenen Varianten:

„Ziel der AsA ist es, jungen Menschen bei der Aufnahme und der Hinführung auf den erfolgrei-
chen Berufsabschluss Unterstützungsleistung anzubieten. Die Unterstützungsleistung orientiert 
sich dabei am individuellen Bedarf des jungen Menschen. So kann für einen Teil der Zielgruppe die 
Förderung bereits in der Vorphase beginnen, bis zum Ende der Ausbildung dauern und ggf. eine 
Nachbetreuung beinhalten. Andererseits können junge Menschen mit AsA auch mit kürzeren Dauern 
gefördert werden, wenn sie ihre betriebliche Ausbildung auch ohne eine weitere Unterstützung mit AsA 
erfolgreich fortsetzen und beenden können. Auch der individuelle und zeitliche Bedarf innerhalb der 
jeweiligen Unterstützungselemente (Stabilisierung der beruf lichen Ausbildung bzw. Stütz- und För-
derunterricht) kann jeweils ganz unterschiedlich ausgeprägt sein.“ (Bundesagentur für Arbeit 2020: 1)

59	 Mit Einführung der „Ausbildungsgarantie“ wurden zum 01.04.2024 Erleichterungen für die Teilnah-
me beschlossen, indem die Mindestdauer auf vier Monate verkürzt und die Durchführung in Teilzeit 
erleichtert wurden. Daneben wurde die Maßnahme für Menschen mit Behinderungen geöffnet sowie 
für „vorherige Ausbildungsabbrechende bei demselben Arbeitgeber“. (https://www.bmas.de/DE/Arbeit/
Aus-und-Weiterbildung/Berufliche-Ausbildung/Ausbildungsgarantie/ausbildungsgarantie.html)

https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Aus-und-Weiterbildung/Berufliche-Ausbildung/Ausbildungsgarantie/ausbildungsgarantie.html
https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Aus-und-Weiterbildung/Berufliche-Ausbildung/Ausbildungsgarantie/ausbildungsgarantie.html
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Finanzielle Unterstützung während der Ausbildung können Auszubildende über 
§ 56 SGB III erhalten (Berufsausbildungsbeihilfe), allerdings sind hiervon Personen 
mit Aufenthaltsgestattung ausgenommen (siehe auch Kapitel 4.3.1). Dahingegen 
findet sich im Unterabschnitt „Vermittlung“ mit § 39a SGB III eine Regelung über 
die „frühzeitige Förderung von Ausländerinnen und Ausländern mit Aufenthalts-
gestattung“:

„Für Ausländerinnen und Ausländer, die eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzen 
und auf Grund des § 61 des Asylgesetzes keine Erwerbstätigkeit ausüben dürfen, können Leistungen 
nach diesem Unterabschnitt erbracht werden, wenn bei ihnen ein rechtmäßiger und dauerhafter 
Aufenthalt zu erwarten ist. Stammen sie aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a des Asylge-
setzes, so wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt nicht zu erwarten ist.“

Während also bei einer Vermittlung in Ausbildung und Arbeit explizit auch Per-
sonen mit Aufenthaltsgestattung (ohne „sichere Herkunftsländer“) angesprochen 
werden, werden nach erfolgreicher Vermittlung bspw. in Ausbildung häufig keine 
Unterstützungsleistungen gewährt (bzw. nur nach Wartezeiten).

Im Kontext der Arbeitsvermittlung lohnt sich ein Blick auf wissenschaftliche 
Erkenntnisse zur Einordnung von Arbeitsverwaltung in Funktionstypen auf der 
Mikro-Ebene der Bearbeitung im Analyseraster von Stöbe-Blossey et al. 2021. Hier-
bei haben Aurich-Beerheide/Brussig (2020) die bisherige Literatur im Bereich der 
Arbeitsvermittlung (ohne Unterscheidung zwischen SGB II und SGB III) systema-
tisch aufgearbeitet und daraus eine Typologie von Arbeitsvermittler*innen abgelei-
tet. Sie beziehen sich dabei auf die öffentliche Arbeitsverwaltung (in Deutschland). 
Das Spezifikum dieser Fokussierung von öffentlicher Arbeitsvermittlung, geht 
insbesondere mit einer „Förderung der Anbahnung von Arbeitsverhältnissen mit 
öffentlichen Mitteln“ (Aurich-Beerheide/Brussig 2020: 167) einher, die auch Rechte 
und Pflichten von Arbeitssuchenden einschließt. Insbesondere die Umsetzung 
arbeitsmarktpolitischer Inhalte und die rechtlichen Rahmenbedingungen, die 
dabei eine Rolle spielen und deren Veränderungen im Zuge der Hartz-Reformen, 
sind spezifische Merkmale dieser Akteur*innen. Ein zentraler Aspekt im Rahmen 
der öffentlichen Arbeitsvermittlung stellt das Selbstverständnis der einzelnen 
Mitarbeiter*innen dar, das für den deutschen Kontext bereits in unterschiedli-
cher Weise systematisiert wurde. Während es sich in den 1970er Jahren bei der 
Arbeitsvermittlung in Deutschland noch um eine „angelernte Tätigkeit“ han-
delt, da sie noch nicht systematisch professionalisiert ist (Sell 1999: 451 ff.), findet 
seit den 1980er Jahren eine Höherqualifizierung von Arbeitsvermittler*innen 
statt (Sell 1999: 453 f.). Sell (1999) beschreibt vor dem Hintergrund dieser stär-
keren Professionalisierung vier Typen von Arbeitsvermittler*innenhandeln. 
Dabei können Vermittler*innen unterschieden werden, die im Selbstver-
ständnis von Makler*innen (Arbeitgeber*innen-bezogene Bestenvermittlung), 
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Sozialarbeiter*innen (Helfer*innen von Arbeitssuchenden), Bürokrat*innen (Beru-
fung auf Regeln und Verfahrensweisen) und Berater*innen (Beratung für Arbeit 
und Beruf) agieren (Sell 1999: 454 ff.). Diese verschiedenen Selbstverständnisse von 
Arbeitsvermittlung treffen in den konkreten Organisationen auf standortspezifi-
sche Entscheidungskulturen (Sell 1999: 462), die auch in Konflikt mit der eigenen 
Wahrnehmung als Arbeitsvermittler*in stehen können. Es kann angenommen 
werden, dass sich das Selbstverständnis der Arbeitsvermittler*innen mit der Ein-
führung der Hartz-Reformen etwas verschoben hat, hin zu einer mehr aktivie-
renden oder auch sanktionierenden Arbeitsvermittlung. Eine neuere Typologie 
von Ludwig-Mayerhofer et al. (2009) beschreibt dementsprechend drei Typen von 
Vermittlungshandeln: einen aktivierenden, einen traditionell-paternalistischen 
und einen sozialstaatskonservativen Typ, „die sich hauptsächlich danach unter-
scheiden, wie die Vermittler die neue Balance von Rechten und Pflichten gegen-
über arbeitsuchenden Individuen umsetzen“ (Aurich-Beerheide/Brussig 2020: 170). 
Mit der Einführung der Hartz-Reformen gewinnt auch das Fallmanagement in 
der deutschen Arbeitsverwaltung an Bedeutung. Dabei geht es darum, Menschen 
mit komplexen Problemlagen intensiver zu betreuen und ggf. vor der eigentlichen 
Arbeitsvermittlung andere Lebensbereiche zu stabilisieren (z. B. Aurich-Beerhei-
de/Brussig 2020: 178). Vor dem Hintergrund der spezifischen Voraussetzungen in 
der öffentlichen Arbeitsverwaltung in Deutschland und der bereits bestehenden 
Literatur zu öffentlichen Arbeitsvermittler*innen leiten Aurich-Beerheide/Brussig 
(2020: 174) sechs Modelle von Arbeitsvermittlung ab: Matching, Makeln, Netzwerk-
arbeit, Fordern, Unterstützen und die Beseitigung von Hemmnissen. Sie decken 
dabei zum einen das Spektrum möglichen Vermittlungshandelns ab und sind zum 
anderen als in der Praxis kombinierbare Handlungsstrategien zu verstehen, die je 
nach Zielgruppe, Situation oder Selbstverständnis der einzelnen Vermittler*innen 
angepasst werden (Aurich-Beerheide/Brussig 2020: 185 f.).

Das Matching in der Arbeitsvermittlung ermöglicht das selbstständige Zusam-
menfinden von Unternehmen und potenziellen Arbeitnehmer*innen über ein 
System von Stellengesuchen und -angeboten (Aurich-Beerheide/Brussig 2020: 175). 
Makeln hingegen wird von den Autor*innen verstanden als Vermittlung zwischen 
Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt durch eine personale Dienstleis-
tung. Dabei benötigen die makelnden Arbeitsvermittler*innen Wissen über Betrie-
be und potenzielle Arbeitnehmer*innen, deren Qualifikation(sanforderungen) 
sowie Erwartungen (Aurich-Beerheide/Brussig 2020: 176). Das Modell der Ver-
mittlung als Netzwerktätigkeit besteht aus einer Kontaktpflege zu Unternehmen, 
also potenziellen Arbeitgeber*innen, die ohne konkreten Auftrag durch Betriebe 
oder Arbeitnehmer*innen stattfindet, was als „präventive Form der Arbeitsver-
mittlung“ bezeichnet werden kann (Aurich-Beerheide/Brussig 2020: 179 f.). Die 
Vermittlung als Fordern kann im Kontext einer aktivierenden Arbeitsmarkt
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politik im Rahmen der Grundsicherung (SGB II) gesehen werden und setzt an 
den Arbeitssuchenden an, indem von ihnen die Mitwirkung an der Arbeitsm-
arktintegration eingefordert wird. Dabei spielen auch mögliche Sanktionen eine 
Rolle, um dies zu erreichen (Aurich-Beerheide/Brussig 2020: 180 ff.). Beim Modell 
des Unterstützens hingegen sollen arbeitssuchende Personen durch Beratung und 
Unterstützung befähigt werden selbst einen Arbeitsplatz zu finden. Dabei ist eine 
intensive Zusammenarbeit zwischen Arbeitsvermittler*innen und potenziellen 
Arbeitnehmer*innen die Grundlage (Aurich-Beerheide/Brussig 2020: 182 f.). Die 
Vermittlung durch Beseitigung von vorgelagerten Beschäftigungshemmnissen 
ist ähnlich gelagert, wie die Vermittlung durch Unterstützung, da sie langfristig 
auf eine Erwerbsintegration setzt, trägt aber bereits Züge der Sozialen Arbeit 
(Aurich-Beerheide/Brussig 2020: 183; siehe dazu auch Kapitel 5).

Falkenhain/Hirseland (2024) haben noch spezifischer Mitarbeiter*innen in Job-
center analysiert, die geflüchtete Menschen in Arbeit vermitteln. Dabei leiten sie 
zwei Handlungstypen ab: „specialized-mentorists“ und „standardized-formalists“, 
die sich einerseits im Hinblick auf ihr organisationales Setting („standard pro-
cedure or special teams“) und andererseits im Hinblick auf ihr Selbstverständnis 
unterscheiden (Falkenhain/Hirseland 2024: 11 f.). „[…] the formalists, with their 
bureaucratic understanding of activation work, and the mentors, who adapt to 
their refugee clients with an approach based on empathy and trust.“ (Falken-
hain/Hirseland 2024: 11) Während die „specialized-mentorists“ im Sinne der 
Klient*innen Regelungen „biegen“, lassen sich für die „standardized-formalists“ 
eher Handlungsmuster im Sinne des bereits in Kapitel 2.3 beschriebenen „crea-
ming“ bei „kooperativen“ bzw. „parking“ bei „widerspenstigen“ Klient*innen fest-
stellen (Falkenhain/Hirseland 2024: 12).

Während die Funktionstypen der Arbeitsvermittlung bei Aurich-Beerheide/
Brussig (2020) zwar Handlungsformen unterscheiden, aber Arbeitsbedingungen, 
Organisation und Rahmenbedingungen nur marginal berücksichtigen, wird aus 
der Analyse von Falkenhain/Hirseland (2024) deutlich, dass die organisationalen 
Settings der Mitarbeiter*innen – im Einklang mit den Ausführungen von Lipsky 
(2010) zu den Street Level Bureaucrats – auch eine Rolle für sich entwickelnde 
Handlungsmuster in der Vermittlung spielen können. 

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe umfassen ein breites Spektrum. 
Jugendämter unterstützen Familien bspw. im Rahmen von „Hilfen zur Erzie-
hung“ (§ 27 SGB VIII), „wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen 
entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe für seine Entwick-
lung geeignet und notwendig ist“ (§ 27 Abs. 1 SGB VIII). Insbesondere im Zuge 
des „langen Sommers der Migration“ (z. B. Hammerschmidt et al. 2021) hat auch 
das Thema „Inobhutnahme“ durch die Jugendhilfe wieder eine größere Rele-
vanz erhalten (§ 42a SGB VIII). So wurden unbegleitete minderjährige Geflüch-
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tete hauptsächlich in stationären Einrichtungen oder betreuten Wohngruppen 
untergebracht, wie aus einem Bericht des Bundesfamilienministeriums von 2018 
hervorgeht. Auch Pflege- oder Gastfamilien sowie Verwandte spielen in der Unter-
bringung eine Rolle, wenn auch in geringerem Anteil (Bundesregierung 2018: 46). 
Nach der Inobhutnahme durch die Jugendämter und einer damit einhergehenden 
(sozialpädagogischen) Förderung der unbegleiteten Minderjährigen stellt der 
Übergang in die Volljährigkeit häufig eine einschneidende Schwelle im Leben 
der jungen Menschen dar. Auch wenn die Möglichkeit zur Betreuung durch die 
Jugendhilfe durch die „Hilfen für junge Volljährige“ (§ 41 SGB VIII) über das 18. 
Lebensjahr hinaus besteht, gehen die örtlichen Jugendämter – auch auf Basis 
zur Verfügung stehender finanzieller Mittel – sehr unterschiedlich mit der Mög-
lichkeit weiterer Hilfen um (z. B. Stöbe-Blossey et al. 2019; Stöbe-Blossey et al. 
2021a). Mit dem Kinder- und Jugendstärkungsgesetz vom 09.06.2021 wurden die 
Hilfen für junge Volljährige überarbeitet, konkretisiert und ein neuer Paragraph 
zur „Nachbetreuung“ (§ 41a SGB VIII) eingefügt. Inwiefern sich dadurch die ört-
liche Praxis der Gewährung dieser Hilfen verändert, wird sich erst noch zeigen. 
Grundsätzlich sind junge Menschen bis zu einem Alter von 27 Jahren Zielgruppe 
der Kinder- und Jugendhilfe.60

Daneben erbringt die Jugendhilfe im Rahmen der „Jugendberufshilfe“ (z. B. 
Enggruber 2018: 40 f.) als „Sammelbegriff für ein komplexes Arbeitsfeld“ (Schruth 
2018: 78) für benachteiligte oder potenziell benachteiligte Jugendliche (freiwillige) 
Leistungen, die speziell den Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf 
betreffen. In § 13 Abs. 1 SGB VIII zur „Jugendsozialarbeit“ heißt es dazu:

„(1) Jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen oder zur Überwindung indivi-
dueller Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unterstützung angewiesen sind, sollen im Rahmen 
der Jugendhilfe sozialpädagogische Hilfen angeboten werden, die ihre schulische und beruf liche 
Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre soziale Integration fördern.“

Insgesamt zeigt sich hierdurch, dass in allen drei Rechtskreisen Leistungen für 
junge Menschen in einer Lebensphase des Übergangs von der Schule in Ausbildung 
und Beruf vorhanden sind:

„Aus der mit der Jugendberufshilfe des SGB VIII vergleichbaren gesetzlichen Aufgabenstellung haben 
sich eine Reihe an schwierig zu entscheidenden Abgrenzungsfragen des Vorrangs und des Nachrangs 
in den sozialrechtlichen Angeboten der Jugendberufshilfe ergeben.“ (Schruth 2018: 86)

60	 https://familienportal.de/familienportal/lebenslagen/krise-und-konflikt/kinder-und-jugendhilfe/was-
ist-die-kinder-und-jugendhilfe--125628 

https://familienportal.de/familienportal/lebenslagen/krise-und-konflikt/kinder-und-jugendhilfe/was-ist-die-kinder-und-jugendhilfe--125628
https://familienportal.de/familienportal/lebenslagen/krise-und-konflikt/kinder-und-jugendhilfe/was-ist-die-kinder-und-jugendhilfe--125628
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Je nach Anspruchsvoraussetzungen können daher auch mehrere Rechtskreise und 
deren Organisationen in die Beratung und Vermittlung der Nutzer*innen invol-
viert sein, sodass sich Koordinationsanforderungen für die beteiligten Fachkräfte 
und Sachbearbeiter*innen ergeben und die Gefahr von widersprüchlichen Abspra-
chen mit den Betroffenen besteht (Stöbe-Blossey et al. 2021a). Die Regelungen in 
den drei Rechtskreisen zeigen beispielhaft auch, wie sich der implizite Normalle-
benslauf, der bereits durch die zentralen Prinzipien des deutschen Wohlfahrtsre-
gimes oben hervorging, auch in den konkreten gesetzlichen Rahmenbedingungen 
wiederfindet. Die Aktivierungslogik und die Stabilisierung von (jungen) Menschen 
zur Aufnahme einer Ausbildung oder Arbeit finden sich deutlich im Bereich der 
Grundsicherung (SGB II) und der Arbeitsförderung (SGB III), abgeschwächt jedoch 
auch in der Jugendberufshilfe als Teil der Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII).

Vor diesem Hintergrund wird zum Abschluss des Kapitels ein kursorischer 
Überblick über prozedurale Vorgaben für die Arbeit an Schnittstellen dargestellt, 
um grundsätzliche Koordinations- und Kooperationslinien zu identifizieren. 
Insgesamt finden sich in den drei Rechtskreisen SGB II, SGB III und SGB VIII 
eher „weiche“ Vorgaben zur Abstimmung mit Dritten, „wodurch die konkrete 
Gestaltung der Arbeit an Schnittstellen bei den Organisationen selbst liegt. Somit 
kann eine lokal unterschiedliche Umsetzung erwartet werden.“ (Stöbe-Blossey 
et al. 2021a: 70) Ein gewisses Machtgefälle – insbesondere zwischen SGB II und 
SGB VIII – ergibt sich aus einer Vorrangregelung in § 3 Abs. 2 SGB II: „Bei der 
Beantragung von Leistungen nach diesem Buch sollen unverzüglich Leistun-
gen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Ersten Abschnitt des Dritten Kapitels 
erbracht werden.“ Den eigentlich vorrangigen Jugendhilfeleistungen (§ 10 Abs. 3 
SGB VIII) wird damit eine Hürde gesetzt, die mit einer Priorisierung von Ausbil-
dung und Arbeit über sozialpädagogischer Unterstützung einhergeht und zum 
Teil als Verdrängungsmechanismus der kommunalen Jugendsozialarbeit kritisiert 
wird (z. B. Stöbe-Blossey et al. 2021a; siehe auch Pingel 2018). 

Zu Machtgefällen und wenig verbindlichen Aufforderungen zur Kooperation 
kommen datenschutzrechtliche Hürden in der Kooperation, die sich bspw. am 
„Sozialgeheimnis“61 (§ 35 SGB I) oder einem „besonderen Vertrauensschutz in der 

61	 „1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Absatz 2 Zehntes Buch) von 
den Leistungsträgern nicht unbefugt verarbeitet werden (Sozialgeheimnis). Die Wahrung des Sozial-
geheimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des Leistungsträgers sicherzustellen, dass die 
Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind oder nur an diese weitergegeben werden. […]“ (§ 35 Abs. 1 
SGB I)
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persönlichen und erzieherischen Hilfe“62 (§ 65 SGB VIII) zeigen und so insgesamt 
die Kooperation erschweren. Die Untersuchung von Jugendberufsagenturen von 
Stöbe-Blossey et al. (2021a) zeigt, dass diese Hürden von den beteiligten Rechts-
kreisen (SGB II, III und VIII) insbesondere durch lange gewachsene Strukturen 
der Zusammenarbeit, verbindliche Regelungen für Schnittstellen und Formate 
des (informellen) Austauschs auf unterschiedlichen Ebenen der Organisationen 
abgebaut werden können.

Insgesamt lassen sich aus den dargestellten Rahmenbedingungen der Arbeits-
markt- und Jugendhilfepolitik unterschiedliche wohlfahrtsstaatliche Hürden für 
junge geflüchtete Menschen in Deutschland ableiten, die sich in einer Lebensphase 
des Übergangs Schule-Ausbildung-Beruf befinden: 

So wurde oben bereits ein finanzielles Ungleichgewicht zwischen Arbeits-
markt und Jugendhilfepolitik festgestellt, das sich aus den unterschiedlichen 
Finanzierungsgrundlagen (Bund, Umlagen, Steuern, Kommune) ergibt (siehe auch 
Stöbe-Blossey et al. 2021a: 56). Insbesondere im Bereich der Jugendhilfe können 
durch die weitgehend von kommunalen Mitteln abhängige Finanzierung Problem-
lagen entstehen, die sich bspw. durch eine Reduzierung von Mitarbeiter*innen zei-
gen kann (Dahme 2011: 123 f.). Paradoxerweise können besonders stark finanziell 
belastete Kommunen dann vermutlich weniger Geld für die Jugendhilfe mit Ange-
boten für junge Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf aufwenden. Da 
solche finanziellen Probleme auf kommunaler Ebene meist durch hohe Transfer-
zahlungen in Verknüpfung mit geringen Gewerbesteuereinnahmen entstehen 

62	 „(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke persönlicher 
und erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind, dürfen von diesem nur weitergegeben oder übermittelt 
werden 

	 1. � mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder 
	 2. � dem Familiengericht zur Erfüllung der Aufgaben nach § 8a Absatz 2, wenn angesichts einer Gefähr-

dung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese Mitteilung eine für die Gewährung 
von Leistungen notwendige gerichtliche Entscheidung nicht ermöglicht werden könnte, oder 

	 3. � dem Mitarbeiter, der auf Grund eines Wechsels der Fallzuständigkeit im Jugendamt oder eines Wech-
sels der örtlichen Zuständigkeit für die Gewährung oder Erbringung der Leistung verantwortlich 
ist, wenn Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Kindeswohls gegeben sind und die Daten für eine 
Abschätzung des Gefährdungsrisikos notwendig sind, oder 

	 4. � an die Fachkräfte, die zum Zwecke der Abschätzung des Gefährdungsrisikos nach § 8a hinzugezogen 
werden; § 64 Absatz 2a bleibt unberührt, oder 

	 5. � unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203 Absatz 1 oder 4 des Strafgesetzbuchs 
genannten Personen dazu befugt wäre, oder 

	 6. � wenn dies für die Durchführung bestimmter wissenschaftlicher Vorhaben zur Erforschung möglicher 
politisch motivierter Adoptionsvermittlung in der DDR erforderlich ist. Vom Adoptionsverfahren 
betroffene Personen dürfen nicht kontaktiert werden; § 64 Absatz 2b Satz 1 und 2 gilt entsprechend. 

	 Der Empfänger darf die Sozialdaten nur zu dem Zweck weitergeben oder übermitteln, zu dem er sie 
befugt erhalten hat.“ (§ 65 Abs. 1 SGB VIII)
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(Dahme 2011: 114 f.), wäre jedoch genau in diesen Städten und Gemeinden eine 
gut funktionierende Jugendhilfe besonders wichtig. Hürden könnten demnach 
in der Qualität und dem Ausmaß der Versorgung im Rahmen der Kinder- und 
Jugendhilfe entstehen.

Darüber hinaus sind Zuständigkeiten und Aufgaben in einem komplexen 
Zuständigkeitssystem geregelt, das verschiedene Ebenen und unterschied-
liche Akteur*innen umfasst (Sicken et al. 2024). Das kann einerseits bei den 
Adressat*innen dazu führen, dass nicht immer klar ist, an wen man sich für welche 
Leistungen wenden kann und welche Ansprüche auf Leistungen möglicherweise 
bestehen. In der Forschung dazu wird dies als primäre Nichtinanspruchnahme 
(„primary non-take-up“) bezeichnet und kann sowohl auf dem Nichtwissen um 
den Anspruch als auch auf dem Nichtabrufen von sozialen Leistungen basieren 
(Lucas et al. 2021: 165). Die Nichtinanspruchnahme wiederum kann unterschied-
liche Gründe haben, wie ein Fehlen an Informationen zu den eigenen Ansprüchen 
oder dem Prozess der Inanspruchnahme, Diskriminierungen, Stigmatisierungs-
erwartungen durch die Inanspruchnahme, administrative Prozesse bspw. der 
Antragstellung sowie Erwartungen zu den Leistungen und fehlende Beratung 
(Lucas et al. 2021: 165 f.; van Rießen 2024; Janda 2024). Insbesondere bei jungen 
geflüchteten Menschen, die möglicherweise zusätzlich von Sprachbarrieren 
betroffen sind und wenig Erfahrungen mit dem deutschen System haben, könn-
ten sich Probleme der Nichtinanspruchnahme verschärfen. Andererseits ist die 
Zusammenarbeit von verschiedenen Fachkräften aus unterschiedlichen Politikfel-
dern und Rechtskreisen aufgrund der Komplexität mit hohen Anforderungen an 
Koordination und Kooperation verbunden, was zu Widersprüchen, Brüchen und 
Lücken in der Bearbeitung von Fällen führen kann (siehe auch Stöbe-Blossey et al. 
2021a). Da der Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf mit langfristigen 
Implikationen für den weiteren Lebenslauf verbunden sein kann, ist insbesondere 
in dieser Lebensphase eine gelingende Zusammenarbeit verschiedener Stellen für 
junge geflüchtete Menschen relevant. Besondere Bedeutung haben für die unter-
suchte Zielgruppe Rechtskreiswechsel, bspw. bei Anerkennung des Asylantrags 
vom AsylblG zum SGB II, die durch die Asylverfahren selbst entstehen und durch 
die betroffenen Personen nicht beeinflusst werden können. In dem Wechsel von 
einem Rechtskreis zu einem anderen sind Kooperations- und Koordinationsfä-
higkeiten der beteiligten Stellen und Behörden besonders gefragt. Strukturelle 
Komplexität geht demnach mit potenziellen Hürden sowohl für Adressat*innen 
als auch für Fachkräfte einher.

Insbesondere im Bereich des SGB II gab es vor der Neuregelung im Rahmen 
des Bürgergeldes zwei Bereiche, die potenzielle Hürden für junge geflüchtete 
Menschen darstellen können. So können zum einen Leistungskürzungen durch 
Sanktionen zu existenziellen Problemen führen. Zum anderen legte der Ver-
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mittlungsvorrang eine schnelle Vermittlung in Arbeit nahe. Das ist insbesondere 
für neuzugewanderte Menschen problematisch, wenn nicht ausreichend geprüft 
wird, welche Ressourcen und Fähigkeiten die Personen mitbringen (zur Frage der 
Anerkennung von Bildungs- und Berufsabschlüssen siehe auch Kapitel 4.2.4). Hier 
ergibt sich demnach das Risiko einer Entwertung von spezifischen Kompetenzen 
und Erfahrungen durch eine möglicherweise unspezifische Vermittlung in kurz-
fristig verfügbare Arbeit (Brussig et al. 2022: 24). Eine Studie von Brussig et al. 
(2022) zur Arbeitsförderung von Geflüchteten stellt in diesem Kontext fest, dass 
entgegen der von den befragten Jobcentern als besonders komplex beschriebenen 
Beratungssituation zum einen keine höhere Kontaktdichte mit den Klient*innen 
eingeführt wurde. Zum anderen wird deutlich, dass „die meisten der in die Unter-
suchung einbezogenen Jobcenter für die Arbeit mit Geflüchteten keinen gegenüber 
dem ‚Normalgeschäft‘ günstigeren Betreuungsschlüssel eingeführt haben“, was 
die Autor*innen kritisch bewerten, da „verschiedene Studien auf die hohe Bedeu-
tung der individuellen Betreuung für eine gelingende Arbeitsmarktintegration 
Geflüchteter hinweisen […]“ (Brussig et al. 2022: 137). Ein am 18.10.2023 durch 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) vorgestellter Job-Turbo 
zur Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten sieht zumindest eine höhere Kon-
taktdichte vor.63 

Insbesondere für Personen, die sich im Leistungsbereich des Asylbewer-
berleistungsgesetzes (AsylblG) befinden (zu den Aufenthaltstiteln siehe auch 
Kapitel 4.3.1), ergibt sich eine Schlechterstellung gegenüber Bezieher*innen von 
Grundsicherungsleistungen. Diese „Mindestsicherung unterhalb der Mindest-
sicherung“ durch das AsylblG wurde zwar bereits vielfach diskutiert, aber bisher 
nicht angepasst. In diesem Leistungsbereich ist außerdem keine Beratung vor-
gesehen, was für junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-
Beruf dazu führen kann, dass (neben den geringen Geld- bzw. Sachleistungen) 
Lücken und Brüche entstehen, wenn Informationen zum Zugang zu Beratung, 
Ausbildung und Arbeit fehlen.

4.2	 Das Bildungssystem in Deutschland

Oben wurde das Bildungssystem bereits als relevanter Teilbereich des Wohlfahrts-
staats in einem breiten Verständnis eingeführt. Folgt man Fend (2006: 38), so 
werden verschiedene Funktionen von Schule (und damit auch von Bildung) für 
die Erreichung politischer Ziele deutlich: 

63	 https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2023/turbo-zur-arbeitsmarktintegration.
html#overwrite_title 

https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2023/turbo-zur-arbeitsmarktintegration.html#overwrite_title
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2023/turbo-zur-arbeitsmarktintegration.html#overwrite_title


119Wohlfahrtsstaatliche Hürden

„Schulsysteme sind heute nicht nur Instanzen der systematischen Veranstaltung von Lernprozessen. 
Mit Schulsystemen wird heute versucht, Regionalpolitik (Entwicklung unterversorgter Gebiete), 
Arbeitsmarktpolitik (Reduktion der Arbeitslosigkeit durch Qualifikationsoffensive), Wachstumspoli-
tik (Investitionen in Bildung) und Sozialpolitik (Integration von Bevölkerungsgruppen) zu betreiben.“ 

Hier wird die Verschränkung der verschiedenen wohlfahrtstaatlichen Bereiche 
durch unterschiedliche Politikfelder und damit verbundene Interessen noch ein-
mal deutlich, die über politische Aushandlungsprozesse ein komplexes Gefüge 
von Rahmenbedingungen ergeben. Vor dem Hintergrund der in der vorliegen-
den Arbeit fokussierten Lebensphase des Übergangs Schule-Ausbildung-Beruf 
von jungen geflüchteten Menschen in Deutschland werden zunächst kursorisch 
grundsätzliche Strukturen des deutschen Bildungssystems und zentrale Merk-
male erläutert (Kapitel 4.2.1). Darauf folgt eine Darstellung der verschiedenen 
Rahmenbedingungen im deutschen Bildungssystem, die dem oben eingeführten 
Analyseraster von Stöbe-Blossey et al. (2021a) folgt (Kapitel 4.2.2). Im Anschluss soll 
der Übergang von der Schule in Ausbildung und Arbeit selbst aus der Bildungsper-
spektive beleuchtet werden (Kapitel 4.2.3). Besonders relevant für neuzugewan-
derte Menschen sind Verfahren der Anerkennung von ausländischen Schul- und 
Berufsabschlüssen. Diese werden in Kapitel 4.2.4 eingeordnet.

4.2.1	 Grundsätzliches und Merkmale

Unabhängig von den einzelnen Zuständigkeiten lässt sich das Schulsystem in 
Deutschland im Wesentlichen in drei Stufen einteilen: den Primarbereich, die 
Sekundarstufe I und die Sekundarstufe II. Innerhalb der Stufen lassen sich dann 
je nach Bundesland unterschiedliche Konkretisierungen des Bildungsangebots 
finden (siehe auch Kapitel 4.2.2). Über den Bereich „Schule“ hinaus findet Bildung 
auch an Kindertageseinrichtungen (Elementarbereich) und an Hochschulen (ter-
tiärer Bereich) sowie Weiterbildungsorten (quartärer Bereich) statt (Hepp 2011: 
21 ff.). Neben diesen institutionellen Kontextbedingungen spielen auch regionale 
Besonderheiten wie das Arbeitsmarktgeschehen, die Branchenstruktur oder das 
Angebot außerschulischer Bildung eine Rolle in der Konkretisierung von Bildung.

Neben der bereits durch Fend (2006: 38) festgestellten Beeinflussung der Bil-
dungssysteme durch verschiedene politische Interessen wirken teils auch Ergeb-
nisse der (internationalen) Bildungsforschung (Stichwort „PISA-Schock“; siehe 
auch van Ackeren et al. 2015: 59 f.) auf die Entwicklung und Anpassung des Bil-
dungssystems ein. „Die Veröffentlichung der ersten Ergebnisse der PISA-Studie 
Ende 2001 wird hier oft als Auslöser für eine Reihe von politischen Veränderungen 
angeführt. Tatsächlich waren viele Reformmaßnahmen zu diesem Zeitpunkt 
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bereits vorbereitet und die Ergebnisse der Schulleistungsstudien können eher als 
‚Beschleuniger‘, denn als Ursache für die Reformprojekte verstanden werden […].“ 
(Teltemann 2022: 159) Zu diesen Reformen gehört unter anderem die Novellierung 
von Schulgesetzen in vielen Bundesländern, die dann die aktuellen Reformdiskus-
sionen aufgriffen. Dazu gehören bspw. die Schulautonomie, Bildungsstandards, 
Qualitätssicherung, Abbau sozialer Ungleichheit, Ausbau individueller Förderung, 
Erhöhung der Durchlässigkeit im Schulsystem sowie integrationspolitische The-
men (Hepp 2011: 175 f.). 

Aus den im europäischen Vergleich frühen und häufigen Übergängen im Bil-
dungsverlauf folgt eine hohe soziale Selektivität (z. B. Stöbe-Blossey et al. 2019; 
Kramer/Helsper 2013; Kreher/Lempp 2013; Tieben/Rohrbach-Schmidt 2021). Eine 
enge Kopplung zwischen sozialer Herkunft und dem Bildungserfolg von Kindern 
und Jugendlichen wird für Deutschland immer wieder festgestellt (z. B. Hepp 
2011; Stöbe-Blossey et al. 2019; Fend 2006; El-Mafaalani 2021; Teltemann 2019, 
2022; Busemeyer 2015), was Prinzipien der Chancengleichheit und Meritokratie64 
entgegensteht. Im Bildungsbericht von 2020 heißt es dazu: 

„Bei den Grundschulübergängen auf weiterführende Schularten treten weiterhin erhebliche soziale 
Disparitäten auf. Kinder und Jugendliche aus sozial schwächeren Elternhäusern revidieren dann 
zwar häufiger als andere ihre Bildungsentscheidung durch Wechsel, und dies überdurchschnittlich 
oft in Richtung höher qualifizierender Bildungsgänge. Die anfänglichen Unterschiede werden damit 
aber kaum ausgeglichen.“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 9) 

Dabei gibt es unterschiedliche Erklärungsstränge für die Mechanismen hinter den 
sozialen Ungleichheitsprozessen im deutschen Bildungssystem. Insbesondere aus 
dem Bereich der Rational Choice Theorie wird der unterschiedliche Bildungser-
folg von Kindern und Jugendlichen mit den getroffenen Bildungsentscheidungen 
erklärt, die sich je nach sozialer Herkunft unterscheiden würden (Boudon 1974; 
siehe auch Fend 2006; Rutter 2021; Busemeyer 2015). Daneben gibt es einen Erklä-
rungsansatz, der durch Bourdieus Kapitaltheorie getragen wird und impliziert, 
dass die soziale Herkunft mit einer geringeren oder höheren Ausstattung ver-
schiedener Kapitalsorten (v. a. kulturelles Kapital, soziales Kapital) einhergeht und 
damit bestimmte Gruppen benachteiligt (z. B. Jurt 2012; Fend 2006; Rutter 2021). 
Neben diesen eher aufseiten der Schüler*innen erklärenden Ansätzen (Bildungs-
entscheidungen und Ressourcen) müssen auch Aspekte des Bildungssystems selbst 
(Stratifikation, Zeitpunkte von Übergängen, Inhalte, Qualifikation der Lehrkräfte, 
etc.) sowie weitere gesellschaftliche Aspekte (bspw. Diskriminierung, Rassismus) 
herangezogen werden, um die hinter der Ungleichheit liegenden Mechanismen 
zu verstehen (z. B. Jording 2020: 23 f.). 

64	 Zur Kritik an der Meritokratie als gesellschaftlichem Leitbild am Beispiel Bildung siehe auch Becker/
Hadjar (2011).
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„Ein relativ gesicherter Befund der Forschung in diesem Bereich ist, dass die institutionelle Aus-
gestaltung von Bildungssystemen einen wesentlichen Einf luss auf Bildungsungleichheit hat […]. 
Gegliederte Schulsysteme wie das deutsche gehen dabei tendenziell mit einem höheren Maß an Bil-
dungsungleichheit einher als Gesamtschulmodelle, denn in diesen Systemen gibt es mehr kritische 
Entscheidungspunkte im Verlauf von Bildungskarrieren, an denen sekundäre Herkunftseffekt [sic!] 
wirksam werden können. Die Forschung hat außerdem nachgewiesen, dass Bildungsungleichheiten 
sehr persistent und damit bestenfalls langfristig zu beseitigen sind […].“ (Busemeyer 2015: 101)

Gleichzeitig hat sich jedoch seit der Bildungsexpansion der 1960er Jahre auch die 
Durchlässigkeit zwischen den verschiedenen Schulformen erhöht, „so that a gro-
wing share of the population obtained their higher education entrance certificates 
via vocational pathways“ (Tieben/Rohrbach-Schmidt 2021: 226). Dies scheint im 
Widerspruch zu den weiterhin identifizierten Bildungsungleichheiten zu stehen. 

In Deutschland gibt es mit dem Nationalen Bildungsbericht, der von der Stän-
digen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutsch-
land (KMK) und dem Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
gefördert wird, alle zwei Jahre eine indikatorengestützte Übersicht zu den ver-
schiedenen Teilbereichen des Bildungssystems sowie den relevanten Entwick-
lungen im Zeitverlauf auf Bundesebene.65 Die unabhängige Autor*innengruppe, 
die aus Wissenschaftler*innen verschiedener Einrichtungen und statistischer 
Ämter besteht66, stellt 2018 eine erneute Verschärfung von bildungsbezogener 
Ungleichheiten fest: 

„Der über viele Jahre zu beobachtende Trend zum Besuch höher qualif izierender Schularten und 
zum Erwerb höher qualif izierender Abschlüsse hat sich bei den aktuellen Schülerkohorten nicht 
fortgesetzt. Neben stagnierenden, in einigen Ländern sogar rückläufigen Übergangsquoten ans 
Gymnasium deuten auch sinkende Absolventenquoten mit mittlerem Abschluss und Hochschulreife 
darauf hin. Weiter gestiegen sind hingegen die Anzahl und der Anteil an Jugendlichen, die von der 
Schule abgehen, ohne mindestens den Hauptschulabschluss erreicht zu haben. Nach langjährigem 
Rückgang hat sich die entsprechende Abgangsquote seit ihrem Tiefststand 2013 von 5,7 auf 6,8 % im 
Bundesdurchschnitt stetig erhöht. Darunter sind immer weniger Förderschülerinnen und Förder-
schüler, d. h., der Anstieg geht ausschließlich auf vermehrte Abgänge ohne Abschluss aus den anderen 
Schularten zurück.“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 9)

Im Jahr 2020 zeigt sich ein erneuter Rückgang der Schulabgangsquote von Perso-
nen ohne Schulabschluss (5,9 % der gleichaltrigen Bevölkerung), jedoch könnte dies 
auf vereinfachte Prüfungsmodalitäten durch die Ausnahmesituation der Corona-
Pandemie zurückzuführen sein. Inwiefern dies eine Trendumkehr bedeutet, ist 
demnach bisher unklar. „Die höheren Abgangsquoten ohne Schulabschluss aus 
den Jahren 2017 bis 2019 dürften wiederum dazu geführt haben, dass 2020 deutlich 
mehr Jugendliche als in den Vorjahren an den beruflichen Schulen nachträglich 

65	 https://www.bildungsbericht.de/de/forschungsdesign/aufgaben-und-ziele 
66	 https://www.bildungsbericht.de/de/autor-innengruppe-bildungsbericht/autorengruppe 

https://www.bildungsbericht.de/de/forschungsdesign/aufgaben-und-ziele
https://www.bildungsbericht.de/de/autor-innengruppe-bildungsbericht/autorengruppe
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einen Ersten Schulabschluss erwarben.“ (Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2022: 159) Empirisch zeigen sich darüber hinaus erste Hinweise auf eine 
Verschärfung der sozialen Ungleichheiten im Bildungssystem, die durch die 
Kontaktbeschränkungen im Zuge der Corona-Pandemie in Deutschland vielfach 
mit teilweisen Schulschließungen und längeren Phasen von Distanzunterricht 
verbunden waren (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2022: 156 f.).

Insgesamt weisen vor allem Schüler*innen mit eigener Migrationserfahrung, 
aber zum Teil auch Personen mit sogenanntem „Migrationshintergrund“67 im 
deutschen Bildungssystem einen geringeren Bildungserfolg in Bezug auf Bil-
dungsstand und -abschlüsse auf und sind von Benachteiligungen betroffen (z. B. 
Fend 2006; Hepp 2011; Dewitz et al. 2018; Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2020, 2022; Jording 2020). Häufig werden hierbei Defizite auf Seiten der 
Familien benannt, aus denen junge Menschen mit eigener Migrationserfahrung 
oder mit „Migrationshintergrund“ stammen: Kompetenzdefizite, Sprachdefizite, 
sozioökonomische Defizite etc. (z. B. Hepp 2011; Teltemann 2022). Während dies 
einerseits zeigt, dass es offensichtliche Benachteiligung von bestimmten Gruppen 
von Schüler*innen im deutschen Bildungssystem gibt, verdeckt dies andererseits 
jedoch die heterogenen Lebensumstände sowie Ressourcen unterschiedlicher Per-
sonen und die strukturellen Defizite des Bildungssystems, darauf zu reagieren. So 
stellt Janina Söhn (2014) bspw. einen negativen Einfluss des Aufenthaltsstatus und 
damit implizierte Teilhabechancen von Eltern auf Bildungschancen der Kinder 
fest, der soziale Ungleichheiten entlang stratifizierter Rechte zeigt (siehe dazu 
auch Kapitel 4.3.1):

„Another important insight of this study is that it is not enough to focus only on direct ef fects of spe-
cif ic legal statuses on integration opportunities of children of immigrants. Rather, indirect ef fects 
mediated by parents are crucial as well. In the German case, legal status and group-specific poli-
cies inf luenced the German language skills and the access to employment of adult immigrants, i. e. 
immigrant parents, and these economic and linguistic resources impact on children’s educational 
opportunities.“ (Söhn 2014: 386)

67	 „Im Jahr 2005 führte das Statistische Bundesamt die Kategorie Migrationshintergrund ein. Darunter 
subsumiert wurden Ausländer, Menschen mit einem im Ausland geborenen Elternteil und selbst im 
Ausland Geborene. In der Folge nutzten viele Wissenschaftler* [sic!] diese pauschalen Daten insbe-
sondere aus dem Mikrozensus. Damit entstand in der Forschung eine duale Kategorisierung zwischen 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund, in der die Spezifika der unterschiedlichen Gruppen 
verschwanden, vor allem die großen Unterschiede innerhalb der Einwanderungs- und Flüchtlingsbe-
völkerung.“ (Thränhardt 2023: 48) Durch die Pauschalisierung, die mit der Begrifflichkeit des „Migrati-
onshintergrundes“ einhergeht, wird dieser in der vorliegenden Arbeit nur verwendet, wenn er sich auf 
spezifische Forschungserkenntnisse bezieht.
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Neuzugewanderte Kinder und Jugendliche sehen sich mit besonderen Herausfor-
derungen konfrontiert: je nach dem Alter bei Einreise bleibt ihnen unterschiedlich 
viel Zeit im Schulsystem, um Bildungsabschlüsse zu erwerben. Dazu kommt die 
Herausforderung, die vermittelten Lerninhalte auf einer Sprache nachzuvoll-
ziehen, die für die Betroffen meist unbekannt ist (z. B. Edele et al. 2021: 7). Für 
junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf lässt sich 
darüber hinaus vermuten, dass „[r]efugees are therefore more likely than other 
immigrants to have interrupted educational biographies and to enter educational 
institutions in the destination country at irregular points in time“ (Edele et al. 2021: 
6). Ein unsicherer Aufenthaltsstatus kann neben den von Söhn (2014) beschriebe-
nen Auswirkungen auf Eltern schulpflichtiger Kinder auch Schüler*innen selbst 
negativ beeinflussen, bspw. im Hinblick auf geringere Motivation zur Investition 
in Bildung (z. B. Edele et al. 2021: 7). Eine Reihe aktueller Forschung belegt für 
die Gruppe von geflüchteten Schüler*innen außerdem eine Unterrepräsentation 
an höherqualifizierenden Schulformen und eine Überrepräsentation an nied-
rigqualifizieren Schulformen. Dabei scheint es deutliche lokale Unterschiede 
in den Allokationsverfahren zu geben, die zum Teil auf der Zusammensetzung 
der restlichen Schüler*innenschaft beruhen (Jording 2020: 26 f.). „Verschiedene 
Autor:innen weisen darauf hin, dass es grundsätzlich von den lokal vorhandenen 
Schulplatzangeboten abhängt, wie hoch die Wahrscheinlichkeit bspw. für einen 
Hauptschul- oder Gymnasialbesuch ist.“ (Jording 2020: 27) Die Erkenntnisse geben 
Hinweise darauf, dass sich die Unterschiede in der Bildungsbeteiligung junger 
geflüchteter Menschen nicht allein auf Merkmale der Individuen und ihrer Famili-
en zurückführen lassen, sondern ebenso lokale Bildungsstrukturen und -prozesse 
eine Rolle spielen (siehe auch Kapitel 4.2.2). Hieran zeigt sich zudem, dass soziale 
Ungleichheiten im Bildungssystem sehr komplex sind. 

4.2.2	 Rahmenbedingungen im deutschen Bildungssystem

Vor dem Hintergrund des oben vorgestellten Analyserasters zur Analyse von 
Schnittstellen im Mehrebenensystem von Stöbe-Blossey et al. (2021a) lassen sich 
Hürden für junge geflüchtete Menschen identifizieren, die sich aus Rahmenbe-
dingungen des deutschen Bildungssystems ergeben.

Im Hinblick auf Kompetenzzuweisungen ist das Bildungssystem in Deutschland 
geprägt durch die föderale Verteilung von Zuständigkeiten in dem Bereich. So 
liegt die hauptsächliche Gestaltungsaufgabe bei den einzelnen Bundesländern, 
der Bund setzt jedoch durch verschiedene Programmförderungen immer wie-
der Akzente und versucht so, in ein Politikfeld Einfluss zu nehmen, dass genuin 
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auf Länderebene verantwortet wird (z. B. durch den DigitalPakt Schule68, oder 
das BMBF-Programm „Lernen vor Ort“69). Im Kontext der Fluchtzuwanderung 
wurde bspw. mit der „Kommunalen Koordinierung der Bildungsangebote für 
Neuzugewanderte“70 über eine Bundesförderung bis 2021 ein lokales Angebot 
geschaffen (z. B. Bakoben/Schlee 2023: 132). „Von einer Steigerung lokaler Auto-
nomie kann entsprechend kaum die Rede sein. Eher gewinnt die staatliche Ebene 
indirekt an Einfluss auf die Gestaltung kommunaler Verwaltung. Die Kommunen 
ihrerseits nutzen gerne die Gelegenheit, ihr Personal aufzustocken.“ (Bakoben/
Schlee 2023: 136) Die Bundesländer tragen im Rahmen der sogenannten „inneren 
Schulangelegenheiten“ für die im engeren Sinne pädagogischen Bereiche Sorge. 
Dazu gehören Bildungsziele und vermittelte Lerninhalte, aber auch Fragen des 
Personals sowie die Konkretisierung in Schulformen und Schuldauer. Die soge-
nannten „äußeren Schulangelegenheiten“ sind auf der Ebene der Kommunen 
verortet, wobei kreisfreie Städte, Kreise und kreisangehörige Kommunen sowohl 
die Schulträgerschaft für unterschiedliche Schulformen übernehmen, als auch 
die technische und infrastrukturelle Ausstattung der Schulen tragen (z. B. van 
Ackeren et al. 2015: 106 f.; Bakoben/Schlee 2023: 130 f.). Zusätzlich dazu lässt sich in 
den vergangen Jahrzehnten eine zunehmende Stärkung von Einzelschulen beob-
achten, die unter dem Schlagwort „Schulautonomie“ einerseits die vergrößerten 
Gestaltungsspielräume in der Konkretisierung des Angebots verdeutlichen und 
andererseits mit Diskursen um „effektive Schulen“ oder „New Public Manage-
ment“ verknüpft sind (z. B. van Ackeren et al. 2015; Rürup 2019). Die Kompetenz-
zuweisungen auf der Ebene von Ländern, Kommunen und Einzelschulen führen 
zu einer heterogenen Bildungslandschaft in Deutschland (z. B. Stöbe-Blossey et al. 
2019; Hepp 2011; van Ackeren et al. 2015: 95 f.) und zu vielfältigen sektoralen Schnitt-
stellen mit anderen Teilen der Sozialpolitik. So kann man etwa eine institutionelle 
Trennung im Bereich der Arbeitsmarktpolitik und der berufliche Bildung erken-
nen. „In Deutschland sind die Länder für bildungspolitische Fragen zuständig, 
während die Bundesagentur für Arbeit als Bundesbehörde für Arbeitsmarktpolitik 
verantwortlich ist […]. Die institutionelle Trennung zwischen Bildung und anderen 
Formen der Sozialpolitik hat auch dazu beigetragen, dass Bildungsausgaben bei 
Verteilungskonflikten eher gekürzt werden [..].“ (Busemeyer 2015: 99)

Neben bildungsbezogenen Schwerpunktsetzungen durch einzelne Länder-
verfassungen gibt es länderspezifische Schulgesetze, die (Schul-)Bildung wei-
ter konkretisieren und die Ziele sowie Aufgaben festlegen (Hepp 2011: 170 f.), wie 
die „Erziehungs- und Bildungsziele; die Organisationsstruktur, Gliederung und 

68	 https://www.digitalpaktschule.de/ 
69	 https://www.lvo.transferinitiative.de/ 
70	 https://www.transferinitiative.de/bildung-fuer-neuzugewanderte.php 

https://www.digitalpaktschule.de/
https://www.lvo.transferinitiative.de/
https://www.transferinitiative.de/bildung-fuer-neuzugewanderte.php
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inhaltliche Ausrichtung des Schulwesens (Schulstufen, Schularten und Bildungs-
gänge); die Steuerung der Unterrichtsarbeit mit Hilfe von Bildungsstandards; 
Grundzüge der Behördenorganisation der Schulverwaltung und Aufgabenprofil 
der Schulaufsicht; Rechtsstatus der Lehrkräfte, Rechtsstatus und Aufgaben der 
Schulleitung, […]“ (Hepp 2011: 174) und weiteres mehr. 

Die Bildungs- und Erziehungsziele sollen für die drei Bundesländer Bayern, 
Berlin und Nordrhein-Westfalen71 beispielhaft ausgeführt werden, um der Vielfalt 
der Ausgestaltung Rechnung zu tragen und aufzuzeigen, welche Implikationen 
sich hieraus für die Bildungsbeteiligung und -chancen junger geflüchteter Men-
schen in Deutschland ergeben. Dementsprechend sind die Bildungs- und Erzie-
hungsziele in NRW sowohl in der Landesverfassung verankert, als auch im Schul-
gesetz (SchulG NRW) enthalten und verweisen ebenso wie das Bayerische Gesetz 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) auf die Ehrfurcht vor Gott, 
Heimatliebe, Demokratie, Verantwortung sowie die Würde des Menschen. In 
Berlin wiederum werden in den „Bildungs- und Erziehungszielen“ (§ 3 SchulG 
Berlin) Schwerpunkte auf individuelle Kompetenzen und Fähigkeiten gelegt (siehe 
auch Tabelle 7). Die Aufgaben der Schulen sind in den drei Ländern im Kontext 
der formulierten Ziele angelegt und enthalten Ausführungen zur Rolle der Schule, 
zu vermittelnden Kompetenzen und Fähigkeiten sowie spezifischen Werten (z. B. 
in Bayern die Gleichberechtigung zwischen Männern und Frauen oder in Berlin 
dem Entgegentreten nationalsozialistischer Ideologien; siehe Tabelle 7). In Bayern 
findet sich darüber hinaus eine spezifische Aufgabe, die junge Menschen im Über-
gang Schule-Ausbildung-Beruf betrifft, die in der vorliegenden Arbeit fokussiert 
wird. So hat Schule laut BayEUG (Art. 2 Abs. 1) die Aufgabe, „auf Arbeitswelt und 
Beruf vorzubereiten, in der Berufswahl zu unterstützen und dabei insbesondere 
Mädchen und Frauen zu ermutigen, ihr Berufsspektrum zu erweitern“.

71	 Die Auswahl der Bundesländer ist als exemplarisch zu betrachten. NRW als bevölkerungsreichstes Bun-
desland und Fokus der vorliegenden Arbeit, Bayern als wirtschaftlich und flächenmäßig einflussreiches 
Bundesland sowie Berlin als Stadtstaat und Hauptstadt setzen dabei gewisse Einflussmarker, die über 
einen kursorischen Abriss auf die Vielfalt der länderspezifischen Bildungsstrukturen hinweisen.
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hü
le

r. 
Si

e f
ör

de
rt

 d
ie

 E
nt

fa
ltu

ng
 d

er
 P

er
so

n,
 

di
e S

el
bs

ts
tä

nd
ig

ke
it 

ih
re

r E
nt

sc
he

id
un

ge
n 

un
d 

H
an

dl
un

ge
n 

un
d 

da
s 

Ve
ra

nt
w

or
tu

ng
sb

ew
us

st
se

in
 fü

r d
as

 G
em

ei
nw

oh
l, d

ie
 N

at
ur

 u
nd

 d
ie

 
Um

w
el

t. 
Sc

hü
le

rin
ne

n 
un

d 
Sc

hü
le

r w
er

de
n 

be
fä

hi
gt

, v
er

an
tw

or
tli

ch
 am

 
so

zi
al

en
, g

es
el

ls
ch

af
tli

ch
en

, w
irt

sc
ha

ft
lic

he
n,

 b
er

uf
lic

he
n,

 ku
ltu

re
lle

n 
un

d 
po

lit
isc

he
n 

Le
be

n 
te

ilz
un

eh
m

en
 u

nd
 ih

r e
ig

en
es

 Le
be

n 
zu

 g
es

ta
lte

n.
 Si

e 
er

w
er

be
n 

Ko
m

pe
te

nz
en

, u
m

 zu
kü

nf
tig

e A
nf

or
de

ru
ng

en
 u

nd
 C

ha
nc

en
 in

 
ei

ne
r d

ig
ita

lis
ie

rt
en

 W
el

t b
ew

äl
tig

en
 u

nd
 er

gr
ei

fe
n 

zu
 kö

nn
en

. S
ch

ül
er

in
-

ne
n 

un
d 

Sc
hü

le
r w

er
de

n 
in

 d
er

 R
eg

el
 g

em
ei

ns
am

 u
nt

er
ric

ht
et

 u
nd

 er
zo

ge
n 

(K
oe

du
ka

tio
n)

. [
…]

(6
) D

ie
 S

ch
ül

er
in

ne
n 

un
d 

Sc
hü

le
r s

ol
le

n 
in

sb
es

on
de

re
 le

rn
en

1.
	�s

el
bs

ts
tä

nd
ig

 u
nd

 ei
ge

nv
er

an
tw

or
tli

ch
 zu

 h
an

de
ln

,
2.

	�f
ür

 si
ch

 u
nd

 g
em

ei
ns

am
 m

it 
an

de
re

n 
zu

 le
rn

en
 u

nd
 Le

is
tu

ng
en

 zu
 

er
br

in
ge

n,
3.

	�d
ie

 ei
ge

ne
 M

ei
nu

ng
 zu

 ve
rt

re
te

n 
un

d 
di

e M
ei

nu
ng

 an
de

re
r z

u 
ac

ht
en

,
4.

	�i
n 

re
lig

iö
se

n 
un

d 
w

el
ta

ns
ch

au
lic

he
n 

Fr
ag

en
 p

er
sö

nl
ic

he
 E

nt
sc

he
id

un
-

ge
n 

zu
 tr

ef
fe

n 
un

d 
Ve

rs
tä

nd
ni

s u
nd

 To
le

ra
nz

 g
eg

en
üb

er
 d

en
 E

nt
sc

he
i-

du
ng

en
 an

de
re

r z
u 

en
tw

ic
ke

ln
,

5.
	�M

en
sc

he
n 

un
te

rs
ch

ie
dl

ic
he

r H
er

ku
nf

t v
or

ur
te

ils
fr

ei
 zu

 b
eg

eg
ne

n,
 d

ie
 

W
er

te
 d

er
 u

nt
er

sc
hi

ed
lic

he
n 

Ku
ltu

re
n 

ke
nn

en
zu

le
rn

en
 u

nd
 zu

 re
fle

k-
tie

re
n 

so
w

ie
 fü

r e
in

 fr
ie

dl
ic

he
s u

nd
 d

isk
rim

in
ie

ru
ng

sf
re

ie
s Z

us
am

m
en

-
le

be
n 

ei
nz

us
te

he
n,

6.
	�d

ie
 g

ru
nd

le
ge

nd
en

 N
or

m
en

 d
es

 G
ru

nd
ge

se
tz

es
 u

nd
 d

er
 La

nd
es

ve
rf

as
-

su
ng

 zu
 ve

rs
te

he
n 

un
d 

fü
r d

ie
 D

em
ok

ra
tie

 ei
nz

ut
re

te
n,
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Bu
nd

es
la

nd
 

Bi
ld

un
gs

- u
nd

 E
rz

ie
hu

ng
sz

ie
le

 
Au

fg
ab

en
 d

er
 S

ch
ul

en
 

7.	�
di

e e
ig

en
e W

ah
rn

eh
m

un
gs

-, 
Em

pf
in

du
ng

s-
 u

nd
 A

us
dr

uc
ks

fä
hi

gk
ei

t 
so

w
ie

 m
us

isc
h-

kü
ns

tle
ris

ch
e F

äh
ig

ke
ite

n 
zu

 en
tf

al
te

n,
8.

	�F
re

ud
e a

n 
de

r B
ew

eg
un

g 
un

d 
am

 g
em

ei
ns

am
en

 Sp
or

t z
u 

en
tw

ic
ke

ln
, 

sic
h 

ge
su

nd
 zu

 er
nä

hr
en

 u
nd

 g
es

un
d 

zu
 le

be
n,

9.
	�a

uc
h 

in
 d

er
 d

ig
ita

le
n 

W
el

t m
it 

M
ed

ie
n 

ve
ra

nt
w

or
tu

ng
sb

ew
us

st
 u

nd
 

sic
he

r u
m

zu
ge

he
n.

(7
) D

ie
 S

ch
ul

e i
st

 ei
n 

Ra
um

 re
lig

iö
se

r w
ie

 w
el

ta
ns

ch
au

lic
he

r F
re

ih
ei

t. 
Si

e 
w

ah
rt

 O
ff

en
he

it 
un

d 
To

le
ra

nz
 g

eg
en

üb
er

 d
en

 u
nt

er
sc

hi
ed

lic
he

n 
re

lig
iö

-
se

n,
 w

el
ta

ns
ch

au
lic

he
n 

un
d 

po
lit

isc
he

n 
Üb

er
ze

ug
un

ge
n 

un
d 

W
er

tv
or

st
el

-
lu

ng
en

. S
ie

 ac
ht

et
 d

en
 G

ru
nd

sa
tz

 d
er

 G
le

ic
hb

er
ec

ht
ig

un
g 

de
r G

es
ch

le
ch

te
r 

un
d 

w
irk

t a
uf

 d
ie

 B
es

ei
tig

un
g 

be
st

eh
en

de
r N

ac
ht

ei
le

 h
in

. S
ie

 ve
rm

ei
de

t 
al

le
s, 

w
as

 d
ie

 E
m

pf
in

du
ng

en
 an

de
rs

 D
en

ke
nd

er
 ve

rle
tz

en
 kö

nn
te

. S
ch

ül
e-

rin
ne

n 
un

d 
Sc

hü
le

r d
ür

fe
n 

ni
ch

t e
in

se
iti

g 
be

ei
nf

lu
ss

t w
er

de
n.

(8
) D

ie
 S

ch
ul

e e
rm

ög
lic

ht
 u

nd
 re

sp
ek

tie
rt

 im
 R

ah
m

en
 d

er
 fr

ei
he

itl
ic

h-
de

m
ok

ra
tis

ch
en

 G
ru

nd
or

dn
un

g 
un

te
rs

ch
ie

dl
ic

he
 A

uf
fa

ss
un

ge
n.

 S
ch

ul
le

i-
te

rin
ne

n 
un

d 
Sc

hu
lle

ite
r, 

Le
hr

er
in

ne
n 

un
d 

Le
hr

er
 so

w
ie

 M
ita

rb
ei

te
rin

ne
n 

un
d 

M
ita

rb
ei

te
r g

em
äß

 § 
58

 n
eh

m
en

 ih
re

 A
uf

ga
be

n 
un

pa
rt

ei
lic

h 
w

ah
r. 

[…
] 

(9
) D

er
 U

nt
er

ric
ht

 so
ll 

di
e L

er
nf

re
ud

e d
er

 S
ch

ül
er

in
ne

n 
un

d 
Sc

hü
le

r e
rh

al
-

te
n 

un
d 

w
ei

te
r f

ör
de

rn
. E

r s
ol

l d
ie

 S
ch

ül
er

in
ne

n 
un

d 
Sc

hü
le

r a
nr

eg
en

 u
nd

 
be

fä
hi

ge
n,

 St
ra

te
gi

en
 u

nd
 M

et
ho

de
n 

fü
r e

in
 le

be
ns

la
ng

es
 n

ac
hh

al
tig

es
 

Le
rn

en
 zu

 en
tw

ic
ke

ln
. D

ro
he

nd
em

 Le
is

tu
ng

sv
er

sa
ge

n 
un

d 
an

de
re

n 
Be

ei
n-

tr
äc

ht
ig

un
ge

n 
vo

n 
Sc

hü
le

rin
ne

n 
un

d 
Sc

hü
le

rn
 b

eg
eg

ne
t d

ie
 S

ch
ul

e u
nt

er
 

fr
üh

ze
iti

ge
r E

in
be

zi
eh

un
g 

de
r E

lte
rn

 m
it 

vo
rb

eu
ge

nd
en

 M
aß

na
hm

en
.

(1
0)

 D
ie

 S
ch

ul
e f

ör
de

rt
 d

ie
 In

te
gr

at
io

n 
vo

n 
Sc

hü
le

rin
ne

n 
un

d 
Sc

hü
le

rn
, 

de
re

n 
H

er
ku

nf
ts

sp
ra

ch
e n

ic
ht

 D
eu

ts
ch

 is
t, 

du
rc

h 
An

ge
bo

te
 zu

m
 E

rw
er

b 
de

r d
eu

ts
ch

en
 Sp

ra
ch

e.
 D

ab
ei

 ac
ht

et
 u

nd
 fö

rd
er

t s
ie

 d
ie

 e
th

ni
sc

he
, k

ul
-

tu
re

lle
 u

nd
 sp

ra
ch

lic
he

 Id
en

tit
ät

 (H
er

ku
nf

ts
sp

ra
ch

e)
 d

ie
se

r S
ch

ül
er

in
ne

n 
un

d 
Sc

hü
le

r. 
Si

e s
ol

le
n 

ge
m

ei
ns

am
 m

it 
al

le
n 

an
de

re
n 

Sc
hü

le
rin

ne
n 

un
d 

Sc
hü

le
rn

 u
nt

er
ric

ht
et

 u
nd

 zu
 d

en
 g

le
ic

he
n 

Ab
sc

hl
üs

se
n 

ge
fü

hr
t w

er
de

n.
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Bu

nd
es

la
nd

 
Bi

ld
un

gs
- u

nd
 E

rz
ie

hu
ng

sz
ie

le
 

Au
fg

ab
en

 d
er

 S
ch

ul
en

 
Ba

ye
rn

(B
ay

EU
G)

 
Ar

t. 
1 B

ild
un

gs
- u

nd
 E

rz
ie

hu
ng

sa
uf

tr
ag

„(1
) ¹

D
ie

 S
ch

ul
en

 h
ab

en
 d

en
 in

 d
er

 V
er

fa
ss

un
g 

ve
ra

nk
er

te
n 

Bi
ld

un
gs

- u
nd

 
Er

zi
eh

un
gs

au
ft

ra
g 

zu
 ve

rw
irk

lic
he

n.
 ²S

ie
 so

lle
n 

W
is

se
n 

un
d 

Kö
nn

en
 

ve
rm

itt
el

n 
so

w
ie

 G
ei

st
 u

nd
 K

ör
pe

r, 
H

er
z u

nd
 C

ha
ra

kt
er

 b
ild

en
. ³

O
be

rs
te

 
Bi

ld
un

gs
zi

el
e s

in
d 

Eh
rf

ur
ch

t v
or

 G
ot

t, 
Ac

ht
un

g 
vo

r r
el

ig
iö

se
r Ü

be
rz

eu
-

gu
ng

, v
or

 d
er

 W
ür

de
 d

es
 M

en
sc

he
n 

un
d 

vo
r d

er
 G

le
ic

hb
er

ec
ht

ig
un

g 
vo

n 
M

än
ne

rn
 u

nd
 Fr

au
en

, S
el

bs
tb

eh
er

rs
ch

un
g,

 V
er

an
tw

or
tu

ng
sg

ef
üh

l u
nd

 
Ve

ra
nt

w
or

tu
ng

sf
re

ud
ig

ke
it,

 H
ilf

sb
er

ei
ts

ch
af

t, 
Au

fg
es

ch
lo

ss
en

he
it 

fü
r 

al
le

s W
ah

re
, G

ut
e u

nd
 S

ch
ön

e u
nd

 V
er

an
tw

or
tu

ng
sb

ew
us

st
se

in
 fü

r N
at

ur
, 

Um
w

el
t, 

Ar
te

ns
ch

ut
z u

nd
 A

rt
en

vi
el

fa
lt.

 ⁴D
ie

 S
ch

ül
er

in
ne

n 
un

d 
Sc

hü
le

r 
sin

d 
im

 G
ei

st
 d

er
 D

em
ok

ra
tie

, in
 d

er
 Li

eb
e z

ur
 b

ay
er

isc
he

n 
H

ei
m

at
 u

nd
 

zu
m

 d
eu

ts
ch

en
 V

ol
k u

nd
 im

 Si
nn

 d
er

 V
öl

ke
rv

er
sö

hn
un

g 
zu

 er
zi

eh
en

.
(2

) B
ei

 d
er

 E
rf

ül
lu

ng
 ih

re
s A

uf
tr

ag
s h

ab
en

 d
ie

 S
ch

ul
en

 d
as

 ve
rf

as
su

ng
sm

ä-
ßi

ge
 R

ec
ht

 d
er

 E
lte

rn
 au

f E
rz

ie
hu

ng
 ih

re
r K

in
de

r z
u 

ac
ht

en
.“ 

Ar
t. 

2 A
uf

ga
be

n 
de

r S
ch

ul
en

 
„(1

) D
ie

 S
ch

ul
en

 h
ab

en
 in

sb
es

on
de

re
 d

ie
 A

uf
ga

be
,

Ke
nn

tn
is

se
 u

nd
 Fe

rt
ig

ke
ite

n 
zu

 ve
rm

itt
el

n 
un

d 
Fä

hi
gk

ei
te

n 
zu

 en
tw

ic
ke

ln
, 

zu
 se

lb
st

än
di

ge
m

 U
rt

ei
l u

nd
 ei

ge
nv

er
an

tw
or

tli
ch

em
 H

an
de

ln
 zu

 b
ef

äh
i-

ge
n,

zu
 ve

ra
nt

w
or

tli
ch

em
 G

eb
ra

uc
h 

de
r F

re
ih

ei
t, 

zu
 To

le
ra

nz
, f

rie
dl

ic
he

r G
es

in
-

nu
ng

 u
nd

 A
ch

tu
ng

 vo
r a

nd
er

en
 M

en
sc

he
n 

zu
 er

zi
eh

en
, z

ur
 A

ne
rk

en
nu

ng
 

ku
ltu

re
lle

r u
nd

 re
lig

iö
se

r W
er

te
 zu

 er
zi

eh
en

,
	�

Ke
nn

tn
is

se
 vo

n 
Ge

sc
hi

ch
te

, K
ul

tu
r, 

Tr
ad

iti
on

 u
nd

 B
ra

uc
ht

um
 u

nt
er

 
be

so
nd

er
er

 B
er

üc
ks

ic
ht

ig
un

g 
Ba

ye
rn

s z
u 

ve
rm

itt
el

n 
un

d 
di

e L
ie

be
 zu

r 
H

ei
m

at
 zu

 w
ec

ke
n,

	�
zu

r F
ör

de
ru

ng
 d

es
 eu

ro
pä

isc
he

n 
Be

w
us

st
se

in
s b

ei
zu

tr
ag

en
,

	�
im

 G
ei

st
 d

er
 V

öl
ke

rv
er

st
än

di
gu

ng
 zu

 er
zi

eh
en

 u
nd

 d
ie

 In
te

gr
at

io
ns

be
-

m
üh

un
ge

n 
vo

n 
M

ig
ra

nt
in

ne
n 

un
d 

M
ig

ra
nt

en
 so

w
ie

 d
ie

 in
te

rk
ul

tu
re

lle
 

Ko
m

pe
te

nz
 al

le
r S

ch
ül

er
in

ne
n 

un
d 

Sc
hü

le
r z

u 
un

te
rs

tü
tz

en
,

	�
di

e B
er

ei
ts

ch
af

t z
um

 E
in

sa
tz

 fü
r d

en
 fr

ei
he

itl
ic

h-
de

m
ok

ra
tis

ch
en

 u
nd

 
so

zi
al

en
 R

ec
ht

ss
ta

at
 u

nd
 zu

 se
in

er
 V

er
te

id
ig

un
g 

na
ch

 in
ne

n 
un

d 
au

ße
n 

zu
 fö

rd
er

n,
	�

di
e D

ur
ch

se
tz

un
g 

de
r G

le
ic

hb
er

ec
ht

ig
un

g 
vo

n 
Fr

au
en

 u
nd

 M
än

ne
rn

 zu
 

fö
rd

er
n 

un
d 

au
f d

ie
 B

es
ei

tig
un

g 
be

st
eh

en
de

r N
ac

ht
ei

le
 h

in
zu

w
irk

en
,

	�
di

e S
ch

ül
er

in
ne

n 
un

d 
Sc

hü
le

r z
ur

 g
le

ic
hb

er
ec

ht
ig

te
n 

W
ah

rn
eh

m
un

g 
ih

re
r R

ec
ht

e u
nd

 P
fli

ch
te

n 
in

 Fa
m

ili
e,

 St
aa

t u
nd

 G
es

el
ls

ch
af

t z
u 

be
fä

hi
ge

n,
 in

sb
es

on
de

re
 B

ub
en

 u
nd

 ju
ng

e M
än

ne
r z

u 
er

m
ut

ig
en

, ih
re

 
kü

nf
tig

e V
at

er
ro

lle
 ve

ra
nt

w
or

tli
ch

 an
zu

ne
hm

en
 so

w
ie

 Fa
m

ili
en

- u
nd

 
H

au
sa

rb
ei

t p
ar

tn
er

sc
ha

ft
lic

h 
zu

 te
ile

n,
	�

au
f A

rb
ei

ts
w

el
t u

nd
 B

er
uf

 vo
rz

ub
er

ei
te

n,
 in

 d
er

 B
er

uf
sw

ah
l z

u 
un

te
r-

st
üt

ze
n 

un
d 

da
be

i i
ns

be
so

nd
er

e M
äd

ch
en

 u
nd

 Fr
au

en
 zu

 er
m

ut
ig

en
, ih

r 
Be

ru
fs

sp
ek

tr
um

 zu
 er

w
ei

te
rn

,
	�

Ve
ra

nt
w

or
tu

ng
sb

ew
us

st
se

in
 fü

r d
ie

 U
m

w
el

t u
nd

 V
er

st
än

dn
is 

fü
r d

ie
 

Zu
sa

m
m

en
hä

ng
e n

ac
hh

al
tig

er
 E

nt
w

ic
kl

un
g,

 g
es

un
de

r E
rn

äh
ru

ng
 u

nd
 

ve
ra

nt
w

or
tu

ng
sv

ol
le

r l
an

dw
irt

sc
ha

ft
lic

he
r E

rz
eu

gu
ng

 zu
 w

ec
ke

n.
(2

) I
nk

lu
siv

er
 U

nt
er

ric
ht

 is
t A

uf
ga

be
 al

le
r S

ch
ul

en
.

(3
) D

ie
 S

ch
ul

en
 er

sc
hl

ie
ße

n 
de

n 
Sc

hü
le

rin
ne

n 
un

d 
Sc

hü
le

rn
 d

as
 ü

be
rli

ef
er

-
te

 u
nd

 b
ew

äh
rt

e B
ild

un
gs

gu
t u

nd
 m

ac
he

n 
sie

 m
it 

N
eu

em
 ve

rt
ra

ut
. [
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Bu
nd

es
la

nd
 

Bi
ld

un
gs

- u
nd

 E
rz

ie
hu

ng
sz

ie
le

 
Au

fg
ab

en
 d

er
 S

ch
ul

en
 

Be
rli

n
(S

ch
ul

G 
Be

rli
n)

 
§ 

3 B
ild

un
gs

- u
nd

 E
rz

ie
hu

ng
sz

ie
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Der Zugang zum deutschen Bildungssystem, der im Analyseraster von Stöbe-
Blossey et al. (2021a) als „Anspruchsvoraussetzungen“ bezeichnet wird, lässt sich 
mit der Schulpflicht beschreiben. Während das Recht auf Bildung für Kinder und 
Jugendliche in Artikel 28 der UN-Kinderrechtskonvention72 (von Deutschland 
1992 ratifiziert73) weitgehend unabhängig vom Aufenthaltsstatus verankert ist, 
finden sich in den einzelnen Bundesländern bspw. Regelungen zu Altersgren-
zen und dem Übergang von einer allgemeinen in eine Berufsschulpflicht, die als 
Anspruchsvoraussetzungen verstanden werden können. In NRW bspw. gilt eine 
mindestens zehnjährige Schulpflicht (§ 37 SchulG NRW) bis zum Ende des Schul-
jahres, in dem das 18. Lebensjahr vollendet wird (§ 38 SchulG NRW; siehe auch 
Tabelle 8). In Bayern hingegen gilt grundsätzlich eine zwölfjährige Schulpflicht 
(Art. 35 BayEUG). Nach einer neunjährigen Vollzeitschulpflicht folgt hierbei eine 
Berufsschulpflicht, die bis zum Schuljahr gilt, in dem das 21. Lebensjahr vollendet 
ist (Art. 37 BayEUG, Art. 39 BayEUG). In Berlin wiederum dauert die Schulpflicht 
zehn „Schulbesuchsjahre“ (§ 42 SchulG Berlin). Eine Berufsschulpflicht gibt es nur 
für junge Menschen, die eine duale Ausbildung absolvieren und Teilnehmer*innen 
eines berufsvorbereitenden Lehrgangs, die das 20. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben (§ 43 SchulG Berlin). An den drei Länderbeispielen wird deutlich, dass 
sich die Regelungen insbesondere im Hinblick auf die Anzahl der verpflichten-
den Schuljahre und Altersgrenzen sowie der Möglichkeit unterscheiden, eine 
Schule weiterhin zu besuchen (z. B. Berufsschulberechtigung, Art. 40 BayEUG). 
Das bedeutet für junge geflüchtete Menschen unterschiedliche Möglichkeiten 
des Zugang zu Bildung, der weitestgehend unabhängig vom Aufenthaltsstatus 
demnach maßgeblich von der übrigen Zeit im Rahmen der Schulpflicht abhängt. 
Darüber hinaus „gibt es bei der Umsetzung der Schulpflicht keine Unterschiede 
zwischen geflüchteten oder aus anderen Gründen zugewanderten Jugendlichen“ 
(Stöbe-Blossey et al. 2019: 108).

72	 https://www.unicef.de/informieren/ueber-uns/fuer-kinderrechte/un-kinderrechtskonvention 
73	 https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/kinderrechte-in-deutschland-1579574 

https://www.unicef.de/informieren/ueber-uns/fuer-kinderrechte/un-kinderrechtskonvention
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/kinderrechte-in-deutschland-1579574
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Tabelle 8: Schulpflichtregelungen in den drei Bundesländern Bayern, Berlin und Nordrhein-Westfalen

Bundes-
land 

Schulpflichtregelungen 

Ba
ye

rn
 

Art. 35 BayEUG: Schulpflicht
„(2) Die Schulpflicht dauert zwölf Jahre, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.“
Art. 37 BayEUG: Vollzeitschulpflicht
„(3) ¹Die Vollzeitschulpflicht endet nach neun Schuljahren. ²Sie kann durch Überspringen von 
Jahrgangsstufen verkürzt werden; durch Streckung von Jahrgangsstufen wird sie nicht verlän-
gert. ³Das Staatsministerium wird ermächtigt, das Überspringen von Jahrgangsstufen sowie 
deren Streckung in den Schulordnungen zu regeln.“
Art. 39 Berufsschulpflicht
„(1) Nach dem Ende der Vollzeitschulpflicht wird die Schulpflicht durch den Besuch der Berufs-
schule erfüllt, soweit keine andere in Art. 36 genannte Schule besucht wird.
(2) ¹Wer in einem Ausbildungsverhältnis nach dem Berufsbildungsgesetz oder der Handwerks-
ordnung steht, ist bis zum Ende des Schuljahres berufsschulpflichtig, in dem das 21. Lebensjahr 
vollendet wird; davon ausgenommen sind Auszubildende mit Hochschulzugangsberechtigung. 
²Die Berufsschulpflicht endet mit dem Abschluss einer staatlich anerkannten Berufsausbildung. 
³Die Berufsschulpflicht nach Satz 1 schließt die Verpflichtung zum Besuch des Berufsgrund-
schuljahres ein, wenn es für den gewählten Ausbildungsberuf nach Art. 11 Abs. 4 eingeführt ist.“ 
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§ 42 SchulG Berlin: Beginn und Dauer der allgemeinen Schulpflicht
„(4) Die allgemeine Schulpflicht dauert zehn Schulbesuchsjahre und wird durch den Besuch 
einer Grundschule und einer weiterführenden allgemein bildenden Schule erfüllt. Die Schüle-
rinnen und Schüler können das zehnte Schulbesuchsjahr auch durch den Besuch einer berufli-
chen Schule erfüllen, wenn sie die Berufsbildungsreife erworben haben und der Schulaufsichts-
behörde ein Berufsausbildungsverhältnis im Sinne des Berufsbildungsgesetzes nachweisen.“
§ 43 SchulG Berlin: Beginn und Dauer der Berufsschulpflicht
„(1) Nach Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht wird berufsschulpflichtig, wer in einem 
Berufsausbildungsverhältnis im Sinne des Berufsbildungsgesetzes steht. Die Schülerin oder der 
Schüler muss bis zum Ende des Berufsausbildungsverhältnisses die Berufsschule besuchen.
(2) Berufsschulpflichtig ist auch, wer an einem berufsvorbereitenden Lehrgang nach § 29 Abs. 5 
teilnimmt und das 20. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.“ 
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§ 37 SchulG NRW: Schulpflicht in der Primarstufe und in der Sekundarstufe I
„(1) Die Schulpflicht in der Primarstufe und der Sekundarstufe I (Vollzeitschulpflicht) dauert 
zehn Schuljahre, am Gymnasium mit achtjährigem Bildungsgang neun Schuljahre (§ 10 Abs. 3). 
Sie wird durch den Besuch der Grundschule und einer weiterführenden allgemein bildenden 
Schule erfüllt. Sie endet vorher, wenn die Schülerin oder der Schüler einen der nach dem 
zehnten Vollzeitschuljahr vorgesehen Abschlüsse in weniger als zehn Schuljahren erreicht hat. 
Durchläuft eine Schülerin oder ein Schüler die Schuleingangsphase in drei Jahren (§ 11 Abs. 2 
Satz 4), wird das dritte Jahr nicht auf die Dauer der Schulpflicht angerechnet.“
§ 38 SchulG NRW: Schulpflicht in der Sekundarstufe II
„(1) Nach der Schulpflicht in der Primarstufe und der Sekundarstufe I beginnt die Pflicht zum 
Besuch der Berufsschule (§ 22 Abs. 4) oder eines anderen Bildungsganges des Berufskollegs oder 
einer anderen Schule der Sekundarstufe II.
(2) Wer vor Vollendung des einundzwanzigsten Lebensjahres ein Berufsausbildungsverhältnis 
beginnt, ist bis zu dessen Ende schulpflichtig.
(3) Für Jugendliche ohne Berufsausbildungsverhältnis dauert die Schulpflicht bis zum Ablauf 
des Schuljahres, in dem sie das achtzehnte Lebensjahr vollenden. Die Schulaufsichtsbehörde 
kann Schulpflichtige, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, vom weiteren Besuch 
der Schule befreien. Die Schulpflicht endet vor Vollendung des achtzehnten Lebensjahres mit 
dem erfolgreichen Abschluss eines vollzeitschulischen Bildungsganges der Sekundarstufe II. 
Absatz 2 bleibt unberührt. […]
(5) Wer nach dem Ende der Schulpflicht ein Berufsausbildungsverhältnis beginnt, ist berechtigt, 
die Berufsschule zu besuchen, solange das Berufsausbildungsverhältnis besteht.“ 

Quelle: eigene Darstellung nach BayEUG, SchulG Berlin, SchulG NRW
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Neben dem Zugang zum Bildungssystem sind die Angebote bzw. Leistungen rele-
vant. Aufgrund der bereits oben festgestellten Heterogenität der länderspezifi-
schen Bildungssysteme, kann hierzu keine umfassende Ausführung vorgenom-
men werden. Die folgende Tabelle 9 gibt exemplarisch einen knappen Überblick 
über die Gestaltung des Schulsystems in NRW, die die für Deutschland insge-
samt feststellbare starke Stratifizierung des Bildungssystems verdeutlicht. Die 
verschiedenen Schulformen führen dabei zu verschiedenen Schulabschlüssen, 
innerhalb der Schulformen können häufig Schwerpunktsetzungen vorgenom-
men werden (bspw. im naturwissenschaftlichen, sprachlichen, musischen oder 
wirtschaftlichen Bereich). 

Tabelle 9: Das Schulsystem in NRW
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Im Rahmen von G8 endet die Sekundarstufe I mit der 9. Klasse, im Rahmen von G9 endet die Sekundarstufe I mit 
der 10. Klasse; Jgst.: Jahrgangsstufe; Eph.: Einführungsphase; Q1/Q2: Qualifikationsphase  
Quelle: eigene Darstellung nach Stöbe-Blossey et al. (2019: 70) und https://www.schulministerium.nrw/
gymnasium

Im Hinblick auf die Beschulung von neuzugewanderten Menschen lassen sich 
unterschiedliche Ansätze unterscheiden: „Für alle geht es zunächst um das Erler-
nen der deutschen Sprache, wobei zwischen einer separierenden Förderung in 
eigenen Klassen und einer schnellen Integration in Regelklassen unterschieden 
wird.“ (Stöbe-Blossey et al. 2019: 108). So gibt es insbesondere seit den Jahren 
2015/16 eine Vielfalt an länderspezifischen Konzepten zur Beschulung von neuzu-
gewanderten Kindern und Jugendlichen, die mehr oder weniger stark separieren-
den Charakter haben. In Nordrhein-Westfalen hat sich die Politik grundsätzlich 
für eine weniger stark separierende Beschulung von neuzugewanderten Kindern 
entschieden (§ 2 Abs. 10 SchulG NRW). Dennoch wurden bezogen auf die hier 

https://www.schulministerium.nrw/gymnasium
https://www.schulministerium.nrw/gymnasium
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fokussierte Gruppe jugendlicher bzw. junger erwachsener geflüchteter Menschen 
sogenannte „Internationalen Förderklassen“ (IFK) an Berufskollegs eingerichtet, 
die sich an neuzugewanderte Jugendliche ohne deutsche Sprachkenntnisse ab 
etwa 16 Jahren richten. Die Berufskollegs in NRW verbinden verschiedene Bil-
dungsgänge und Fachrichtungen unter einem Dach, wobei neben beruflicher 
Bildung alle allgemeinbildenden Schulabschlüsse (nachträglich) erworben werden 
können.74 Der einjährige Bildungsgang der IFK mit erhöhtem Deutschförderanteil 
und der Möglichkeit zur einmaligen Wiederholung soll den Jugendlichen im Rah-
men der Schulpflicht ermöglichen, einen ersten deutschen Schulabschluss (meist 
Hauptschulabschluss nach Klasse 9) zu erreichen. Für nicht mehr schulpflichtige 
Neuzugewanderte gibt es darüber hinaus die sogenannten „Fit für mehr“ (FFM) 
Klassen an Berufskollegs, die jedoch lediglich in Teilzeit durchgeführt werden und 
keine Möglichkeit bieten, einen Schulabschluss zu erwerben. Der Schwerpunkt 
liegt auch hier auf der Förderung von Deutschkenntnissen (Stöbe-Blossey et al. 
2019: 112 ff.). Insbesondere für junge geflüchtete Menschen, die bereits 18 sind 
wenn sie nach NRW kommen, ergibt sich demnach die Herausforderung einen 
deutschen Schulabschluss zu erwerben. Die FFM-Klassen bieten hierfür keine 
reguläre Möglichkeit. Weiterbildungskollegs (mit Abendrealschule bzw. Abend-
gymnasium) als Alternative setzen hingegen eine Berufstätigkeit bzw. eine abge-
schlossene Ausbildung und teilweise bereits deutsche Sprachkenntnisse voraus.75 
Volljährige geflüchtete Menschen sind in NRW also stärker von den vorhandenen 
Kapazitäten alternativer Beschulungsmöglichkeiten abhängig, um einen Schul-
abschluss zu erwerben. 

In Bayern gibt es in allen Schulformen separate Bildungsangebote für neuzu-
gewanderte Kinder und Jugendliche, die die nötigen Grundvoraussetzungen für 
die Teilnahme am Unterricht in Regelklassen vermitteln sollen (insbesondere im 
Hinblick auf Deutschkenntnisse). Für junge berufsschulpflichtige Neuzugewan-
derte wurden die sogenannten „Berufsintegrationsklassen“ (BIK) geschaffen, die 
an den Berufsschulen für dual Auszubildende angegliedert sind76. 

„Im Vollzeit-Modell der Berufsintegration an Berufsschulen erwerben berufsschulpflichtige 
Jugendliche und junge Erwachsene im Rahmen einer i. d. R. zweijährigen Berufsvorbereitungs-
phase […] neben den Kenntnissen in der deutschen Sprache auch grundlegende Kompetenzen, 
die für eine anschließende erfolgreiche (Berufs-)Ausbildung erforderlich sind. Darüber hinaus 
können Schülerinnen und Schüler bei erfolgreichem Besuch der Berufsintegrationsklasse die 

74	 https://berufsbildung.nrw.de/das-berufskolleg-nrw/abschluesse-und-anschluesse 
75	 https://www.schulministerium.nrw/system/files/media/document/file/220802_detaillierte_ueber-

sicht_bildungsangebote_neu_zugewanderte_jugendliche.pdf; https://wbk-nrw.de/bildungsgaenge/ 
76	 https://www.km.bayern.de/lernen/schularten/berufsschule 

https://berufsbildung.nrw.de/das-berufskolleg-nrw/abschluesse-und-anschluesse
https://www.schulministerium.nrw/system/files/media/document/file/220802_detaillierte_uebersicht_bildungsangebote_neu_zugewanderte_jugendliche.pdf
https://www.schulministerium.nrw/system/files/media/document/file/220802_detaillierte_uebersicht_bildungsangebote_neu_zugewanderte_jugendliche.pdf
https://wbk-nrw.de/bildungsgaenge/
https://www.km.bayern.de/lernen/schularten/berufsschule
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Berechtigungen des erfolgreichen Abschlusses der Mittelschule77 erwerben. Das Modell der 
Berufsintegration sieht ein sozialpädagogisches Betreuungskonzept vor und steht berufs-
schulpflichtigen jungen Menschen mit Flucht- bzw. Migrationshintergrund offen (Aufnahme 
zwischen dem 16. und 21. Lebensjahr bzw. in begründeten Ausnahmefällen bis zum 25. Lebens-
jahr), die einen besonderen Sprachförderbedarf aufweisen.“ (Kultusministerkonferenz: 112)

In Bayern sind berufliche Schulen weniger stark räumlich und institutionell mit-
einander verknüpft, sondern stellen einzelne Schularten (Fachoberschule, Berufs-
oberschule, Berufsschule, Berufsfachschule, Fachschule, Fachakademie) dar, die 
nicht automatisch in einem Schulgebäude bzw. als ein berufliches Schulzentrum 
vergleichbar mit den Berufskollegs in NRW angelegt sind. Die BIK-Klassen für 
Neuzugewanderte sind an den Berufsschulen für Auszubildende im dualen Sys-
tem angegliedert, wodurch sich jedoch Fragen der Anschlussmöglichkeiten beruf-
licher Qualifizierung und Risiken für Brüche ergeben, die bspw. in NRW aufgrund 
der „kurzen Wege“ zwischen den Bildungsgängen am Berufskolleg weniger stark 
ausgeprägt sein dürften.78

In Berlin wiederum gibt es speziell eingerichtete Lerngruppen (sogenannte 
„Willkommensklassen“) mit dem Ziel, der Vorbereitung auf den Übergang in die 
Regelklasse. Die separierende Beschulung von neuzugewanderten Kindern und 
Jugendlichen soll in der Regel nicht länger als ein Schuljahr dauern.79 Für jugend-
liche und junge Erwachsene ab 16 Jahren gibt es eine sogenannte „Klärungsstelle 
berufliche Schulen“, die die Vermittlung in eine Willkommensklasse, Beratung 
sowie Sprachstandserhebung anbietet (Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Familie Berlin 2024: 48). Die Willkommensklassen für diese Zielgruppe sind an 
den sogenannten „Oberstufenzentren“ (OSZ) angegliedert, die in Berlin „neben 
dem beruflichen Gymnasium verschiedenste Optionen der beruflichen Qualifi-
kation – von der Ausbildungsvorbereitung über die Berufsausbildung und den 
mittleren Schulabschluss bis zur allgemeinen oder Fachhochschulreife“80 anbie-
ten. Neben einem Schwerpunkt auf der Vermittlung von Deutschkenntnissen 
werden „berufsbezogene und fachsprachliche Kompetenzen“ vermittelt sowie eine 
berufliche Orientierung vorgenommen (Wiazewicz/Becken 2023: 2). Die Willkom-
mensklassen enden nach einem Schuljahr ohne den Erwerb eines Schulabschlusses 
sollen aber einen Anschluss zur sogenannten „Integrierten Berufsausbildungs-
vorbereitung“ (IBA) schaffen. Die IBA wiederum ist ein einjähriger Bildungsgang, 
der zu unterschiedlichen Schulabschlüssen führen kann und auf eine Ausbildung 

77	 Mit „Mittelschule“ wird in Bayern die sonst als „Hauptschule“ benannte Schulform bezeichnet, dement-
sprechend kann der Mittelschulabschluss als Hauptschulabschluss eingeordnet werden: https://www.
km.bayern.de/lernen/ubertritt-und-bildungswege/das-bayerische-schulsystem 

78	 https://www.km.bayern.de/schueler/schularten.html 
79	 https://familienportal.berlin.de/artikel/willkommensklassen-in-berlin 
80	 https://www.berlin.de/sen/bildung/schule/bildungswege/berliner-schulsystem/ 

https://www.km.bayern.de/lernen/ubertritt-und-bildungswege/das-bayerische-schulsystem
https://www.km.bayern.de/lernen/ubertritt-und-bildungswege/das-bayerische-schulsystem
https://www.km.bayern.de/schueler/schularten.html
https://familienportal.berlin.de/artikel/willkommensklassen-in-berlin
https://www.berlin.de/sen/bildung/schule/bildungswege/berliner-schulsystem/
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oder Arbeitsaufnahme vorbereiten soll. Hier werden Sprachbegleiter*innen ein-
gesetzt um weiterhin bestehende „sprachliche Barrieren im Fachunterricht zu 
überwinden“ (Wiazewicz/Becken 2023: 4). Ein „Leitfaden zur Integration von neu 
zugewanderten Kindern und Jugendlichen in die Schule“ geht in diesem Kontext 
zudem ausführlich auf die Schulpflicht und das Recht auf Bildung ein. Für die 
hier betrachtete Gruppe von jungen geflüchteten Menschen im Übergang Schule-
Ausbildung-Beruf wird festgestellt:

„Die Aufnahme von ausländischen Jugendlichen in eine Schule darf nicht mit der Begründung ver-
weigert werden, dass der betref fende Jugendliche nach prognostischer Einschätzung nicht in der 
Lage sein wird, vor Vollendung des 20. Lebensjahres die Jahrgangsstufe 10 erfolgreich abzuschlie-
ßen. Die allgemeine Schulpf licht darf weder mit dieser Begründung noch mit dem Hinweis auf eine 
wünschenswerte altershomogene Zusammensetzung der Klassen als beendet angesehen werden. […] 
Wie alle Volljährigen können auch neu zugewanderte Volljährige nach Erfüllung der allgemeinen 
Schulpf licht ihren Bildungsweg in allgemeinbildenden oder beruf lichen Schulen fortsetzen, sofern 
dem nicht in schulrechtlichen Vorschriften geregelte Altersgrenzen entgegenstehen. Demnach sind 
sie nach Maßgabe freier Plätze und ggf. bestehender Aufnahmevoraussetzungen auf Antrag aufzu-
nehmen.“ (Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie Berlin 2024: 2) 

Die drei Länderbeispiele zeigen in der Zusammenschau erstens, dass unterschied-
lich separierende Formen zur Beschulung von geflüchteten Menschen genutzt 
werden. Zweitens wird deutlich, dass zwar alle Bildungsgänge für neuzuge-
wanderte Jugendliche einen Fokus auf den Spracherwerb Deutsch setzen, sich 
jedoch insbesondere im Hinblick auf die Möglichkeit zum Erwerb eines Schulab-
schlusses sowie der Dauer der Bildungsgänge und deren Anschlussmöglichkeiten 
unterscheiden. Drittens hat das Alter beim Zugang ins Schulsystem eine zentrale 
Relevanz und spiegelt Normalitätserwartungen an Bildungsverläufe (auch im 
Sinne von „social clocks“, siehe Kapitel 2.2). Dies ergibt für die jungen geflüchteten 
Menschen je nach Bundesland unterschiedliche Hürden für das Erreichen von 
Schulabschlüssen und den weiteren Weg der Bildung und Qualifizierung. 

Prozedurale Vorgaben für die Arbeit an Schnittstellen finden sich für die Bil-
dungspolitik nur vereinzelt. So regeln die Schulgesetze auch hier teilweise die 
Zusammenarbeit mit weiteren Stellen. So geben bspw. die Paragraphen 4 und 5 
im Schulgesetz NRW die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Schulen (§ 4 
SchulG NRW) und die Zusammenarbeit mit außerschulischen Partner*innen 
vor (§ 5 SchulG NRW). In beiden Fällen findet sich jedoch eine „soll“-Regelung, 
die den Schulen eine unterschiedliche Auslegung erlaubt. Im Bayerischen Gesetz 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen wurde eine vage Formulierung zur 
Zusammenarbeit mit außerschulischen Stellen gewählt:
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„1Die Öffnung der Schule gegenüber ihrem Umfeld ist zu fördern. 2Die Öffnung erfolgt durch die 
Zusammenarbeit der Schulen mit außerschulischen Einrichtungen, insbesondere mit Betrieben, 
Sport- und anderen Vereinen, Kunst- und Musikschulen, freien Trägern der Jugendhilfe, kommunalen 
und kirchlichen Einrichtungen sowie mit Einrichtungen der Weiterbildung.“ (Art. 2 Abs. 5 BayEUG)

Hierbei bleibt unklar, wer die Förderung dieser Öffnung verantwortet und wie 
sie gestaltet ist. In Berlin finden sich verschiedene Regelungen zur Kooperation, 
die in den überwiegenden Fällen als „kann“-Regelung formuliert ist (§ 5 SchulG 
Berlin). In einem Absatz jedoch werden Schulen zur Zusammenarbeit mit außer-
schulischen Akteur*innen verpflichtet:

„Zur Beratung und Förderung der Schülerinnen und Schüler beim Übergang von der Schule in Aus-
bildung oder Studium sind Schulen zur Kooperation mit den Trägern der beruf lichen Bildung, den 
Hochschulen und den Sozialleistungsträgern verpf lichtet.“ (§ 5 Abs. 5 SchulG Berlin)

Hier gibt es demnach an der Schnittstelle zwischen Schule und Ausbildung eine 
Regelung, die den Übergang aus dem System Schule betrifft. Konkrete Vorgaben, 
wie genau diese Schnittstelle bearbeitet wird, finden sich jedoch auch in Berlin 
nicht. 

Aus den vorgestellten Rahmenbedingungen auf der Makroebene des deutschen 
Bildungssystems lässt sich für die in der vorliegenden Arbeit fokussierte Gruppe 
junger geflüchteter Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf ableiten, 
dass sie durch die große Heterogenität des Bildungssystems regional unterschied-
liche Chancen auf Bildung erhalten. Dabei spielen länderspezifische Regelungen 
zur Schulpflicht ebenso eine Rolle wie das Vorhandensein und die Ausgestaltung 
von Bildungsgängen für neuzugewanderte Menschen. Darüber hinaus können 
auch auf kommunaler Ebene Kapazitäten Einfluss auf den Zugang zu Bildung 
nehmen, ebenso wie Unterschiede, die sich auf die Schulautonomie zurückführen 
lassen. Hürden können demnach sowohl aus dem Zugang zu als auch aus der 
Konkretisierung von Angeboten vor Ort erwachsen. Neben örtlichen Aspekten 
lassen sich Wechselwirkungen zwischen strukturellen Rahmenbedingungen im 
Schulsystem im Hinblick auf Normalitätserwartungen zu Zeitlichkeiten (Schul-
pflicht, Alter) und den individuellen Biographien junger Geflüchteter feststellen, 
die möglicherweise „off-time“ Bildungsverläufe fortsetzen möchten. Im Folgenden 
soll der Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf genauer beleuchtet 
werden, um weitere übergangsspezifische Hürden für junge geflüchtete Menschen 
feststellen zu können. 
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4.2.3	 Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf

Wie oben bereits beschrieben, zeichnet sich das deutsche Bildungssystem insge-
samt durch vergleichsweise häufige Übergänge aus. Ein Übergang, der zentral 
mit dem deutschen Wohlfahrtsregime verknüpft ist, ist der Austritt aus dem 
Schulsystem, der mit zwei „Schwellen“ einhergeht:

„Das klassische – spezifisch deutsche – Schwellenmodell beschreibt den Übergang von der Schule in 
eine Ausbildung als erste Schwelle und den Übergang aus einer Ausbildung in den Arbeitsmarkt als 
zweite Schwelle.“ (Kreher/Lempp 2013: 689)

Hier zeigt sich bereits die enge Verknüpfung dieses Übergangs mit der Erwerbs-
zentriertheit des deutschen Wohlfahrtsstaats, die außerdem bedeutet, dass „life 
chances are closely linked to the acquisition of educational qualifications“ (Meyer/
Winkler 2023: 1). Walther (2020: 150) stellt für Deutschland in diesem Zuge ein 
„erwerbsarbeitszentriertes Übergangsregime“ fest: 

„Das erwerbsarbeitszentrierte Übergangsregime (z. B. Deutschland, Frankreich) ist durch selektive 
Schule, standardisierte Berufsausbildung und eine Segmentierung des Zugangs zu sozialer Sicherung 
gekennzeichnet. Die herrschende Erwartung an Jugend ist die Qualif ikation und Allokation für 
beruf liche Positionen von unterschiedlichem Status.“ (Walther 2020: 150)

Für die erste Schwelle von der Schule in eine duale oder schulische Berufsausbil-
dung bzw. an eine Hochschule oder Universität ist der erreichte Schulabschluss 
entscheidend, der so zu einer „Eintrittskarte für das anschließende Bildungs- und 
Ausbildungssystem“ (Kramer/Helsper 2013: 597) wird. Schulabschlüsse können 
dabei direkt oder indirekt den Übergang in Ausbildung bestimmen. Am deut-
lichsten wird dies beim Übergang an die Universität, der (in den allermeisten 
Fällen) das Abitur voraussetzt. Auch für vollzeitschulische Ausbildungen an 
berufsbildenden Schulen gibt es häufig eine Zugangsvoraussetzung, die sich an 
den zuvor erreichten Schulabschluss knüpft. Indirekt wird der Schulabschluss 
auch für die duale Berufsausbildung zur „Eintrittskarte“, da es zwar keine staat-
lich regulierte Zugangsvoraussetzung für die Aufnahme einer Berufsausbildung 
gibt und die Betriebe selbst über die Auswahl ihrer Auszubildenden entscheiden 
(Enggruber 2018: 42; siehe auch Tieben/Rohrbach-Schmidt 2021: 227). Auch hier 
zeigt sich jedoch, dass die Chance auf einen Ausbildungsplatz insbesondere für 
Schulabgänger*innen mit Abitur hoch ist und eher Schulabgänger*innen mit 
mittlerem Abschluss oder Hauptschulabschluss ohne Ausbildungsverhältnis 



139Wohlfahrtsstaatliche Hürden

bleiben – je nach regionalem Arbeitsmarkt (Schuß et al. 2021: 20 f.).81 Vor dem 
Hintergrund der oben dargestellten sozialen Ungleichheiten im Schulsystem und 
der schwankenden Quote von Schulabgänger*innen ohne Schulabschluss wird 
dessen hohe Bedeutung für einen gelingenden Übergang in Ausbildung noch 
einmal verdeutlicht (z. B. Stöbe-Blossey et al. 2019; Stöbe-Blossey et al. 2021a). Das 
spezifische System der zwei Schwellen im Übergang von der Schule in Ausbildung 
und Beruf produziert damit einen „ganz eigenen Markt“:

„Anders als auf dem Arbeitsmarkt werden durch das Berufsbildungssystem auf dem Ausbildungs-
markt zum einen Übergänge der Schulabgänger:innen aus dem Bildungs- ins Berufsbildungssystem 
und zum anderen Übergänge der Ausgebildeten vom Berufsbildungs- ins Beschäftigungssystem 
organisiert. Der Ausbildungsmarkt ist daher ein ganz eigener Markt mit einer eigenen Dynamik und 
eigenen Entwicklungsbedingungen von Angebot und Nachfrage. So gelten im Berufsbildungssystem 
besondere gesetzliche Grundlagen und besondere Finanzierungsstrukturen. An der Regulierung 
und Bereitstellung von Angeboten zur beruf lichen Ausbildung sind viele verschiedene Akteure und 
Träger beteiligt, die – je nach Bildungsweg – in besonderen Gremien zusammenarbeiten.“ (Bäcker 
et al. 2020: 532 f.)

Das duale System der Berufsausbildung zeichnet Deutschland auch im inter-
nationalen Vergleich aus. Es geht mit „betriebsübergreifend verwertbaren Zer-
tifikaten auf der Grundlage einer geregelten Ausbildung“ (Stöbe-Blossey et al. 
2021a: 34), damit aber auch mit besonderen Exklusionsrisiken einher, wenn ein 
solcher Abschluss nicht erreicht werden kann (Stöbe-Blossey et al. 2021a: 34 f.). 
In Bezug auf die duale Berufsausbildung werden immer wieder Passungsproble-
me zwischen Angebot und Nachfrage benannt (z. B. Leber/Schwengler 2021). So 
überstieg die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen zwischen 2009 und 2021 immer 
das Angebot an sowohl betrieblichen als auch außerbetrieblichen Ausbildungs-
plätzen (Schuß et al. 2021: 11). Während sich diese Lücke bis 2019 immer weiter 
zu schließen schien (auch auf Basis einer demographisch bedingten geringeren 
Nachfrage; siehe auch Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020), hat die 
Corona-Pandemie dafür gesorgt, dass die Ausbildungsnachfrage und das -angebot 
in den Jahren 2020 und 2021 deutlich zurückgegangen sind. So sanken die angebo-
tenen Ausbildungsplätze von 563.808 (2019) auf 512.544 (2020) bzw. 519.726 (2021). 
Die Zahl der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen sank im gleichen Zeitraum von 
598.758 (2019) auf 545.721 (2020) bzw. 540.882 (2021; Schuß et al. 2021: 11). Während 
die Gründe für ein sinkendes Angebot vor allem in der Pandemiebewältigung der 

81	 „In der Gruppe der erfolglos nach einer Ausbildung suchenden Personen stieg der Anteil von Personen 
mit Hauptschulabschluss von 29,0 % im Berichtsjahr 2019 auf aktuell 30,1% um 1,1 Prozentpunkte an. Bei 
Personen mit Studienberechtigung sank dagegen der Anteil im gleichen Zeitraum von 26,9% auf 24,8% 
um 2,1 Prozentpunkte. Diese Entwicklung legt die Vermutung nahe, dass beim Übergang in Ausbildung 
Personen mit Hauptschulabschluss in besonderem Maße von den Auswirkungen der Corona-Pandemie 
betroffen sein könnten.“ (Schuß et al. 2021: 20).
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Betriebe und einem damit einhergehenden geringeren Engagement in der dualen 
Ausbildung einhergehen, lassen sich für die verringerte Nachfrage in den letzten 
beiden Jahren bisher nur Vermutungen anstellen. So geht die Bundesagentur für 
Arbeit davon aus, dass „im Jahr 2021 sowohl der Zugang zur Berufsberatung in 
der Schule als auch zur Ausbildungsvermittlung bei der BA und damit auch zur 
Registrierung als ausbildungsinteressierte/r Bewerber/-in durch die Pandemie 
beschränkt gewesen und nicht vollständig durch digitale Angebote kompensiert 
worden“ (Schuß et al. 2021: 12) sei (siehe auch Dummert/Umkehrer 2022). Auch in 
den Jahren 2022 und 2023 bleibt das Ausbildungsplatzangebot mit 544.000 Stellen 
(2022) bzw. 552.879 (2023) „weiterhin erheblich unter dem Niveau vor Ausbruch 
der Corona-Pandemie im Jahr 2019“ zurück (Christ et al. 2023: 7; Oeynhausen et 
al. 2023: 6). Die Ausbildungsplatznachfrage 2022 bleibt mit 535.500 nachgefragten 
Plätzen weiterhin niedrig (Christ et al. 2023: 8). 

„Die Ausbildungsplatznachfrage ist im Berichtsjahr 2023 gegenüber dem Vorjahr um 17.300 Nachfra-
gende bzw. 3,2 % auf insgesamt 552.900 Nachfragende gestiegen. Damit ist die Nachfrage erstmals 
seit dem Jahr 2018 gestiegen. Trotz eines Anstiegs der Nachfrage liegt diese wie auch schon im Vorjahr 
2022 unterhalb des Angebotes […]. Die langfristige Entwicklung […] verdeutlicht, dass der Rückgang 
der Nachfrage Teil eines langfristigen Trends ist und nicht ausschließlich auf den Ausbruch der Coro-
napandemie zurückzuführen ist. Neben der generellen Attraktivität einer dualen Ausbildung gilt die 
demografische Entwicklung als ein wesentlicher Faktor der sinkenden Ausbildungsplatznachfrage.“ 
(Oeynhausen et al. 2023: 7)

Wer in wirtschaftlichen Krisen eine Ausbildung absolviert, kann noch langfristig 
negative Folgen daraus spüren, so etwa im Hinblick auf verringerte Chancen einer 
Übernahme nach der Ausbildung oder sogar im Sinne langfristiger Einkommens-
einbußen, wie für die Rezession zwischen 1992 und 1996 bereits festgestellt (Dum-
mert/Umkehrer 2022: 1). „Kann in einer Krise erst gar nicht mit der Ausbildung 
begonnen werden, oder muss diese abgebrochen werden, sind die individuellen 
Konsequenzen mutmaßlich noch gravierender.“ (Dummert/Umkehrer 2022: 1) 
Aber auch unabhängig von der Pandemiesituation zeigt sich bspw. in einer Unter-
suchung des IAB für vorzeitig gelöste Ausbildungsverhältnisse, dass diese nur 
von vier Prozent der Auszubildenden an anderer Stelle fortgesetzt werden. 15 % 
der Auszubildenden, die vorzeitig aus ihrem Ausbildungsverhältnis ausschieden, 
verließen das Ausbildungssystem ohne formalen Berufsabschluss. Diese „Abbre-
chenden verdienten – im Vergleich zu Personen mit einem Abschluss – deutlich 
weniger und hatten kürzere Beschäftigungsdauern“ (Patzina/Wydra-Somaggio 
2021: 1). Daran zeigt sich, dass Probleme an der ersten Schwelle und während der 
Ausbildung bereits langfristig negative Auswirkungen auf die Lebensverläufe 
der betroffenen Personen haben können: „Individuals without an educational 
certificate, regardless of their ethnic background, are more likely to enter preca-
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rious employment with lower earnings and fewer career prospects or even to be 
unemployed [..].“ (Meyer/Winkler 2023: 1)

Neben der dualen Berufsausbildung wird für Deutschland in den letzten 
Jahren eine leicht steigende Relevanz des Schulberufssystem deutlich, bei deren 
Aufnahme Schulabschlüsse formal eine Zugangsvoraussetzung darstellen. Zwi-
schen 2005 und 2019 stiegen die Neuzugänge in vollzeitschulische berufliche Aus-
bildungen von 18,8 auf 22,9 % (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 
153). „Dies ist nicht zuletzt auf das Beschäftigungswachstum im Gesundheits- 
sowie Erziehungswesen zurückzuführen, das sich jedoch im Jahr 2022 bei den 
Ausbildungsanfänger:innenzahlen nicht weiter fortsetzt […].“ (Autor:innengruppe 
Bildungsberichterstattung 2024: 186) In den letzten Jahren wird darüber hinaus 
immer wieder auch die Herausforderung der Fachkräftesicherung in Deutschland 
diskutiert. Die Autor*innen der Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2020: 
151) weisen in diesem Kontext darauf hin, dass sich die Problematik der Fachkräf-
tesicherungen auch „in Berufen vollzeitschulischer Ausbildungen, insbesondere 
in den Bereichen Gesundheit, Erziehung und Soziales“ zeige. Weiter heißt es:

„In diesen besteht seit vielen Jahren ein erheblicher Fachkräftemangel, der durch die Corona-Pandemie 
noch deutlicher hervortritt. Bezogen auf die individuellen Ausbildungsmöglichkeiten gilt es, kritisch 
zu hinterfragen, ob es bei einer demografisch sinkenden Nachfrage und einer über viele Jahre guten 
konjunkturellen Wirtschafts- und Beschäftigungssituation inzwischen besser gelingt, dass alle 
interessierten Jugendlichen in eine Ausbildung einmünden. Zudem bleibt die Frage der Fachkräftever-
sorgung auf mittlerer Qualifikationsebene und der Attraktivität beruf licher Ausbildung angesichts 
einer anhaltend starken Bildungsnachfrage nach höheren Schul- und Studienabschlüssen im Blick 
zu behalten.“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 151)

Der für 2022 festgestellte Rückgang insbesondere der Neuzugängen in den Pflege-
berufen wird von der Autor:innengruppe Bildungsberichterstattung (2024: 11) als 
„erklärungsbedürftig“ eingeschätzt: „Damit bleibt vor allem in den Gesundheits- 
und Erziehungsberufen, die den Großteil der Ausbildungen im Schulberufssystem 
ausmachen, die Fachkräftesicherung weiterhin kritisch.“

Schulabgänger*innen, die keinen vollzeitschulischen oder dualen Ausbil-
dungsplatz erhalten, münden häufig in den sogenannten „Übergangssektor“ ein, 
der meist aus ausbildungs- und berufsvorbereitenden Bildungsgängen an beruf-
lichen Schulen besteht und die Kompetenzen der jungen Menschen erhöhen soll. 
Oft können in diesem Rahmen Schulabschlüsse nachgeholt werden, der Erwerb 
einer zertifizierten beruflichen Qualifizierung ist hingegen meist nicht vorge-
sehen (Kreher/Lempp 2013: 694). Die Neuzugänge in den Übergangssektor sind 
über die Jahre großen Schwankungen unterworfen, die von den Autor*innen der 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2020: 152) mit „demografischen und 
wirtschaftlichen Faktoren“ oder auch externen Prozessen, bspw. Migration, in 
Verbindung gebracht werden: „So ist der deutliche Anstieg des Übergangsbereichs 
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in den Jahren 2015 und 2016 als Folge der vermehrten Zuwanderung von Schutz- 
und Asylsuchenden zu sehen.“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 
152) Im aktuellen Bildungsbericht wird auf die „wichtige Integrationsleistung, die 
die Länder mit der Bereitstellung von Bildungsangeboten“ für geflüchtete Men-
schen tragen, verwiesen (Autor:innengruppe Bildungsberichterstattung 2024: 11).

Für die Übergangsprozesse von der Schule in Ausbildung lassen sich Unter-
schiede zwischen verschiedenen Gruppen finden:

„Während Personen mit Mittlerem Schulabschluss oder (Fach-)Hochschulreife und deutscher Staats-
angehörigkeit vergleichsweise leicht die Einmündung in eine duale oder schulische Ausbildung gelingt, 
münden junge Menschen mit maximal Erstem Schulabschluss und/oder nichtdeutscher Staatsange-
hörigkeit häufig zunächst in den Übergangssektor ein. Besondere Herausforderungen stellen sich 
dabei für Personen mit Fluchthintergrund, die nochmals geringere Übergangsquoten auf weisen als 
vergleichbar qualifizierte Personen ohne Fluchthintergrund […]. Die Unterschiede zwischen Personen 
mit und ohne deutsche Staatsangehörigkeit setzen sich beim Anteil erfolgreich abgeschlossener dualer 
Ausbildungen fort. Dabei zeigt sich insbesondere in den letzten 3 Jahren ein Rückgang der bestan-
denen Abschlussprüfungen bei Personen nichtdeutscher Staatsangehörigkeit.“ (Autor:innengruppe 
Bildungsberichterstattung 2024: 11)

Dies gibt Hinweise auf bereits oben ausgeführte soziale Ungleichheiten beim Bil-
dungserfolg von Kindern und Jugendlichen, die für junge geflüchtete Menschen 
in besonderer Form gelten dürften:

„However, it can be assumed that the regionally varying socioeconomic conditions in Germany are 
associated with the young refugees’ chances of transitioning to VET82. As most refugees who are 
interested in VET have either completed only lower secondary education or have no school-leaving 
certif icate that is recognised in Germany […], taking up dual training is usually their only option.“ 
(Meyer/Winkler 2023: 2)

In Bezug auf die duale Berufsausbildung in Deutschland sind junge geflüchte-
te Menschen einerseits abhängig von der regionalen Ausbildungsmarktlage auf 
Basis von Nachfrage und Angebot. Andererseits müssen sie jedoch keine formalen 
Zugangsvoraussetzungen (wie einen Schulabschluss) erfüllen, um eine Ausbildung 
zu beginnen (teilweise abgesehen von aufenthaltsrechtlichen Regelungen, siehe 
Kapitel 4.3.1; Meyer/Winkler 2023: 3). Das ergibt ganz unterschiedliche Übergangs-
chancen in eine duale Ausbildung. Meyer/Winkler (2023: 10) stellen auf Basis der 
Auswertung von Daten aus der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten83 
fest, dass ca. 14 % der befragten Personen innerhalb des fünfjährigen Beobach-
tungszeitraums in eine duale Ausbildung übergangen sind. Eine gute regionale 
Arbeitsmarktlage erhöht ihren Analysen nach die Chancen auf einen Ausbildungs-
platz, während eine höhere Anzahl von Schulabgänger*innen ohne Abschluss 

82	 Vocational education and training
83	 https://iab.de/?befragungen=iab-bamf-soep-befragung-von-gefluechteten 

https://iab.de/?befragungen=iab-bamf-soep-befragung-von-gefluechteten
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sich negativ auf den Übergang in Ausbildung für junge geflüchtete Menschen 
auszuwirken scheint (Meyer/Winkler 2023: 17).

Noch deutlicher werden soziale Ungleichheiten im Bildungssystem insgesamt 
beim Übergang ins Studium, bei dem sich zeigt, dass Kinder aus nichtakademisch 
gebildeten Familien deutlich seltener studieren als Kinder aus akademischen 
Elternhäusern, was sich nicht nur auf vorherige Bildungsentscheidungen zurück-
führen lässt: „[…] selbst wenn die Hochschulreife erworben wurde, gibt es klare 
soziale Herkunftsunterschiede, und Studienberechtigte aus Nichtakademikerfa-
milien entscheiden sich deutlich häufiger gegen ein Studium als Studienberech-
tigte aus Akademikerfamilien.“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 
185) Außerdem ist für Kinder aus nichtakademischen Familien „das berufliche 
Schulsystem eine wichtige Ergänzung zum allgemeinbildenden Schulsystem 
Deutschlands“, das ihnen „alternative Wege zur Hochschulreife jenseits des klas-
sischen Gymnasialpfads“ eröffnet (Autor:innengruppe Bildungsberichterstattung 
2024: 13). Soziale Ungleichheiten haben demnach einen Einfluss auf die „erste 
Schwelle“ von der Schule in die Ausbildung, sie zeigen sich jedoch auch noch an 
der „zweiten Schwelle“, also beim Übergang von der Ausbildung in den Beruf. Die 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2020: 11) beschreibt die einer Ausbil-
dung folgenden Erwerbstätigkeit für 2018:

„Personen im Alter von 25 bis unter 35 Jahren, die einen dualen oder schulischen Ausbildungsab-
schluss erworben haben, sind zu 90 % voll oder teilzeiterwerbstätig. Unabhängig von der Art des 
Ausbildungsabschlusses gilt jedoch, dass Frauen deutlich häufiger in Teilzeit beschäftigt sind als 
Männer, was mehrheitlich auf Erziehungsphasen zurückgeführt werden kann. Unterschiede sind 
zudem zwischen Personen mit und ohne Migrationshintergrund zu erkennen; Migrantinnen und 
Migranten sind häufiger nichterwerbstätig und wenn doch, dann seltener in Vollzeit. Der Anteil 
unterwertiger Beschäftigung, d. h. die Ausübung einer an oder ungelernten Tätigkeit, ist bei Per-
sonen mit einem Ausbildungsabschluss relativ gering (5%), stärker sind jedoch Personen mit Mig-
rationshintergrund (7%) von unterwertiger Beschäftigung betroffen im Vergleich zu Personen ohne 
Migrationshintergrund (3%).“ 

Deutlich wird hieran, dass für bestimmte Gruppen selbst eine abgeschlossene 
berufliche Qualifizierung zu Arbeitslosigkeit und unterwertiger Beschäftigung 
führen kann. Für Personen ohne Schul- oder Berufsbildungsabschluss steigen die 
Risiken für prekäre Beschäftigungsverhältnisse und Arbeitslosigkeit mutmaß-
lich noch (z. B. Kramer/Helsper 2013; Stöbe-Blossey et al. 2019; Stöbe-Blossey et 
al. 2020a; Kreher/Lempp 2013). Die Corona-Pandemie sorgt auch an der zweiten 
Schwelle für weitere Verschärfungen, insbesondere in Branchen, die besonders 
negativ von Lockdowns und anderen Einschränkungen betroffen waren (z. B. 
Gastgewerbe). Hier zeigt eine erste Untersuchung auf Basis des IAB-Betriebspa-
nels, dass die „durchschnittliche Übernahmequote in Betrieben, die von der Pan-
demie wirtschaftlich negativ betroffen waren […] sich von 2019 auf 2020 um 9,6 



144 Wohlfahrtsstaatliche Hürden

Prozentpunkte im Vergleich zu nicht betroffenen Betrieben“ (Dummert/Umkehrer 
2022: 6; siehe auch Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2022: 11 f.) verrin-
gerte. Die schwankende Anzahl von Schulabgänger*innen ohne Schulabschluss, 
die Benachteiligungseffekte für Migrant*innen und einschneidende Krisensitu-
ationen wie die Corona-Pandemie bedeuten, dass sich für eine größere Gruppe 
von jungen Menschen der Start in ein Erwerbsleben erschwert, was auch deren 
Absicherung gegen soziale Risiken durch den Wohlfahrtsstaat verringert:

„Die prekär gewordene Zukunft hinsichtlich einer gesellschaftlichen Integration über Erwerbsarbeit 
und Beruf spielt als unsichere Lebensperspektive und Ungewissheit gerade für die junge Generation 
eine fundamentale Rolle, ist doch die Jugendphase als Lern- und Vorbereitungszeit auf das System 
der Erwerbsarbeit ausgerichtet.“ (Kreher/Lempp 2013: 692)

Hürden für junge geflüchtete Menschen können sich dementsprechend durch 
Faktoren ergeben, die sie nicht selbst beeinflussen können, wie bspw. die all-
gemeine wirtschaftliche Lage auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Dazu 
kommen die für das Ausbildungssystem festgestellten Benachteiligungen von 
Personen ohne deutsche Staatsbürgerschaft, die ggf. mit anderen individuellen 
und gesellschaftlichen Aspekten in Wechselwirkung stehen (bspw. Deutschkennt-
nisse, Schulabschlüsse, Rassismus, etc.). In der Übergangsphase von der Schule in 
die Ausbildung und anschließend in den Beruf bzw. eine Erwerbstätigkeit werden 
in besonderem Maße Normalitätserwartungen deutlich, indem Abweichungen 
(wie ein Schulabgang ohne Abschluss oder ein Ausbildungsabbruch) zu prekären 
Beschäftigungs- und damit Lebensverhältnissen führen. Dies hängt auch damit 
zusammen, dass viele Positionen auf dem Arbeitsmarkt nur mit einer beruflichen 
Qualifizierung ausgeübt werden dürfen. Damit erhöht sich die Bedeutung der 
Übergangsphase im Lebenslauf und auch das Exklusionsrisiko durch die institu-
tionalisierten Normalvorstellungen zu dieser Lebensphase, die langfristige Impli-
kationen für den weiteren Lebensverlauf der jungen Menschen haben können.

4.2.4	 Anerkennung von ausländischen Schul- und Berufsabschlüssen 

Das Alleinstellungsmerkmal des deutschen Ausbildungssystems mit seinen zwei 
Schwellen sowie die hohe Bedeutung von Schul- und Berufsbildungszertifikaten 
bedeutet für Personen, die aus dem Ausland zuwandern, höhere Hürden beim 
Zugang zum Arbeitsmarkt. Vor diesem Hintergrund gewinnt die Anerkennung 
von ausländischen Bildungs- und Berufsabschlüssen an Bedeutung (z. B. Brü-
cker et al. 2021). Je nach Art des Abschlusses sind unterschiedliche Stellen für die 
Prüfung der mitgebrachten Zertifikate zuständig. Darüber hinaus benötigen 
die Antragsteller*innen übersetzte und beglaubigte Zeugnisse der zu prüfenden 
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Abschlüsse.84 So gilt für Schulabschlüsse bspw., dass diese von den Zeugnisan-
erkennungsstellen der Länder hinsichtlich ihrer Gleichwertigkeit mit deutschen 
Abschlüssen geprüft werden. Die mitgebrachten Zertifikate können einem Haupt-
schulabschluss, mittleren Bildungsabschluss oder der allgemeinen oder fachge-
bundenen Hochschulreife gleichgestellt werden. In Bezug auf die Hochschulreife 
sind die Anerkennungsstellen der Länder jedoch nur zuständig, wenn diese für 
eine berufliche Qualifizierung genutzt werden sollen.85 Den Hochschulzugang 
regeln die einzelnen Hochschulen selbst.86 

Bei im Ausland erworbenen Berufsabschlüssen kann, je nachdem, ob der Beruf 
in Deutschland reglementiert ist, und je nach Aufenthaltsstatus eine Anerken-
nung in Deutschland erforderlich werden, um den Beruf hier ausüben zu können. 
Dafür gibt es unterschiedliche Beratungsstellen, die je nach Beruf Unterstüt-
zung zum Anerkennungsverfahren anbieten, wie Kammern oder Migrant*innen
selbstorganisationen oder andere lokale Beratungsstellen.87 Auch das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge sowie die Bundesagentur für Arbeit bieten über 
eine Telefonhotline Beratung zu dem Thema an (Elsässer/Wiemers 2022: 31).88 
Bei der Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse spielen zwei gesetzliche 
Grundlagen eine Rolle: Zum einen wurde 2012 mit dem Anerkennungsgesetz ein 
allgemeiner Rechtsanspruch auf die Durchführung eines Anerkennungsverfah-
rens geschaffen (z. B. Elsässer/Wiemers 2022; Körtek 2015; Ekert et al. 2017). Zum 
anderen soll das 2020 eingeführte Fachkräfteeinwanderungsgesetz auch nicht-
akademischen Fachkräften eine berufliche Perspektive in Deutschland erleich-
tern, indem der Fachkräftebegriff im Aufenthaltsgesetz (AufenthG) um nicht 
akademische Fachkräfte erweitert (§ 18a AufenthG) und deren Einwanderung 
erleichtert wurde (z. B. Becker/Graf 2022; Döring 2020). Im Folgenden wird das 
Anerkennungsgesetz mit seinen Implikationen für die Anerkennung von auslän-
dischen Berufsabschlüssen beschrieben und um empirische Erkenntnisse zu den 
Verfahren und Effekten ergänzt.89

Das „Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im Ausland 
erworbener Berufsqualifikationen“ ist seit dem 1. April 2012 in Kraft und besteht 

84	 https://www.arbeitsagentur.de/fuer-menschen-aus-dem-ausland/anerkennung-abschluss 
85	 https://www.kmk.org/zab/zentralstelle-fuer-auslaendisches-bildungswesen/allgemeines-zur-aner-

kennung/anerkennung-im-schulbereich.html 
86	 https://www.kmk.org/zab/zentralstelle-fuer-auslaendisches-bildungswesen/allgemeines-zur-aner-

kennung/anerkennung-im-hochschulbereich.html 
87	 https://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/index.php 
88	 https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/AnerkennungBerufsab-

schluesse/anerkennungberufsabschluesse-node.html 
89	 Auf weitere Ausführungen zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz wird verzichtet, da es für die in dieser 

Arbeit betrachtete Gruppe von jungen geflüchteten Menschen nur eine geringe Relevanz aufweist. Für 
weitere Ausführungen siehe auch Döring (2020).

https://www.arbeitsagentur.de/fuer-menschen-aus-dem-ausland/anerkennung-abschluss
https://www.kmk.org/zab/zentralstelle-fuer-auslaendisches-bildungswesen/allgemeines-zur-anerkennung/anerkennung-im-schulbereich.html
https://www.kmk.org/zab/zentralstelle-fuer-auslaendisches-bildungswesen/allgemeines-zur-anerkennung/anerkennung-im-schulbereich.html
https://www.kmk.org/zab/zentralstelle-fuer-auslaendisches-bildungswesen/allgemeines-zur-anerkennung/anerkennung-im-hochschulbereich.html
https://www.kmk.org/zab/zentralstelle-fuer-auslaendisches-bildungswesen/allgemeines-zur-anerkennung/anerkennung-im-hochschulbereich.html
https://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/index.php
https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/AnerkennungBerufsabschluesse/anerkennungberufsabschluesse-node.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/AnerkennungBerufsabschluesse/anerkennungberufsabschluesse-node.html
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als sogenanntes „Artikelgesetz“ aus unterschiedlichen Einzelgesetzen. Neben dem 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz (BQFG) gehören dazu Änderungen in den 
jeweiligen berufsrechtlichen Fachgesetzen (z. B. Elsässer/Wiemers 2022; Krämer/
Notz 2020; Körtek 2015). Umgangssprachlich „Anerkennungsgesetz“ genannt, 
betrifft die Regelung Berufe in Bundeszuständigkeit. Dabei muss zwischen 
reglementierten Berufen vor allem im Gesundheitsbereich (bspw. Ärzt*innen, 
Apotheker*innen, Pflegefachkräfte, etc.) und unreglementierten Berufen aus 
dem Bereich der dualen Ausbildung oder der Fortbildungsberufe unterschieden 
werden. Während im Bereich der reglementierten Berufe eine Anerkennung für 
die Ausübung der Tätigkeit in Deutschland unabdingbar ist, können unreglemen-
tierte Berufe auch ohne Anerkennung ausgeübt werden. In die Zuständigkeit der 
Länder fallen weitere „wichtige reglementierte Berufe wie beispielsweise Lehrer/-
in, Erzieher/-in, Sozialpädagoge und -pädagogin, Ingenieur/-in, Architekt/-in 
sowie /Facharzt/Fachärztin. Bei den nicht reglementierten Berufen gibt es auf 
Landesebene zum Beispiel den technischen Assistenten/die technische Assis-
tentin (Berufsfachschulausbildung)“ (Elsässer/Wiemers 2022: 31). Hier wurden 
Regelungen in den Fachgesetzen angepasst und nach und nach Länder-BQFG 
verabschiedet. Mit der Einführung des Anerkennungsgesetzes geht demnach 
eine Vereinheitlichung des Ankerkennungsverfahrens sowie eine Ausweitung des 
Rechtsanspruchs zu dessen Durchführung für nicht reglementierte Berufe und 
für Drittstaatenangehörige einher. Nichtsdestotrotz bleibt das Verfahren für viele 
Migrant*innen mit großen Hürden verbunden. Dafür spielen die je nach Bundes-
land unterschiedlichen Anerkennungsstellen ebenso eine Rolle wie die Erbringung 
von Dokumenten zur Überprüfung der Gleichwertigkeit von Abschlüssen. Die 
Gleichwertigkeit wird in Bezug auf einen deutschen Referenzberuf geprüft, dessen 
Auswahl entscheidend den Ausgang des Verfahrens beeinflussen kann. Die Kosten 
für die Bearbeitung, Übersetzung und Beglaubigung von Zeugnissen sowie mög-
liche nachholende Qualifizierungsmaßnahmen kommen zu den bürokratisch oft 
schwer durchschaubaren Anforderungen hinzu (z. B. Brücker et al. 2021; Krämer/
Notz 2020). Vor diesem Hintergrund gewinnen Beratungs- und Begleitstrukturen 
an Relevanz, die (potenzielle) Antragsteller*innen unterstützen sollen. Bisher ist 
dies insbesondere mit einem Fokus auf Anlaufstellen im Inland, seit 2015 auch 
im Ausland geschehen (Elsässer/Wiemers 2022: 31): 

„Das Anerkennungsverfahren ist komplex. Zuständigkeiten und Verfahrensabläufe sind zwar klar 
definiert, jedoch für Antragstellende in den Zusammenhängen nicht selbsterklärend. Entsprechend 
wurden öffentlich f inanzierte Projekte zur Beratung und Begleitung der Ratsuchenden, Unterstüt-
zungsstrukturen für zuständige Anerkennungsstellen sowie Informationskampagnen für Arbeitge-
ber aufgesetzt, insbesondere durch die federführenden Ministerien auf Bundes- und Länderebene.“ 
(Elsässer/Wiemers 2022: 30)
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Mit der Reform des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes, das am 07.07.2023 im 
Bundestag beschlossen wurde, fallen seit 01.03.2024 weitere Anforderungen zur 
Anerkennung von Abschlüssen weg, die somit die Arbeitsmarktteilhabe erleichtern 
dürften. Daneben entfallen Regelungen zur ausbildungsadäquaten Beschäfti-
gung, neu sind hingegen Erleichterungen des Arbeitsmarktzugangs für Pflege-
hilfskräfte aus Drittstaaten, erhöhte Kontingente für bestimmte Drittstaaten 
sowie eine sogenannte „Chancenkarte“ zur Arbeitsplatzsuche in Deutschland 
auf Basis eines Punktesystems.90 Die empirische Erhebung konnte jedoch noch 
nicht berücksichtigen, inwiefern diese Neuregelungen auch zu einem Abbau von 
Hürden im Hinblick auf Anerkennungsfragen und Arbeitsmarktzugang führt.

In den ersten sieben Jahren nach Einführung des Anerkennungsgesetzes wur-
den insgesamt 279.000 Anträge zur Durchführung eines Anerkennungsverfahrens 
gestellt, die sich auf unterschiedliche Abschlüsse beziehen. Den größten Anteil 
machen Anträge bezüglich bundesrechtlich geregelter Ausbildungsabschlüssen 
aus (mit rund 140.000 Anträgen), also sowohl in reglementierten als auch in unre-
glementierten Berufen. Weitere ca. 46.000 Anträge bezogen sich auf Berufe nach 
Landesrecht und rund 93.000 Anträge betrafen die Bewertung von Hochschul-
zeugnissen in nicht reglementierten akademischen Berufen. Nur etwa 13 % der 
Anträge stammen von Personen, die sich zum Zeitpunkt der Antragstellung noch 
im Ausland befanden (Brücker et al. 2021: 2; siehe auch Krämer/Notz 2020: 42). 

Das sich dem Antrag anschließende Anerkennungsverfahren beruht maßgeb-
lich auf Dokumenten. Für Personen, die eine formale berufliche Qualifikation 
absolviert haben, jedoch keine Nachweise erbringen können, eröffnet § 14 BQFG 
„die Möglichkeit sonstiger geeigneter Verfahren zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit“ (Körtek 2015: 21) durch eine sogenannte „Qualifikationsanalyse“. Insbeson-
dere geflüchtete Personen können oftmals keine Zeugnisse vorlegen, sodass für 
diese Personengruppe (neben anderen) alternative Anerkennungsprozesse rele-
vant werden. Informell erworbene berufliche Qualifikationen können in diesem 
Rahmen jedoch nicht anerkannt werden (Erbe 2017; Körtek 2015). Die Qualifikati-
onsanalyse, die von zuständigen Stellen für Ausbildungsberufe und Fortbildungs-
abschlüsse vorgenommen wird, kann dem BQFG zufolge mittels „Arbeitsproben, 
Fachgesprächen, praktischen und theoretischen Prüfungen sowie Gutachten von 
Sachverständigen“ (§ 14 BQFG) durchgeführt werden. Zwischen 2012 und 2016 
fanden so 483 Anerkennungsverfahren statt (insbesondere im Handwerk), die in 
50,9 % der Fälle mit einer Feststellung der vollen Gleichwertigkeit und in 35,6% mit 
einer teilweisen Gleichwertigkeit des Abschlusses endeten (Erbe 2017: 4). Der hohe 
Aufwand dieses Verfahrens ist mutmaßlich ein Grund dafür, dass das Instrument 

90	 https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/arbeit-und-soziales/fachkraefteeinwanderungsge-
setz-2182168 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/arbeit-und-soziales/fachkraefteeinwanderungsgesetz-2182168
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/arbeit-und-soziales/fachkraefteeinwanderungsgesetz-2182168
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nicht häufiger genutzt wird, jedoch zeigen die Anerkennungsquoten ähnliche 
Ergebnisse wie bei dem formalen, dokumentenbasierten Verfahren.

Welche Relevanz die Anerkennung von beruflichen Abschlüssen hat, zeigt eine 
Untersuchung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB). Auf 
Basis der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe wurden hierbei Analysen vorgenom-
men, die zeigen, dass sich mit einer Anerkennung sowohl die Beschäftigungs-
wahrscheinlichkeit von Personen (um ca. 25 %) als auch der Verdienst der Betrof-
fenen (um ca. 20%) erhöhen („im Vergleich zu Personen, die keine Anerkennung 
beantragt haben“; Brücker et al. 2021: 1). „Nach der Anerkennung von Abschlüssen 
schließt sich die Verdienstlücke zwischen einheimischen und eingewanderten 
Arbeitskräften.“ (Brücker et al. 2021: 1) Die gefundenen Effekte können vor allem 
auf Anerkennungsverfahren für reglementierte Berufe zurückgeführt werden, 
wobei sich jedoch auch eine steigende Bedeutung in anderen Berufen zeigt. Dar-
über hinaus wird deutlich, dass nicht alle anspruchsberechtigten Migrant*innen 
ihre Qualifikationen anerkennen lassen. Brücker et al. (2021) finden hierbei 
Hinweise auf Hürden im Anerkennungsverfahren, was sich in der oben bereits 
beschriebenen Komplexität sowie dem hohen Zeit- und Kostenaufwand des Pro-
zesses spiegelt.

Für Personen, die ihre beruflichen Kompetenzen informell erworben haben, 
gibt es mit dem BMBF-geförderten Projekt „ValiKom“ seit November 2015 (und mit 
dem Folgeprojekt „ValiKom Transfer“ ab 2018 bis Oktober 2024) die Möglichkeit 
mittels eines Validierungsverfahrens solche Kompetenzen anerkennen zu lassen.91 
Das Projekt ist bei verschiedenen Kammern angesiedelt und fokussiert somit auf 
Ausbildungsberufe aus dem dualen System:

„Das Validierungsverfahren der Kammern stellt eine Ergänzung zu diesen Verfahren dar, indem 
es einen noch stärker individualisierten Weg zur Anerkennung von nicht formal und informell 
erworbenen Kompetenzen eröffnet. Diese Anerkennung erfolgt durch die formale Feststellung der 
Gleichwertigkeit der vorhandenen Fähigkeiten, Kenntnisse und Fertigkeiten in Bezug auf die jewei-
lige Referenzqualifikation. Die abschlussbezogene Validierung ist somit eine weitere Möglichkeit, 
beruf liches Können nachzuweisen und sichtbar zu machen.“ (Oehme et al. 2017: 18)

In einem mehrstufigen Prozess werden Adressat*innen zunächst informiert und 
beraten, worauf eine Dokumentation der beruflichen Selbsteinschätzung und 
damit einhergehenden Kompetenzen stattfindet. Im nächsten Schritt wird eine 
Bewertung dieser beruflichen Kompetenzen durch fachliche Expert*innen vorge-
nommen, die je nach Beschäftigungssituation und möglichen Einschränkungen 
Instrumente der Bewertung wählen, wie bspw. eine Beobachtung am Arbeitsplatz 
im Unternehmen. Auf dieser Basis wird dann ein Validierungszertifikat ausge-
stellt, das jedoch nicht dem Verleih eines Berufsabschlusses entspricht (Oehme 

91	 https://www.valikom.de/inhalt/projekt/ziel 

https://www.valikom.de/inhalt/projekt/ziel
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et al. 2017). Der Prozess kann mittlerweile an vielen Kammern deutschlandweit 
durchgeführt werden und bietet insbesondere für Personen eine Chance der Aner-
kennung, die bspw. nicht in ihrem ursprünglich erlernten Beruf arbeiten und im 
neuen Tätigkeitsfeld keine berufliche Qualifizierung aufweisen. Für Personen, 
die berufliche Kompetenzen in einem Land erworben haben, das ohne formales 
System der beruflichen Qualifizierung auskommt, stellt das Validierungsverfah-
ren einen der wenigen möglichen Wege dar, zu einer Anerkennung zu kommen 
(Oehme et al. 2017).

Die Anerkennung von ausländischen beruflichen Qualifikationen und Kompe-
tenzen ist demnach insgesamt betrachtet zentral für eine adäquate Beschäftigung 
in Deutschland, die wiederum in einem stark erwerbszentrierten Wohlfahrts-
regime (siehe Kapitel 4.1) von hoher Bedeutung in Bezug auf die Absicherung 
gegen soziale Risiken zu sehen ist. Für junge geflüchtete Menschen im Übergang 
Schule-Ausbildung-Beruf ergeben sich hierbei Hürden, wenn sie informell erwor-
bene Kompetenzen nicht nachweisen bzw. keine Zeugnisse über ihre berufliche 
Qualifizierung vorweisen können. Im Kontext der Anerkennung von Schulab-
schlüssen können ebenso fehlende Unterlagen aus dem Herkunftsland Hürden 
für das Verfahren darstellen und bergen das Risiko einer Entwertung mitgebrach-
ter Qualifikationen. Dabei spielen wiederum die starken Normalitätserwartun-
gen durch institutionalisierte und formalisierte Lebensphasen eine Rolle dafür, 
inwiefern junge geflüchtete Menschen Hürden im Übergang in eine Ausbildung 
(Anerkennung von Schulabschlüssen) oder den Beruf (Anerkennung von Berufs-
abschlüssen) erleben.

4.3	 Migrationspolitik und Integrationspolitik: In Widerspruch und 
Wechselwirkung

Wie oben bereits beschrieben, gehören migrations- und integrationspolitische 
Rahmenbedingungen nicht im engeren Sinne zum Wohlfahrtsstaat. Gleichwohl 
haben Regelungen aus diesen Bereichen weitreichende Implikationen in Bezug 
auf den Zugang zu sozialer Sicherung von eingewanderten Personen und sind 
durch das Wohlfahrtsregime und seine institutionalisierten Normalitätserwar-
tungen beeinflusst. Im Folgenden geht es darum, Migration und Integration als 
Politikfelder zu fassen, um deren Rahmenbedingungen in Bezug zum wohlfahrts-
staatlichen System in Deutschland setzen zu können und in der Wechselwirkung 
Hürden für junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf 
abzuleiten.
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Beide Bereiche sind Gegenstand kontroverser Aushandlungsprozesse sind, 
wie sich bei einem Blick auf die Rahmenbedingungen auf den verschiedenen 
politischen Ebenen und die Umsetzung von Regelungen zeigt. Zunächst wird 
ein Versuch unternommen, Migrations- und Integrationspolitik als Politikfel-
der zu definieren und voneinander abzugrenzen, bevor jeweils anknüpfend an 
das bereits in Kapitel 4.1.3 vorgestellte Analyseraster von Stöbe-Blossey et al. 
(2021a) spezifische sektorale wie föderale Kompetenzzuweisungen, Leistungen und 
Anspruchsvoraussetzungen (wenn nicht bereits geschehen), Vorgaben zu Behörden 
und Trägerorganisationen sowie prozedurale Vorgaben zur Arbeit an Schnittstellen 
vorgestellt werden. 

Sowohl für die Migrationspolitik als auch für die Integrationspolitik kommen 
Forscher*innen zu der Einschätzung, dass es sich dabei um eigenständige Poli-
tikfelder handelt (z. B. Schammann/Gluns 2021: 38 f.; Stöbe-Blossey et al. 2019: 
104; siehe auch die weiteren Ausführungen zu den konkreten Charakteristika). 
Allerdings ist eine Abgrenzung der beiden Politikfelder nicht immer ganz einfach. 
Schammann/Gluns (2021) schlagen eine weite Definition von Migrationspolitik 
vor, die auch integrationspolitische Aspekte enthält, da den Autor*innen zufolge 
eine „allzu starke analytische Trennung von Migrations- und Integrationspolitik“ 
dazu verleiten könne, „sich auf einen der beiden Aspekte zu konzentrieren und 
Interdependenzen oder ein Sowohl-als auch von migrations- und integrations-
politischen Maßnahmen zu übersehen“ (Schammann/Gluns 2021: 35). Sie wägen 
dabei die Gefahren von Komplexitätsreduktion mit dem Gewinn der analytischen 
Trennung ab und kommen zu folgender Definition von Migrationspolitik:

„Migrationspolitik beschreibt (1) menschliches Handeln und übergreifende Prozesse zur Etablierung 
und Umsetzung allgemeinverbindlicher Regelungen, Steuerungsmechanismen und normativer Set-
zungen im Umgang mit Migration und migrationsbedingter Vielfalt sowie (2) die Ergebnisse dieser 
Prozesse, d. h. die Regelungen, Steuerungsmechanismen und Setzungen, selbst.“ (Schammann/Gluns 
2021: 37)

Stöbe-Blossey et al. (2019) plädieren hingegen  – wie auch viele andere 
Forscher*innen – für eine Differenzierung, um insbesondere die unterschied-
lichen Zielsetzungen (Steuerung von Migration vs. Teilhabeprozesse) der Poli-
tikfelder zu erfassen (z. B. Bogumil/Kuhlmann 2022). Die Autor*innen setzen 
die Integrationspolitik dabei in den Kontext einer vorbeugenden Sozialpolitik, 
der vor allem durch die zahlreichen Bezüge der Integrationspolitik zu anderen 
Politikfeldern entsteht (Stöbe-Blossey et al. 2019: 104; siehe auch die folgenden 
Ausführungen): 
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„Im Kontext der vorbeugenden Sozialpolitik steht somit die Integrationspolitik im Fokus, während 
in der Migrationspolitik – bspw. durch das Aufenthaltsrecht – Rahmenbedingungen gesetzt werden, 
die bei der Konkretisierung der vorbeugenden Sozialpolitik berücksichtigt werden müssen.“ (Stöbe-
Blossey et al. 2019: 102)

Sowohl der Vorschlag zu einer eher ganzheitlichen Betrachtung von Migrations- 
und Integrationspolitik als auch die stärkere analytische Trennung werden also 
von den verschiedenen Autor*innen mit dem expliziten Ziel verbunden, Bezüge, 
Interdependenzen und Wechselwirkungen zu berücksichtigen. Für die Beschrei-
bung der Rahmenbedingungen sollen im Folgenden daher die Wechselwirkungen 
berücksichtigt und gleichzeitig eine Differenzierung der beiden Politikfelder 
vorgenommen werden.

Entscheidender Einflussfaktor auf sowohl föderale wie sektorale Kompetenzzu-
weisungen in der Migrations- und Integrationspolitik ist zunächst das Selbstver-
ständnis insbesondere (bundes-)politischer Akteur*innen. Und dieses war lange 
Zeit dadurch gekennzeichnet, keine Einwanderungsgesellschaft zu sein – auch 
wenn de facto verschiedene Einwanderungsprozesse stattfanden (z. B. Ratzmann/
Bauer 2020).92 Dieses Selbstverständnis führte dazu, dass zunächst überhaupt 
keine Kompetenzzuweisung für Integrationspolitik vorgenommen wurde (, weil 
es praktisch keine gab). In der Migrationspolitik führte es jedoch ebenso zu einer 
fragmentierten Kompetenzzuweisung (insbesondere sektoraler Art) ohne Einwan-
derung einheitlich zu regeln (wie häufig gefordert; z. B. Schammann/Gluns 2021). 
Sowohl die Migrations- als auch die Integrationspolitik können so insgesamt als 
Querschnittsaufgaben identifiziert werden.

4.3.1	 Migrationspolitische Rahmenbedingungen

In der Migrationspolitik zeigt sich dies insbesondere an den rechtlichen Grund-
lagen, die in verschiedenen Gesetzen liegen oder als sogenannte Artikelgesetze 
bereits bestehende Gesetze erweitern oder verändern. Zunächst finden sich über-
geordnete Aspekte im Grundgesetz, bspw. in Bezug auf Regelungen zum Asylrecht 
(Art. 16 GG), den Schutz von Familie als Basis für Familienzusammenführung 
(Art. 6 GG), die „ungestörte Religionsausübung“ (Art. 4 Abs. 2 GG) sowie eine Defi-
nition von Deutschen (Art. 116 Abs. 1 GG). Daneben regelt das Grundgesetz jedoch 
auch föderale Zuständigkeiten: In der Migrationspolitik werden insbesondere 
Themen wie die Staatsangehörigkeit, das Pass- und Meldewesen, Sicherheitsfra-
gen sowie die Bundesstatistik auf der Bundesebene geregelt (Schammann/Gluns 

92	 Siehe ausführlicher hierzu auch Brinkmann/Sauer (2016); Hoesch (2018); Stöbe-Blossey et al. (2019); 
Schammann/Gluns (2021).



152 Wohlfahrtsstaatliche Hürden

2021: 100). So haben die Bundesländer zwar das Recht zur Gesetzgebung, wenn 
der Bund keine eigenen Regelungen erlässt. „Zwar fällt das Aufenthalts- und 
Asylrecht unter die konkurrierende Gesetzgebung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 4 GG), doch 
hat der Bund hier von seiner Gesetzgebungskompetenz abschließend Gebrauch 
gemacht; die Länder können somit keine eigenständigen (Art. 72 Abs. 1 GG) und 
abweichenden (Art. 72 Abs. 3 GG) gesetzlichen Regelungen treffen.“ (Schupp/
Wohlfahrt 2022: 8) Daneben finden sich einige gesetzliche Grundlagen, die auf 
Bundesebene Einwanderung regeln und jeweils mit verschiedenen sektoralen Kom-
petenzzuweisungen verbunden sind. 

Zentraler Ausgangspunkt der Betrachtungen ist das 2005 verabschiedete 
Zuwanderungsgesetz, das häufig als migrationspolitische Wende bezeichnet 
wird (z. B. Brinkmann/Sauer 2016; Schammann/Gluns 2021). Der Jurist Reinhard 
Marx ordnet dieses Gesetz jedoch als Pfadabhängigkeit in die vorherige Politik der 
Diskriminierung von zugewanderten Menschen ein, die auf einer abstammungs-
orientierten Rechtsprechung bezüglich Staatsbürgerschaft basiert (Marx 2016):

„Es war die rot-grüne Koalition, die 2001 ein ‚Zuwanderungsgesetz‘ auf den Weg brachte, das schließ-
lich im zweiten Durchgang gelang und 2005 in Kraft trat. Bereits der Begriff ‚Zuwanderungsrecht‘ hat 
aber eine diskriminierende Stoßrichtung, bleiben Zuwanderer doch in der Bewegung und das Ziel ihrer 
Reise, das Leben in einer Umgebung ohne Diskriminierung, of fen, immerfort in der Schwebe. Bereits 
begrif f lich können Zuwanderer nicht dazu gehören, kommen sie doch nie an. Kämen sie an, wären sie 
Einwanderer, bildeten Einwanderungsgesellschaften und kämpften mit der Mehrheitsgesellschaft, 
und wenn erforderlich, auch gegen diese, um ein gemeinsames Projekt, um ihren Staat.“ (Marx 2016: 3)

Elementarer Bestandteil des 2005 erlassenen Zuwanderungsgesetzes ist das Auf-
enthaltsgesetz (z. B. Schammann/Gluns 2021; Hoesch 2018). Es regelt die 

„Steuerung und Begrenzung des Zuzugs von Ausländern in die Bundesrepublik Deutschland. Es 
ermöglicht und gestaltet Zuwanderung unter Berücksichtigung der Aufnahme- und Integrations-
fähigkeit sowie der wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland. Das Gesetz dient zugleich der Erfüllung der humanitären Verpf lichtungen der Bun-
desrepublik Deutschland. Es regelt hierzu die Einreise, den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die 
Integration von Ausländern. Die Regelungen in anderen Gesetzen bleiben unberührt.“ (§ 1 Abs. 1 
AufenthG)

An dieser Beschreibung zum Zweck des Gesetzes wird einerseits deutlich, dass 
der Steuerung und Begrenzung von Zuwanderung eine Priorität beigemessen 
wird. Andererseits zeigt sich hier bereits eine Vermischung von migrations- und 
integrationspolitischen Inhalten. 

Relevant für neuzugewanderte Menschen ist das Aufenthaltsgesetz zunächst, 
weil dadurch (neben dem Asylgesetz, siehe unten) verschiedene Aufenthaltstitel 



153Wohlfahrtsstaatliche Hürden

gewährt werden können. Die wichtigsten Aufenthaltstitel finden sich überblicks-
artig in Tabelle 10.93

Insgesamt zeigen sich im Bereich des Aufenthaltsrechts komplexe rechtliche 
Rahmenbedingungen, die außerdem durch zahlreiche Gesetzesänderungen in 
den letzten Jahren immer wieder zu dynamischen Veränderungen der Teilha-
bechancen Betroffener führen.94 Damit einher gehen ebenso komplexe Impli-
kationen für den Arbeitsmarktzugang, Zugang zu Leistungen aus dem SGB II, 
Ausbildungsförderung, Jugendhilfe etc. für eingewanderte Menschen. Im 
erwerbszentrierten deutschen Wohlfahrtsregime hat insbesondere der Arbeits-
marktzugang eine besondere Bedeutung. Darüber hinaus stellt die eigenständige 
Sicherung des Lebensunterhalts eine zentrale Voraussetzung dar, um eine Nieder-
lassungserlaubnis (§ 9 Abs. 2 AufenthG) oder die Möglichkeit zur Einbürgerung 
(§ 10 Abs. 1 Nr. 3 StAG)95 und damit eine langfristige Perspektive in Deutschland 
zu erlangen (in abgemilderter Form gilt dies auch für die Aufenthaltsgewährung 
bei nachhaltiger Integration, § 25b AufenthG). Der Zugang zum Arbeitsmarkt 
ist je nach Aufenthaltsstatus, Unterbringungsform und familiärer Situation mit 
unterschiedlichen Wartezeiten (zwischen drei und neun Monaten) verbunden. 
Darüber hinaus müssen die Bundesagentur für Arbeit und/oder die lokalen Aus-
länderbehörden der Erwerbstätigkeit zum Teil zustimmen. Geduldete Personen 
(siehe Tabelle 11), „die das Abschiebungshindernis selbst zu vertreten oder ihre 
Mitwirkungspflichten bei der Beseitigung des Abschiebungshindernisses ver-

93	 Es ist in diesem Rahmen nicht möglich, die Komplexität der aufenthaltsrechtlichen Titel in Gänze wie-
derzugeben und die Sachlage juristisch angemessen abzubilden. Darüber hinaus ist das Aufenthaltsrecht 
immer wieder Änderungen unterworfen. Für eine umfängliche Übersicht, siehe auch Voigt (2019).

94	 Auf Regelungen auf der Europäischen Ebene wird im Folgenden nur am Rande eingegangen (z. B. im 
Hinblick auf das Dublin-Verfahren beim Kirchenasyl, siehe unten). Die im April 2024 verabschiedete 
Reformierung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems der EU wird nicht behandelt, ist aber 
bei Umsetzung mit weitreichenden Implikationen für die deutsche Migrationspolitik verbunden und 
wird in Teilen heftig kritisiert, da eine Abkehr von den Prinzipien der Genfer Flüchtlingskonvention 
gesehen wird. Siehe dazu auch https://www.europarl.europa.eu/topics/de/article/20170627STO78418/
die-reform-des-gemeinsamen-europaischen-asylsystems; https://www.proasyl.de/news/geas-reform-
im-eu-parlament-historischer-tiefpunkt-fuer-den-fluechtlingsschutz-in-europa/ 

95	 Das Staatsangehörigkeitsrecht wurde zum 27.06.2024 reformiert. Damit einher gehen Verkürzungen 
bei den Aufenthaltszeiten bis zur Einbürgerung (von acht auf fünf, bzw. drei Jahre), Erleichterungen 
mehrfacher Staatsangehörigkeiten und für sogenannte „Gastarbeiter*innen“ (https://www.bundesre-
gierung.de/breg-de/aktuelles/modernisierung-staatsangehoerigkeitsrecht-2215610). Trotz zahlreicher 
Einwände aus der Wohlfahrt und Selbstvertretung von Menschen mit Behinderung ohne deutschen Pass 
stellt die Reform für diese Personengruppe eine Verschlechterung der Einbürgerungschancen dar, da 
nur noch sehr wenige Ausnahmefälle bei Grundsicherungsbezug vorgesehen sind (§ 10 Abs. 1 Nr. 3 StAG; 
siehe auch https://asbh.de/wp-content/uploads/2023/07/Fachverbaende_stellungnahme_staatsangeh.
pdf; https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/stellungnahmen/
VII5/StARModG-Handicap.pdf?__blob=publicationFile&v=2).

https://www.europarl.europa.eu/topics/de/article/20170627STO78418/die-reform-des-gemeinsamen-europaischen-asylsystems
https://www.europarl.europa.eu/topics/de/article/20170627STO78418/die-reform-des-gemeinsamen-europaischen-asylsystems
https://www.proasyl.de/news/geas-reform-im-eu-parlament-historischer-tiefpunkt-fuer-den-fluechtlingsschutz-in-europa/
https://www.proasyl.de/news/geas-reform-im-eu-parlament-historischer-tiefpunkt-fuer-den-fluechtlingsschutz-in-europa/
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/modernisierung-staatsangehoerigkeitsrecht-2215610
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/modernisierung-staatsangehoerigkeitsrecht-2215610
https://asbh.de/wp-content/uploads/2023/07/Fachverbaende_stellungnahme_staatsangeh.pdf
https://asbh.de/wp-content/uploads/2023/07/Fachverbaende_stellungnahme_staatsangeh.pdf
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/stellungnahmen/VII5/StARModG-Handicap.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/stellungnahmen/VII5/StARModG-Handicap.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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letzt haben“96 oder Personen aus sogenannten „sicheren Herkunftsstaaten“ (§ 29a 
AsylG)97 sind vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen.

Tabelle 10: Überblick relevanter Aufenthaltstitel und deren gesetzliche Grundlage

Aufenthaltstitel Gesetzliche Grundlage 
Aufenthaltserlaub-
nis
… „ermöglicht 
einen befristeten 
Aufenthalt und ist 
an einen Zweck 
(z. B. Ausbildung 
oder humanitäre 
Gründe) gebunden.“ 
(Schammann/Gluns 
2021: 102) 

„(1) Die Aufenthaltserlaubnis ist ein befristeter Aufenthaltstitel. Sie wird zu den in 
den nachfolgenden Abschnitten genannten Aufenthaltszwecken erteilt. In begrün-
deten Fällen kann eine Aufenthaltserlaubnis auch für einen von diesem Gesetz nicht 
vorgesehenen Aufenthaltszweck erteilt werden. Die Aufenthaltserlaubnis nach 
Satz 3 berechtigt nicht zur Erwerbstätigkeit; sie kann nach § 4a Absatz 1 erlaubt 
werden.
(2) Die Aufenthaltserlaubnis ist unter Berücksichtigung des beabsichtigten Auf-
enthaltszwecks zu befristen. Ist eine für die Erteilung, die Verlängerung oder die 
Bestimmung der Geltungsdauer wesentliche Voraussetzung entfallen, so kann die 
Frist auch nachträglich verkürzt werden.“ (§ 7 AufenthG) 

Niederlassungser-
laubnis
… im Rahmen von 
§ 26 Abs. 3 AufenthG 
unter gewissen 
Voraussetzungen 
auch nach drei Jahren 
möglich 

„(1) Die Niederlassungserlaubnis ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel. Sie kann nur 
in den durch dieses Gesetz ausdrücklich zugelassenen Fällen mit einer Nebenbe-
stimmung versehen werden. § 47 bleibt unberührt.
(2) Einem Ausländer ist die Niederlassungserlaubnis zu erteilen, wenn
1.	� er seit fünf Jahren die Aufenthaltserlaubnis besitzt,
2.	� sein Lebensunterhalt gesichert ist,
3.	� er mindestens 60 Monate Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge zur gesetzli-

chen Rentenversicherung geleistet hat oder Aufwendungen für einen Anspruch 
auf vergleichbare Leistungen einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung 
oder eines Versicherungsunternehmens nachweist; berufliche Ausfallzeiten 
auf Grund von Kinderbetreuung oder häuslicher Pflege werden entsprechend 
angerechnet,

4.	� Gründe der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung unter Berücksichtigung 
der Schwere oder der Art des Verstoßes gegen die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung oder der vom Ausländer ausgehenden Gefahr unter Berücksichtigung 
der Dauer des bisherigen Aufenthalts und dem Bestehen von Bindungen im 
Bundesgebiet nicht entgegenstehen,

5.	� ihm die Beschäftigung erlaubt ist, sofern er Arbeitnehmer ist,
6.	� er im Besitz der sonstigen für eine dauernde Ausübung seiner Erwerbstätigkeit 

erforderlichen Erlaubnisse ist,
7.	� er über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt,
8.	� er über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der Lebens-

verhältnisse im Bundesgebiet verfügt und
9.	� er über ausreichenden Wohnraum für sich und seine mit ihm in häuslicher 

Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen verfügt.“ (§ 9 AufenthG) 
Aufenthaltsgestat-
tung
…für die Dauer des 
Asylverfahrens 

„(1) Einem Ausländer, der um Asyl nachsucht, ist zur Durchführung des Asylver-
fahrens der Aufenthalt im Bundesgebiet ab Ausstellung des Ankunftsnachweises 
gemäß § 63a Absatz 1 gestattet (Aufenthaltsgestattung). Er hat keinen Anspruch 
darauf, sich in einem bestimmten Land oder an einem bestimmten Ort aufzuhalten. 
In den Fällen, in denen kein Ankunftsnachweis ausgestellt wird, entsteht die Aufent-
haltsgestattung mit der Stellung des Asylantrags.“ (§ 55 AsylG) 

Quelle: eigene Darstellung nach AufenthG, AsylG und Schammann/Gluns (2021)

96	 https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Migration-und-Arbeit/Flucht-und-Aysl/Arbeitsmarktzugang-fuer-
Gefluechtete/arbeitsmarktzugang-fuer-gefluechtete.html 

97	 „Sichere Herkunftsstaaten“ nach Anlage II zu § 29a AsylG: Albanien, Bosnien und Herzegowina, Geor-
gien, Ghana, Kosovo, Republik Moldau, Montenegro, Nordmazedonien, Senegal, Serbien

https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Migration-und-Arbeit/Flucht-und-Aysl/Arbeitsmarktzugang-fuer-Gefluechtete/arbeitsmarktzugang-fuer-gefluechtete.html
https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Migration-und-Arbeit/Flucht-und-Aysl/Arbeitsmarktzugang-fuer-Gefluechtete/arbeitsmarktzugang-fuer-gefluechtete.html
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Seit dem 2019 verabschiedeten Migrationspaket98 zeigt sich eine noch stärkere 
Differenzierung von Aufenthaltstiteln und eine Verschärfung der Einschränkun-
gen für geduldete Menschen (Voigt 2019).99 In Anlehnung an Lydia Morris (2003) 
kann in diesem Kontext von einem System der „civic stratification“ gesprochen 
werden, das die Autorin beschreibt als

„a system of inequality based on the relationship between dif ferent categories of individuals and the 
state, and the rights thereby granted or denied. Central to such a system are the formal inclusions 
and exclusions which operate with respect to eligibility for rights and the informal gains and deficits 
that shape delivery. This approach goes beyond a traditional citizenship framework […] in conside-
ring degrees of partial membership, but remains cautious with respect to claims about universal, 
transnational rights“ (Morris 2003: 79).

Je nach Eintritt und Zuweisung zu verschiedenen Migrationskategorien (Arbeits-
migration, Familienzusammenführung, Asyl) gibt es nach Morris (2003: 80 f.) 
Übergangsregelungen, die Ein- und Ausschlussprozesse sowie unterschiedliche 
Wege von einem limitierten zu einem langfristigen Aufenthaltsrecht beinhalten. 
Hieran zeigt sich, dass die „civic stratification“ über die Unterscheidung zwischen 
Personen mit und ohne Staatsbürgerschaft hinausgeht (Morris 2003; Mohr 2005; 
siehe auch Wehking 2022): „Die Forschung zur Staatsbürgerschaft hat dagegen 
gezeigt, dass für Migranten jenseits der Vollmitgliedschaft eine Reihe aufenthalts-
rechtlicher Statuspositionen existiert, die nur eine partielle Mitgliedschaft in der 
Aufnahmegesellschaft ermöglichen. Diese sind das Produkt widersprüchlicher 
Anforderungen an nationalstaatliche Immigrationspolitiken“ (Mohr 2005: 385) 

Besonders deutlich wird dies am Beispiel der Duldung (Ataç et al. 2024), die 
keinen „echten“ Aufenthaltstitel darstellt, sondern lediglich eine „vorübergehende 
Aussetzung der Abschiebung“ bedeutet (§ 60a AufenthG). Sie betrifft insbeson-
dere Personen, deren Asylverfahren negativ beschieden wurde, die jedoch aus 
verschiedenen Gründen nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren oder dort hin 
abgeschoben werden können. Auch durch das Migrationspaket von 2019 wurden 
weitere Formen des Duldungsstatus geschaffen, die zusätzliche Abstufungen 
von sozialen Rechten bedeuten (siehe auch Tabelle 11). In diesem Kontext rekon-
struiert Wehking (2022: 3) im Rahmen eines DFG-geförderten Projekts, „wie sich 
rechtliche Marginalisierungsprozesse auf die erfolgreiche (Aus-)Bildungsinte-
gration und -situation geflüchteter Jugendlicher auswirken“ und nimmt dabei 
die Ausbildungsduldung (siehe auch Tabelle 11; Wehking 2022: 4) in den Fokus. 
Dabei wird deutlich, dass nur sehr wenige geduldete Personen den Wechsel in 

98	 https://www.bundestag.de/resource/blob/687652/e4dee3d3ac6a078ce2c1081c6aab90ab/WD-3-285-19-
pdf-data.pdf; https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/Beilage_AM19-
8-9fin.pdf

99	 Weitere Ausführungen zu den komplexen Regelungen im Aufenthaltsrecht finden sich bei Voigt (2019).

https://www.bundestag.de/resource/blob/687652/e4dee3d3ac6a078ce2c1081c6aab90ab/WD-3-285-19-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/687652/e4dee3d3ac6a078ce2c1081c6aab90ab/WD-3-285-19-pdf-data.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/Beilage_AM19-8-9fin.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/Beilage_AM19-8-9fin.pdf


156 Wohlfahrtsstaatliche Hürden

eine Ausbildungsduldung schaffen (8.200 von insgesamt 242.029 Personen mit 
Duldung). Dabei stellt die Ausbildungsduldung für Personen mit sogenannter 
„schlechter Bleibeperspektive“ eine der wenigen Möglichkeiten dar, ihren Aufent-
halt langfristig zu sichern und erlangt „durch die Koppelung an einen möglichen 
Duldungsstatus […] existenzieller Bedeutung für die gesamte Lebenssituation und 
Zukunftsperspektive […]“ (Wehking 2022: 4 f.). Auf Basis von problemzentrierten 
Interviews mit geflüchteten Auszubildenden kommt Wehking (2022: 22) zu dem 
Schluss:

„Es zeigt sich, dass ein doppelter Leistungsdruck besteht, die Ausbildung schaffen zu müssen. So wird 
die Ausbildung zu einer Überlebensstrategie, den Aufenthalt in Deutschland sichern zu können und 
es besteht der Zwang zum erfolgreichen Ausbildungsabschluss, um im Anschluss an die Ausbildung 
einen Aufenthaltstitel zu erlangen. Eben jene meritokratische Verknüpfung, die Einzug in die deutsche 
Flüchtlingspolitik erhalten hat und die Aufenthaltssicherheit mit Ausbildungs- und Arbeitsmarkter-
folg verbindet, wird gegenwärtig kritisch diskutiert […].“ (siehe auch Schammann 2017)

Neben der Ausbildungsduldung gibt es seit 31.12.2022 über das neu geschaffene 
Chancen-Aufenthaltsrecht (§ 104c AufenthG) eine weitere Möglichkeit eine dauer-
hafte Aufenthaltserlaubnis zu erhalten. Voraussetzung hierfür sind unter anderem 
gewisse Aufenthaltszeiten (mindestens 5 Jahre zum 31.10.22), die Bekennung zur 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung in Deutschland sowie Straffreiheit. 
Darüber hinaus müssen dann innerhalb von 18 Monaten nach Gewährung des 
Chancen-Aufenthaltsrechts Sprachkenntnisse (auf A2 Niveau), eine Identitätsklä-
rung und eine „überwiegende eigenständige Lebensunterhaltssicherung durch 
Erwerbstätigkeit“ nachgewiesen werden.100

Aus den gesetzlichen Regelungen in Tabelle 11 geht außerdem die besonde-
re Bedeutung der „Klärung der Identität“ hervor. Hier wirken unterschiedliche 
Anreizsysteme auf die betroffenen Menschen, die mit weiteren Stratifizierun-
gen in Personen mit „guter Bleibeperspektive“101 und solchen aus sogenannten 
„sicheren Herkunftsstaaten“ verbunden sind (z. B. Wehking 2022). Während für 
Personen mit guter Bleibeperspektive die Identitätsklärung eher dazu führt, dass 
sie eine Aufenthaltserlaubnis erhalten könnten, müssen insbesondere Personen 
aus „sicheren Herkunftsstaaten“102 damit rechnen, nach einer erfolgreichen Iden-
titätsklärung abgeschoben zu werden. Die Ausländerbehörden (siehe auch unten) 
können darüber hinaus Arbeitsverbote gegen Personen aussprechen, die nicht an 
der Klärung ihrer Identität „mitwirken“, was mit einem Verbleib in der Mindestsi-

100	 https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de/ich-moechte-mehr-wissen-ueber/chancen-aufenthalt 
101	 https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Integration/Integrationskurse/Kurstraeger/Traeger-

rundschreiben/2022/traegerrundschreiben-01_20220112.pdf?__blob=publicationFile&v=4 
102	 https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/Sonderverfahren/SichereHerkunftsstaaten/

sichereherkunftsstaaten-node.html 

https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de/ich-moechte-mehr-wissen-ueber/chancen-aufenthalt
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Integration/Integrationskurse/Kurstraeger/Traegerrundschreiben/2022/traegerrundschreiben-01_20220112.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Integration/Integrationskurse/Kurstraeger/Traegerrundschreiben/2022/traegerrundschreiben-01_20220112.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/Sonderverfahren/SichereHerkunftsstaaten/sichereherkunftsstaaten-node.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/Sonderverfahren/SichereHerkunftsstaaten/sichereherkunftsstaaten-node.html
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cherung des AsylbLG einhergeht und damit gesellschaftliche Exklusionsprozesse 
befördert. Insgesamt wird deutlich, dass geduldete Personen im System der „civic 
stratification“ eine „sehr marginalisierte Position einnehmen“ (Wehking 2022: 
22 f.). So wirkt das auf Bundesebene verortete Aufenthaltsrecht (gemeinsam mit 
darin enthaltenen Ermessensspielräumen für die lokalen Ausländerbehörden, 
siehe unten) direkt auf die Integrations- und Teilhabechancen der Betroffenen. 
Ataç et al. (2024: 2) stellen in diesem Kontext fest, dass die „hohen Anforderungen, 
die gesetzlich vorgesehen sind, um den Aufenthalt zu sichern“, dazu führen, dass 
„für das Jugendalter typische Wünsche und Bedürfnisse von jungen Menschen 
mit Duldung zurückgestellt werden müssen“.
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he

n 
un

d 
ze

itl
ic

he
n 

Zu
sa

m
m

en
ha

ng
 zu

r A
uf

en
th

al
ts

be
en

di
gu

ng
 st

eh
en

 […
].

(6
) I

m
 Ü

br
ig

en
 d

ar
f d

em
 A

us
lä

nd
er

, d
er

 ei
ne

 D
ul

du
ng

 b
es

itz
t, 

di
e A

us
üb

un
g 

ei
ne

r E
rw

er
bs

tä
tig

ke
it 

ni
ch

t e
rla

ub
t w

er
de

n,
 w

en
n 

1.
	�e

r s
ic

h 
in

 d
as

 In
la

nd
 b

eg
eb

en
 h

at
, u

m
 Le

is
tu

ng
en

 n
ac

h 
de

m
 A

sy
lb

ew
er

be
rle

is
tu

ng
sg

es
et

z z
u 

er
la

ng
en

,
2.

	�a
uf

en
th

al
ts

be
en

de
nd

e M
aß

na
hm

en
 b

ei
 ih

m
 au

s G
rü

nd
en

, d
ie

 er
 se

lb
st

 zu
 ve

rt
re

te
n 

ha
t, 

ni
ch

t v
ol

lz
og

en
 w

er
de

n 
kö

nn
en

 o
de

r
3.

	�e
r S

ta
at

sa
ng

eh
ör

ig
er

 ei
ne

s s
ic

he
re

n 
H

er
ku

nf
ts

st
aa

te
s n

ac
h 

§ 2
9a

 d
es

 A
sy

lg
es

et
ze

s i
st

 u
nd

 se
in

 n
ac

h 
de

m
 31

. A
ug

us
t 2

01
5 

ge
st

el
lte

r A
sy

la
nt

ra
g 

ab
ge

le
hn

t o
de

r z
ur

üc
kg

en
om

m
en

 w
ur

de
, e

s s
ei

 d
en

n,
 d

ie
 R

üc
kn

ah
m

e e
rf

ol
gt

e a
uf

 G
ru

nd
 ei

ne
r B

er
at

un
g 

na
ch

 § 
24

 A
bs

at
z 1

 d
es

 A
sy

lg
es

et
ze

s b
ei

m
 

Bu
nd

es
am

t f
ür

 M
ig

ra
tio

n 
un

d 
Fl

üc
ht

lin
ge

, o
de

r e
in

 A
sy

la
nt

ra
g 

ni
ch

t g
es

te
llt

 w
ur

de
 […

].“
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D
ul

du
ng

ss
ta

tu
s 

Re
ch

tli
ch

e G
ru

nd
la

ge
 

D
ul

du
ng

 fü
r 

Pe
rs

on
en

 m
it 

un
ge

kl
är

te
r 

Id
en

tit
ät

(§
 6

0b
 A

uf
en

th
G)

 

„(1
) E

in
em

 vo
llz

ie
hb

ar
 au

sr
ei

se
pf

lic
ht

ig
en

 A
us

lä
nd

er
 w

ird
 d

ie
 D

ul
du

ng
 im

 Si
nn

e d
es

 § 
60

a a
ls 

„D
ul

du
ng

 fü
r P

er
so

ne
n 

m
it 

un
ge

kl
är

te
r I

de
nt

itä
t“

 er
te

ilt
, 

w
en

n 
di

e A
bs

ch
ie

bu
ng

 au
s v

on
 ih

m
 se

lb
st

 zu
 ve

rt
re

te
nd

en
 G

rü
nd

en
 n

ic
ht

 vo
llz

og
en

 w
er

de
n 

ka
nn

, w
ei

l e
r d

as
 A

bs
ch

ie
bu

ng
sh

in
de

rn
is 

du
rc

h 
ei

ge
ne

 
Tä

us
ch

un
g 

üb
er

 se
in

e I
de

nt
itä

t o
de

r S
ta

at
sa

ng
eh

ör
ig

ke
it 

od
er

 d
ur

ch
 ei

ge
ne

 fa
ls

ch
e A

ng
ab

en
 se

lb
st

 h
er

be
ifü

hr
t o

de
r e

r z
um

ut
ba

re
 H

an
dl

un
ge

n 
zu

r 
Er

fü
llu

ng
 d

er
 b

es
on

de
re

n 
Pa

ss
be

sc
ha

ff
un

gs
pf

lic
ht

 n
ac

h 
Ab

sa
tz

 2
 S

at
z 1

 u
nd

 A
bs

at
z 3

 S
at

z 1
 n

ic
ht

 vo
rn

im
m

t. 
D

em
 A

us
lä

nd
er

 is
t d

ie
 B

es
ch

ei
ni

gu
ng

 
üb

er
 d

ie
 D

ul
du

ng
 n

ac
h 

§ 6
0a

 A
bs

at
z 4

 m
it 

de
m

 Z
us

at
z „

fü
r P

er
so

ne
n 

m
it 

un
ge

kl
är

te
r I

de
nt

itä
t“

 au
sz

us
te

lle
n.

(2
) B

es
itz

t d
er

 vo
llz

ie
hb

ar
 au

sr
ei

se
pf

lic
ht

ig
e A

us
lä

nd
er

 ke
in

en
 g

ül
tig

en
 P

as
s o

de
r P

as
se

rs
at

z,
 is

t e
r u

nb
es

ch
ad

et
 d

es
 § 

3 
ve

rp
fli

ch
te

t, 
al

le
 ih

m
 u

nt
er

 
Be

rü
ck

sic
ht

ig
un

g 
de

r U
m

st
än

de
 d

es
 E

in
ze

lfa
lls

 zu
m

ut
ba

re
n 

H
an

dl
un

ge
n 

zu
r B

es
ch

af
fu

ng
 ei

ne
s P

as
se

s o
de

r P
as

se
rs

at
ze

s s
el

bs
t v

or
zu

ne
hm

en
. D

ie
s 

gi
lt 

ni
ch

t f
ür

 A
us

lä
nd

er
 ab

 d
er

 St
el

lu
ng

 ei
ne

s A
sy

la
nt

ra
ge

s (
§ 1

3 
de

s A
sy

lg
es

et
ze

s)
 o

de
r e

in
es

 A
sy

lg
es

uc
he

s (
§ 1

8 
de

s A
sy

lg
es

et
ze

s)
 b

is 
zu

r r
ec

ht
sk

rä
ft

ig
en

 
Ab

le
hn

un
g 

de
s A

sy
la

nt
ra

ge
s s

ow
ie

 fü
r A

us
lä

nd
er

, w
en

n 
ei

n 
Ab

sc
hi

eb
un

gs
ve

rb
ot

 n
ac

h 
§ 6

0 
Ab

sa
tz

 5
 o

de
r 7

 vo
rli

eg
t, 

es
 se

i d
en

n,
 d

as
 A

bs
ch

ie
bu

ng
sv

er
bo

t 
na

ch
 § 

60
 A

bs
at

z 7
 b

er
uh

t a
lle

in
 au

f g
es

un
dh

ei
tli

ch
en

 G
rü

nd
en

.
[…

]
(4

) H
at

 d
er

 A
us

lä
nd

er
 d

ie
 zu

m
ut

ba
re

n 
H

an
dl

un
ge

n 
na

ch
 A

bs
at

z 2
 S

at
z 1

 u
nd

 A
bs

at
z 3

 S
at

z 1
 u

nt
er

la
ss

en
, k

an
n 

er
 d

ie
se

 je
de

rz
ei

t n
ac

hh
ol

en
. I

n 
di

es
em

 
Fa

ll 
is

t d
ie

 V
er

le
tz

un
g 

de
r M

itw
irk

un
gs

pf
lic

ht
 g

eh
ei

lt 
un

d 
de

m
 A

us
lä

nd
er

 d
ie

 B
es

ch
ei

ni
gu

ng
 ü

be
r d

ie
 D

ul
du

ng
 n

ac
h 

§ 6
0a

 A
bs

at
z 4

 o
hn

e d
en

 Z
us

at
z „

fü
r 

Pe
rs

on
en

 m
it 

un
ge

kl
är

te
r I

de
nt

itä
t“

 au
sz

us
te

lle
n.

 A
bs

at
z 5

 S
at

z 1
 b

le
ib

t u
nb

er
üh

rt
.

(5
) D

ie
 Z

ei
te

n,
 in

 d
en

en
 d

em
 A

us
lä

nd
er

 d
ie

 D
ul

du
ng

 m
it 

de
m

 Z
us

at
z „

fü
r P

er
so

ne
n 

m
it 

un
ge

kl
är

te
r I

de
nt

itä
t“

 au
sg

es
te

llt
 w

or
de

n 
is

t, 
w

er
de

n 
ni

ch
t 

al
s V

or
du

ld
un

gs
ze

ite
n 

an
ge

re
ch

ne
t. 

D
em

 In
ha

be
r e

in
er

 D
ul

du
ng

 m
it 

de
m

 Z
us

at
z „

fü
r P

er
so

ne
n 

m
it 

un
ge

kl
är

te
r I

de
nt

itä
t“

 d
ar

f d
ie

 A
us

üb
un

g 
ei

ne
r 

Er
w

er
bs

tä
tig

ke
it 

ni
ch

t e
rla

ub
t w

er
de

n.
 E

r u
nt

er
lie

gt
 ei

ne
r W

oh
ns

itz
au

fla
ge

 n
ac

h 
§ 6

1 
Ab

sa
tz

 1d
. [

…]
“ 
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D

ul
du

ng
ss

ta
tu

s 
Re

ch
tli

ch
e G

ru
nd

la
ge

 
Au

sb
ild

un
gs


du

ld
un

g
(§

 6
0c

 A
uf

en
th

G)
 

„(1
) E

in
e D

ul
du

ng
 im

 Si
nn

e v
on

 § 
60

a A
bs

at
z 2

 S
at

z 3
 is

t z
u 

er
te

ile
n,

 w
en

n 
de

r A
us

lä
nd

er
 in

 D
eu

ts
ch

la
nd

 
1.

	�a
ls 

As
yl

be
w

er
be

r e
in

e 
a)

	�q
ua

lif
iz

ie
rt

e B
er

uf
sa

us
bi

ld
un

g 
in

 ei
ne

m
 st

aa
tli

ch
 an

er
ka

nn
te

n 
od

er
 ve

rg
le

ic
hb

ar
 g

er
eg

el
te

n 
Au

sb
ild

un
gs

be
ru

f a
uf

ge
no

m
m

en
 h

at
 o

de
r

b)
	�A

ss
is

te
nz

- o
de

r H
el

fe
ra

us
bi

ld
un

g 
in

 ei
ne

m
 st

aa
tli

ch
 an

er
ka

nn
te

n 
od

er
 ve

rg
le

ic
hb

ar
 g

er
eg

el
te

n 
Au

sb
ild

un
gs

be
ru

f a
uf

ge
no

m
m

en
 h

at
, a

n 
di

e e
in

e 
qu

al
ifi

zi
er

te
 B

er
uf

sa
us

bi
ld

un
g 

in
 ei

ne
m

 st
aa

tli
ch

 an
er

ka
nn

te
n 

od
er

 ve
rg

le
ic

hb
ar

 g
er

eg
el

te
n 

Au
sb

ild
un

gs
be

ru
f, 

fü
r d

en
 d

ie
 B

un
de

sa
ge

nt
ur

 fü
r A

rb
ei

t 
ei

ne
n 

En
gp

as
s f

es
tg

es
te

llt
 h

at
, a

ns
ch

lu
ss

fä
hi

g 
is

t u
nd

 d
az

u 
ei

ne
 A

us
bi

ld
un

gs
pl

at
zz

us
ag

e v
or

lie
gt

, u
nd

 n
ac

h 
Ab

le
hn

un
g 

de
s A

sy
la

nt
ra

gs
 d

ie
se

 B
er

uf
s-

au
sb

ild
un

g 
fo

rt
se

tz
en

 m
öc

ht
e o

de
r

2.
	�i

m
 B

es
itz

 ei
ne

r D
ul

du
ng

 n
ac

h 
§ 6

0a
 is

t u
nd

 ei
ne

 in
 N

um
m

er
 1

 g
en

an
nt

e B
er

uf
sa

us
bi

ld
un

g 
au

fn
im

m
t. 

[…
]

(2
) D

ie
 A

us
bi

ld
un

gs
du

ld
un

g 
w

ird
 n

ic
ht

 er
te

ilt
, w

en
n 

1.
	�e

in
 A

us
sc

hl
us

sg
ru

nd
 n

ac
h 

§ 6
0a

 A
bs

at
z 6

 vo
rli

eg
t,

2.
	�i

m
 Fa

ll 
vo

n 
Ab

sa
tz

 1
 S

at
z 1

 N
um

m
er

 2
 d

er
 A

us
lä

nd
er

 b
ei

 A
nt

ra
gs

te
llu

ng
 n

oc
h 

ni
ch

t d
re

i M
on

at
e i

m
 B

es
itz

 ei
ne

r D
ul

du
ng

 is
t,

3.
	�d

ie
 Id

en
tit

ät
 n

ic
ht

 g
ek

lä
rt

 is
t [

…]
,

4.
	�e

in
 A

us
sc

hl
us

sg
ru

nd
 n

ac
h 

§ 1
9d

 A
bs

at
z 1

 N
um

m
er

 6
 o

de
r 7

 vo
rli

eg
t o

de
r g

eg
en

 d
en

 A
us

lä
nd

er
 ei

ne
 A

us
w

ei
su

ng
sv

er
fü

gu
ng

 o
de

r e
in

e A
bs

ch
ie

bu
ng

s-
an

or
dn

un
g 

na
ch

 § 
58

a b
es

te
ht

, o
de

r
5.

	�i
m

 Fa
ll 

vo
n 

Ab
sa

tz
 1

 S
at

z 1
 N

um
m

er
 2

 zu
m

 Z
ei

tp
un

kt
 d

er
 A

nt
ra

gs
te

llu
ng

 k
on

kr
et

e M
aß

na
hm

en
 zu

r A
uf

en
th

al
ts

be
en

di
gu

ng
, d

ie
 in

 ei
ne

m
 h

in
re

i-
ch

en
de

n 
sa

ch
lic

he
n 

un
d 

ze
itl

ic
he

n 
Zu

sa
m

m
en

ha
ng

 zu
r A

uf
en

th
al

ts
be

en
di

gu
ng

 st
eh

en
, b

ev
or

st
eh

en
; [

…]
(3

) D
er

 A
nt

ra
g 

au
f E

rt
ei

lu
ng

 d
er

 A
us

bi
ld

un
gs

du
ld

un
g 

ka
nn

 fr
üh

es
te

ns
 si

eb
en

 M
on

at
e v

or
 B

eg
in

n 
de

r B
er

uf
sa

us
bi

ld
un

g 
ge

st
el

lt 
w

er
de

n.
 D

ie
 A

us
bi

ld
un

gs
-

du
ld

un
g 

na
ch

 A
bs

at
z 1

 S
at

z 1
 N

um
m

er
 2

 w
ird

 fr
üh

es
te

ns
 se

ch
s M

on
at

e v
or

 B
eg

in
n 

de
r B

er
uf

sa
us

bi
ld

un
g 

er
te

ilt
. S

ie
 w

ird
 er

te
ilt

, w
en

n 
zu

m
 Z

ei
tp

un
kt

 d
er

 
An

tr
ag

st
el

lu
ng

 au
f E

rt
ei

lu
ng

 d
er

 A
us

bi
ld

un
gs

du
ld

un
g 

di
e E

in
tr

ag
un

g 
de

s A
us

bi
ld

un
gs

ve
rt

ra
ge

s i
n 

da
s V

er
ze

ic
hn

is
 d

er
 B

er
uf

sa
us

bi
ld

un
gs

ve
rh

äl
tn

is
-

se
 b

ei
 d

er
 zu

st
än

di
ge

n 
St

el
le

 b
er

ei
ts

 b
ea

nt
ra

gt
 w

ur
de

 o
de

r d
ie

 E
in

tr
ag

un
g 

er
fo

lg
t i

st
 o

de
r, 

so
w

ei
t e

in
e s

ol
ch

e E
in

tr
ag

un
g 

ni
ch

t e
rf

or
de

rli
ch

 is
t, 

de
r A

us
-

bi
ld

un
gs

ve
rt

ra
g 

m
it 

ei
ne

r B
ild

un
gs

ei
nr

ic
ht

un
g 

ge
sc

hl
os

se
n 

w
ur

de
 o

de
r d

ie
 Z

us
tim

m
un

g 
ei

ne
r s

ta
at

lic
he

n 
od

er
 st

aa
tli

ch
 an

er
ka

nn
te

n 
Bi

ld
un

gs
ei

nr
ic

h-
tu

ng
 zu

 d
em

 A
us

bi
ld

un
gs

ve
rt

ra
g 

vo
rli

eg
t. 

D
ie

 A
us

bi
ld

un
gs

du
ld

un
g 

w
ird

 fü
r d

ie
 im

 A
us

bi
ld

un
gs

ve
rt

ra
g 

be
st

im
m

te
 D

au
er

 d
er

 B
er

uf
sa

us
bi

ld
un

g 
er

te
ilt

.
(4

) D
ie

 A
us

bi
ld

un
gs

du
ld

un
g 

er
lis

ch
t, 

w
en

n 
ei

n 
Au

ss
ch

lu
ss

gr
un

d 
na

ch
 A

bs
at

z 2
 N

um
m

er
 4

 ei
nt

rit
t o

de
r d

ie
 A

us
bi

ld
un

g 
vo

rz
ei

tig
 b

ee
nd

et
 o

de
r a

bg
eb

ro
-

ch
en

 w
ird

.
(5

) W
ird

 d
ie

 A
us

bi
ld

un
g 

vo
rz

ei
tig

 b
ee

nd
et

 o
de

r a
bg

eb
ro

ch
en

, i
st

 d
ie

 B
ild

un
gs

ei
nr

ic
ht

un
g 

ve
rp

fli
ch

te
t, 

di
es

 u
nv

er
zü

gl
ic

h,
 in

 d
er

 R
eg

el
 in

ne
rh

al
b 

vo
n 

zw
ei

 
W

oc
he

n,
 d

er
 zu

st
än

di
ge

n 
Au

slä
nd

er
be

hö
rd

e s
ch

rif
tli

ch
 o

de
r e

le
kt

ro
ni

sc
h 

m
itz

ut
ei

le
n.

 In
 d

er
 M

itt
ei

lu
ng

 si
nd

 n
eb

en
 d

en
 m

itz
ut

ei
le

nd
en

 Ta
ts

ac
he

n 
un

d 
de

m
 Z

ei
tp

un
kt

 ih
re

s E
in

tr
itt

s d
ie

 N
am

en
, V

or
na

m
en

 u
nd

 d
ie

 St
aa

ts
an

ge
hö

rig
ke

it 
de

s A
us

lä
nd

er
s a

nz
ug

eb
en

.
(6

) W
ird

 d
as

 A
us

bi
ld

un
gs

ve
rh

äl
tn

is
 vo

rz
ei

tig
 b

ee
nd

et
 o

de
r a

bg
eb

ro
ch

en
, w

ird
 d

em
 A

us
lä

nd
er

 e
in

m
al

ig
 ei

ne
 D

ul
du

ng
 fü

r s
ec

hs
 M

on
at

e z
um

 Z
w

ec
k 

de
r S

uc
he

 n
ac

h 
ei

ne
m

 w
ei

te
re

n 
Au

sb
ild

un
gs

pl
at

z z
ur

 A
uf

na
hm

e e
in

er
 B

er
uf

sa
us

bi
ld

un
g 

na
ch

 A
bs

at
z 1

 er
te

ilt
. D

ie
 D

ul
du

ng
 w

ird
 fü

r s
ec

hs
 M

on
at

e 
zu

m
 Z

w
ec

k 
de

r S
uc

he
 n

ac
h 

ei
ne

r d
er

 er
w

or
be

ne
n 

be
ru

fli
ch

en
 Q

ua
lif

ik
at

io
n 

en
ts

pr
ec

he
nd

en
 B

es
ch

äf
tig

un
g 

ve
rlä

ng
er

t, 
w

en
n 

na
ch

 er
fo

lg
re

ic
he

m
 

Ab
sc

hl
us

s d
er

 B
er

uf
sa

us
bi

ld
un

g,
 fü

r d
ie

 d
ie

 D
ul

du
ng

 er
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Als „Ultima Ratio“ zur Verhinderung von Abschiebung wird immer wieder das 
sogenannte „Kirchenasyl“ genutzt, das aber keinen asyl- oder aufenthaltsrechtli-
chen Status darstellt. „Über die Gewährung asylrechtlichen Schutzes entscheidet 
das BAMF nach Maßgabe des Asylgesetzes (AsylG), vgl. § 5 AsylG. Eine weitere 
Asylgewährung durch die Kirchen ist einfachgesetzlich nicht vorgesehen. Die Fra-
ge, ob sich aus der Verfassung ein Recht auf Gewährung von Kirchenasyl ergibt, ist 
in der rechtswissenschaftlichen Literatur umstritten.“ (Deutscher Bundestag 2018: 
4) Vertreter*innen des Kirchenasyls verweisen hierbei auf das im Grundgesetz 
verankerte Selbstbestimmungsrecht der Religionsgemeinschaften (Art. 16a GG) 
und die Religions- und Gewissensfreiheit (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG). Demgegenüber 
stehen Positionen, die aus Art. 16a GG ein staatliches Asylgewährungsmonopol 
ableiten und Argumentationslinien auf Basis des allgemeinen Gleichheitssatz 
sowie des Grundsatzes der Rechtssicherheit (Deutscher Bundestag 2018). Unab-
hängig von der rechtlichen Verankerung wird das Kirchenasyl meist geduldet. Im 
Falle von Dublin-Verfahren103 ist das Kirchenasyl sogar eine erfolgsversprechende 
Strategie der Sicherung des Aufenthalts. Ist eine Person nachweislich bereits in 
einem anderen EU-Land als Asylsuchende Person registriert, kann sie für die 
Bearbeitung des Asylverfahrens dorthin rücküberführt werden.104 Allerdings gibt 
es hierfür Fristen zwischen 6 und 18 Monaten, nach deren Auslaufen das Verfahren 
in Deutschland durchgeführt werden muss. Diese Fristen bedeuten gleichzeitig 
ein natürliches Ende des Kirchenasyls, das bei anderer rechtlicher Grundlage oft 
über viele Jahre fortgeführt werden und dann schließlich aufgegeben werden muss 
(Lorenz 2015: 15 f.). Die besondere rechtliche Situation des Dublin-Verfahrens 
zeigt einerseits die transnationale Dimension von Fluchtregimen und anderer-
seits einmal mehr die vielfältigen Kategorisierungen von Asylsuchenden, die eine 
„civic stratification“ verstärkt. Beim Kirchenasyl hingegen wird deutlich, dass 
die umstrittene rechtliche Verankerung bedeutet, dass Betroffene häufig lange 
im Kirchenasyl ausharren müssen, da sich ihre aufenthaltsrechtliche Situation 
dadurch nicht unbedingt ändert. Für Dublin-Fälle hingegen kann ein Kirchenasyl 

103	 Dublin-Verfahren ist die Bezeichnung für die europäische Zuständigkeitsklärung für Asylverfahren 
und damit ggf. verbundene Rückführungen in ein anderes Land der Europäischen Union. „Das Dublin-
Verfahren bezweckt, dass jeder Asylantrag, der auf dem Hoheitsgebiet der Mitgliedstaatengestellt wird, 
materiell-rechtlich nur durch einen Staat geprüft wird. Damit soll die Sekundärwanderung innerhalb 
Europas gesteuert bzw. begrenzt werden.“ (https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/
AblaufAsylverfahrens/DublinVerfahren/dublinverfahren-node.html#a_283196_1) Es wird seit seiner 
Einführung im Jahr 2013 zum Teil stark kritisiert, wissenschaftlich bspw. im Rahmen einer „kritischen 
Migrationsforschung“, siehe dazu auch Lorenz (2015).

104	 https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AblaufAsylverfahrens/DublinVerfahren/
dublinverfahren-node.html#a_283196_1 

https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AblaufAsylverfahrens/DublinVerfahren/dublinverfahren-node.html#a_283196_1
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AblaufAsylverfahrens/DublinVerfahren/dublinverfahren-node.html#a_283196_1
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AblaufAsylverfahrens/DublinVerfahren/dublinverfahren-node.html#a_283196_1
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AblaufAsylverfahrens/DublinVerfahren/dublinverfahren-node.html#a_283196_1


163Wohlfahrtsstaatliche Hürden

aufgrund der eng gesteckten Fristen für die Überstellung eine Möglichkeit auf ein 
Asylverfahren in Deutschland darstellen.

Im Kontext der „civic stratification“ werden außerdem Interdependenzen 
zwischen Migration und Wohlfahrtsstaat deutlich, da der Zugang zu Sozialsys-
temen, aber auch zu Arbeit zentrale Bestandteile einer langfristigen Perspektive 
der Zugewanderten darstellen. Außerdem ergeben sich hier Wechselwirkungen 
und Interdependenzen mit Stratifizierungen im Wohlfahrtsregime und Bildungs-
system, die Teilhabe ermöglichen oder verhindern können (Mohr 2005: 391).

„Contrary to natural born citizens, migrants can have a variety of legal statuses depending on how 
they are classified by immigration law. This classification constitutes a system of civic stratification 
[…] that determines the access to social benefits and social services, such as education and qualifica-
tion measures and health care, and regulates foreigner’s legal access to labor markets. Social policy 
research brought this system in contact with dif ferent welfare state regimes and showed a growing 
dif ferentiation in immigrants’ social rights based on entry categories.“ (Schlee 2021: 127)

Katrin Mohr (2005: 386) problematisiert darüber hinaus auch die Wahrnehmung 
von gewährten Rechten, die teilweise durch Diskriminierung und weitere Benach-
teiligungsfaktoren verhindert wird (siehe auch die Ausführungen zur Nichtinan-
spruchnahme in Kapitel 4.1). 

Die sektorale Zuständigkeit für aufenthaltsrechtliche Fragen liegt im Bereich 
des Bundesministerium des Inneren (BMI). In Bezug auf strukturelle Vorgaben zu 
Behörden oder Trägerorganisationen hat das zugehörige Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) eine hohe Bedeutung, das neben weiteren Aufgaben im 
migrationspolitischen Bereich für die Durchführung von Asylverfahren zuständig 
ist (Schammann/Gluns 2021: 104 ff.; Bogumil/Kuhlmann 2022: 6).105 Dabei werden 
die ankommenden Personen nach der Registrierung (und vor der Bearbeitung 
des Asylantrags) gemäß eines Quotensystems (dem Königsteiner Schlüssel) vom 
BAMF auf einzelne Bundesländer verteilt, was man in gewisser Art als prozedurale 
Vorgabe für die Arbeit an Schnittstellen nach Stöbe-Blossey et al. (2021a) bezeich-
nen könnte.106 Die Verteilung auf die Bundesländer hat insbesondere für junge 
geflüchtete Menschen Implikationen in Bezug auf deren Zugang zu Bildung, da 
je nach Bundesland Regelungen zur Schulpflicht und Bildungsprogramme für 
Neuzugewanderte divergieren können (siehe dazu auch Kapitel 4.2.2). 

Weitere rechtliche Grundlage bildet das 2020 eingeführte und 2024 reformierte 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz (FEG), das erstmals den Begriff der „Einwande-
rung“ beinhaltet und wie in Kapitel 4.2.4 bereits beschrieben zu einer Neudefini-

105	 Weitere Ausführungen zum Asylverfahren nachzulesen beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(2021a).

106	 https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AblaufAsylverfahrens/Erstverteilung/erst-
verteilung-node.html 

https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AblaufAsylverfahrens/Erstverteilung/erstverteilung-node.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AblaufAsylverfahrens/Erstverteilung/erstverteilung-node.html
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tion von „Fachkräften“ führt, die mit erleichterten Regelungen zur Einreise und 
dem Aufenthalt von (insbesondere nicht-akademischen) Fachkräften einhergeht107:

„Das FEG soll den Zuzug von Arbeitnehmer*innen aus Drittstaaten erleichtern und dadurch dem 
Fachkräftemangel in Deutschland entgegenwirken. Es ist ein Artikelgesetz und kein Einwanderungs-
gesetzbuch. 38 Artikel führen ab März 2020 zu Änderungen des Aufenthaltsgesetzes, der Verordnung 
über die Beschäftigung von Ausländer*innen, der Aufenthaltsverordnung und weiterer Gesetze.“ 
(Döring 2020: 22)

In Verbindung mit dem oben bereits ausführlich besprochenen Berufsqualifikati-
onsfeststellungsgesetz (BQFG) soll so insgesamt die im Aufenthaltsgesetz bereits 
als Ziel formulierte Steuerung der Einwanderung insbesondere auf Fachkräfte 
und damit auf Arbeitsmarktintegration fokussiert werden. Das BQFG fällt in 
die Zuständigkeit des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF), 
wobei die Anerkennungsverfahren selbst von unterschiedlichen Behörden bzw. 
Trägerorganisationen durchgeführt werden (z. B. von Länderbehörden, Kammern 
und anderen; z. B. Elsässer/Wiemers 2022)108. 

Weitere gesetzliche Regelungen im migrationspolitischen Bereich betreffen 
zum einen die Freizügigkeit im Rahmen der Europäischen Union (geregelt im 
Freizügigkeitsgesetz, FreizügigkeitsG/EU) und zum anderen das Thema Asyl. 
Hierbei regelt das Asylgesetz (AsylG) das Asylverfahren insgesamt, wohingegen 
das bereits in Kapitel 4.1.3 beschriebene Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
eine Art Grundsicherung für Asylbewerber*innen und Personen mit Duldung 
darstellt und deren Leistungen und Anspruchsvoraussetzungen regelt. Das AsylbLG 
fällt in die Zuständigkeit des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS).

Aus den beschriebenen gesetzlichen Rahmenbedingungen in der Migrations-
politik ergibt sich bereits auf Bundesebene ein sektorales Spannungsfeld zwischen 
verschiedenen Ressorts der Zuständigkeiten (siehe auch Bogumil/Kuhlmann 
2022: 7):

107	 Die Erleichterungen für nicht-akademische Fachkräfte betreffen bspw. den Wegfall der Einschränkung 
auf Engpassberufe, den Wegfall der Vorrangprüfung durch die Bundesagentur für Arbeit in Bezug auf 
die Einstellung in Unternehmen, eine erleichterte Einreise zum Zwecke der Arbeitssuche, Nachholmög-
lichkeiten von Teilen der Qualifizierung bei nur teilweiser Gleichwertigkeit des Abschlusses, Erleichte-
rungen bei der Einreise zur Aufnahme einer Berufsausbildung oder der Suche einer solchen sowie die 
Möglichkeit für Arbeitgeber ein beschleunigtes Fachkräfteverfahren (§ 81a AufenthG) einzuleiten (zur 
schnelleren Bearbeitung durch die Ausländerbehörde; auch für Azubis beantragbar). Siehe dazu auch 
Kapitel 4.2.4 und Döring (2020); Elsässer/Wiemers (2022); Becker/Graf (2022).

108	 https://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/pro/anerkennungsgesetz.php; https://www.
anerkennung-in-deutschland.de/html/de/pro/akteure.php 

https://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/pro/anerkennungsgesetz.php
https://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/pro/akteure.php
https://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/pro/akteure.php
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„Das Spannungsverhältnis zwischen einer ordnungsrechtlichen (BMI), einer wohlfahrtsstaatlichen 
(BMAS) und einer zugehörigkeitsorientierten (IntB109) Perspektive prägt die Flüchtlingspolitik auf 
Bundesebene und setzt sich, da es dort institutionell nicht gelöst wird, als ständiges Ringen um Kohä-
renz auf Ebene der Länder und Kommunen fort. Auch hier f inden sich entsprechende Verteilungen 
und Zuständigkeiten.“ (Schammann/Gluns 2021: 107)

Auch Bundesländer und Kommunen spielen in der föderalen Kompetenzzuweisung 
zu migrationspolitischen Fragen eine Rolle. So haben Bundesländer über Landes-
aufnahmeprogramme die Möglichkeit, eigene Anstrengungen in Bezug auf die 
Aufnahme von geflüchteten Menschen vorzunehmen. Sie haben zudem eigene 
Landesaufnahmegesetze, die die Aufnahme, Verteilung und Unterbringung von 
geflüchteten Menschen nach der Zuweisung zu einem Bundesland (durch den 
Königsteiner Schlüssel) regeln.110 Sie regeln demnach selbst, wo und in welcher 
Art von Unterkünften (zentral oder dezentral) sie wen unterbringen. Dadurch 
ergeben sich erhebliche Unterschiede zwischen den Bundesländern.

Darüber hinaus haben die Länder die Fachaufsicht über die kommunalen Aus-
länderbehörden und können mit Erlassen versuchen, Handlungsspielräume im 
bundesgeregelten Aufenthaltsrecht zu beeinflussen (Schammann/Gluns 2021). 
Während Asylverfahren auf der Bundesebene durch das BAMF durchgeführt 
werden, sind die Ausländerbehörden für die Umsetzung des Aufenthaltsrecht 
zuständig und Teil der kommunalen Verwaltung, wobei Stadt oder Landkreis 
die Dienstaufsicht ausüben (Bauer/Schreyer 2019; Schammann/Gluns 2021).111 Sie 
entscheiden bspw. über die Verlängerung von Aufenthaltstiteln oder Duldungen, 
über Einbürgerungen, erteilen Beschäftigungserlaubnisse bzw. -verbote und lei-
ten aufenthaltsbeendende Maßnahmen ein (Eule 2017: 176 f.; siehe auch Schlee 
2021). Sie haben damit auch großen Einfluss auf die Integrationsprozesse von 
eingewanderten Menschen (Bogumil/Kuhlmann 2022: 10):

109	 Integrationsbeauftragte*r des Bundes; https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de 
110	 „Sie [die Asylsuchenden] werden einer vom jeweiligen Bundesland betriebenen Erstaufnahmestelle in 

räumlicher Nähe zur jeweiligen Außenstelle des BAMF zugewiesen und, sofern sie nicht aus ‚sicheren 
Herkunftsstaaten‘ kommen, nach einigen Tagen oder Wochen auf die Kommunen verteilt. An den ih-
nen zugewiesenen Orten müssen sie grundsätzlich mindestens für die Dauer des Verfahrens wohnen. 
Auch nach erfolgreich beendetem Verfahren müssen Flüchtlinge grundsätzlich drei Jahre in dem ihnen 
zugewiesenen Bundesland oder sogar in einer bestimmten Kommune leben. Ob und wie diese ‚Wohn-
sitzauflage‘ (§ 12a AufenthG) angewendet und ausgelegt wird, ist jedoch von Bundesland zu Bundesland 
sehr unterschiedlich.“ (Schammann/Gluns 2021: 110).

111	 „Die örtliche Zuständigkeit der Ausländerbehörden wird durch Landesrecht bestimmt.“ (71.1.2.1, All-
gemeine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz) In NRW legt die „Verordnung über Zuständig-
keiten im Ausländerwesen“ (ZustAVO) in § 1 fest, dass die unteren Ausländerbehörden durch kreisfreie 
Städte, Kreise und sogenannte „Große kreisangehörige Städte“ eingerichtet werden. „Groß“ sind kreis-
angehörige Städte nach § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) ab 
60.000 Einwohner*innen.

https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de
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„Ausländerbehörden müssen das zwischen Integration und Exklusion diskrepante Recht in der Praxis 
umsetzen, womit ihnen der Gesetzgeber eine Position als institutionelle gatekeeper […] zugeschrieben 
hat – hinsichtlich der Lebensperspektiven von Geduldeten, aber auch der Chancen von Betrieben auf 
Auszubildende und spätere Fachkräfte. Denn eine Ausbildung erhöht […] rechtlich die Chance, aus 
der Duldung in eine Aufenthaltserlaubnis wechseln […].“ (Bauer/Schreyer 2019: 115)

Immer wieder werden in der Entscheidungspraxis der Ausländerbehörden große 
Unterschiede zwischen einzelnen Behörden und Regionen festgestellt (z. B. Eule 
2017: 177; Schlee 2021: 142; Bauer/Schreyer 2019: 137; Ataç et al. 2024: 2). Diese gehen 
teilweise auf die Komplexität und Anpassungsanforderung bei rechtlichen Ver-
änderungen zurück, aber auch auf unterschiedliche Personalausstattungen und 
damit verknüpfte weitere Ressourcen (Schlee 2021: 141 f.): „In keiner der vier Behör-
den gab es zum Zeitpunkt der Feldforschung ein strukturiertes Einarbeitungs- 
oder Fortbildungskonzept, so dass neue Sachbearbeiter*innen einerseits ihrer 
Eigeninitiative überlassen waren, andererseits aber durch das Zuschauen und 
Abgucken etablierter behördlicher Praktiken lernten.“ (Eule 2017: 177) Insbesonde-
re die sogenannte „Identitätsklärung“ für Personen ohne gültige Passdokumente 
hat seit dem Migrationspaket von 2019 stark an Brisanz gewonnen. So können 
die lokalen Ausländerbehörden bei einer als fehlend eingeschätzten Mitwirkung 
der Betroffenen an ihrer Identitätsklärung mit Arbeitsverboten reagieren, die 
sowohl die mit der Arbeitsmarktintegration verbundenen Zugänge zum sozialen 
Sicherungsnetz für Geduldete verschließen als auch die Möglichkeit zur langfris-
tigen Verbesserung des Aufenthaltstitel stark einschränken (z. B. Bauer/Schreyer 
2019; Schlee 2021): „Innerhalb des in Deutschland bestehenden rechtlichen Rah-
mens können Ausländerbehörden Ermessen so ausüben, dass sie Ausbildung und 
Integration von jungen Menschen mit Duldung tendenziell eher unterstützen 
oder eher verhindern. Die Folge sind hochgradig ungleiche Ausbildungschancen.“ 
(Bauer/Schreyer 2019: 138) Aufgrund dieser Problemstellungen werden die lokalen 
Ausländerbehörden von anderen Akteur*innen immer wieder kritisch begleitet, 
wobei Eule (2017: 191) aus eigener ethnographischer Feldforschung schlussfolgert:

„Akteure der Migrationssteuerung und Zivilgesellschaft stehen sich mitnichten grundsätzlich ant-
agonistisch gegenüber, sondern sind zunehmend in nicht reibungsfreien, aber funktionalen und 
relativ vertrauensvollen Zweckbeziehungen. […] Auch wenn zivilgesellschaftliche Organisationen sich 
primär als Unterstützer von Zugewanderten verstehen, scheinen sie inzwischen so professionalisiert 
und staatlich eingebunden, dass sie pragmatischen Entscheidungen offen gegenüber stehen und die 
Grenzen geltenden Rechts als Grenzen ihrer eigenen Mobilisierung für Einzelfälle anerkennen. Auch 
wenn Vertreter*innen von Zivilgesellschaft und Ausländerbehörden nicht immer einer Meinung sind, 
können sie sich gegenseitig unterstützen[…].“ 

Dahingegen stellt Huke (2021: 96) auf Basis von Interviews in verschiedenen Aus-
länderbehörden durchaus weiter bestehende Pfadabhängigkeiten in Ausländer-
behörden fest:
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„Da Verträge der Verwaltungsmitarbeiter*innen nicht an die Legislaturperioden geknüpft sind, 
prägen sie in ihren alltäglichen Praktiken längerfristig die Art und Weise, wie die Apparate funk-
tionieren. Gegenüber politischen Veränderungen wirken sie dadurch retardierend. […] Die Ent-
scheidungspraxis divergiert je nach der lokalen Prägung der Behörde, teilweise aber auch zwischen 
einzelnen Sachbearbeitenden sehr deutlich. Ursächlich sind sowohl Einstellungsmuster politischer 
Entscheidungsträger*innen, die Haltung von Vorgesetzten innerhalb der Behörde, aber auch das 
Selbstverständnis einzelner Sachbearbeitenden […].“

Auf der kommunalen Ebene sind außerdem häufig die Sozialämter für die 
Auszahlung von Leistungen im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes 
(AsylbLG) zuständig. Auch die Gewährung von Gesundheitsleistungen fällt 
dabei in die Zuständigkeit der kommunalen Behörden, da geduldete Personen 
oder Asylbewerber*innen in den ersten 18 Monaten nur eingeschränkt Zugang 
zu Gesundheitsversorgung haben (z. B. Graevskaia et al. 2022).

Insgesamt haben in der Migrationspolitik aufenthaltsrechtliche Themen eine 
zentrale Bedeutung, die in vielen weiteren Politikfeldern eine Rolle spielen (z. B. 
Arbeitsmarktpolitik, Sozialpolitik, etc.) und für die migrierten Personen je nach 
Status mit verschiedenen Rechten und spezifischen Zugangsmöglichkeiten zu 
diesen Systemen verbunden sind. 

4.3.2	 Integrationspolitische Rahmenbedingungen 

In der Integrationspolitik finden sich ebenfalls spezifische föderale sowie sektorale 
Kompetenzzuweisungen, die das Politikfeld als Querschnittsaufgabe kennzeich-
nen (Bogumil/Kuhlmann 2022; Schupp/Wohlfahrt 2022). Auf der Bundesebene 
finden sich integrationspolitische Aspekte – wie oben bereits erwähnt – auch im 
Aufenthaltsgesetz. So wird zu Beginn des dritten Kapitels mit dem Titel „Integra
tion“ konstatiert: „(1) Die Integration von rechtmäßig auf Dauer im Bundesgebiet 
lebenden Ausländern in das wirtschaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Leben 
in der Bundesrepublik Deutschland wird gefördert und gefordert.“ (§ 43 Abs. 1 
AufenthG)

Das oben bereits eingeführte Motiv des „Förderns und Forderns“, das der 
Aktivierungslogik des deutschen Wohlfahrtsregimes entspricht, taucht auch in 
der Integrationspolitik des Bundes auf (siehe auch Fendel/Schreyer 2022; Scham-
mann 2017; Bakoben/Schlee 2023). Bezogen auf das Thema Flucht (im Kontrast zu 
Arbeitsmigration) wird dies von Hannes Schammann (2017) als „meritokratische 
Wende“ bezeichnet, da hier zunächst Aspekte von Schutzbedürftigkeit eine Rolle 
spielen (sollten; gemäß Genfer Flüchtlingskonvention). Diese Wende lässt sich für 
den Zeitraum ab 2015 feststellen, als die Anzahl an Asylanträgen stark anstieg 
und dies gesetzliche Änderungen mit sich zog. Zuvor war die deutsche Flücht-
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lingspolitik stark an Schutzbedarfen der Zugewanderten orientiert (Schammann 
2017: 747). Mit Verabschiedung eines „Integrationsgesetzes“ (als Artikelgesetz mit 
Anpassungen u. a. im AsylG, AsylblG, AufenthG) änderte sich dies:

„Erstens definiert das Gesetz Integration als Teilhabe am ersten Arbeitsmarkt sowie als Erlernen der 
deutschen Sprache. Weitere Integrationsdimensionen spielen keine oder zumindest eine untergeord-
nete Rolle. Zweitens werden Flüchtlingsschutz und Fachkräftemangel direkt in einen Zusammen-
hang gebracht. Flüchtlingsschutz und vor allem Flüchtlingsintegrationspolitik muss so ausgerichtet 
werden, dass sie dabei hilft den Fachkräftemangel zu beheben. Hier zeigt sich bereits eine deutliche 
Akzentverschiebung – weg von humanitären, aber auch weg von sicherheitsorientierten Argumenten 
hin zu utilitaristischen Begründungsmustern.“ (Schammann 2017: 750)

Durch diese „meritokratische Wende“ wird unter anderem im oben bereits zitier-
ten Aufenthaltsgesetz zugleich die Aktivierungslogik durch das „fördern und 
fordern“ eingeschrieben („aktivierende Integrationspolitik“; Fendel/Schreyer 2022: 
269), dass auch die in den darauffolgenden wenigen Paragraphen Leistungen und 
Anspruchsvoraussetzungen prägt. Die Integrationsleistungen in diesem Bereich 
bestehen im Wesentlichen aus dem Integrationskurs des BAMF (§ 43 AufenthG) 
sowie berufsbezogenen Deutschförderkursen (§ 45a AufenthG).112 Der Integra-
tionskurs als „Grundangebot zur Integration“ (§ 43 Abs 2. AufenthG) soll „den 
Ausländern die Sprache, die Rechtsordnung, die Kultur und die Geschichte in 
Deutschland erfolgreich […] vermitteln. Ausländer sollen dadurch mit den Lebens-
verhältnissen im Bundesgebiet so weit vertraut werden, dass sie ohne die Hilfe oder 
Vermittlung Dritter in allen Angelegenheiten des täglichen Lebens selbständig 
handeln können“ (§ 43 Abs. 2 AufenthG). Die Zuständigkeit der Bundesregierung, 
des BMI und des BAMF bezüglich der Konzeption, Koordination und Durchfüh-
rung der Kurse (§ 43 Abs. 3 und 4 AufenthG; siehe auch Bogumil/Kuhlmann 2022: 
13) wird ergänzt durch eine prozedurale Vorgabe zur Zusammenarbeit mit anderen 
politischen Organen. So wird festgelegt, dass die Konzeption und Durchführung 
der Integrationskurse durch die Bundesregierung ohne Zustimmungserforder-
nis des Bundesrats stattfinden kann (§ 43 Abs. 4 AufenthG). Außerdem kann die 
Durchführung der Kurse an private und öffentliche Träger übertragen werden 
(§ 43 Abs. 3 AufenthG). Inhaltlich umfasst der Integrationskurs sowohl sprach-
liche Teile, als auch „einen Orientierungskurs zur Vermittlung von Kenntnissen 
der Rechtsordnung, der Kultur und der Geschichte in Deutschland“ (§ 43 Abs. 3 
AufenthG). Die Kosten des Kurses tragen die Teilnehmer*innen selbst, wenn sie 
nicht Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts beziehen (§ 43 Abs. 3 Auf-
enthG). Die § 44 und 44a des Aufenthaltsgesetzes regeln dann die „Berechtigung“ 
bzw. „Verpflichtung“ zur Teilnahme an einem Integrationskurs (siehe Tabelle 

112	 Ab dem 01. Januar 2026 wird darüber hinaus ein „bundesweites, unentgeltliches und niedrigschwelliges 
Beratungsangebot eingerichtet“ (§ 45b Abs. 1 AufenthG).
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12). Ergänzend zu den Anspruchsberechtigten wird in § 44 AufenthG auch dar-
auf hingewiesen, dass bei freien Kapazitäten unter anderem auch Personen mit 
Aufenthaltsgestattung (ausgenommen aus „sicheren Herkunftsstaaten“) und mit 
Duldung zugelassen werden können (§ 44 Abs. 4 AufenthG). Die Verpflichtung 
zum Besuch des Integrationskurses können nach § 44a AufenthG verschiedene 
Stellen vornehmen. Sowohl die Ausländerbehörden als auch die Jobcenter (SGB II) 
und die Sozialämter als Leistungsbehörde der Asylbewerberleistungen (AsylblG) 
können Zuweisungen vornehmen (siehe auch Bogumil/Kuhlmann 2022: 13). Dar-
über hinaus finden sich in § 44a Abs. 1 AufenthG auch prozedurale Vorgaben, die 
den Vor- bzw. Nachrang von Behörden regeln: „Der Träger der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende soll […] beim Bezug von Leistungen nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch für die Maßnahmen nach § 15 des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch der Verpflichtung durch die Ausländerbehörde im Regelfall folgen. Sofern 
der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende im Einzelfall eine abweichen-
de Entscheidung trifft, hat er dies der Ausländerbehörde mitzuteilen, die die 
Verpflichtung widerruft.“ Darüber hinaus finden sich Sanktionsmöglichkeiten, 
wenn die Teilnehmer*innen ihrer Verpflichtung nicht nachkommen oder den 
Kurs nicht erfolgreich abschließen (§ 44a Abs. 3 AufenthG). Insgesamt könnte 
man aus den Regelungen die Implikation ableiten, dass der Erwerb der Deutschen 
Sprache vor die Vermittlung in Arbeit gestellt wird (insbesondere bei Betrachtung 
der Regelungen in § 44a AufenthG bezogen auf Leistungsberechtigte des SGB II).
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Tabelle 12: Berechtigung und Verpflichtung zur Teilnahme am Integrationskurs

Berechtigung zur Teilnahme an einem Integrationskurs (§ 44 AufenthG) 
„(1) Einen Anspruch auf die einmalige Teilnahme an einem Integrationskurs hat ein Ausländer, der sich 
dauerhaft im Bundesgebiet aufhält, wenn ihm 
1.	� erstmals eine Aufenthaltserlaubnis
a)	� zu Erwerbszwecken (§§ 18a bis 18d, 18 g, 19c und 21),
b)	� zum Zweck des Familiennachzugs (§§ 28, 29, 30, 32, 36, 36a),
c)	� aus humanitären Gründen nach § 25 Absatz 1, 2, 4a Satz 3 oder § 25b,
d)	� als langfristig Aufenthaltsberechtigter nach § 38a oder
2.	� ein Aufenthaltstitel nach § 23 Abs. 2 oder Absatz 4 erteilt wird. Von einem dauerhaften Aufenthalt ist in 

der Regel auszugehen, wenn der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis von mindestens einem Jahr erhält 
oder seit über 18 Monaten eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, es sei denn, der Aufenthalt ist vorüberge-
hender Natur.

(2) Der Teilnahmeanspruch nach Absatz 1 erlischt ein Jahr nach Erteilung des den Anspruch begründenden 
Aufenthaltstitels oder bei dessen Wegfall. Dies gilt nicht, wenn sich der Ausländer bis zu diesem Zeitpunkt 
aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen nicht zu einem Integrationskurs anmelden konnte.
(3) Der Anspruch auf Teilnahme am Integrationskurs besteht nicht, 
1.	� bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die eine schulische Ausbildung aufnehmen oder 

ihre bisherige Schullaufbahn in der Bundesrepublik Deutschland fortsetzen,
2.	� bei erkennbar geringem Integrationsbedarf oder
3.	� wenn der Ausländer bereits über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt. 
Die Berechtigung zur Teilnahme am Orientierungskurs bleibt im Falle des Satzes 1 Nr.  3 hiervon unberührt.
(4) Ein Ausländer, der einen Teilnahmeanspruch nicht oder nicht mehr besitzt, kann im Rahmen verfügbarer 
Kursplätze zur Teilnahme zugelassen werden. Diese Regelung findet entsprechend auf deutsche Staatsan-
gehörige Anwendung, wenn sie nicht über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen und in 
besonderer Weise integrationsbedürftig sind, sowie auf Ausländer, die
1.	� eine Aufenthaltsgestattung besitzen,
2.	� eine Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 besitzen oder
3.	� eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 oder § 25 Absatz 5 besitzen.“ 
Verpflichtung zur Teilnahme an einem Integrationskurs (§ 44a AufenthG) 
„(1) Ein Ausländer ist zur Teilnahme an einem Integrationskurs verpflichtet, wenn 
1.	� er nach § 44 einen Anspruch auf Teilnahme hat und
a)	� sich nicht zumindest auf einfache Art in deutscher Sprache verständigen kann oder
b)	� zum Zeitpunkt der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 23 Abs. 2, § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr.  1, § 30, oder 

§ 36a Absatz 1 Satz 1 erste Alternative nicht über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache 
verfügt oder

2.	� er Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch bezieht und ihn der Träger der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende nach § 15 Absatz 5 Satz 2 oder Absatz 6 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch zur 
Teilnahme am Integrationskurs auffordert,

3.	� er in besonderer Weise integrationsbedürftig ist und die Ausländerbehörde ihn zur Teilnahme am 
Integrationskurs auffordert oder

4.	� er zu dem in § 44 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 bis 3 genannten Personenkreis gehört, Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz bezieht und die zuständige Leistungsbehörde ihn zur Teilnahme an einem 
Integrationskurs auffordert.

In den Fällen des Satzes 1 Nr.  1 stellt die Ausländerbehörde bei der Erteilung des Aufenthaltstitels fest, dass 
der Ausländer zur Teilnahme verpflichtet ist. Der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende soll in den 
Fällen des Satzes 1 Nr.  1 und 3 beim Bezug von Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch für die 
Maßnahmen nach § 15 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch der Verpflichtung durch die Ausländerbehörde 
im Regelfall folgen. Sofern der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende im Einzelfall eine abweichen-
de Entscheidung trifft, hat er dies der Ausländerbehörde mitzuteilen, die die Verpflichtung widerruft. Die 
Verpflichtung ist zu widerrufen, wenn einem Ausländer neben seiner Erwerbstätigkeit eine Teilnahme auch 
an einem Teilzeitkurs nicht zuzumuten ist. Darüber hinaus können die Ausländerbehörden einen Ausländer 
bei der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 25 Absatz 1 oder 2 zur Teilnahme an einem Integrationskurs 
verpflichten, wenn er sich lediglich auf einfache Art in deutscher Sprache verständigen kann. 
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(1a) Die Teilnahmeverpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erlischt außer durch Rücknahme oder 
Widerruf nur, wenn der Ausländer ordnungsgemäß am Integrationskurs teilgenommen hat. […]
(3) Kommt ein Ausländer seiner Teilnahmepflicht aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht nach oder 
legt er den Abschlusstest nicht erfolgreich ab, weist ihn die zuständige Ausländerbehörde vor der Verlän-
gerung seiner Aufenthaltserlaubnis auf die möglichen Auswirkungen seines Handelns (§ 8 Abs. 3, § 9 Abs. 2 
Satz 1 Nr.  7 und 8, § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 4 dieses Gesetzes, § 10 Abs. 3 des Staatsangehörig-
keitsgesetzes) hin. Die Ausländerbehörde kann den Ausländer mit Mitteln des Verwaltungszwangs zur 
Erfüllung seiner Teilnahmepflicht anhalten. Bei Verletzung der Teilnahmepflicht kann der voraussichtliche 
Kostenbeitrag auch vorab in einer Summe durch Gebührenbescheid erhoben werden.“ 

Quelle: eigene Darstellung nach AufenthG; Hervorhebungen durch die Verfasserin

Neben den Integrationskursen wurde aufenthaltsrechtlich eine „berufsbezogene 
Deutschsprachförderung“ (§ 45a AufenthG) verankert. Diese dient der Unter-
stützung bei der Integration in den Arbeitsmarkt und soll auf der Sprachförde-
rung der Integrationskurse aufbauen (§ 45a Abs. 1 AufenthG). Während für die 
Koordination und Durchführung das BAMF zuständig ist, fällt die Gestaltung 
der Kurse in die Zuständigkeit des BMAS, das sich mit dem BMI abstimmen soll 
(§ 45a Abs. 1 und Abs. 3).

Über die Förderung der Deutschkenntnisse im Aufenthaltsgesetz hinaus liegen 
auf Bundesebene weitere Zuständigkeiten im Bereich der Integrationspolitik. 
So wurde 2002 das Amt als Staatsminister*in für „Migration, Flüchtlinge und 
Integration“ geschaffen (kurz Integrationsbeauftragte).113 Das Amt der*des Inte-
grationsbeauftragten ist im Aufenthaltsgesetz verankert (§ 92 AufenthG) und ist 
mit verschiedenen Aufgaben verknüpft, insbesondere „die Integration der dau-
erhaft im Bundesgebiet ansässigen Migranten zu fördern und insbesondere die 
Bundesregierung bei der Weiterentwicklung ihrer Integrationspolitik auch im 
Hinblick auf arbeitsmarkt- und sozialpolitische Aspekte zu unterstützen sowie 
für die Weiterentwicklung der Integrationspolitik auch im europäischen Rahmen 
Anregungen zu geben“ (§ 93 AufenthG). Die Befugnisse der*des Integrations-
beauftragten bestehen vor allem darin, Stellungnahmen anzufordern oder der 
Bundesregierung zuzuleiten sowie Vorschläge zu machen. Darüber hinaus wird 
die Beauftragte „bei Rechtsetzungsvorhaben der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministerien sowie bei sonstigen Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbe-
reich betreffen, möglichst frühzeitig beteiligt“ (§ 94 AufenthG). Die Befugnisse des 
Amtes sind demnach eng gesteckt, trotzdem können die Integrationsbeauftragten 
Akzente setzen, wie sich in den alle zwei Jahre erscheinenden Integrationsberich-
ten zeigt (§ 94 Abs. 2 AufenthG; siehe auch Tabelle 13). Da das Thema Integration 
insbesondere seit den hohen Zuwanderungszahlen ab dem Jahr 2015 politisch 
wieder stärker diskutiert wurde, liegt der Schwerpunkt der ausgewählten Inte-
grationsberichte auf den Jahren ab 2015. Um trotzdem Entwicklungslinien der 

113	 https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de/staatsministerin/marieluise-beck-1864774; Vorläufer-
Ämter hatten eine andere Bezeichnung und zum Teil andere inhaltliche Schwerpunktsetzungen

https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de/staatsministerin/marieluise-beck-1864774
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politischen Diskurse nachvollziehen zu können, wurden zwei vorherige Berichte 
miteinbezogen, die teilweise rechtliche Änderungen aufgreifen, die oben bereits 
beschrieben wurden. 

Tabelle 13: Integrationsverständnis und inhaltliche Schwerpunktsetzungen der Integrationsbeauftragten 
Deutschlands im Zeitverlauf

Quelle Integrationsverständnis 
9.  Integrationsbericht 2012 
„9. Bericht der Beauftragten 
der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und 
Integration über die Lage der 
Ausländerinnen und Ausländer 
in Deutschland“
Staatsministerin Prof. Dr. Maria 
Böhmer (CDU) 

–	� Grundsatz des „Förderns und Forderns“ in unterschiedlichen Bereichen 
(Grundgesetz als Wertegrundlage, „Integration ist keine Einbahnstra-
ße“, Sprachförderung, Anerkennung ausländischer Abschlüsse, Gesetz 
zur Bekämpfung der Zwangsheirat, Bleiberecht für gut integrierte 
Jugendliche, Erarbeitung eines „Nationalen Aktionsplans Integration“)

–	� Öffentliche Debatte um Integration: Sarrazin-Thesen114, NSU Morde115

–	� Herausforderungen: „Armutszuwanderung“, Entwicklung „abge-
stimmter Integrationsangebote“ für unterschiedliche Zielgruppen, 
Vernetzung relevanter Akteur*innen/Übergangsmanagement, 
„Integration keine vorübergehende Sonderaufgabe“, demographischer 
Wandel/Fachkräftemangel

„Deutschland ist ein Integrationsland. Alle, die auf Dauer in unserem 
Land leben, sollen hier ihre Heimat finden und am Leben in all seinen 
Facetten teilhaben. Menschen in der dritten oder gar vierten Generation 
sollten sich nicht mehr als Migrantinnen und Migranten fühlen bzw. 
als solche betrachtet werden. Sie gehören schon längst dazu. Der mit 
Integration umschriebene Prozess verlangt Offenheit und Veränderungs-
bereitschaft auf allen Seiten. Nur so kann das Wir-Gefühl entstehen, das 
Deutschland angesichts der Herausforderungen der Zukunft braucht.“ 

10.  Integrationsbericht 2014 
„10. Bericht der Beauftragten 
der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und 
Integration über die Lage der 
Ausländerinnen und Ausländer 
in Deutschland“
Staatsministerin Aydan 
Özoğuz (SPD) 

–	� Thematisierung rechtlicher Änderungen und Vorhaben: Wegfall der 
Optionspflicht im Staatsangehörigkeitsrecht116 („überfällige Reform“), 
geplante Stärkung der Integrationskurse

–	� Bildungsteilhabe von „Kindern und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund“ als Ziel, hohe Relevanz beruflicher Qualifizierung (Schwer-
punktjahr „Ausbildung“)

–	� Zusammenhalt: „Diskriminierung, Rassismus und Fremdenfeindlich-
keit“, NSU und steigende fremdenfeindliche Straftaten als Gefahr

–	� Flucht im Kontext von Krieg und „Menschenrechtskrisen“ 
–	� Notwendigkeit einer sachlich unaufgeregten Diskussion, weg von 

Problemen hin zu Lösungen
„Deutschland ist ein Einwanderungsland mit einer sich langsam ausprä-
genden Einwanderungsgesellschaft.“ 

114	 Thesen des Autors Thilo Sarrazin in seinem Buch „Deutschland schafft sich ab“ von 2010, die Zuwande-
rung problematisieren und biologisieren. Kritische Einordnung durch den Mediendienst Integration 
unter: https://mediendienst-integration.de/fileadmin/Dateien/Sarrazins_Thesen_Dossier.pdf 

115	 Zwischen 2000 und 2007 ermordete die rechtsextreme Terrorgruppe „Nationalsozialistischer Unter-
grund“ (NSU) neun Menschen aus rassistischen Gründen und eine Polizistin. Die Gruppe wurde im 
November 2011 aufgedeckt. Weitere Einordnungen unter: https://www.bpb.de/kurz-knapp/hinter-
grund-aktuell/343019/vor-10-jahren-aufdeckung-des-nsu/ 

116	 „Kinder ausländischer Eltern, die in Deutschland geboren und aufgewachsen sind und zwei Staats-
angehörigkeiten haben, dürfen zukünftig beide Pässe behalten und müssen sich nicht mehr zwischen 
Herkunft und Heimat entscheiden.“

https://mediendienst-integration.de/fileadmin/Dateien/Sarrazins_Thesen_Dossier.pdf
https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktuell/343019/vor-10-jahren-aufdeckung-des-nsu/
https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktuell/343019/vor-10-jahren-aufdeckung-des-nsu/
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Quelle Integrationsverständnis 
11.  Integrationsbericht 2016 
„11. Bericht der Beauftragten 
der Bundesregierung für Mig-
ration, Flüchtlinge und Integra-
tion – Teilhabe, Chancengleich-
heit und Rechtsentwicklung in 
der Einwanderungsgesellschaft 
Deutschland“
Staatsministerin Aydan 
Özoğuz (SPD) 

–	� „Aufnahme, Unterbringung sowie die Integration der vielen Asyl-
suchenden und Flüchtlinge, die länger bleiben werden“ als zentrale 
Aufgabe, Thematisierung der Gesetzesänderungen im Bereich Flucht/
Asyl, Verabschiedung des „Integrationsgesetzes“ („aus den Fehlern der 
1990er Jahre gelernt“)

–	� Teilhabe bei Bildung, Ausbildung, Arbeitsmarkt und im Gesundheits-
wesen als wichtige Baustellen (Schwerpunktjahr der Integrationsbeauf-
tragten: „Gesundheit und Pflege in der Einwanderungsgesellschaft“), 
Religionsgemeinschaften als Teilhabeproduzentinnen („klare Kante 
gegen Islamophobie“)

–	� „Diskriminierung über Fremdenfeindlichkeit bis hin zu purem Rassis-
mus“: Angriffe auf Geflüchtetenunterkünfte, NSU, Diskriminierung von 
EU-Bürger*innen 

„Integration ist kein Sonderformat für 17,1 Millionen Menschen mit fami-
liären Einwanderungsgeschichten (Migrationshintergrund), sondern hat 
Auswirkungen auf alle 82 Millionen Menschen, die in unserem Land leben! 
Ein Einwanderungsland muss im eigenen Interesse allen Menschen im 
Land – egal welcher Herkunft – gleiche Chancen auf Teilhabe geben: in der 
Schule, bei der Ausbildung, am Arbeitsmarkt oder im Gesundheitswesen. 
Darum geht es im 21. Jahrhundert!“ 

12.  Integrationsbericht 2019 
„Deutschland kann Integration: 
Potenziale fördern, Integra-
tion fordern, Zusammenhalt 
stärken. 12. Bericht der Beauf-
tragten der Bundesregierung 
für Migration, Flüchtlinge und 
Integration“
Staatsministerin Annette 
Widmann-Mauz (CDU) 

–	� Leitkultur: Respekt der „Werte und Regeln unserer Gesellschaft“, 
öffentliche Diskussionen spiegeln „Ängste vor Parallelgesellschaften 
und Kriminalität, vor der Erosion prägender Werte, vor Identitätsverlust 
und vor Ausgrenzung“

–	� Nutzen von Integration: „Deutschland und seine Bürgerinnen und 
Bürger profitieren, wenn wir auf Integration setzen. Integration ist eine 
Investition in die Köpfe unseres Landes.“, erfolgreiche Arbeitsmarktin-
tegration („Hier läuft der deutsche Integrationsmotor auf Hochtouren“)

–	� Probleme: Bedrohung von (Kommunal-)Politiker*innen, Hass und 
Gewalt, „Es ist eine politische und gesamtgesellschaftliche Aufgabe, 
Rechtsextremismus, Antisemitismus, Muslimfeindlichkeit und Rassis-
mus konsequent zu bekämpfen.“

–	� Neuauflage des „Nationalen Aktionsplans Integration“, Ergänzung um 
ein Integrationsmonitoring (ab 2020), Einrichtung einer unabhängigen 
Fachkommission zu „den Rahmenbedingungen der Integrationsfähig-
keit“

„Ob Eingewanderte aus der Europäischen Union oder Drittstaaten, ob 
Schutzsuchende oder vor Jahren und Jahrzehnten Eingewanderte und ihre 
hier geborenen und aufgewachsenen Kinder: Wir müssen fördern, dass 
sie ihre Potenziale einbringen können, und wir müssen einfordern, dass 
sie dies auch tun. Dieser Zweiklang heißt Integration.“ 
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Quelle Integrationsverständnis 
13.  Integrationsbericht 2023 
Lagebericht „Rassismus in 
Deutschland: Ausgangs-
lage, Handlungsfelder, 
Maßnahmen“117

Staatsministerin Reem Alabali-
Radovan (SPD) 

–	� Erstmalig wissenschaftlich fundierte und „umfassende Darlegung zu 
Rassismus in Deutschland“ 

–	� Rassismus in Krisenzeiten: „Solche Krisen und Momente des gesell-
schaftlichen Umbruchs sind immer auch Zeiten, in denen vulnerable 
Gruppen noch stärker geschützt werden müssen.“

–	� Rassismus bekämpfen, Betroffene hören und unterstützen: „Wir 
müssen gerade jetzt wieder stärker den Anfängen wehren, rassisti-
sche Erzählungen entlarven, die Prävention und Demokratie Arbeit 
stärken.“ 

–	� Selbstkritische Reflexion zur Rolle der Politik in der Konfrontation mit 
Rassismus („viel zu lange verschwiegen“)

„Mir ist besonders wichtig, dass wir alle gemeinsam gegen Rassismus 
kämpfen. Das ist eine gesamtgesellschaftliche Anstrengung. Dazu 
gehört, dass wir selbstkritisch unseren Alltag, die Strukturen in den 
Verwaltungen, die Bewerbungsverfahren in Unternehmen oder auch im 
öffentlichen Dienst überprüfen. Dazu gehört, dass wir einschreiten, wenn 
der rassistische Spruch in Bus oder Bahn fällt, und Hilfe anbieten, wenn 
Menschen attackiert werden. Das Eintreten für Demokratie lässt sich nicht 
wegdelegieren. Die wehrhafte Demokratie, das sind wir alle.“ 

Quelle: Eigene Darstellung nach Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 
(2012, 2014, 2016, 2019, 2023), Hervorhebungen durch die Verfasserin

Bei der Durchsicht der einleitenden Worte der jeweiligen Beauftragten für Mig-
ration, Flüchtlinge und Integration werden zunächst persönliche Schwerpunkt-
setzungen deutlich. Der Grundsatz des „Förderns und Forderns“ wird bspw. nur 
bei den beiden der CDU angehörigen Staatsministerinnen als Ausgangsbasis für 
weitere Argumentationen genutzt. Insbesondere Aydan Özoğuz (SPD) nutzt hin-
gegen deutlich stärker den Teilhabebegriff. Darüber hinaus ist interessant, wie 
Deutschland eingeordnet wird. Prof. Dr. Maria Böhmer konstatiert 2012, Deutsch-
land sei ein Integrationsland. Aydan Özoğuz wiederum spricht dezidiert von 
einem Einwanderungsland, während Annette Widmann-Mauz (CDU) lediglich 
attestiert: „Deutschland kann Integration“. Der Lagebericht Rassismus, der als 
einmaliger Bericht im Januar 2023 durch die Beauftragte Reem Alabali-Radovan 
(SPD) vorgestellt wurde, enthält aufgrund der anderen Schwerpunktsetzung des 
Dokuments keine Einschätzung dazu. Neben dem Amt als Integrationsbeauf-
tragte als Antirassismusbeauftragte der Bundesregierung118 hat sie mit ihrem 
ersten Bericht eine deutliche Fokusverschiebung vorgenommen – hin zu einem 
Thema, das seit dem gewaltsamen Tod von George Floyd am 25.05.2020 und dem 
rassistischen Terroranschlag in Hanau am 19.02.2020 zu einer vermehrten Akti-

117	 „Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration erstattet gem. § 94 
Abs. 2 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) dem Deutschen Bundestag alle zwei Jahre Bericht. Der 13. Bericht 
der Beauftragten erfolgt in diesem Jahr einmalig als Lagebericht ‚Rassismus in Deutschland: Ausgangs-
lage, Handlungsfelder, Maßnahmen‘.“

118	 https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de/staatsministerin/antirassismus 

https://www.integrationsbeauftragte.de/ib-de/staatsministerin/antirassismus
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vierung Betroffener sowie einer verstärkten gesellschaftlichen Sensibilisierung 
für rassistische Strukturen und Handlungen geführt hat. 

Neben dem Amt der Integrations- und Antirassismusbeauftragten gibt es 
weitere auf Bundesebene angelegte Foren, die integrationspolitische Themen 
adressieren; so bspw. der seit 2006 durch das Kanzleramt initiierte Integrations-
gipfel oder die seit 2006 durch das Innenministerium stattfindende Deutsche 
Islam Konferenz (Schammann/Gluns 2021: 105; Hoesch 2018: 273). 

Darüber hinaus werden zwei Beratungsangebote (Leistungen) für unterschied-
liche Zielgruppen von der Bundesebene gefördert. So gibt es speziell für junge 
eingewanderte Menschen zwischen 12 und 27 die vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) geförderten Jugendmigrations-
dienste (JMD), die von vier verschiedenen Trägergruppen durchgeführt werden 
(Schammann/Gluns 2021: 107; näheres dazu auch in Kapitel 6.1).119 Daneben gibt es 
die sogenannte „Migrationsberatung für Erwachsene“ (MBE), die ein Beratungs-
angebot für Personen über 27 Jahren in den ersten drei Jahren nach Zuwanderung 
darstellt. Die Zuständigkeit liegt hierfür beim BAMF des Innenministeriums, die 
Durchführung findet jedoch bundesweit – wie bei den JMD – durch Träger der 
freien Wohlfahrt statt.120 Auch hier wird deutlich, dass integrationspolitische 
Themen in verschiedenen Ressorts mit unterschiedlichen Zuständigkeitsgebieten 
verortet sind, was den Querschnittscharakter bereits auf Bundesebene zeigt. 
Die auf Bundesebene geschaffenen Rahmenbedingungen für Integration können 
von den Ländern weitergehend gestaltet werden ( föderale Kompetenzzuweisung), 
bspw. durch die Ergänzung von Maßnahmen (Schupp/Wohlfahrt 2022: 8). „Inte-
grationspolitik auf Landesebene betrifft daneben vor allem die Bildungs- und 
Kulturpolitik, aber auch die Bereiche innere Sicherheit und Religion […]“ (Schupp/
Wohlfahrt 2022: 8). Auch Förderprogramme, Leitbilder, Aktionspläne und eine 
eigene Integrationsgesetzgebung spielen landesspezifisch in unterschiedlichem 
Umfang eine Rolle (Schupp/Wohlfahrt 2022).

Integrationspolitische Rolle der Länder

Da sich die vorliegende Arbeit regional auf Nordrhein-Westfalen bezieht, soll an 
dieser Stelle von den spezifischen Strukturen der Integrationspolitik in diesem 
Bundesland ausgegangen werden. Kontrastierend werden integrationspolitische 

119	 https://www.jugendmigrationsdienste.de/ 
120	 https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/BeratungErwachsene/

beratung-erwachsene-node.html;jsessionid=20F335FEB999157E339847D391C22F14.intranet231 

https://www.jugendmigrationsdienste.de/
https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/BeratungErwachsene/beratung-erwachsene-node.html;jsessionid=20F335FEB999157E339847D391C22F14.intranet231
https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/BeratungErwachsene/beratung-erwachsene-node.html;jsessionid=20F335FEB999157E339847D391C22F14.intranet231
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Rahmenbedingungen für Bayern und Berlin dargestellt.121 Die Bundesländer set-
zen erste Akzente ihrer Integrationspolitik durch die Verortung des Themas in 
unterschiedlichen Ressorts. „Als erstes Bundesland schuf Nordrhein-Westfalen 
2005 mit dem Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integration ein 
Landesministerium, das sich ausdrücklich auch als ‚Integrationsministerium‘ ver-
stand.“ (Schupp/Wohlfahrt 2022: 9) Seit der schwarz-gelben Landesregierung von 
2017 bis 2022, die Integration im „Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration des Landes NRW“ (MKFFI) ansiedelte, wurde auch der Themenbereich 
Migrationspolitik aus dem Innenministerium dorthin überführt. Mit der neuen 
schwarz-grünen Landesregierung blieb dies im Kern bestehen als „Ministerium 
für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes 
Nordrhein-Westfalen“ (MKJFGFI). Bei einem Blick auf das Organigramm las-
sen sich die migrations- und auch integrationspolitischen Themen in den beiden 
Abteilungen 5 „Flucht“ sowie Abteilung 6 „Integration“ identifizieren. Der mig-
rationspolitischen Abteilung (Flucht) sind drei Gruppen zugeordnet: Gruppe 51 
„Ausländerrecht“, Gruppe 52 „Rückkehrmanagement“ sowie Gruppe 53 „Soziale 
und wirtschaftliche Flüchtlingsangelegenheiten“, in der bspw. Verteilungs- und 
Unterbringungsfragen angesiedelt sind. Die Integrationsabteilung unterteilt sich 
wiederum in die beiden Gruppen „Integration als Querschnittsaufgabe“ und „Inte-
grationspolitische Infrastruktur“ mit jeweils vier bzw. fünf weiteren Referaten, 
die sich mit unterschiedlichen Themenzuschnitten beschäftigen.122 Besonders die 
integrationspolitische Infrastruktur bildet ein Alleinstellungsmerkmal NRWs im 
Ländervergleich (siehe auch unten die Ausführungen zum Teilhabe- und Integra
tionsgesetz).

In Bayern ist die Integrationspolitik dem Innenministerium (Bayerisches 
Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration) zugeordnet, wie dies 
auch auf Bundesebene der Fall ist. Dadurch ergeben sich stärkere Bezüge zu Fra-
gen von Sicherheit und Kriminalität, was sich auch am Organisationsplan zeigt. 
Eine Abteilung („Integration und Unterbringung von Asylbewerbern“) beschäf-
tigt sich in sieben Sachgebieten mit integrationspolitischen Fragen, wobei ein 
Schwerpunkt auf verschiedenen Aspekten der Verteilung und Unterbringung von 

121	 Die Auswahl der Bundesländer ist exemplarisch. NRW und Bayern sind die beiden Bundesländern mit 
den höchsten Aufnahmeverpflichtungen für geflüchtete Menschen gemäß des Königsteiner Schlüssels. 
Darüber hinaus repräsentieren die drei Bundesländer unterschiedliche politische Prägungen. Während 
Bayern durch eine bereits lange bestehende konservative Politik der CSU geprägt ist, findet sich eher 
gegenteilig eine lange linke Politikprägung in Berlin (auch wenn es hier jüngst wieder zu Verschiebungen 
gekommen ist). NRW ist größeren politischen Umbrüchen unterworfen – von einer stark durch die SPD 
geprägte Landespolitik in den letzten Jahren unter Hanelore Kraft hin zu einer konservativ-liberalen 
Regierung durch CDU/FDP und aktuell im Rahmen einer schwarz-grünen Koalition.

122	 https://www.mkjfgfi.nrw/artikel/organisation 

https://www.mkjfgfi.nrw/artikel/organisation
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geflüchteten Menschen liegt. Neben einem Sachgebiet, das sich um „allgemeine 
Angelegenheiten“ sowie die Zusammenarbeit mit „Verbänden, Bund und Län-
dern“ kümmert, beschäftigen sich lediglich zwei Sachgebiete mit einerseits der 
„Integration in Arbeit, Wertevermittlung“ und andererseits mit „Fördermaßnah-
men“. Daneben ist auch die Migrationspolitik in der Abteilung „Ausländer- und 
Asylrecht“ diesem Ministerium zugeordnet.123 

In Berlin gibt es seit der Regierungsbildung zwischen CDU und SPD im Früh-
jahr 2024 die „Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, 
Vielfalt und Antidiskriminierung“. Die Abteilung „Integration und Migration“ 
vereint dabei migrations- und integrationspolitische Fragestellungen. Der Organi-
sationsplan zeigt vier Unterbereiche der Abteilung: Während sich ein Unterbereich 
sowohl mit Beratungsangeboten als auch rechtlichen Fragen beschäftigt, gibt es 
zwei weitere Unterbereiche, die sich um „Strukturelle Integration, Parlaments- 
und Senatsangelegenheiten“ sowie „Partizipation in der Migrationsgesellschaft“ 
kümmern. Ein weiterer Unterbereich wurde zum Themenfeld der „Migrations- 
und Flüchtlingspolitik“ eingerichtet.124 

So zeigen sich durch die unterschiedliche Themenzuordnung der zuständigen 
Ministerien erste Hinweise auf Schwerpunktsetzungen der länderspezifischen 
Integrationspolitik. Aber auch die enge Verknüpfung von migrations- und integra
tionspolitischen Themen in den Bundesländern wird durch den exemplarischen 
Überblick über NRW, Bayern und Berlin deutlich.

Die Länder regeln Integrationspolitik darüber hinaus durch spezifische Geset-
ze. Nordrhein-Westfalen hat zum 01.01.2012 ein „Teilhabe- und Integrationsge-
setz“ (TIntG) eingeführt, das zum 01.01.2022 reformiert wurde. Interessant ist es 
hierbei, sich die Gegenüberstellung von altem und neuem Recht anzusehen. So 
wurden Formulierungen in einigen Fällen grundsätzlich überarbeitet. Statt von 
„Zuwanderern“ wird bspw. nun von „Einwanderern“ gesprochen und ebenso wur-
de die Bezeichnung „Menschen mit Migrationshintergrund“ durch „Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte“ ersetzt. Integration wird im neuformulierten Gesetz 
als „Prozess“ beschrieben, der aus drei sich simultan oder sukzessiv ereignenden 
Einzelprozessen besteht, die sich auch wechselseitig beeinflussen können (§ 1 
Abs. 2 TIntG):

„1. (Integration als Ankommen) die Würdigung und Unterstützung neu eingewanderter Menschen 
in der ersten Phase des Ankommens, insbesondere in den Bereichen Spracherwerb, Wohnen, Bildung, 
Arbeit und Gesundheit sowie Rechtskunde und Verbraucherschutz im Sinne einer systematischen 
Grund- und Erstversorgung, 

123	 https://www.stmi.bayern.de/ministerium/organisation-und-geschaeftsbereich/ 
124	 https://www.berlin.de/sen/asgiva/ueber-uns/#organigramm 

https://www.stmi.bayern.de/ministerium/organisation-und-geschaeftsbereich/
https://www.berlin.de/sen/asgiva/ueber-uns/#organigramm
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2. (Integration als Teilhaben) eine umfassende soziale, gesellschaftliche, kulturelle und rechtliche 
Teilhabe der Menschen mit Einwanderungsgeschichte durch den Abbau von Zugangs- und Teilhabe-
barrieren auch in den institutionellen Regelsystemen, die Förderung der interkulturellen Öffnung 
aller beteiligten öffentlichen Institutionen und die Förderung von Mehrsprachigkeit und ihrer Aner-
kennung sowie 
3. (Integration als Gestalten) die Förderung eines umfassenden gesellschaftlichen und politischen 
Prozesses von Begegnung und Austausch aller Menschen, unabhängig davon, ob und welche Ein-
wanderungsgeschichte gegeben ist, zur Gestaltung und Pf lege einer gemeinsamen Identität, Heimat 
und Erinnerungskultur in Nordrhein-Westfalen sowie zur Förderung demokratischen Handelns; 
jeglichen Formen von Antisemitismus, Rassismus, Antiziganismus, antimuslimischem Rassismus 
und weiterer gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und Diskriminierung wird durch das Land 
entgegengewirkt.“ (§ 1 Abs. 1 TIntG)

In den „Teilhabe und Integrationsgrundsätzen“ werden Offenheit, Toleranz, Res-
pekt und Mitwirkungsbereitschaft aller als Grundvoraussetzung konstatiert und 
in unterschiedlichen Bereichen die Ziele einer Stärkung und Unterstützung von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte betont (z. B. durch interkulturelle Öff-
nung, bürgerschaftliches Engagement, Anstrengungen gegen Diskriminierung 
und Rassismus). Daneben wird das Ziel der Einbürgerung beschrieben, das im 
Interesse des Landes liege (§ 2 TIntG). An dem großen Umfang des zweiten Teils 
zu „Aufgaben des Landes“ wird deutlich, dass die Verantwortung zur Beteiligung 
an Teilhabe- und Integrationsprozessen auf dieser Ebene gesehen wird. Darüber 
hinaus schafft die Neuordnung des TIntG die Grundlage für eine Programmför-
derung verschiedener integrationspolitischer Strukturen (Leistungen): 

„Jährlich stellt das Land durch das für Integration zuständige Ministerium zur Förderung der landes-
weiten integrationspolitischen Infrastruktur in Nordrhein-Westfalen Mittel in Höhe von mindestens 
130 000 000 Euro zur Verfügung. Daraus sind die Kommunalen Integrationszentren, das Kommunale 
Integrationsmanagement, die Integrationspauschalen des Landes, die Integrationsagenturen und 
Servicestellen zur Antidiskriminierung, ausgewählte Organisationen von Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte und weitere institutionelle Förderungen zu f inanzieren.“ (§ 3 Abs. 2 TIntG)

Die bereits seit 2012 eingeführten Kommunalen Integrationszentren (KI) bilden 
eine etablierte Grundlage der Anerkennung von Integration als Querschnitts-
aufgabe und sind in unterschiedlicher Form an die Verwaltungsstrukturen von 
Kreisen und kreisfreien Städten angedockt (Stöbe-Blossey et al. 2019: 104 f.; siehe 
auch Bogumil/Hafner 2021):
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„Das Land fördert auf der Grundlage entsprechender Verwaltungsvorschriften Kommunale Integra
tionszentren in Kreisen und kreisfreien Städten, die über ein Integrationskonzept verfügen. Das 
Integrationskonzept soll die Zusammenarbeit und Abstimmung mit freien Trägern vorsehen. Damit 
sollen im Einvernehmen mit den Gemeinden 
1.	 Angebote im Elementarbereich, in der Schule und beim Übergang von der Schule in den Beruf in 

Zusammenarbeit mit den unteren Schulaufsichtsbehörden unterstützt werden, um die Bildungs-
chancen von Kindern und Jugendlichen mit Einwanderungsgeschichte zu verbessern,

2.	 die auf die Integration und das Zusammenleben in Vielfalt bezogenen Aktivitäten und Angebote 
der kommunalen Ämter und Einrichtungen sowie der freien Träger vor Ort koordiniert werden;

3.	 die ehrenamtlichen Angebote in den Kommunen, insbesondere für gef lüchtete Menschen und 
weitere Neueingewanderte koordiniert und unterstützt werden.“ (§ 8 Abs. 1 TIntG)

Das Kommunale Integrationsmanagement demgegenüber wurde 2020 als landes-
weites Förderprogramm neu eingeführt125 und „versteht sich als ein integriertes 
Steuerungskonzept mit dem es gelingen soll, die vielfältigen Angebote und Leis-
tungen in der Integrationsarbeit innerhalb und außerhalb der Kommunalverwal-
tung zu koordinieren und einheitlich auszurichten“ (Bogumil/Hafner 2021: 64). 
Es ist im Teilhabe- und Integrationsgesetz verankert:

„Das Land fördert auf Basis des nordrhein-westfälischen Zuwendungsrechts zur strukturellen Stär-
kung und Weiterentwicklung der kommunalen Selbstverwaltung das Instrument des Kommunalen 
Integrationsmanagements. Dieses umfasst ef fektive Strukturen der Zusammenarbeit aller auf kom-
munaler Ebene vorhandenen Ämter, Behörden und Träger, die Dienstleistungen zur Integration von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte erbringen, sowie individuelle und lebenslagenbezogene 
Beratungsangebote, insbesondere für gef lüchtete, geduldete und andere neu eingewanderte Menschen. 
Zielsetzung ist die Unterstützung einer integrierten und rechtskreisübergreifenden kommunalen 
Steuerung der örtlichen Einwanderungs- und Integrationsprozesse unter Berücksichtigung des 
Teilhabe- und Integrationsverständnisses nach § 1. Die Landesförderung richtet sich an die Kreise 
und kreisfreien Städte, die ein Kommunales Integrationszentrum nach § 8 eingerichtet haben.“ (§ 9 
Abs. 1 TIntG)

Hieran zeigt sich, dass die Einführung von spezifischen integrationspolitischen 
Strukturen in enger Verknüpfung mit der kommunalen Ebene stattfindet ( föde-
rale Kompetenzzuweisung), der damit auch von Landesseite eine hohe Bedeutung 
zugemessen wird (siehe auch Hoesch 2018: 306). Im Hinblick auf eine sektorale 
Kompetenzzuweisung wird aus den in § 8 Abs. 1 des TintG beschriebenen Ziele 
und Aufgaben der Kommunen wiederum der Querschnittscharakter der Integra
tionspolitik deutlich.

Das Bayerische Integrationsgesetz (BayIntG) hingegen wurde bereits kontro-
vers öffentlich diskutiert. Schon bei seiner Verabschiedung 2016 durch die CSU 
(damals in absoluter Mehrheit die einzige Regierungspartei) wurde von Seiten 
der Opposition126 und kirchlichen, zivilgesellschaftlichen Akteur*innen sowie 

125	 https://www.mkjfgfi.nrw/kommunales-integrationsmanagement-nrw-0 
126	 https://www.bayern.landtag.de/aktuelles/aus-dem-plenum/debatte-ueber-das-integrationsgesetz/ 

https://www.mkjfgfi.nrw/kommunales-integrationsmanagement-nrw-0
https://www.bayern.landtag.de/aktuelles/aus-dem-plenum/debatte-ueber-das-integrationsgesetz/
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Wohlfahrtsverbänden und Gewerkschaften Kritik an dem Gesetz geäußert – ins-
besondere im Hinblick auf den Begriff der „Leitkultur“ und dem Schüren von 
Ressentiments gegenüber Migrant*innen. SPD und Grüne klagten 2017 gegen das 
Gesetz und der zuständige Bayerische Verfassungsgerichtshof erklärte es Ende 
2019 teilweise für verfassungswidrig. Innenminister Joachim Herrmann (CSU) 
kündigte daraufhin eine Überprüfung des Gesetzes an (, wobei die Recherchen 
keine weiteren Neuerungen zu diesem Thema zeigen).127 Ein Blick in den Gesetzes-
text zeigt zunächst die Stoßrichtung der Regelungen, die sich stark an einem eher 
einseitigen und assimilatorischen Verständnis von Integration orientieren (siehe 
auch Schupp/Wohlfahrt 2022: 21). Bereits in der Präambel kommt der umstrittene 
Begriff der „Leitkultur“ vor. In Artikel 1 zu den Integrationszielen wird dieser 
dann in Verbindung mit Einwanderung gesetzt:

„¹Bayern bekennt sich zu seiner Verantwortung gegenüber allen, die aus anderen Staaten kommen 
und hier nach Maßgabe der Gesetze Aufnahme gefunden haben oder Schutz vor Krieg und Verfol-
gung suchen. ²Es ist Ziel dieses Gesetzes, diesen Menschen für die Zeit ihres Aufenthalts Hilfe und 
Unterstützung anzubieten, um ihnen das Leben in dem ihnen zunächst fremden und unbekannten 
Land zu erleichtern (Integrationsförderung), sie aber zugleich auf die im Rahmen ihres Gast- und 
Aufenthaltsstatus unabdingbare Achtung der Leitkultur zu verpf lichten und dazu eigene Integra-
tionsanstrengungen abzuverlangen (Integrationspf licht). ³Das soll zugleich einer Überforderung 
der gesellschaftlich-integrativen und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Landes und seiner 
kommunalen Ebenen entgegenwirken.“ (Art. 1 BayIntG)

Auch im BayIntG findet sich demnach das Motiv des „Förderns“ und „Forderns“ 
wieder. Die oben benannte Integrationsförderung wird in Artikel 3 geregelt und 
sagt in mehreren Bereichen (Bildung, Erziehung, bürgerschaftliches Engagement, 
Rückkehr, Ermessen) Unterstützung durch „geeignete Angebote“ der Landesre-
gierung zu (Art. 3 Abs. 1–7 BayIntG), die „nach Maßgabe gesonderter Förderricht-
linien“ erfolge und „jeweils gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen zu 
befristen und mit einem Haushaltsvorbehalt zu versehen“ (Art. 3 Abs. 8 BayIntG) 
sei. Verschiedene Einrichtungen und Akteur*innen (Kitas, Schulen, Kommunen, 
Wirtschaft, Rundfunk und Medien) erhalten durch das Gesetz einen integrations-
politischen Auftrag, der häufig ihm Rahmen der eigenen Möglichkeiten geleistet 
werden soll. An einigen Stellen im Gesetzestext werden Passagen aufgrund des 
Urteils des Bayerischen Verfassungsgerichts für nichtig erklärt, an anderen Stellen 
wiederum findet sich lediglich ein Hinweis auf das Urteil. Insgesamt ziehen sich 
die „Leitkultur“ und die Anpassung an diese durch zugewanderte Menschen durch 
das gesamte Integrationsgesetz.

Dem diametral entgegen steht das „Gesetz zur Neuregelung der Partizipation 
im Land Berlin“ (PartMigG), das Mitte 2021 auf Basis des ersten Integrationsge-

127	 https://www.sueddeutsche.de/bayern/bayern-integrationsgesetz-csu-verfassungswidrig-1.4707498 

https://www.sueddeutsche.de/bayern/bayern-integrationsgesetz-csu-verfassungswidrig-1.4707498
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setzes auf Länderebene („Gesetz zur Regelung von Partizipation und Integration 
in Berlin“) von Dezember 2010 neugeregelt wurde. Hier heißt es:

„Ziel dieses Gesetzes ist die Förderung der Partizipation und Stärkung der Integration als gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe und die Durchsetzung der gleichberechtigten Teilhabe von Personen mit 
Migrationsgeschichte in allen Lebensbereichen in der durch Vielfalt und Migration geprägten Berliner 
Stadtgesellschaft (Migrationsgesellschaft).“ (§ 1 PartMigG)

Die im Gesetz formulierten Grundsätze beziehen sich auf eine gewünschte Abbil-
dung der in Berlin vorzufindenden Vielfalt, Integration als Daueraufgabe und auf 
eine Basis von Offenheit, Respekt und Veränderungsbereitschaft. Daneben wird 
eine klare Haltung gegen Rassismus, Antisemitismus und Diskriminierungen 
konstatiert sowie eine Wertschätzung der Potenziale durch Migration und Vielfalt 
(§ 2 PartMigG). Großen Anteil nimmt der dritte Abschnitt ein, in dem es um eine 
„gezielte Förderung der Beschäftigung von Personen mit Migrationshintergrund 
im öffentlichen Dienst“ geht und konkrete Vorgehensweisen zur Erhöhung der 
Repräsentation beschrieben werden – bspw. bezüglich Stellenausschreibungen, 
Auswahlverfahren und Einstellungen (§§ 7–14 PartMigG). Darüber hinaus werden 
im Berliner Partizipationsgesetz spezifische Strukturen geregelt. So ist auf Lan-
desebene ein*e „Beauftragte*r des Senats von Berlin für Partizipation, Integration 
und Migration“ (§ 15 PartMigG) vorgesehen:

„Die oder der Beauftragte ist im Auftrag des für Integration zuständigen Senatsmitgliedes tätig. 
Sie oder er fungiert zugleich als Ombudsperson für Menschen mit Migrationsgeschichte und verfügt 
über ein weisungsunabhängiges Presserecht. Sie oder er ist ressortübergreifend tätig.“ (§ 15 Abs. 2 
PartMigG)

Auf Ebene der Bezirke werden weitere „Beauftragte für Partizipation und Integra
tion“ (§ 16 PartMigG) eingesetzt:

„In jedem Bezirk ernennt das Bezirksamt nach Anhörung des Bezirksbeirats für Partizipation und 
Integration bei der Bezirksbürgermeisterin oder dem Bezirksbürgermeister eine Bezirksbeauftragte 
oder einen Bezirksbeauftragten für Partizipation und Integration (nachfolgend Bezirksbeauftragte 
oder Bezirksbeauftragter). Die oder der Bezirksbeauftragte ist abteilungsübergreifend und fachlich 
eigenständig tätig. Die Entscheidungskompetenz und Verantwortung der zuständigen Fachämter 
bleibt unberührt.“ (§ 16 Abs. 1 PartMigG)

Daneben regeln § 17 und 19 PartMigG die Einrichtung eines „Landesbeirats für 
Partizipation“ und die Einrichtung von „Bezirksbeiräten für Partizipation und 
Integration“ sowie einen eigenen „Beirat für Angelegenheiten von Roma und Sinti“ 
(§ 18 PartMigG). Diese Beiräte sollen auf den jeweiligen politischen Ebenen Bera-
tung und Unterstützung anbieten und sind (mit Ausnahme des Landesbeirats) vor 
allem als Selbstvertretungsorgane angelegt (§§ 16 bis 19 PartMigG). Im Gegensatz 
zu Bayern werden durch das Partizipationsgesetz in Berlin demnach auch zusätz-
liche Strukturen im integrationspolitischen Bereich geschaffen, indem auf der 
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Ebene der Rahmenbedingungen mit den Bezirksbeauftragten föderale Kompetenz-
zuweisungen vorgenommen sowie auf der Ebene der organisationalen Arrangements 
spezifische Vernetzungsstrukturen definiert werden. 

Die Ausführungen zu den drei Integrationsgesetzgebungen machen deut-
lich, dass die Länder sowohl unterschiedliche Schwerpunktsetzungen in ihrem 
Integrationsverständnis vornehmen, als auch sehr verschieden stark spezifische 
Integrationsinfrastrukturen verankern. Neben einer symbolischen Bedeutung 
geht insbesondere mit einer Bereitstellung finanzieller Mittel (wie im Falle NRWs 
für das Kommunale Integrationsmanagement) eine gewisse Verbindlichkeit ein-
her (Schupp/Wohlfahrt 2022: 18 f.). Neben NRW, Bayern und Berlin haben bisher 
Baden Württemberg und Schleswig-Holstein eine eigene Integrationsgesetzge-
bung vorgenommen (Schupp/Wohlfahrt 2022). Thüringen hat bspw. lediglich ein 
Integrationskonzept erstellt, das die landespolitische Grundlage der Integrati-
onsarbeit darstellt.128 

Ergänzend zu den geschaffenen Strukturen über Integrationsgesetze oder 
-konzepte haben viele Länder in den letzten Jahren Landesprogramme oder -ini-
tiativen geschaffen, die in verschiedenen Teilbereichen der Integrationspolitik 
Aktivitäten fördern sollen. Bogumil/Hafner (2021) geben in einem wissenschaft-
lichen Gutachten zur „Kommunalen Integrationspolitik in Nordrhein-Westfalen“ 
auch einen Überblick über Anstrengungen der anderen Bundesländer, eine Inte-
grationsinfrastruktur zu schaffen. Daraus wird deutlich, dass auf Länderebene 
insbesondere Förderungen für Beratungsstellen, Koordinierungsstellen sowie 
für die Ehrenamtsförderung und weiteres bereitgestellt werden. Im Septem-
ber 2018 bspw. initiierte das Land Nordrhein-Westfalen unter der Federführung 
des damaligen Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 
(MKFFI NRW)129 die Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ (GemK). Ziel war 
es dabei junge volljährige Geflüchtete, insbesondere mit Duldung und Gestat-
tung, zwischen 18 und 27 Jahren durch lokale Bündnisse zu unterstützen und 
ihre Integrationschancen zu verbessern (vgl. Stöbe-Blossey et al. 2020b, 2021b; 
Stöbe-Blossey et al. 2023). Relevant ist dies insbesondere, da das Aufenthaltsge-
setz (AufenthG), wie oben bereits beschrieben, Bundesrecht ist und die lokalen 
Ausländerbehörden dieses anwenden. Im Zuge des Verlaufs der Initiative wur-
den dann Ende 2019 Fördermittel für ein bis Mitte 2022 befristetes, sogenanntes 
„Teilhabemanagement“ bereitgestellt, das als Beratungs- und Begleitungsangebot 

128	 https://bimf.thueringen.de/integration/integrationskonzept 
129	 Seit Juni 2022 das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des 

Landes Nordrhein-Westfalen (MKJFGFI NRW)

https://bimf.thueringen.de/integration/integrationskonzept
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für die Zielgruppe konzipiert wurde (ausführlicher dazu in Kapitel 6.1).130 Aus 
der Beschreibung der konkreten Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ in NRW 
wird deutlich, dass dies ein integrationspolitisches Vorhaben auf Landesebene 
darstellt, das einen spezifischen Fokus aufweist. Zwar ist die Zielstellung stark von 
Nutzenüberlegungen bezüglich der geduldeten und gestatteten Personen durch-
zogen, jedoch stellt sie auch eine Gegenposition zur damaligen Bundespolitik 
im Bereich Migration und Integration dar. Außerdem lag der Fokus von Anfang 
an auf den lokalen Bündnissen, was die Bedeutung der kommunalen Ebene für 
integrationspolitische Vorhaben zeigt.

Integrationspolitische Rolle der kommunalen Ebene

Insgesamt wird der kommunalen Ebene in der Forschung bereits seit einiger Zeit 
eine zentrale Relevanz im Kontext integrationspolitischer Themen zugesprochen 
(z. B. Gesemann 2016; Hoesch 2018; Lorenz/Neumann 2020; Schammann/Gluns 
2021; Stöbe-Blossey et al. 2019) und kann als „Gesicht des Staates“ (Hoesch 2018: 
308) bezeichnet werden: 

„Auch wenn in Deutschland Bund und Länder maßgeblich die Politik gestalten, sind die Kommunen 
die Orte, an denen Menschen miteinander leben, Regeln und Politiken umsetzen, konkrete Anwen-
dungsprobleme erkennen und Lösungen unmittelbar einfordern.“ (Lorenz/Neumann 2020: 2; siehe 
auch Gesemann 2016: 282)

Grundlage eines großen Handlungsspielraums und der Gestaltungsmöglichkeit 
kommunaler Integrationspolitik bildet das Grundgesetz mit dem Recht auf Selbst-
verwaltung für Gemeinden:

„Den Gemeinden muß das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. Auch die Gemeindeverbände haben im 
Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereiches nach Maßgabe der Gesetze das Recht der Selbstver-
waltung. Die Gewährleistung der Selbstverwaltung umfaßt auch die Grundlagen der f inanziellen 
Eigenverantwortung; zu diesen Grundlagen gehört eine den Gemeinden mit Hebesatzrecht zustehende 
wirtschaftskraftbezogene Steuerquelle.“ (Art. 28 Abs. 2 GG)

Hoesch (2018: 308) spricht von einer „ambivalenten“ Rolle der kommunalen Inte-
grationspolitik, da sie sehr heterogen ausfällt und auf einem großen Spektrum 
zwischen „Abwehrhaltung“ und „Integration“ liegen kann. Darüber hinaus sind 
Kommunen immer auch abhängig von den übergeordneten (rechtlichen) Rah-
menbedingungen und ihren finanziellen Möglichkeiten, woraus sich diskonti-
nuierliche und sich verändernde Förder- und Unterstützungsstrukturen vor Ort 
ergeben können (Gesemann 2016: 284 f.; Hoesch 2018: 308; Lorenz/Neumann 2020: 

130	 https://www.land.nrw/pressemitteilung/chancen-junger-fluechtlinge-erhoehen-land-foerdert-teilha-
bemanager-vor-ort-mit-mehr 

https://www.land.nrw/pressemitteilung/chancen-junger-fluechtlinge-erhoehen-land-foerdert-teilhabemanager-vor-ort-mit-mehr
https://www.land.nrw/pressemitteilung/chancen-junger-fluechtlinge-erhoehen-land-foerdert-teilhabemanager-vor-ort-mit-mehr
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3). Kommunale Integrationspolitik findet dabei in vielen verschiedenen Bereichen 
und unter Einbezug verschiedenster Akteur*innen vor Ort statt, wobei für Städte 
tendenziell ein stärkeres Engagement festgestellt wird als für ländliche Gemeinden 
oder Landkreise (Gesemann 2016; Lorenz/Neumann 2020):

„Konkret setzt kommunale Integrationspolitik sehr unterschiedlich an und umfasst oft eine Vielzahl 
unterschiedlicher Handlungsfelder. Hierzu gehören beispielsweise Sprachförderung und Bildung, 
beruf liche Integration, sozialräumliche Integration, Förderung von politischer Partizipation und 
bürgerschaftlichem Engagement, Erschließung der wirtschaftlichen Potenziale von Migrantenunter-
nehmen, Engagement für Vielfalt und Toleranz, interkulturelle Öffnung von Verwaltung und Vereinen 
sowie Weiterentwicklung einer lokalen Willkommenskultur.“ (Gesemann 2016: 284)

Im Laufe der Zeit lässt sich zudem ein immer strategischeres Vorgehen und eine 
Professionalisierung von Kommunen in ihren integrationspolitischen Anstren-
gungen feststellen, die zum Teil mit der Erstellung von kommunalen Integra-
tionskonzepten einhergehen (Gesemann 2016; Hoesch 2018). Dafür gibt es oft 
pragmatische Gründe:

„Viele Kommunen versuchen vor dem Hintergrund von Bevölkerungsrückgang, Veränderung der 
Altersstruktur und Fachkräftemangel die Chancen und Potenziale der Bevölkerung mit Migrati-
onsgeschichte systematischer zu erschließen.“ (Gesemann 2016: 288 f.; siehe auch Hoesch 2018: 310)

Hierbei ist anzumerken, dass sich problematische demographische Entwicklun-
gen häufig in ländlichen Gebieten bemerkbar machen. Landkreise sehen sich 
jedoch hohen Anforderung an Integrationspolitik gegenüber, da sie mit ihrer 
spezifischen Struktur aus Kreisverwaltung und zugehörigen (aber weitgehend 
eigenständigen) Gemeinden häufig komplexer und als „Mehrebenensystem im 
Mehrebenensystem“ von vielfältigen Überlappungen in Bezug auf Zuständigkeiten 
oder relevanten Akteur*innen betroffen sind (Hackstein 2020). 

Für die kommunale Ebene lässt sich darüber hinaus eine nicht unerhebliche 
Forschungslücke in Bezug auf integrationspolitische Prozesse feststellen (Lorenz/
Neumann 2020). Insgesamt ergibt sich hier eine große Heterogenität an Vorge-
hensweisen, die je nach lokalen Gegebenheiten von den zuständigen Stellen bear-
beitet und durch das Nutzen von Gestaltungsspielraum im Rahmen von freiwilli-
gen Aufgaben und auf Basis unterschiedlichen politischen Willens geprägt sind. 
Sie sind demnach spezifische Figurationen, in denen sich die Interdependenzen 
der unterschiedlichen Rahmenbedingungen und Akteur*innen im Rahmen labiler 
Machtbalancen zeigen. 
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4.4	 Sekundäranalysen zur Charakterisierung wohlfahrtsstaatlicher 
Hürden 

Vor dem Hintergrund der oben identifizierten wohlfahrtsstaatlichen Hürden 
für junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf soll nun 
eine tiefergehende Charakterisierung dieser Hürden vorgenommen werden. Die 
Erkenntnisse hierzu basieren auf Sekundäranalysen von Interviewmaterial mit 
verschiedenen kommunalen Vertreter*innen, Trägern von Maßnahmen sowie 
Teilhabemanager*innen (THM), die teils über mehrere Jahre hinweg im Rahmen 
der wissenschaftlichen Begleitung der oben bereits eingeführten Landesinitiative 
„Gemeinsam klappt’s“ zur Verbesserung von Integrationschancen junger gedulde-
ter und gestatteter Menschen in NRW befragt wurden (siehe auch Kapitel 3.3 und 
Kapitel 4.3.2). Aus den Schilderungen der verschiedenen Akteur*innen wurden 
verschiedene Dimensionen von wohlfahrtsstaatlichen Hürden deutlich, die durch 
Interdependenzen und Wechselwirkungen gekennzeichnet sind (siehe Abbildung 9). 
Neben der Anlage der Strukturen (1), konnten Zugänge (2) zu diesen sowie deren 
Ausgestaltung (3) und Schnittstellen (4) aus dem Material als Dimensionen abge-
leitet werden. Damit ergeben sich Erkenntnisse zur Gestalt und den Implikationen 
der Hürden, die über die Erkenntnisse der oben dargestellten Dokumentenana-
lysen hinaus gehen.

4.4.1	 Die vier Dimensionen wohlfahrtsstaatlicher Hürden

Die folgenden Ausführungen sollen zunächst die identifizierten Dimensionen 
illustrieren und fokussieren insgesamt auf zentrale Hürden für die Lebensphase 
Schule-Ausbildung-Beruf. Daneben werden solche Hürden genauer betrachtet, 
die besonders stark durch eine Verwobenheit zwischen den vier Dimensionen 
geprägt sind. Dabei wird kein Anspruch auf Vollständigkeit erhoben, vielmehr geht 
es darum zu zeigen, welche weiteren Erkenntnisse sich durch die tiefergehende 
Charakterisierung der wohlfahrtsstaatlichen Hürden ergeben. 
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Abbildung 9: Vier Dimensionen wohlfahrtsstaatlicher Hürden auf Basis der Sekundäranalysen

Quelle: eigene Darstellung

Trotz der starken Verschränkungen zwischen den vier Dimensionen wohlfahrts-
staatlicher Hürden sollen zunächst einige Beispiele angeführt werden, bei denen 
eine einzelne Dimension als Problemstellung identifiziert wurde, um ein Grund-
verständnis zu den einzelnen Bereichen zu erlangen.

Die Anlage der Strukturen selbst kann auf vielfältige Weise Hürden für junge 
geflüchtete Menschen erzeugen, die sich in der Lebensphase des Übergangs von 
der Schule in Ausbildung und Beruf befinden. Dabei wird von einer befragten 
Person festgestellt, dass Integration als Querschnittsaufgabe (siehe auch Kapi-
tel 4.3) mit verteilten Zuständigkeiten einhergeht, die lange Bearbeitungszeiten 
von Anliegen bedingen können:

„[…]131 das Thema Integration insgesamt in der Verwaltung, muss man ja auch immer mit gucken, weil 
es halt immer auch ein Querschnittsthema ist, also ist es natürlich auch von der Zuständigkeit/ dauert 
es halt auch vielleicht manchmal länger, bis man da Entscheidungen getroffen hat.“ (Kreis J, 2020)

131	 Eckige Klammern zeigen Auslassungen („[…]“) oder Anmerkungen („[Name]“) an, während runde Klam-
mern im Rahmen der Transkription längere Gesprächspausen („(…)“) anzeigen können. In runden Klam-
mern finden sich teilweise auch Hinweise auf ein Lachen, Schmunzeln, Überlegen, etc. der befragten 
Person. Ein Schrägstrich („/“) steht für das Abbrechen eines Satzes.
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Noch konkreter werden Interdependenzen und Wechselwirkungen zwischen ver-
schiedenen strukturellen Rahmenbedingungen im folgenden Zitat beschrieben:

„[…] das ist halt auch eine Sache, die muss man den Leuten erst mal erklären. Das Asylbewerber-
leistungsgesetz oder das Ausländerrecht und so weiter, das ist ein Gesetz erst mal für sich. Aber 
Standesamt und Bürgerbüro haben nochmal andere Voraussetzungen, das heißt, nur weil ich jetzt 
irgendwie mit dem BAMF oder mit einem der anderen Akteure rede, in der Regel mit dem BAMF, und 
sage, so, mein Name wird soundso geschrieben, aber ich bin verheiratet. Mag ja alles stimmen. Ich 
habe auch hier eine Heiratsurkunde, ja, aber eintragen kann ich nur mit einem Pass. Das heißt, die 
Identität muss dort an anderer Stelle anders geklärt sein. Da reicht kein, ne/ Das heißt, die Ehe hier 
einzutragen, muss mit Pässen von beiden sein. Und somit greift dann/ der Schutz für ihn greift dann 
auch auf die Familie über.“ (THM B, 2020)

Interdependenzen zeigen sich hierbei in der Verflechtung von Regelungen in 
Bezug auf den Familienstand und aufenthaltsrechtlichen Verfahren und Pro-
zessen. Daraus ergeben sich Implikationen, die aus den Wechselwirkungen die-
ser Strukturen entstehen, und die insbesondere den Schutzstatus als Familie 
betreffen. An diesem Beispiel zeigt sich, dass auch innerhalb einer Dimension 
wohlfahrtsstaatlicher Hürden verschiedene Aspekte zusammenwirken können.

Auch in Bezug auf die Dimension der Zugänge und daraus resultierende wohl-
fahrtsstaatliche Hürden für junge geflüchtete Menschen werden unterschiedliche 
Interdependenzen und Wechselwirkungen deutlich. Im folgenden Beispiel geht es 
um den Zugang zur Gesundheitsversorgung, der während der Corona-Pandemie 
im Bereich von Therapieplätzen und psychosozialen Zentren stark eingeschränkt 
war, aber auch darüber hinaus von Engpässen in der Versorgung gekennzeichnet 
ist:

„Zirka 18 Personen mit hohem psychosozialen Unterstützungsbedarf. Also Personen halt, die nicht 
unbedingt nachhaltig an Bildungsmaßnahmen teilnehmen können, weil sich der psychische Gesund-
heitszustand sich radikal verändern kann von einem Tag zum anderen. Da spielen die Lebensbedin-
gungen insgesamt auch eine Rolle, die Unterbringungsqualität, die sozialen Bindungen die im Zuge 
von Corona zum Beispiel zu kurz geraten sind. […] Und die Erfahrung war jetzt bis zu sechs Monaten 
praktisch vom Tag der Terminanfrage bis zum Erstgespräch. Und die Folgegespräche die hatten auch 
gewissermaßen dann Vorlaufzeit. Insofern war die Situation für diese Personengruppen halt sehr 
schwierig.“ (kreisfreie Stadt C, 2021)

Die befragte Person benennt die Lebenssituation in Deutschland als einflussreich 
für den psychischen Zustand der Menschen und beschreibt die langen Wartezei-
ten der Betroffenen, bis eine Versorgung in einem sogenannten „psychosozialen 
Zentrum“ stattfinden kann. Insbesondere der Zugang zu Ausbildung ist für die 
jungen geflüchteten Menschen durch die Möglichkeiten zur Sicherung des Auf-
enthalts relevant. Hierbei wirft die befragte Person aus einem Kreis die Frage auf, 
inwiefern ein Zusammenspiel aus Diskriminierung und der lokalen Lage auf dem 
Ausbildungsmarkt entscheidend sind für das Gelingen:



188 Wohlfahrtsstaatliche Hürden

„Aber es ist auch im Hinblick auf Bildungsgerechtigkeit eine Frage eben halt. [...] haben wir diese 
Bildungsgerechtigkeit oder müssen nicht tatsächlich eben halt Menschen aus dieser Zielgruppe, ich 
sage jetzt einmal höher springen als diejenigen, die mit der deutschen Sprache eben halt versuchen, 
in Ausbildung reinzukommen? Weil vielleicht an der einen oder anderen Stelle eben halt doch noch 
diese Vorurteile auch vorhanden sind. Also ich glaube, man wünscht sich, es wäre nicht so, aber ob 
es tatsächlich so ist, ist schon eine andere Frage. […] wir bei uns im [Kreis I] eine Bewerber-Stellen-
Relation von ungefähr 2,65 […] Die Frage wäre zu stellen: Wie würde es aussehen, wenn das nicht so 
wäre? Wenn es nicht so viele unbesetzte Stellen geben würde? Wären dann die Chancen tatsächlich 
genauso hoch für diese Menschen in Ausbildung reinzukommen?“ (Kreis I, 2022)

Anzunehmen bleibt darüber hinaus, dass Zugänge zu Beratung auch weitere 
Zugänge bedingen, die sich erst hierdurch eröffnen und sich damit Interdepen-
denzen zwischen verschiedenen Zugängen ergeben. Hier gibt es im Rahmen der 
Sekundäranalysen allerdings eher implizite Hinweise. Inwiefern dieser Erst-
Zugang zu Beratungs- und Unterstützungsstellen Türöffner zu weiteren Struk-
turen ist, wird im Rahmen der empirischen Erhebung mit den intermediären 
Akteur*innen ab Kapitel 5 beleuchtet.

Neben der Anlage der Strukturen und Zugängen zu diesen kann auch die 
konkrete Ausgestaltung der Rahmenbedingungen Hürden für junge geflüchtete 
Menschen produzieren. Das folgende Zitat zeigt hier bspw. Überlegungen einer 
befragten Person zur Erreichung von Frauen mit Angeboten:

„Was mir noch aufgefallen ist oder was insgesamt auffällt bei den, ja, wenn man sich so eine Statistik 
über die Teilnehmenden anschaut, dass der Anteil an Frauen einfach so viel geringer ist, die da mit-
machen in dem Projekt. Das liegt bei uns bei ungefähr 17 %, habe ich gerade nochmal nachgeschaut, 
und das müsste vielleicht auch nochmal hinterfragt werden, wie das sein kann. Ja, dass die vielleicht 
nicht die Möglichkeiten haben? Also ich weiß nicht, ob es dann an Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
scheitert oder, ja, also, dass man die Zielgruppe vielleicht nochmal gesonderter in den Fokus nehmen 
müsste, um da zu schauen, dass sich das ein bisschen mehr ausgleicht.“ (Kreis F, 2022)

Fehlende bedarfsorientierte oder passgenaue Angebote für unterschiedliche Grup-
pen – hier für Personen, die Care-Arbeit leisten – werden als Möglichkeit gesehen, 
warum Frauen weniger häufig Angebote besuchen. Auch im nachstehenden Bei-
spiel wird von fehlender Passgenauigkeit, also Hürden auf Basis der Ausgestaltung 
bei bestehenden Angeboten gesprochen – bezogen auf Berufsorientierung und 
das Übergangssystem: 

„Da versuche ich an vielen Stellen nochmal zu gucken, wie kann man die Regelinstrumente noch-
mal anders miteinander kombinieren, und was braucht es dann eben halt noch an zusätzlichen 
Brücken-Maßnahmen, so nochmal wirklich zu gucken, wie kann man so eine Kombination machen 
aus Hauptschulabschluss mit einer Berufsvorbereitung wirklich gezielt für ein Berufsfeld. Wobei 
mir dann andere Akteure wieder ihre Standard-Warteschleifen-Programme hinlegen und sagen, 
wir machen dann einfach mal 12 Monate Berufsorientierung hier in dem gängigen Feld. Und da 
versuche ich gerade, so ein Stück gegenzusteuern, weil ich sage, diese Zielgruppe braucht was Ande-
res als ein Neuntklässler, der einfach vom normalen Schulsystem rausgefallen ist, sondern ich habe 
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hier eine Zielgruppe, die hat eine Lebenserfahrung und hat ein Päckchen mit, was einfach nochmal 
ganz besondere Beachtung eigentlich auch braucht und nicht nur mit pädagogischer Unterstützung 
oder mit sprachlicher Unterstützung, sondern auch mit dieser Frage, kurze Orientierungsphase, wo 
kann es hingehen, und dann auch wirklich berufsbezogen die Sprachkurse aufzusetzen.“ (kreisfreie 
Stadt C, 2019)

Wohlfahrtsstaatliche Hürden ergeben sich vor allem aus den Implikationen, 
die fehlende bedarfsorientierte oder passgenaue Angebote mit sich bringen. So 
besteht einerseits die Möglichkeit, dass Angebote nicht genutzt werden (wie die 
Vermutung zu den Angeboten ohne Kinderbetreuung oben zeigt) oder sie nicht 
den Bedürfnissen der Teilnehmer*innen entsprechen (wie die befragte Person aus 
der kreisfreien Stadt C vermutet). 

Die Dimension wohlfahrtsstaatlicher Hürden in Gestalt von Schnittstellen 
lenkt den Blick sowohl auf Übergänge als auch parallele Abstimmungsprozesse 
und Bezüge zwischen verschiedenen Strukturen. So zeigt sich der bereits in Kapi-
tel 4.3 beschriebene Zielkonflikt zwischen migrations- und integrationspolitischen 
Rahmenbedingungen auch im sekundärausgewerteten Interviewmaterial. Die 
befragte Person stellt dabei fest:

„[…] wo tatsächlich auch der Leiter der Ausländerbehörde mit anwesend gewesen ist, neben den ande-
ren beteiligen Akteuren. Dass es ganz, ganz wichtig war an der Stelle tatsächlich eben halt, auch die 
Position der einzelnen Beteiligten eben halt mitzubekommen dann auch. Dass wirklich in der Gruppe 
transparent zu machen, auch ein Stück weit eben halt dafür zu werben, sich einfach auch mal mit der 
Sichtweise der jeweils anderen Seite auseinanderzusetzen. Weil es geht um die gleiche Zielsetzung, 
aber jeder hat natürlich seinen eigenen Auftrag und muss letztendlich auch dem institutionellem 
Auftrag gerecht werden. Und dafür tatsächlich so ein bisschen zu werben, sich da zu öffnen und auch 
die andere Seite mal mitzudenken dann auch, ist, glaube ich, ganz, ganz wichtig an der Stelle auch 
für die Kooperation, ja.“ (Kreis I, 2020)

Der Versuch, gegenseitiges Verständnis für die unterschiedlichen Aufträge zu 
entwickeln, wird hier in Bezug zu einer „gleichen Zielsetzung“ gesehen, wobei 
unklar bleibt, was genau damit gemeint ist. Jedenfalls wird der Auseinanderset-
zung mit der „jeweils anderen Seite“ eine zentrale Bedeutung zugemessen. Dass 
eine solche Auseinandersetzung stattfinden muss, deutet darauf hin, dass die 
verschiedenen „Seiten“ auf kommunaler Ebene eher als Antagonist*innen wahr-
genommen werden, was für junge geflüchtete Menschen wohlfahrtsstaatliche 
Hürden produzieren kann, wenn die Beziehung von migrations- und integrations-
politischen Akteur*innen konflikthaft verläuft. Ein weiteres Beispiel zu Schnitts-
telen verdeutlicht einmal mehr die Vielfalt an Akteur*innen, die junge geflüchtete 
Menschen adressieren und verweist auf die Querschnittsaufgabe Integration, 
die nach Einschätzung der befragten Person zu Abstimmungsproblemen führt:
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„Ja, das wäre ja auf jeden Fall sinnvoll, wenn man die miteinander kombiniert und ineinander inte-
griert und dann zu schauen, wie das sinnvollverweise dann zusammenlaufen kann auch in verschie-
denen Bereichen und auf verschiedenen Ebenen. Weil, es ist ja oft das Problem, das wir haben, dass 
dann irgendwas parallel läuft (schmunzelnd) und der eine im Zweifel nicht weiß, was der andere denn 
gerade für den Teilnehmenden macht. Oder ich auch schon häufiger so Rückmeldungen bekommen 
habe, ja, jetzt haben die irgendwie aber auch mit der Stelle gesprochen, das habe ja eigentlich ich 
schon gemacht oder habe da schon irgendwie was angestoßen. Das wäre auf jeden Fall sehr hilfreich 
natürlich, dass das miteinander abgestimmt ist, damit dann im Zweifel nicht im schlimmsten Fall 
noch gegeneinander gearbeitet werden würde.“ (Kreis J, 2021)

Dabei geht es einerseits um parallele Prozesse, die unterschiedlichen Stellen 
zumindest bekannt sein sollten und darüber hinausgehend auch um die Zusam-
menarbeit zwischen verschiedenen Beteiligten, die ein „Gegeneinander-Arbeiten“ 
verhindern sollen. Darüber hinaus werden hier Fragen nach einer abgestimmten 
Ausgestaltung von Strukturen oder Prozessen angedeutet.

4.4.2	 Wohlfahrtsstaatliche Hürden im Übergang Schule-Ausbildung-
Beruf

Die Lebensphase des Übergangs von der Schule in Ausbildung und Beruf geht 
mit langfristigen Implikationen für den weiteren Lebensverlauf junger Menschen 
einher und spiegelt institutionalisierte Normalitätsvorstellungen im deutschen 
Wohlfahrtsstaat (siehe Kapitel 4.2.3). Für geflüchtete Personen ist die Bewältigung 
der zwei Schwellen des deutschen Systems besonders relevant, bildet sie doch die 
Ausgangsbasis für eine aufenthaltsrechtliche Perspektive in Deutschland. Im Fol-
genden wird daher diese Lebensphase auf Basis der Sekundäranalysen genauer in 
den Blick genommen. Dabei zeigen sich die vier oben vorgestellten Dimensionen 
wohlfahrtstaatlicher Hürden, deren Interdependenzen und Wechselwirkungen.

Im Kontext des Zugangs zu Schule wurden aus dem analysierten Interview
material mehrere Einflussfaktoren deutlich. Zunächst spielt die Schulpflicht 
eine zentrale Rolle, die grundsätzlich über die Möglichkeit eines Schulbesuchs 
entscheidet. 

„Das ist natürlich in so einem Bildungssystem schwierig, mit 18 ist halt die Schulpf licht aufgehoben 
und das ist, so schön, wie das vielleicht auch sonst ist, dass man halt keine Pf licht mehr hat, zur 
Schule zu gehen, fand ich das an der Stelle, hätte ich mir das tatsächlich gewünscht, dass man den 
Joker hätte nochmal ziehen können, weil der einfach so viel nach sich zieht.“ (kreisfreie Stadt B, 2021)

Die Schulpflicht als länderspezifische Regelungen (Strukturen) steht demnach in 
Wechselwirkung mit dem Zugang zu Bildung für junge geflüchtete Menschen. 
Für Personen, die im Rahmen der Schulpflicht beschult wurden, aber nach deren 
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Erfüllung ohne Abschluss abgegangen sind, stellen sich weitere Probleme beim 
Nachholen von Schulabschlüssen, wie das folgende Beispiel zeigt:

„Da haben wir gerade […] tatsächlich die Erfahrung gemacht und ausgelotet, dass es für einige Perso-
nen mit Migrationshintergrund hier im [Kreis I] aktuell keine Perspektive gibt, den Hauptschulab-
schluss zu erlangen, da sie die Regelschule verlassen haben und formal die Zugangsvoraussetzungen 
für die internationale Förderklasse nicht mehr erfüllen. Und da auch einfach wieder aufgrund der 
Fläche und der Einwohnerzahl kein anderes Alternativangebot besteht.“ (Kreis I, 2022)

Hierbei kommen mehrere Aspekte zusammen, die sich als Hürden darstellen. Die 
Struktur des Schulsystems selbst (Strukturen) bildet neben der Schulpflicht eine 
Hürde, die Implikationen für den Zugang zu Bildung mit sich bringt (Zugänge). 
Daneben wird die Ausgestaltung von Angeboten angesprochen, indem auf fehlen-
de Alternativangebote verwiesen wird (Ausgestaltung). Für die betroffenen jungen 
Menschen bedeutet dies im Zweifelsfall ohne Schulabschluss in Ausbildung und 
Beruf einmünden zu müssen, mit dem Risiko von prekärer Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit (siehe auch Kapitel 4.2.3). Über diese eher aus den Strukturen 
selbst resultierenden Verflechtungen wohlfahrtstaatlicher Hürden, wird in einem 
weiteren Interview auch der Einfluss einzelner Personen beim Zugang zu Schule 
deutlich:

„Das hat was mit der Schulleitung zu tun. Also wenn Sie eine Schulleitung haben, die hinter solchen 
Sachen steht/ ich habe in [kreisfreie Stadt C] ganz am Anfang, habe ich Ihnen glaube ich, auch erzählt, 
das Berufskolleg [Name], der Schulleiter hat alle aufgenommen, alle. Der hat überhaupt nicht auf das 
Alter geguckt. Der hat die Jugendlichen alle aufgenommen, egal ob 21, 22, da hat er gesagt, schicken 
Sie. Und dann kommt ein anderer Schulleiter und sagt, 18, Feierabend, gibt es nicht. Alles raus.“ 
(kreisfreie Stadt C, 2019)

Die Abhängigkeit von der Entscheidung einzelner Schulleitungen beim Zugang 
zu Bildung zeigt weitere Verflechtungen im Hinblick auf die Macht von Einzel-
personen (Strukturen) und zeigt die Handlungsspielräume der Schulleitungen auf 
(Ausgestaltung). Dies bedeutet für junge geflüchtete Menschen, dass sich je nach 
Schule unterschiedliche Teilhabemöglichkeiten an Bildung ergeben könnten, die 
zu Ungleichheiten führen. Aber auch innerhalb von Schule zeigen sich Hürden, 
die zum einen mit Anforderung an die Beschulung geflüchteter Menschen einher 
gehen, wie das folgende Zitat zeigt:

„Und das ist ja 2015, glaube ich, ziemlich danebengegangen, […]. In der Schule hat man mir damals 
die Schüler dann quasi auf das Auge gedrückt. Wir haben kein Lehrpersonal dafür gehabt, wir haben 
die Spezialisten nicht dafür gehabt. Wir sind nicht dafür ausgebildet, Menschen zu unterrichten, 
die der deutschen Sprache nicht mächtig sind. Das heißt, das war damals ein wüstes/[…]. Ein wüstes 
Improvisieren. Man hatte keine Lehrunterlagen, man hatte keine Lehrmittel und man hatte auf ein-
mal 15 Schüler vor sich sitzen, die kein Deutsch sprechen. Schwierig, ganz, ganz schwierig. Das hat 
sich ja in den letzten Jahren ja alles geändert, da gibt es mittlerweile zig Buchverlage, die Materialien 
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anbieten, wir haben Fachkräfte bekommen, die Deutsch als Fremdsprache unterrichten. Da ist ja 
einiges in Bewegung geraten.“ (Träger B, 2022)

Hieran wird deutlich, dass es auch spezifische Kompetenzen aufseiten der Lehr-
kräfte, Konzepte und Materialien braucht, um eine gelingende Beschulung jun-
ger geflüchteter Menschen sicherzustellen. Dabei zeigt sich auch, dass fehlende 
bedarfsorientierte bzw. passgenaue Angebote (Ausgestaltung) in einem Prozess 
angepasst wurden, der jedoch 2015 ohne Vorarbeiten begann. Sowohl für das 
Erlernen der deutschen Sprache als auch für die Möglichkeit, in einem solchen 
Lehrumfeld einen Schulabschluss zu erreichen, ergeben sich demnach Hürden. 
Im Anschluss an das obige Beispiel zu den Voraussetzungen, eine Internationale 
Förderklasse besuchen zu können, zeigt sich im folgenden Interviewausschnitt, 
dass weitere Bildungsgänge nicht ohne weiteres geeignet sind, um die beson-
deren Bedarfe junger geflüchteter Menschen in der Beschulung aufzugreifen 
(Ausgestaltung):

„I: Und können Sie die Leute dann nicht in die normale in Anführungszeichen Ausbildungsvorberei-
tung, also in die Ausbildungsvorbereitungsklassen einbinden? 
B3: Das ist quasi gerade der Schritt, wo man, wo die Personen noch einmal Kontakt zur Berufsbe-
ratung aufnehmen, um genau das zu klären. Aber genau dafür ist, das Sprachniveau ist gut, aber 
nichtsdestotrotz gibt es da einfach Defizite, die dazu geführt haben, dass der Hauptschulabschluss 
an den Regelschulen nicht erlangt werden konnte, so dass ein Beschulungsangebot, das nicht diese 
spezifische Sprachförderung bietet, eigentlich nicht passgenau ist. (…)“ (Kreis I, 2022)

Neben dem Zugang zu und der Ausgestaltung von Bildung für junge geflüchtete 
Menschen, kommt auch an mehreren Stellen im Sekundärmaterial das Thema der 
Dauer von Bildungswegen vor. Im folgenden Beispiel wird exemplarisch berichtet, 
welche Schwierigkeiten sich hieraus ergeben:

„[…] und anders rum auch die Frage ist, wie kann man die denn eigentlich auch so lange motivieren, 
diesen Bildungsweg, sage ich jetzt mal, mitzugehen. […] Selbst, wenn wir jetzt Angebote mit vorge-
schalteten Maßnahmen oder mit Angeboten hätten, dann wäre es wieder schwieriger, aber trotzdem 
die zu überzeugen, diesen Weg zu gehen und eine Bildungskette das aufeinander aufzubauen. Weil 
ja dann logischerweise auch häufig das Argument kommt, ja, ich möchte ja auch erst mal arbeiten, 
ich habe noch irgendwie Familie im Herkunftsland. Also das ist irgendwie so eine Diskrepanz. Aber 
wie gesagt, ich habe da keine Lösung für. Aber das wäre, glaube ich, schon was in unserem System, 
wo man überlegen müsste, was kann man denen denn eigentlich anbieten, dass das gut aufeinander 
auf baut, das nicht zu sehr zum Scheitern führt, aber die trotzdem jetzt, sage ich mal, nicht, sage ich 
mal vorsichtig, fünf Jahre in so einer Schleife auf dem Berufskolleg oder so sind. Also diese Übergän-
ge.“ (Kreis J, 2021)

Die bedarfsorientierte Ausgestaltung von Angeboten geht dementsprechend ggf. 
mit einem längeren „Weg“ einher, der nach Einschätzung der befragten Person 
sinnvoll angelegt sein muss und ein „Scheitern“ verhindern soll. 
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An der ersten Schwelle von der Schule in Ausbildung, werden darüber hinaus 
für manche jungen Menschen erstmals aufenthaltsrechtliche Fragen relevant. 
Während die Schulpflicht unabhängig vom Aufenthaltstitel gilt und ein Recht 
auf Bildung durch die Kinderrechtskonvention der UN verankert ist (siehe auch 
Kapitel 4.2.2), unterliegen Übergangsentscheidungen in eine Ausbildung dann 
dem Aufenthaltsrecht: 

„Und bis Ende der Schulpf licht wird ja überhaupt nicht nach irgendwelchen ausländerrechtlichen 
Vorgaben gefragt. Das heißt für diejenigen, die in den Schulen tätig sind, kommt, ich nenne es jetzt 
mal, in Anführungsstrichen, ‚das böse Erwachen‘, wenn es dann um die Arbeitsaufnahme geht. Und 
das muss auch in die Schulen transportiert werden, dass nicht jeder die Chance haben wird und 
haben kann, (.) denn es werden, ja, falsche Hoffnungen teilweise geweckt. Und, wie gesagt, da muss 
also dringend, da muss man also die Schulen auch informieren. Und das ist auch jetzt bei der Vertre-
terin hier der Gesamtschule, die ist beim letzten Mal mit dabei gewesen, der ist das dann so richtig 
bewusst geworden, dass es auch eben Beschränkungen gibt hinterher, beim Arbeitsmarktzugang.“ 
(kreisangehörige Kommune D, 2019)

In den obigen Ausführungen wird deutlich, dass die Zugänge zu Ausbildung und 
Arbeit (Zugänge) von aufenthaltsrechtlichen Regelungen abhängen (Strukturen) 
und eine dahingehend sensible Übergangsbegleitung benötigen (Schnittstellen). 
Dafür spielt auch das Wissen der schulischen Akteur*innen eine Rolle (Ausge-
staltung), das in vielen Fällen Ausgangspunkt für die Berufsorientierung der 
jungen Menschen bildet. Allerdings lässt sich die obige Aussage auch kritisch 
hinterfragen, ob hier tatsächlich schulische Akteur*innen umfänglich verant-
wortlich sein sollten, oder ob vielmehr Berufsorientierungskonzepte auf diese 
spezifische Lebenslage hin angepasst und weitere Beratungsstellen (bspw. eine 
Ausbildungsberatung) mit dementsprechenden Kompetenzen Unterstützung in 
diesem Prozess bieten müssten. 

Solche Prozesse der Berufsorientierung und -begleitung f lankieren die erste 
Schwelle von der Schule in Ausbildung häufig. Darunter können unterschied-
lichste Aktivitäten fallen, wie in Kapitel 4.2.3 bereits dargestellt. Praktika stellen 
in vielen Fällen eine Möglichkeit dar, in einem konkreten Arbeitsfeld Eindrücke 
zu gewinnen und ohne Risiko herauszufinden, ob der damit verbundene Beruf 
zu den eigenen Fähigkeiten und Interessen passt. Der Möglichkeit, Praktika zu 
absolvieren, kommt daher eine hohe Bedeutung zu. Am folgenden Beispiel wird 
jedoch deutlich, dass diese Möglichkeit für eine bestimmte Personengruppe (ohne 
Schulbezug) voraussetzungsvoll ist:

„Also als kleines Beispiel vielleicht noch dieses Thema Praktikum. Das war bei uns schon häufiger 
Thema, weil wir ja bei einer bestimmten/ ja, wenn da eine bestimmte rechtliche Grundlage ist, […] 
mit Zustimmung Ausländerbehörde, gegebenenfalls noch Agentur für Arbeit, aber da muss dann auch 
immer, was ja eigentlich auch gut ist, ein bestimmter Mindestlohn gezahlt werden. Aber dafür sind 
dann beispielsweise Betriebe ja auch nicht unbedingt bereit, so. Also die Schwierigkeit so von, wenn 
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man nicht im Rahmen Schule ist, also nicht quasi das über die Schule laufen lassen kann, sondern 
die einfach beispielsweise gerade keiner Beschäftigung nachgehen, wer ist dann eigentlich zuständig 
für die/ ja, für das Abschließen eines Praktikumsvertrages (schmunzelnd) und wer übernimmt dann 
quasi im Zweifel Versicherung und so weiter. Oder ist da eine Bereitschaft da, auch eine Entlohnung zu 
bezahlen. Also das wird auf jeden Fall, glaube ich, noch mal ein Thema sein, wo, glaube ich, rechtliche 
Hürden teilweise relativ hoch sind. Wo wir jetzt auch noch nicht so konkret drangehen konnten […]. 
Das glaube ich schon, dass es da einige Sachen gibt, wo sich einfach die gesetzlichen Grundlagen in 
den Rechtskreisen es gar nicht unbedingt vielleicht ermöglichen, dass man das so vereinbaren kann, 
wie man es eventuell gerne möchte.“ (Kreis J, 2021)

Die Ausführungen zeigen, dass im Kontext der Dimension Strukturen teilwei-
se Rahmenbedingungen und Verfahren zur Durchführung von Praktika unklar 
scheinen. Interdependenzen zeigen sich mit der Dimension Schnittstellen im Hin-
blick auf die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Stellen (Ausländerbehörde, 
Arbeitsagentur und Betriebe). Neben Praktika werden im Rahmen des Übergangs 
Schule-Ausbildung-Beruf in verschiedenen Rechtskreisen berufsorientierende 
oder -vorbereitende Maßnahmen angeboten. Im folgenden Zitat wird dabei die 
geringe Passgenauigkeit (Ausgestaltung) und die Starrheit der vorhandenen Ange-
bote (Strukturen) kritisiert:

„(…) Dass es vor allen Dingen auf hört, dass ein Akteur sagt, ich habe hier ein super Angebot, das 
fahre ich schon seit fünf Jahren genauso. Entweder passen die Leute von der Zuweisung da rein oder 
sie haben die rechtlichen Möglichkeiten nicht. Also dieses (…) Denken in diesen SGB II und sonstigen 
Maßnahmen-Katalogen.“ (kreisfreie Stadt C, 2019)

Dass diese Maßnahmen auch stark von der insbesondere in SGB II (Bürgergeld, 
Grundsicherung für Arbeitssuchende) und SGB III (Arbeitsförderung) verankerten 
Aktivierungslogik geprägt sind, zeigt die Aussage aus einem Bildungsträger zu 
den Finanzierungsstrukturen und damit zusammenhängenden Anforderungen 
an die Maßnahmegestaltung (Strukturen):

„Das heißt dann eine AVGS-Maßnahme, also eine Maßnahme, die über diesen Aktivierungsgutschein 
läuft, die entwickeln wir selber in Absprache mit dem Jobcenter nach den Bedarfen, aber diese muss von 
einer Zertifizierungsstelle zugelassen werden, also dass wir die Rahmenbedingungen quasi einhalten. 
Und genau, das ist/ Tatsächlich ist da eine große Veränderung. Also wir hatten noch vor ein, zwei 
Jahren viel längere Laufzeiten von den Maßnahmen, da durften psychologische Anteile drin sein. Das 
wird alles jetzt rausgenommen. Also man merkt, es wird immer stärker dieser reine Vermittlungs- und 
Arbeitsmarktbezug gefordert und das entfällt natürlich dann bei den Teilnehmenden, die natürlich 
auch andere Baustellen haben.“ (Träger A, 2022)

Für junge geflüchtete Menschen bedeutet dies einerseits eine stärkere Fokus-
sierung auf die Arbeitsmarktvermittlung und andererseits ggf. eine geringere 
Passgenauigkeit der Angebote (Ausgestaltung), wenn der Bedarf an verstärkter 
sozialpädagogischer oder psychologischer Begleitung während des Besuchs vor-
handen ist. Denkbar sind hierbei auch vermehrte Abbrüche von Teilnehmer*innen.
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Wenn es um den Zugang zu Ausbildung und Arbeit geht, spielt häufig die Aner-
kennung mitgebrachter Schul- und Berufsabschlüsse eine Rolle. Dabei stellt die 
befragte Person aus dem folgenden Zitat fest, dass insbesondere Schulabschlüsse 
in Berufen eine Rolle spielen, die in der öffentlichen Debatte als Mangelberufe 
diskutiert und nicht dual, sondern schulisch vermittelt werden (siehe auch Kapi-
tel 4.2.3). In den schulischen Berufsausbildungen sind bestimmte Schulabschlüsse 
in der Regel Zugangsvoraussetzung. Dabei wird das Anerkennungsverfahren in 
seinem Zweck insgesamt kritisiert:

„Ja, ich f inde es bei Schulabschlüssen auch noch besonders problematisch, wenn/ Ich meine, gerade im 
Pf legebereich spielt das ja eine Rolle, dass man einen bestimmten Schulabschluss haben muss, um in 
diese oder jene Stufe der Ausbildung überhaupt reinzukommen. Eigentlich dient ein Schulabschluss 
ja dazu, eine Prognose abzugeben, ist die Person in der Lage, diese Ausbildung zu durchlaufen, also 
hat sie die nötige Vorbildung. Ich meine, ich kann doch nicht hergehen, und den Schulabschluss dann 
als absoluten, also damit zum Flaschenhals werden zu lassen, da muss ich doch möglicherweise 
eine andere Form finden, um zu klären, klappt das mit den Voraussetzungen für diese Ausbildung.“ 
(kreisfreie Stadt C, 2019)

Hier wirkt demnach die Anerkennung von Abschlüssen (Strukturen) als „Flaschen-
hals“ mit der Zugangsvoraussetzung des Nachweises spezifischer Schulabschlüsse 
(Strukturen) für die Einmündung in eine solche Ausbildung (Zugänge) zusammen, 
was mit Implikationen für Bildungschancen, dem Gelingen des Übergangs von der 
Schule in Ausbildung und Beruf und einer adäquaten Beschäftigung einhergeht. 
In dieser befragten kreisfreien Stadt wird jedoch nicht nur die Regelung der Aner-
kennung (Strukturen), sondern auch der Prozess des Verfahrens (Ausgestaltung) 
kritisiert, wie im folgenden Zitat zwei Jahre später deutlich wird: 

„Die Anerkennung von ausländischem Zeugnis zum Beispiel, das ist halt auch ein Verfahren, was 
an sich auch hätte unkompliziert laufen können, aber es braucht einfach zu viel Bearbeitungszeit. 
Personen die die mittlere Reife zum Beispiel nachweisen müssen, warten bis zu sechs Monaten halt 
auf eine Zeugnisanerkennung. Oder geht es nur um eine Anerkennung eines Abiturzeugnisses, oder 
eines Studienabschlusses oder reglementierte Berufe, da sind die Bezirksregierungen in [Standort 
X] und [Standort Y] wohl personell so unterbesetzt jetzt momentan dass man in der Tat bis zu sechs 
Monaten warten muss. Selbst wenn man aus einem klassischen Herkunftsland stammt praktisch, 
wo die Erfahrungswerte auch aufgebaut sind, wo man sehr leicht nachvollziehen kann, ist jetzt die-
se Bildungsinstitution anerkannt oder eben nicht. Also diese zwei Themenfelder Sprachförderung 
und Zeugnisanerkennung um eben auch zu Ausbildung einen Zugang zu haben, sehen wir jetzt als 
problematisch insofern dass man halt die Verfahrensdauer abkürzen müsste und eben den Zugang 
gewährleisten kann.“ (kreisfreie Stadt C, 2021)

Hieran wird deutlich, dass lange Bearbeitungszeiten im Anerkennungsverfahren 
(Strukturen) in Verbindung mit den Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter*innen 
der zuständigen Behörden gesetzt werden (Ausgestaltung) und wiederum Impli-
kationen für den Zugang zu Ausbildung und Arbeit mit sich bringen (Zugänge). 
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So können im Kontext der Anerkennung mehrere Aspekte für junge geflüchtete 
Menschen zu Hürden werden.

Unabhängiger vom mitgebrachten oder erworbenen Schulabschluss ist die 
Aufnahme einer dualen Berufsausbildung, wenngleich hier die regionale Arbeits-
marktlage zu unterschiedlichen Übergangschancen in eine Ausbildung führt (siehe 
auch Kapitel 4.2.3). 

Die befragten Personen aus den verschiedenen kommunalen Strukturen iden-
tifizieren hierbei unterschiedliche Hürden für junge geflüchtete Menschen. Diese 
hängen zum einen mit den Anforderungen zusammen, die im Rahmen der dualen 
Berufsausbildung durch Prüfungen und Curricula entstehen. Hierbei sieht eine 
befragte Person Handlungsbedarf insbesondere aufseiten der Kammern:

„[…] das ist ja immer so die Schwierigkeit, dass man/ natürlich möchte niemand die Standards sen-
ken. Das sind die Diskussionen, die eigentlich immer geführt werden. Und das kann man, soll man 
auch nicht, ohne Frage. Trotzdem muss man Wege f inden, wie auch für diese Zielgruppen da die 
Hürden generell etwas niedriger werden und ja. Da tun sich, glaube ich, auch so die Institutionen, 
die Kammern und so weiter, recht schwer, das ist zäh, scheint mir. Also das habe ich in den letzten 
Jahren so wahrgenommen, ich verstehe das, also das ist eine Errungenschaft und so weiter, von dem 
man auch nicht abweichen will, das hat eine Tradition, das ist auch weltweit geschätzt, dieses System 
von dualer Ausbildung. Trotzdem wird ja jetzt, gerade jetzt so deutlich, wie sehr Fachkräfte fehlen 
und wie gelingt es wirklich, diese unterschiedlichen Dinge zusammenzubringen, erfolgversprechend 
zusammenbringen. […] Und ob man es kommunal überhaupt lösen kann, ist auch noch eine Frage, 
das ist schon dann übergreifend. Aber wenn wir das nicht tun langfristig, dann sieht das einfach für 
manche Branchen sehr, sehr schlecht aus, das ist so.“ (kreisfreie Stadt A, 2021)

Hier wird die Struktur des Ausbildungssystems (Struktur) mit dem Fachkräftedis-
kurs in Verbindung gebracht und geschlussfolgert, dass die jetzige Ausgestaltung 
der dualen Ausbildung unter diesen Umständen nicht langfristig tragbar ist. Die 
Aufnahme einer Ausbildung ist insbesondere für junge geflüchtete Menschen 
attraktiv, die sich hierüber langfristig einen Aufenthaltstitel „erarbeiten“ können. 
Dazu dient unter anderem die sogenannte „Ausbildungsduldung“ (siehe auch 
Kapitel 4.3.1). Dieses Anreizsystem selbst produziert jedoch Hürden, wie das fol-
gende Zitat verdeutlicht:

„Weil das Problem ist ja dann oft, dann sind die in der Ausbildung und dann sind sie sprachlich noch 
nicht f it genug, und die Fachsprache ist ja sowieso häufig ein Problem. Und dann rasseln die durch 
die erste Prüfung und vielleicht auch nochmal, und das ist natürlich dann auch relativ frustrierend 
und Ausbildungsgehalt ist ja dann eigentlich wahrscheinlich auch zu wenig und lieber doch arbeiten 
gehen. Also das ist, f inde ich, irgendwie so eine Lücke, aber wo ich auch keine Idee hätte, wie man das 
ändern kann. Aber dafür, dass die halt diesen ungesicherten Status einfach haben und dann diesen 
Druck haben, irgendwas zu machen, damit sie dann natürlich länger hier gesichert leben können, 
fällt so was wie Schulbildung oder was Sie gerade sagten, Bildungslandschaft, da zu gucken, fällt 
dann irgendwie so ein bisschen hinten über. Und eigentlich sollte es, f inde ich, ja schon so sein, dass die 
genauso ihre Möglichkeiten haben, eine entsprechende Bildung oder ein Bildungsniveau abzuschlie-
ßen, wie wir es auch haben. Und dann halt nicht mit diesen Schwierigkeiten, sowohl Sprachbarriere 
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oder zu wenig schulische Bildung, dann in eine Ausbildung zu gehen oder, ja, Studium ist ja meist 
eher selten, aber kommt auch vor. Oder halt dann arbeiten zu gehen, weil sie keine Alternative haben 
und das Geld einfach benötigen.“ (Kreis J, 2022)

Aufenthaltsrechtliche Regelungen wirken dabei mit der Struktur des Ausbildungs-
systems zusammen (Strukturen) und ergeben widersprüchliche Anreizsysteme 
(Schnittstellen) mit Implikationen für die Entwicklung der Deutschkenntnisse, 
Bildungschancen sowie Chancen auf einen langfristigen Aufenthalt. Auch die 
folgende Ausführung aus einem anderen Kreis zeigt die starken Interdependenzen 
zwischen aufenthaltsrechtlichen Regelungen und der Struktur des Ausbildungs-
systems in Deutschland: 

„Ja, diesen/ Ich habe jetzt so zwei Ebenen, ich habe einmal/ die rechtliche Ebene, f inde ich 3+2132 
eigentlich schon gut, 3+4 wäre deutlich besser. Um auch eine Perspektive zu haben, vertieftes Fach-
wissen dann auch noch sich aneignen zu können, um auch im Herkunftsland, falls es tatsächlich 
wieder zu einer Abschiebung, oder Rückführung heißt das dann ja, kommen sollte, auch wirklich 
damit was anfangen zu können, ich glaube, da ist dieses +2 deutlich zu knapp. […] Und dann habe 
ich viele Rückmeldungen von Unternehmen, die sagen, die Ausbildung, die dreijährige, ist mitunter 
zu anspruchsvoll, wir müssen in den zweijährigen Bereich, […] um erstmal auch bestimmte Arbeits-
tugenden parallel mit entwickeln zu können. Sodass im Prinzip so eine Variante wie EQ J133+3+2. 
Also eine Verlängerung der Ausbildungszeit f lexibel. Müsste da ein Thema sein. Gut, wir haben ja 
jetzt das Glück, dass die gesetzliche Änderung ausbildungsbegleitende Hilfen ermöglicht. Die greifen 
aber meines Erachtens nicht für die Zielgruppe hinreichend, weil die dafür nicht zeitintensiv genug 
sind. In der klassischen Struktur der ausbildungsbegleitenden Hilfen. […] Und wir brauchen längere 
Motivationsphasen für die, die wir jahrelang zum Nichtstun verdammt haben und jetzt auf einmal 
beglücken wollen mit Integration in Ausbildung und Arbeit.“ (Kreis I, 2019)

Deutlich wird darüber hinaus, dass auch Unterstützungssysteme während der 
Ausbildung häufig nicht passgenau oder bedarfsorientiert genug sind (Ausge-
staltung), um die Personen zu einem erfolgreichen Abschluss zu führen. Die oben 
bereits angesprochenen ausbildungsbegleitenden Hilfen (seit 2021 unter der 
Bezeichnung „AsA f lex“; Bundesagentur für Arbeit 2020; siehe auch Kapitel 4.1.3) 
werden in einer kreisfreien Stadt grundsätzlicher als Unterstützungsinstrument 
kritisiert: 

„Aber wenn wir jetzt über ausbildungsbegleitende Hilfen sprechen, dann muss man ja sagen, auch 
das ist an sich ja schon ein Instrument, was für diese Zielgruppe ein stückweit zweckentfremdet wird, 
denn die Förderung der deutschsprachlichen Kenntnisse steht da gar nicht im Vordergrund, das ist 
so eine Randerscheinung. Also eigentlich passt das Instrument gar nicht für die Zielgruppe und die 

132	 Die sogenannte „3+2-Regelung“ bezieht sich auf die Erteilung einer Ausbildungsduldung; siehe dazu 
auch Kapitel 4.3.1. „Personen mit Ausbildungsduldung, die ihre Ausbildung erfolgreich abgeschlossen 
haben, können unter bestimmten Voraussetzungen […] einen Aufenthaltstitel für qualifizierte Geduldete 
zum Zweck der Beschäftigung nach § 19d [Abs. 1a AufenthG; Anmerkung der Verfasserin] erhalten (die 
sog. +2 Regelung).“ (Wehking 2022: 4).

133	 Einstiegsqualifizierungsjahr, auf Basis von § 54a SGB III; siehe dazu auch Kapitel 4.1.3.
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Zielgruppe ist förderrechtlich noch zum großen Teil ausgeschlossen von diesem Instrument. Es hakt 
gleich an zwei Stellen. Im Grunde genommen müsste man doch sagen, wenn wir so viele Menschen 
haben, die einer Förderung bedürfen, um eine Ausbildung aufnehmen zu können, dann müsste man 
doch mal idealerweise landes- oder bundesweit ein Instrument konzipieren, was da funktioniert und 
was da passt. Ich verstehe gar nicht, warum das nicht passiert, wenn man zusammenrechnet, wie viele 
Menschen betroffen sind und wie viele Menschen wir […] im Grunde genommen auch hinhalten jetzt, 
ne? Auf Zeit spielen und sagen: irgendwann haben wir vielleicht eine Möglichkeit und so weiter. Das 
ist in der Tat aus meiner Sicht fahrlässig, dass man da sagt: ‚Ja, da könnt ihr vor Ort gucken, ob ihr 
im Einzelfall was machen könnt, aber eine große Lösung gibt es da im Moment nicht.‘ Und das f inde 
ich persönlich sehr schade, weil wir da glaube ich tatsächlich Chancen vertun, Fachkräftemangel auf 
der einen Seite und Menschen, die zu Hause sitzen, weil sie ohne Unterstützung keine Ausbildung 
schaffen, Unterstützung kriegen sie aber auch nicht, zumindest nicht so, wie sie es bräuchten, das 
geht doch nicht zusammen. Also das ist so der Punkt, wo man den Kopf schütteln kann, f inde ich.“ 
(kreisfreie Stadt A, 2021)

Die aufenthaltsrechtlichen Regelungen (Strukturen) verhindern laut der Aussa-
ge erstmal bereits häufig den Zugang zu Unterstützungssystemen (Zugänge). 
„Fahrlässig“ sei darüber hinaus das Fehlen passgenauer und bedarfsorientierter 
Angebote (Ausgestaltung), was wiederum mit dem Fachkräftediskurs verknüpft 
wird und für junge geflüchtete Menschen bedeuten kann, nicht die notwendige 
Unterstützung zu erhalten, um ihre Ausbildung erfolgreich abschließen zu kön-
nen. Neben inhaltlicher Unterstützung wird von einer weiteren befragten Person 
jedoch auch die fehlende Möglichkeit finanzieller Unterstützung während der 
Ausbildung thematisiert:

„Ich bekomme selten mit, dass halt Menschen einen Laptop oder ein Tablet so zum Teil, aber am 
meisten nutzen die Menschen ihre Mobiltelefone, um halt einfach damit zu kommunizieren und 
wo ich auch in Bezug auf Partizipation große Nachteile sehe, ist in der Berufsschule. […] Also, die 
Nachhilfeangebote oder der Onlineunterricht lief halt auch über das Internet und dann mussten die 
Menschen natürlich schon einen Laptop haben, andere Klassenkameraden haben das, sie aber nicht. 
Die konnten dann nicht so mithalten, mussten dann vielleicht auch mal aussetzen und da sehe ich 
schon Nachteile. Dann gab es ja auch dieses Angebot oder diese Förderung, dass Familien über Bildung 
und Teilhabe134 ja Laptops beantragen konnten, aber da f ielen unsere Berufsschüler wieder raus. […] 
Weil die ja natürlich ein Einkommen haben.“ (kreisangehörige Kommune D, 2021)

Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie taten sich in diesem Beispiel Hürden 
auf, die mit den Anspruchsvoraussetzungen zu bestimmten Leistungen begrün-
det werden (Strukturen) und den Zugang zu Bildung bedingen. In der aktuellen 
Meldung des Bundesfamilienministeriums (BMFSFJ) dazu heißt es jedoch, dass 
„nicht nur Schülerinnen und Schüler, die aktuell SGB II-Leistungen beziehen“ von 
der zusätzlichen Unterstützung profitieren können. Auch eine Person, die eine 

134	 Leistungen für Bildung und Teilhabe (BuT) sind zugänglich für Leistungsberechtigte nach SGB II, mit 
Anspruch auf Wohngeld und Kinderzuschlag und umfassen verschiedene Geld- oder Sachleistungen; 
siehe auch https://www.arbeitsagentur.de/familie-und-kinder/informationen-zum-bildungspaket 

https://www.arbeitsagentur.de/familie-und-kinder/informationen-zum-bildungspaket
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allgemeine oder berufsbildende Schule besucht oder ein Ausbildungsgehalt erhält 
und unter 25 Jahre alt ist, konnte nach Prüfung durch das Jobcenter Zuschüsse 
zur Ausstattung mit digitalen Endgeräten für den Unterricht erhalten.135 Das 
bedeutet, dass in diesem Fall nicht nur die Anspruchsvoraussetzungen, sondern 
auch die Inanspruchnahme von Unterstützungsmöglichkeiten eine Hürde für 
junge geflüchtete Menschen darstellt. Non-Take-Up hat, wie in Kapitel 4.1.3 bereits 
beschrieben, unterschiedliche Ursachen. Beratung und externe Unterstützung 
kann bei der Inanspruchnahme eine Rolle spielen. Dementsprechend relevant 
kann die niedrigschwellige Klärung von Fragen oder die Möglichkeit sein, Pro
bleme an Dritte heranzutragen. Hierzu tun sich wiederum Hürden auf, wie eine 
befragte Person ausführt:

„Und ich glaube halt einfach, die Städte und Gemeinden, die haben halt so viele Aufgaben, das muss 
man auch so sehen, so viele unterschiedliche Bereiche, dass man da wirklich auch besser dann viel-
leicht mit übergreifenden Institutionen oder Trägern oder Beratung/ Also es sind ja auch genau die, 
die dann unterstützend dafür da sind. […] [wenn ich] jemand die Asylleistung auszahle, dann kann 
ich mir ja nicht noch irgendwie da eine Stunde seine Problem anhören, es ist ja leider so, weil dafür 
ist das Personal ja auch gar nicht da.“ (Kreis J, 2020)

Das Zitat zeigt, dass es mit spezialisierten Stellen zu verteilten Zuständigkeiten 
kommt (Strukturen), die dem Querschnittscharakter der Integrationspolitik ins-
gesamt entsprechen. Für Personen mit Beratungs- bzw. Gesprächsbedarf bedeu-
tet dies jedoch, dass sie zu der richtigen Stelle finden müssen, was Hürden im 
Zugang zu Beratung mit sich bringen kann (Zugänge). Darüber hinaus spielen 
auch Arbeitsbedingungen im Sinne von Kapazitäten der Mitarbeiter*innen eine 
Rolle dafür, in welchem Umfang Beratung und Unterstützung geleistet werden 
kann (Ausgestaltung).

Der Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf wird darüber hinaus 
teilweise überlagert von weiteren Übergängen zwischen verschiedenen Rechts-
kreisen oder aus ihnen hinaus. Dies kann ebenfalls Hürden für junge geflüchtete 
Menschen produzieren. So spricht die befragte Person einer kreisfreien Stadt 
im folgenden Zitat die besondere Situation von jungen Geflüchteten an, die als 
unbegleitete minderjährige Geflüchtete zunächst durch die Jugendhilfe intensiv 
betreut werden – bis zur Volljährigkeit (oder auch eine begrenzte Zeit darüber 
hinaus, siehe auch Kapitel 4.1.3):

„[…] wir sind sehr an den formalen Systemen ja beschäftigt, Beruf, Ausbildung, Sprache, aber wie 
kriege ich so mit, dass wir Kontaktschnittstellen wirklich schaffen. Weil viele von unseren, die ja 
auch gekommen sind, die jetzt ja auch hier sind, eine Altersgruppe, mal als unbegleitete minderjäh-
rige Flüchtlinge gekommen sind. Und das heißt, sie kommen aus Clearing-Häusern, die wir hier ja 

135	 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/jobcenter-uebernehmen-bei-bedarf-kosten-
fuer-digitale-endgeraete-165696 

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/jobcenter-uebernehmen-bei-bedarf-kosten-fuer-digitale-endgeraete-165696
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/jobcenter-uebernehmen-bei-bedarf-kosten-fuer-digitale-endgeraete-165696
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haben, die relativ gut pädagogisch betreut werden. Und die nächsten Schritte dann, wenn ich dann 
alleingelassen bin, wie geht das, alleingelassen, was brauche ich dafür? Also das sind noch so Fragen, 
die uns jetzt in der Zusammenarbeit beschäftigen. Wo wir noch keine Strategie haben, gebe ich offen 
zu.“ (kreisfreie Stadt A, 2019)

Die Gestalt dieser Hürde ergibt sich also aus dem Ende der Betreuung durch die 
Jugendhilfe (Schnittstellen), was den Zugang zu weiteren Unterstützungssystemen 
beeinflusst (Zugänge) und möglicherweise damit einhergeht, dass Personen verlo-
ren gehen. Für den kreisangehörigen Raum beschreibt eine befragte Person den 
Prozess des Übergangs aus der Jugendhilfe hinaus folgendermaßen:

„Ich weiß aber aus dem Bereich Übergang Jugendhilfe-Selbstständigkeit mitunter dass das ein 
schwieriger Übergang ist in der Zuweisung zu den kreisangehörigen Städten und Gemeinden, wenn 
die nicht frühzeitig informiert werden. Dass es dann zu den Situationen kommt, die Frau [Name] 
auch eben geschildert hat mit den Wohnsituationen, die nicht adäquat sind um eine Ausbildung 
erfolgreich umsetzen oder durchführen zu können. Und da müssen wir, denke ich, gerade an diesen 
Übergängen insgesamt, ausgehend von diesen Einzelbeispielen gucken, wo müssen wir da vielleicht 
strukturelle Korrekturen perspektivisch noch vornehmen, um diese Übergänge einfacher und leichter 
zu gestalten.“ (Kreis I, 2021)

Hier wird das Ende der Betreuung durch die Jugendhilfe (Schnittstellen) mit der 
Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Stellen (Schnittstellen) in Verbindung 
gesetzt. Darüber hinaus wird die Wohnsituation als Engpassfaktor für das erfolg-
reiche Gelingen der beruflichen Qualifizierung benannt, was die Übergangsphase 
in die Selbstständigkeit zusätzlich erschwert. 

An der zweiten Schwelle von der Ausbildung in den Beruf bzw. am Übergang 
in Arbeit wirken für junge geflüchtete Menschen verschiedene Aspekte ein, die 
insbesondere von aufenthaltsrechtlichen Regelungen moderiert werden: 

„Diese Gesetzgebung an sich, ne, dass die innerhalb von sechs Monaten ja ihre Identitätsklärung 
eigentlich durchführen sollten oder belegen sollen, dass sie darangehen.136 Das alleine ist schon ein 
großer Faktor gewesen, warum ja viele in dieses Arbeitsverbot auch reingerutscht sind. Also da, ja, 
den Sinn verstehe ich, aber dass das so unausweichlich ist, hat es, wenn, ne, gerade, wenn jemand 
vielleicht gerade erst in die Begleitung und die Beratung gekommen ist und man anfängt, ein Ver-
trauensverhältnis aufzubauen und dann entwickelt sich ja auch was bei den Teilnehmenden, und 
vielleicht wären sie dann jetzt bereit, was zu tun. Und das ist dann natürlich dann auch immer so 

136	 Dies bezieht sich auf die Möglichkeit, eine Ausbildungsduldung zu erhalten. In § 60c Abs. 2 AufenthG 
heißt es dazu: „Die Ausbildungsduldung wird nicht erteilt, wenn […] 3. die Identität nicht geklärt ist a) 
bei Einreise in das Bundesgebiet bis zum 31. Dezember 2016 bis zur Beantragung der Ausbildungsdul-
dung, oder b) bei Einreise in das Bundesgebiet ab dem 1. Januar 2017 und vor dem 1. Januar 2020 bis zur 
Beantragung der Ausbildungsduldung, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2020 oder c) bei Einreise in 
das Bundesgebiet nach dem 31. Dezember 2019 innerhalb der ersten sechs Monate nach der Einreise; 
die Frist gilt als gewahrt, wenn der Ausländer innerhalb der in den Buchstaben a bis c genannten Frist 
alle erforderlichen und ihm zumutbaren Maßnahmen für die Identitätsklärung ergriffen hat und die 
Identität erst nach dieser Frist geklärt werden kann, ohne dass der Ausländer dies zu vertreten hat, […].“
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eine Einschätzungssache von den ABHs137 vor Ort. Wie gehen sie damit um? Inwieweit kann man 
dann vielleicht doch nochmal das Gesetz ein bisschen dehnen oder ja/ Das ist, das war sehr, sehr, sehr, 
sehr schwierig.“ (Kreis F, 2022)

Das vorangegangene Zitat zeigt auf, dass der Zugang zu Arbeit (Zugänge) einerseits 
von aufenthaltsrechtlichen Regelungen (Strukturen) abhängt. Andererseits werden 
auch Handlungsspielräume der lokalen Ausländerbehörden deutlich (Ausgestal-
tung). Dass die Erteilung von Arbeitsverboten „Einschätzungssache“ ist und das 
Gesetz je nach Auslegung „gedehnt“ wird, bedeutet für die Betroffenen unter-
schiedliche Maßstäbe, die an die Mitwirkungspflicht bei der Identitätsklärung 
angelegt werden (siehe auch Kapitel 4.3.1). Andererseits eröffnet der Handlungs-
spielraum auch Möglichkeiten, im Sinne der jungen Menschen zu entscheiden 
und ist so insgesamt ambivalent zu beurteilen. 

Aufenthaltsrechtliche Regelungen sind im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf 
immer wieder zentrale Moderatorinnen für wohlfahrtsstaatliche Hürden. In ihnen 
liegt eine besonders essentielle Kraft, Teilhabe zu ermöglichen oder zu verhindern, 
da mit dem Aufenthaltsstatus viele Zugänge und Chancen verbunden sind. Aus 
einer kreisfreien Stadt stammt das folgende Zitat, das den Übergang von der 
Zuständigkeit des Sozialamts (im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes, 
siehe auch Kapitel 4.1.3 und 4.3.1) zum Jobcenter (bei Anerkennung des Asylan-
trags) beschreibt – also einen Übergang, der ausschließlich durch Veränderun-
gen im Aufenthaltsstatus initiiert wird, der jedoch durchaus parallel bspw. zum 
Übergang von der Schule in Ausbildung oder dem Übergang von der Ausbildung 
in den Beruf eine Rolle spielen kann: 

„Was das Sozialwesen angeht, ist es natürlich schon kritischer, weil gerade an den Schnittstellen, wo 
sich wesentliche Dinge entscheiden, da hakt es. Da habe [ich] so viele Einzelfälle tatsächlich gehabt, 
die immer im Übergang dieser Schnittstellen der Sozialhilfesysteme gescheitert sind. Also Übergang 
klassisch vom Sozialamt ins Jobcenter und man hängt aufgrund der Entscheidung der Ausländerbe-
hörde auf einmal genau zwischen diesen beiden Rechtskreisen. Gehe ich aus der Gestattung in eine 
Duldung, wie gehe ich da über? Wo bekomme ich meine Regelleistung her? Und wer erteilt mir jetzt 
eigentlich, welche Genehmigung? Wer zahlt mein Ticket, damit ich meinen Arbeitgeber erreichen 
kann? Wer kommt jetzt für die Miete auf ? Darf ich einen Lehrgang machen, den ich brauche, wenn 
ich in bestimmten Teilen der Industrie tätig bin, […] der nicht in [kreisfreie Stadt B] ist. Dann habe 
ich einen Duldungsstatus, darf ich das? Dann braucht die Ausländerbehörde lange für die Genehmi-
gung, dann fühlt sich keiner zuständig. […] Aber das ist eine große Hürde in dem sozialen, in dem 
sozialen Hilfebereich vor allen Dingen, diese Übergänge in den Rechtskreisen und das haben wir 
über Gemeinsam klappt’s nicht geschafft, diese strukturellen Hürden, weil das einfach Gesetze sind, 
auszuhebeln.“ (kreisfreie Stadt B, 2022)

137	 Ausländerbehörden
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Hierbei wird die Komplexität der Zuständigkeitsarchitektur deutlich, die von 
aufenthaltsrechtlichen Regelungen moderiert und durch lange Bearbeitungszeiten 
begleitet wird (Strukturen). Dies produziert Hürden, die sich auf Basis von Schnitt-
stellen ergeben, wie die oben beschriebene Verschiebung von Zuständigkeiten und 
die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Stellen. In der Wechselwirkung 
impliziert die Erzählung der befragten Person die Herausbildung von Unsicher-
heiten sowohl bei den Betroffenen selbst, als auch bei den verschiedenen Stellen 
(„dann fühlt sich keiner zuständig“). 

4.4.3	 Schwerpunktthemen 

Zusätzlich zu Hürden im Hinblick auf den Übergang Schule-Ausbildung-Beruf 
zeigen sich im Material weitere Aspekte, die insbesondere durch ihre strukturelle 
Anlage und die daraus entstehenden weitreichenden Implikationen für sowohl 
Akteur*innen der Integrationsarbeit als auch für junge geflüchtete Menschen 
selbst entstehen. Zunächst soll auf die unterschiedliche Ausschöpfung der Mög-
lichkeit kommunaler Verpflichtung zum Integrationskurs eingegangen werden, 
dann folgen Ausführungen zur komplexen strukturellen Situation im kreisan-
gehörigen Raum, bevor auf das Thema „Integration als freiwillige Aufgabe“ ein-
gegangen wird. 

In den sekundärausgewerteten Interviews mit kommunalen Vertreter*innen 
wird immer wieder auf den im Aufenthaltsgesetz geregelten Zugang zu offiziellen 
Integrationskursen des BAMF verwiesen. Wie in Kapitel 4.3.2 bereits beschrieben, 
können – neben Jobcentern und Ausländerbehörden – auch die kommunalen Stel-
len der Asylbewerberleistungen (meist Sozialämter) zu diesen Kursen verpflichten. 
Das ausgewertete Material gibt hierbei Hinweise auf eine sehr unterschiedliche 
Nutzung dieser Möglichkeit: 

„Was auch gut war, das kam dann, glaube ich, dann irgendwie kurze Zeit später, als wir gestartet sind, 
dass für die Geduldeten ja auch nochmal der Zugang zu Sprachförderangeboten verbessert worden ist 
oder zumindest für einen Teil geöffnet worden ist. Aber trotzdem ist es ja nie leider gleichermaßen 
so, also für jede/ es gibt ja schon Unterschiede einfach in den Herkunftsländern, was dazu führt, 
dass einige halt weiterhin den Zugang auch trotzdem nicht haben. Und ich glaube schon, dass es 
da Lücken gibt, weil man halt gerade mit diesem Status, geduldet oder gestattet, einfach weiterhin 
natürlich nicht an allem teilnehmen kann oder einem alles ermöglicht werden kann.“ (Kreis J, 2022)

Während im vorhergehenden Zitat weiterhin auf einer eher übergeordneten Ebene 
von Zugangshürden für Personen aus bestimmten Herkunftsländern gesprochen 
wird (auf Basis rechtlicher Reglungen; Strukturen), wird im folgenden Zitat deut-
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lich, dass Kommunen ihren Handlungsspielraum teils aktiv nutzen, um Zugänge 
zu schaffen: 

„Sagen wir mal, die Zugänge zu den Integrationskursen haben sich ja in den, ich sag mal, massiv 
gewandelt. Die waren zunächst dann nur geöffnet für Personen im SGB II Bezug. Mittlerweile ist 
es so, dass die Kurse, die vollen Integrationskurse, die 900 Stunden umfassen, geöffnet sind für alle. 
Und wir selber als Kommune auch verpf lichten dürfen. Und von dieser Maßnahme machen wir also 
seit Mitte letzten Jahres, da ist das geöffnet worden, also auch intensiv Gebrauch. Das heißt, wir 
haben da, zu dem Zeitpunkt als das geöffnet wurde, ganz konsequent die Listen durchsucht, wer ist 
noch nicht mit Sprachkursen oder mit Sprachangebot versorgt. Und haben die angemeldet und haben 
uns die Zusage vom BAMF geben lassen, dass der Kursus f inanziert wird und, wie gesagt, sobald ein 
Platz dann frei war in der VHS, in einem Integrationskursus, haben wir die auch dorthin geschickt. 
[…] Beim BAMF sind erhebliche Finanzmittel vorhanden, um Sprachkurse zu fördern. Und wie 
gesagt, damit hängt das auch zusammen, dass die jetzt geöffnet werden für alle. Und ich denke, das 
Bewusstsein, dass Sprache der Schlüssel ist für alles, der ist inzwischen auch da angekommen. Also, 
wie gesagt, die ganzen Strukturen sind da, die Dozenten sind da, die sind geschult. Es ist und, und, 
und, es ist alles soweit fertig, wie gesagt, man muss nur alle reinlassen. Und das können wir jetzt, 
wie gesagt, weiterhin ausgeschlossen sichere Herkunftsländer.“ (kreisangehörige Kommune D, 2019)

Auch in einer weiteren kreisangehörigen Kommune wird berichtet, dass man ent-
gegen der gesetzlichen Intention handeln würde und aktiv Personen mit Duldung 
in Integrationskurse vermittelt:

„Der Integrationskurs, ich sage mal wie gesagt, ich denke, wir sind in [kreisangehörige Kommune E] 
ein bisschen privilegiert, aber Geduldete im Integrationskurs ist ja eigentlich nicht so geplant. Ist ja 
eigentlich auch nicht gesollt, sozusagen. Wir können das machen, wir haben von unserer Leistungs-
abteilung her die Möglichkeiten gekriegt. Aber das ist vielleicht noch nicht Standard. […] Ich weiß 
nicht, wie andere Kommunen das regeln.“ (kreisangehörige Kommune E, 2021)

Ein „konsequentes Durchsuchen von Listen“, um „nicht gesollte“ Personen zur 
Teilnahme an Integrationskursen zu verpflichten und damit eine Teilnahme erst 
zu ermöglichen, kann sicherlich als das Ende eines Spektrums von Ermessen 
(Ausgestaltung) gesehen werden. Dass diese Vorgehensweise nur in den beiden 
kreisangehörigen Kommunen, und dementsprechend überschaubaren Struktu-
ren, in dieser Intensität berichtet wurde, gibt darüber hinaus Hinweise auf unter-
schiedliche Ressourcen zur intensiven Beschäftigung mit Einzelfällen im Bereich 
der Asylbewerberleistungen. Welche Überlegungen andere Kommunen anstellen, 
die dann zu einer ggf. geringeren Nutzung dieses Handlungsspielraums führen, 
wird im folgenden Zitat eines Trägers von Integrationskursen des BAMF deutlich: 

„Ich weiß, dass andere Kommunen zurückhaltend waren, weil die ja, wenn wir die verpf lichtet haben, 
dann kann man auch noch einen Rechtsanspruch daraus irgendwie ableiten und so. Das waren ja 
so Besorgnisse, dass man sagt: Jetzt verpf lichtet man die zum Integrationskurs, damit gibt man 
das Signal Integration, kann die dann nicht mehr abschieben und/ ich weiß nicht, was alles, ja?“ 
(Träger C, 2022)
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Dieser unterschiedliche Umgang mit einem Ermessensspielraum (Ausgestaltung) 
auf kommunaler Ebene bedeutet für junge geflüchtete Menschen, dass sie je nach 
zugewiesenem Wohnort (siehe Kapitel 4.3.1) unterschiedliche Chancen auf eine 
Teilnahme am Integrationskurs erhalten können. Die Verpflichtung wirkt in die-
sem Falle also als Chance, Zugang zur Möglichkeit zu erhalten, Deutsch zu erler-
nen. Da Deutschkenntnisse auch für die Aufnahme von Ausbildung und Arbeit 
häufig zentrale Voraussetzungen darstellen, hat der Zugang zu Deutschkursen 
eine besondere Bedeutung. Insgesamt zeigen sich Interdependenzen zwischen 
kommunaler Auslegung (Ausgestaltung) und jungen geflüchteten Menschen sowie 
Wechselwirkungen zwischen aufenthaltsrechtlichen Regelungen (Strukturen) und 
dem Zugang zu Integrationskursen.

Besonders im kreisangehörigen Raum sind die integrationspolitischen 
Akteur*innen mit komplexen Strukturen konfrontiert, die ein besonderes Maß 
an Koordination und Kooperation zwischen verschiedenen Stellen erfordern. Das 
folgende Zitat verdeutlicht dies:

„B3: Ja manchmal sind das so die zwischenmenschlichen Lösungen, die dann stattfinden. Die leider 
nicht im Regelsystem dann Sachen sich verändern, aber dass halt da manchmal der kurze Dienstweg, 
der kleine Dienstweg vielleicht doch mal was bewirkt. […]
B2: Ja wobei man da jetzt sagen muss, wir haben [mehrere] Ausländerbehörden hier im [Kreis F] und 
nicht nur unsere eigene. Und da sind wir jetzt wiederum […] davon abhängig wie die Kommunen [X] 
und [Y] halt damit umgehen, ob da auch der Zugang zur Ausländerbehörde jeweils so of fen gewähr-
leistet ist und man denselben Weg gehen kann. Und das sind dann ganz viele Gespräche und da ist 
auch viel Vertrauensbildung notwendig, damit das dann klappt. […] Das kann dann sein, dass die 
anderen Ausländerbehörden in den anderen Kommunen das ganz anders handhaben. Und da hat 
man wenig Einf luss drauf. Also wir sind ja keine Aufsichtsbehörde über die anderen beiden Auslän-
derbehörden, wir stehen gleichrangig nebeneinander und da muss man halt jonglieren und gucken 
und immer wieder Gespräche führen dass man da den passenden Weg findet. Das macht es halt auf 
Kreisebene unendlich viel schwieriger als bei einer Stadt, die halt eine einzige Ausländerbehörde hat 
und ein einziges Jugendamt […].“ (Kreis F, 2021)

Die beiden zitierten Personen führen einerseits aus, dass in Kreisen verteilte 
Zuständigkeiten in einem eigenen Mehrebenensystem bestehen, die mit spezifi-
schen Hierarchie- und Machtgefügen einher gehen („wir sind ja keine Aufsichtsbe-
hörde“; Strukturen). Damit verbunden sind Unwägbarkeiten in der Auslegung von 
Handlungs- und Ermessensspielräumen (Ausgestaltung) und zusätzliche Schnitt-
stellen in der Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Stellen auf den Ebenen 
des Kreises und der kreisangehörigen Kommunen. In NRW gibt es außerdem die 
sogenannten „Kommunalen Integrationszentren“ als eigene integrationspoliti-
sche Akteurin, die seit 2012 f lächendeckend auf Kreisebene (und in kreisfreien 
Städten) eingeführt wurden (siehe auch Kapitel 4.3.2). Vor dem Hintergrund der 
oben ausgeführten Machtverhältnisse spielen die folgenden Ausführungen einer 
befragten Person aus einem KI eine Rolle: 
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„Auch in der Zusammenarbeit, gerade die Kreis-KIs als freiwillige Aufgabe, die rein über die Kreis-
umlage f inanziert wird, haben ja häufiger nochmal mehr das Problem, […] dass wir unsere Arbeit 
immer rechtfertigen mussten, dass wir uns rechtfertigen mussten, warum wir überhaupt eingerichtet 
werden, wo doch die Integrationsarbeit vor Ort stattfindet und wir als Kreis ohne Land und Leute 
ja eigentlich selber gar keine Menschen mit Migrationshintergrund hier haben so.“ (Kreis G, 2019)

Als freiwillige Aufgabe und durch die spezifische Finanzierungsstruktur in Krei-
sen, die oben angesprochen wurde, wird deutlich, dass dies das Machtgefüge der 
KI als integrationspolitische Stelle in Kreisstrukturen gegenüber anderen Stellen 
ggf. negativ beeinflusst (Strukturen) und eine schwierige Ausgangsposition für 
die Umsetzung integrationspolitischer Vorhaben durch den Kreis bedingt (Aus-
gestaltung, Schnittstellen). Für junge geflüchtete Menschen ergibt sich hierdurch 
die Gefahr, durch die besonders komplexen Strukturen, verloren zu gehen. 

Dass Integration als freiwillige Aufgabe von Kreisen und Kommunen in ganz 
unterschiedlichem Ausmaß umgesetzt werden kann, wurde bereits in Kapi-
tel 4.3.2 problematisiert. Auch im sekundärausgewerteten Material der Interviews 
mit kommunalen Vertreter*innen der integrationspolitischen Landesinitiative 
„Gemeinsam klappt’s“ in NRW wird dieser Punkt immer wieder angesprochen:

„Ja, also das ist für uns ein ganz, ganz großes Problem. Natürlich ist das [Kommunale Integrati-
onsmanagement] im Teilhabe- und Integrationsgesetz verankert worden im entsprechenden Para-
graphen, und das Land weist auch bei jeder Gelegenheit darauf hin, dass es ich um ein Programm 
handelt und dass dieses Programm auf Dauer ausgelegt ist […]. Aber es ist immer noch ein freiwilliges 
Programm. Und wenn ein Kreis sagen würde: ‚Ich mache das nicht‘, dann macht er es nicht. Das ist 
keine gesetzliche Verpf lichtung. […] Und im Rahmen dieser haushalterischen Geschichte – so nennen 
die das ja immer so schön beim Ministerium – gibt es halt immer nur jährliche Zuwendungsbescheide. 
Und dann ist es halt von der Verwaltungsführung abhängig, ob der Landrat halt sagt: ‚Ja, ich biete 
hier befristete Stellen an‘, oder ‚ich biete hier entfristete Stellen an‘ […]. Und wir haben einen sehr 
altgedienten Landrat, der […] ist da extrem vorsichtig […] Und das größte Problem ist, dass da dann 
kein entsprechender Erlass vorhanden ist, im Moment. Also bei der KI-Förderung zum Beispiel warten 
wir auf diesen Erlass, den Ausführungserlass. Klar, das steht im TIntG, also im Teilhabegesetz, aber 
der Erlass, der im Moment gilt, geht halt nur bis 31.12.2022. […] Man kann da auch ganz schlecht 
planen. Und man erlebt es dann leider immer wieder, dass hochqualifizierte Kolleginnen und Kollegen 
dann dahin gehen, wo die Stellen unbefristet angeboten werden. So.“ (Kreis F, 2022)

Die Aussage oben zeigt, dass die Freiwilligkeit (Strukturen) hier mit den im Teil-
habe- und Integrationsgesetz (TIntG NRW) festgelegten Finanzierungsstruk-
turen zusammenwirkt (Strukturen) und spezifische Abhängigkeitsverhältnisse 
vom politischen Willen der kommunalen Spitze produziert (Ausgestaltung), die 
auch auf die Personalsituation der integrationspolitischen Infrastruktur in NRW 
(Ausgestaltung) Einfluss nimmt. Ähnliches lässt sich auch aus dem Interview mit 
einer kreisfreien Stadt entnehmen:
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„Ich meine wir kämpfen ja auch, also Integration ist ja keine Pf lichtaufgabe, es muss für eine Kom-
mune eine Pf lichtaufgabe werden. Und solange es das nicht so wird oder so ist, wird es schwer. Dann 
kann man sich auch verwaltungshaushalterisch sag ich jetzt mal, das Wort mag ich eigentlich gar 
nicht, anders aufstellen.“ (kreisfreie Stadt C, 2021)

In welcher Verantwortung kommunaler Akteur*innen dabei die (lokale) Integra-
tionspolitik sehen und wie dies mit Teilhabechancen in Verbindung steht, wird 
exemplarisch in der folgenden Aussage deutlich:

„Also ich glaube, dass Integration, Pf lichtaufgabe der Kommunen werden muss, weil ich meine, wir 
haben es in der Welle 2015, 2016 gesehen, wir haben es jetzt mit der Ukraine. Die Menschen sind 
ja da und die Menschen müssen ja irgendwie betreut werden und die müssen beim Ankommen ja 
irgendwie unterstützt werden. Und ich rede jetzt nicht von ehrenamtlichen Initiativen wie Nähkurs 
oder Fahrrad-Kursen. Also ich rede wirklich beruf lich Ankommen. Sprachkurse, Praktika, Ausbil-
dungen. Und nur so können die Kommunen ja letztendlich auch Ressourcen schaffen. Also, es geht 
ja nicht anders. Und deswegen glaube ich, also ich bin hier.“ (kreisangehörige Kommune D, 2022)

Hier wird explizit die Forderung aufgestellt, Integration zu einer Pflichtaufgabe 
für Kommunen zu machen. Welche Schwierigkeiten sich für integrationspoliti-
sche Akteur*innen in der praktischen Arbeit ergeben, wenn es sich um freiwillige 
Aufgaben handelt, wird im folgenden Zitat deutlich, das auch noch einmal auf die 
unterschiedliche Ressourcenausstattung von Kommunen hinweist:

„[…] ich hatte mich darauf verlassen, dass ich über das Integrationsbudget möglicherweise zumindest 
ein Coaching halten kann, bis ich dann halt die Rückmeldung bekam, nein, das geht nicht […]. Ich 
f inde nach wie vor, dass es eigentlich im Rahmen der Jugendberufsagentur nochmal diskutiert wer-
den muss, weil ich f inde, es ist ein Angebot für junge Menschen bis einschließlich 27, das ist für mich 
der Jugendhilfebereich und wir sehen, dass es ein erfolgreiches Konzept ist. Wir haben den § 13 im 
Jugendhilfegesetz, der über Jugendsozialarbeit auch genau diese Zielgruppe nochmal mitbeschreibt. 
Also, ich bin aber nicht fertig, mit dieser Diskussion. Aber wir wissen, also wir sind klamm, na, also 
das ist halt der Kämmerer hat echt einen fetten Rotstift auch gerade im Jugendbereich angesetzt und 
wir sehen, es ist eine freiwillige Leistung, das ist schwierig […].“ (kreisfreie Stadt B, 2022)

Über die Problematik der Freiwilligkeit und damit einhergehenden Finanzie-
rungsprozessen (Strukturen) hinweg wird durch die Aussage auch der Querschnitt-
scharakter der Integrationspolitik deutlich, der sich in verteilten Zuständigkeiten 
(Strukturen) für unterschiedliche Themenaspekte zeigt. In dem beschriebenen Fall 
steht die Fortführung eines Coaching-Angebots für junge geflüchtete Menschen 
auf der Kippe, eine Anschlussfinanzierung und Andockung scheint nach Ein-
schätzung der befragten Person jedoch schwer zu realisieren. Dass insbesondere 
Kommunen, deren finanzielle Lage schwierig ist, in Bereichen Einsparungen 
treffen, die freiwillige Aufgaben sind, ist einerseits naheliegend. Andererseits 
lässt sich vermuten, dass insbesondere in solchen Kommunen die Verbesserung 
von Teilhabe durch verschiedene Unterstützungsleistungen langfristig besonders 
relevant wäre. 
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4.5	 Zusammenfassung: Regime und Implikationen 

Aus den Ausführungen zum deutschen Wohlfahrtsregime, dem Bildungssystem 
und zu den Regelungen aus den Bereichen der Migrations- und Integrationspolitik 
sowie zu den Erkenntnissen aus den Sekundäranalysen zur Charakterisierung 
wohlfahrtsstaatlicher Hürden ergeben sich verschiedene Implikationen für junge 
geflüchtete Menschen in Deutschland sowie für Intermediäre, die diese Menschen 
beraten und begleiten. Aus den Ausführungen oben wird deutlich, dass das deut-
sche Wohlfahrtsregime einerseits ein Absicherungssystem darstellt, das Konti-
nuitäten im Lebenslauf belohnt, sei es bei Schulabschlüssen, dem Durchlaufen 
eines formalen Ausbildungssystems, der Rente oder beim Zugang zu Leistungen 
im Rahmen des SGB III. Dadurch ergeben sich andererseits Herausforderungen 
für einzelne Personen, wenn deren Leben nicht diesem sich daraus implizit erge-
benden „Normallebenslauf“ entspricht. Durch die geringen Umverteilungseffekte 
des wohlfahrtsstaatlichen Systems in Deutschland, dem Grundprinzip des Sta-
tuserhalts sowie der starken Verknüpfung von (abhängiger) Erwerbsarbeit und 
Leistungszugang dürfte es für Personen mit entstandardisierten Lebensläufen 
besonders schwer sein, die sich ergebenden Risiken des Lebens auszugleichen 
oder bewältigen zu können. Die Normalitätserwartungen, die im deutschen 
Wohlfahrtsregime eingeschrieben sind, produzieren so eine defizitorientierte 
Perspektive auf Menschen, die diesen nicht entsprechen.

Entlang des Übergangs Schule-Ausbildung-Beruf lassen sich auf Basis der 
Dokumenten- und Sekundäranalysen verschiedene wohlfahrtsstaatliche Hürden 
für junge geflüchtete Menschen identifizieren und tiefergehender charakterisie-
ren. Die Lebensphase ist insgesamt gekennzeichnet durch relevante Weichenstel-
lungen mit langfristigen Implikationen für den weiteren Lebenslauf und hat maß-
geblichen Einfluss auf die Teilhabechancen der jungen geflüchteten Menschen. 

Im Hinblick auf Schule zeigt sich eine zentrales Zusammenspiel aus räumli-
chen und zeitlichen Aspekten, das für junge geflüchtete Menschen Hürden pro-
duziert. Erstens ist Bildung Ländersache, was mit einem heterogenen Bildungs-
system einhergeht. Gleichzeitig können geflüchtete Menschen in Deutschland 
kaum Einfluss auf die Zuweisung zu einem Bundesland und einer Kommune 
nehmen und dementsprechend auch kaum beeinflussen, welchen länderspe-
zifischen Bildungssystemen sie zugeordnet werden (Strukturen). Neben dieser 
räumlichen Komponente der Ungleichheit finden sich zweitens zeitliche Aspekte, 
die Hürden hervorbringen. So besteht Zugang zu Schulbildung hauptsächlich 
über die länderspezifischen Schulpflichtregelungen, die – je nach Alter bei Ein-
reise der jungen Menschen – mit unterschiedlich langen Zeiten einhergehen, die 
noch für einen Schulbesuch bleiben. Nach Vollendung der Schulpflicht sind die 
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Betroffenen häufig von den noch vorhandenen Kapazitäten sowie vom „good 
will“ einzelner Schulleitungen abhängig, um Zugang zu Schulen zu erhalten. 
Wenn der Zugang gelingt, gibt es je nach Bundesland drittens unterschiedliche 
Bildungsgänge für Neuzugewanderte (Ausgestaltung), die vor allem im Hinblick 
auf die Möglichkeiten, einen Schulabschluss zu erreichen differieren und unter-
schiedliche Anschlussmöglichkeiten bieten (Schnittstellen). Insbesondere Schul-
abschlüsse bestimmen jedoch maßgeblich die Chancen auf verschiedene Formen 
beruflicher Qualifizierung.

Das deutsche System der Ausbildung ist in seinen unterschiedlichen For-
men (dual, schulisch und an Hochschulen; Strukturen) mit unterschiedlichen 
Zugangsmöglichkeiten verknüpft. Dabei spielen erstens Schulabschlüsse eine 
zentrale Rolle, insbesondere für die schulische Ausbildung oder ein Studium. 
Neben diesen „harten“ Zugangsregelungen ist jedoch auch im Bereich der dualen 
Berufsausbildung festzustellen, dass, je nach regionaler Ausbildungsmarktlage, 
vor allem Personen mit niedrigem oder ohne Schulabschluss häufig unversorgt 
bleiben (Schnittstellen; Ausgestaltung). Zweitens sind Deutschkenntnisse für die 
meisten Formen beruflicher Qualifizierung in Deutschland eine Grundvoraus-
setzung.138 Für nicht mehr schulpflichtige junge Menschen ist daher der Zugang 
zu Deutschkursen von besonderer Bedeutung. Dieser ist je nach Aufenthaltstitel 
unterschiedlich einfach zu erlangen (Strukturen) und außerdem abhängig von 
der Auslegung lokaler Handlungsspielräume der Kommunen in ihrer Möglich-
keit zur Verpflichtung zu Integrationskursen des BAMF (Ausgestaltung). Drittens 
zeigen sich Wechselwirkungen zwischen Anerkennungsverfahren (Ausgestaltung) 
mitgebrachter Berufsabschlüsse und der Struktur des Ausbildungssystems. So 
ist bspw. das Nachholen von einzelnen Teilen einer dualen Berufsausbildung bei 
nur teilweiser Anerkennung des Berufsabschluss grundsätzlich nicht möglich 
und birgt die Gefahr der Entwertung von Qualifikationen. Viertens enthält das 
Aufenthaltsrecht mit den Regelungen zur Ausbildungsduldung einen Anreiz für 
Personen mit Duldung, schnell eine Ausbildung aufzunehmen, um den Aufent-
halt zu sichern und ggf. langfristig eine Aufenthaltserlaubnis (über sogenannte 
„Integrationsleistungen“) zu erlangen (Strukturen). Gleichzeitig ist der Zugang zu 
Unterstützungssystemen während der Ausbildung bspw. im Rahmen des SGB III 
(z. B. Assistierte Ausbildung) teils eingeschränkt (bspw. bei Aufenthaltsgestat-
tung) oder wird von kommunalen Vertreter*innen als nicht passgenau empfunden 
(Ausgestaltung). Für die betroffenen jungen Menschen ergibt sich daraus einer-
seits der Druck, schnell eine Ausbildung aufzunehmen und andererseits diese 
häufig allein meistern zu müssen. Der erfolgreiche Abschluss einer Ausbildung 
ist jedoch in Deutschland nicht nur zentrale Voraussetzung zur Arbeit in verschie-

138	 Ggf. mit Ausnahme einiger englischsprachiger Studiengänge an Hochschulen.
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denen Berufen, sondern hat auch aufenthaltsrechtliche Implikationen (Schnitt-
stellen). Während einerseits das Risiko prekärer Beschäftigung als ungelernte*r 
Arbeitnehmer*in steigt, bedeutet ein Abbruch einer Ausbildung während einer 
Ausbildungsduldung andererseits auch den Verlust des Schutzes vor Abschiebung.

In einem erwerbszentrierten Wohlfahrtsregime wie dem deutschen stellt die 
Zugangsverweigerung zu Arbeit ein maximales Schließungsmoment dar, das 
insbesondere Personen mit ungeklärter Identität – je nach Auslegung von Ermes-
sensspielräumen lokaler Ausländerbehörden und einzelnen Mitarbeiter*innen 
(Ausgestaltung) – in ein Paralleldasein drängt. Erstens dezimieren sich so die 
Chancen, langfristig in einen sicheren Aufenthaltsstatus zu wechseln, weil dafür 
meist die Sicherung des Lebensunterhalts notwendig ist (Strukturen). Zweitens 
bleiben so die beitragsfinanzierten Systeme der sozialen Sicherung für die Betrof-
fenen verschlossen (Zugänge). Drittens verhindert dies gesellschaftliche Teilhabe, 
da Arbeit in einem so stark erwerbszentrierten System auch eine zentrale Teilha-
bedimension darstellt. Gleichzeitig kommt es zu einer Abwertung von Lebensent-
würfen außerhalb der Arbeitswelt, die sich insbesondere für Frauen und andere 
Personen, die Care-Arbeit leisten, als problematisch erweisen kann (Schnittstellen). 
Das bedeutet, dass die immer stärkere Differenzierung von Aufenthaltskategorien 
mit spezifischen Ein- und Ausschlussmechanismen in Verknüpfung mit immer 
stärkeren Erwartungen an geflüchtete Menschen in den Arbeitsmarkt einzumün-
den, im deutschen erwerbszentrierten Wohlfahrtsregime insgesamt für einige 
Statusgruppen zu hohen Risiken für prekäre Beschäftigung, gesellschaftliche 
Exklusion und geringe Absicherung gegen soziale Risiken führt. 

Mit den steigenden Zahlen von Asylbewerber*innen ab 2015 ist auch ein neu-
er öffentlicher Diskurs über die Themen Migration und Integration entbrannt, 
der dazu führt, dass Integration stärker polarisierend diskutiert wird und sich 
neue rechte Bewegungen und politische Parteien (bspw. Pegida bzw. AfD) ent-
wickelten. Dabei haben Debatten um eine sogenannte „Leitkultur“ (siehe auch 
das Bayerische Integrationsgesetz, siehe Kapitel 4.3.2) ebenso zugenommen, wie 
Nützlichkeitsdiskurse rund um die Gewinnung von Fachkräften durch geflüch-
tete Menschen, was mit einer gewissen Abkehr von humanitären Grundsätzen 
in der Flüchtlingspolitik einher geht. Das zeigt sich auch durch eine verstärkte 
Aktivierungslogik in der Integrationspolitik (z. B. der Grundsatz des „Förderns 
und Forderns“ im Aufenthaltsgesetz, siehe Kapitel 4.3.2) auf Bundesebene. Bun-
desländer entwickeln demgegenüber eigene Integrationsgesetze, die teilweise 
deutlich andere Schwerpunkte setzen. Und auch die kommunale Integrations-
politik gewinnt stark an Bedeutung, so bspw. durch die rasante Entwicklung 
neuer Strukturen (Beratungsstellen/Angebote unterschiedlichster Akteur*innen 
speziell für Geflüchtete) im Zuge des langen Sommers der Migration 2015. Mig-
rations- und Integrationspolitik stehen so in enger Wechselwirkung zueinander, 
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was sich an den teilweise überlappenden und stark verteilten Zuständigkeiten im 
mehrdimensionalen System zeigt, wobei integrationspolitische Ziele teilweise in 
Konflikt mit migrationspolitischen Zielen stehen. 

Insgesamt kollidiert das Aufenthaltsrecht mit seinen unterschiedlichen Impli-
kationen im Hinblick auf Zugänge zu Ausbildung und Arbeit für bestimmte Ziel-
gruppen mit den institutionalisierten Normalitätserwartungen an Lebensverläufe 
in Deutschland und führt für junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-
Ausbildung-Beruf – je nach aufenthaltsrechtlicher Kategorisierung und Auslegung 
von Ermessensspielräumen – zu Exklusionsprozessen. Im Folgenden soll daher 
untersucht werden, wie intermediäre Akteur*innen, die diese jungen Menschen 
unterstützen, mit den festgestellten Hürden umgehen.



5.	 Unterstützung junger geflüchteter 
Menschen: Eine spezifische Interaktion

Vor dem Hintergrund der oben beschriebenen Rahmenbedingungen (Kapitel 4) 
in einer Lebensphase des Übergangs von der Schule in Ausbildung und Beruf 
bewegen sich junge geflüchtete Menschen in Deutschland in einem komplexen 
Geflecht unterschiedlicher Strukturen, die sich teils wechselseitig beeinflussen 
und zueinander interdependent sind. Daneben zeigen sich institutionalisierte 
Normalitätserwartungen an Lebensverläufe, mit denen sich die jungen geflüch-
teten Menschen konfrontiert sehen. Zentral ist hierbei, dass diese verschiedenen 
Rahmenbedingungen und Normalitätsvorstellen den weiteren Lebenslauf der Per-
sonen maßgeblich beeinflussen können und sich daraus wohlfahrtsstaatliche Hür-
den für die jungen geflüchteten Menschen ergeben. Intermediäre Akteur*innen, 
die junge geflüchtete Menschen beraten und begleiten, können demnach mit 
ganz unterschiedlichen Hürden konfrontiert werden, die unterschiedlich stark 
die Teilhabemöglichkeiten ihrer Klient*innen und die eigene Arbeit beeinflussen. 
Daher stellt sich im Folgenden die Frage, welche Funktion diese sogenannten 
„Integration Intermediaries“ für junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-
Ausbildung-Beruf in Deutschland einnehmen. Die Funktion der Intermediären 
soll einerseits über die Identifizierung von Einflussfaktoren auf deren Arbeit 
und andererseits über die Analyse von Handlungsorientierung im Umgang mit 
Hürden bearbeitet werden.

Die in der vorliegenden Arbeit fokussierten Integration Intermediaries, die in 
Kapitel 2.3 bereits mithilfe von Michael Lipsky (2010) und seiner Arbeit zu Street 
Level Bureaucrats (SLB) eingeführt wurden, stellen spezifische intermediäre 
Akteur*innen dar. Als Teil der Unterstützungsstrukturen für junge geflüchte-
te Menschen sind sie gewissermaßen verschiedenen Rahmenbedingungen und 
Leistungen „zwischengeschaltet“ und agieren in einem multidimensionalen 
Spannungsfeld. Auf Basis des oben vorgestellten prozessualen und relationalen 
Intermediaritätsansatzes kann eine besondere Bedeutung von Interaktionen für 
die Arbeit der Integration Intermediaries konstatiert werden, da dies zentrales 
Merkmal der Beratungs- und Begleitarbeit darstellt, die sie leisten (siehe Kapi-
tel 2.4). Dies geht mit einem spezifischen Handlungsspielraum einher, den Lipsky 
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(2010) als wesentliches Kennzeichen der SLB definiert (siehe Kapitel 2.3). Aus der 
hohen Bedeutung von Interaktion und dem Ermessensspielraum in der Erbrin-
gung der jeweiligen Leistung folgen die bereits eingeführten unterschiedlichen 
und sich gegenseitig beeinflussenden Spannungsfelder: erstens zwischen der 
Klient*innenzentriertheit der Arbeit und den konkreten Arbeitsbedingungen, 
zweitens zwischen dem (professionellen) Selbstverständnis der intermediären 
Akteur*innen und den organisationalen Zielen der Arbeitgeber*innen sowie drit-
tens zwischen dem Ermessensspielraum und dem Ziel der Gleichbehandlung aller 
Anliegen. Neben dieser theoretischen Herleitung sollen im Folgenden zunächst 
die integrationspolitischen Instrumente vorgestellt werden, die empirisch die 
Ausgangsbasis zur Konzeption der Integration Intermediaries bilden (Kapitel 5.1). 
Anschließend werden organisationale (Kapitel 5.2), professionelle (Kapitel 5.3) 
sowie handlungsleitende (Kapitel 5.4) Verortungen der Akteur*innen vorgenom-
men, die zugleich erste Hinweise auf Einflussfaktoren für deren Arbeit darstellen. 
Den Abschluss bildet eine Zusammenfassung der Einflussfaktoren auf die Arbeit 
der Integration Intermediaries (Kapitel 5.5)

5.1	 Empirische Herleitung: Integration Intermediaries als 
integrationspolitisches Instrument 

Integrationspolitische Instrumente, die Beratung und Begleitung für Migrant*in
nen oder geflüchtete Menschen vorsehen, gibt es auf der Bundesebene mit den 
Jugendmigrationsdiensten (JMD) und der Migrationsberatung für Erwachse-
ne (MBE) schon seit einiger Zeit (siehe auch Kapitel 4.3.2). Aber auch auf der 
Landesebene wurden in den letzten Jahren verstärkt Strukturen gefördert, die 
Migrant*innen, häufig aber auch explizit geflüchtete Menschen in dieser Hin-
sicht unterstützen sollen. Bogumil/Hafner (2021) haben im Zuge der Erstellung 
eines wissenschaftlichen Gutachtens zur kommunalen Integrationspolitik in NRW 
auch eine Bestandsaufnahme der anderen Flächenländer in Deutschland vorge-
nommen. Dabei wird deutlich, dass es in allen 13 Flächenländern Angebote der 
Beratung, Betreuung und Begleitung für Migrant*innen gibt. Diese sind jedoch 
sehr unterschiedlich konzipiert, was sich an den angesprochenen Zielgruppen 
und den Instrumenten zeigt. In Bezug auf die Zielgruppen werden in den meisten 
Fällen mehrere Personengruppen angesprochen (Neuzugewanderte, Geflüchtete, 
Migrant*innen,…). Nur in einem Fall werden geflüchtete Menschen nicht explizit 
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als Adressat*innen benannt (Schleswig-Holstein139; Bogumil/Hafner 2021: 107 ff.). 
Das zeigt noch einmal, dass insbesondere die Erhöhung der Anzahl von Asylan-
trägen im Zuge des langen Sommers der Migration (z. B. Hammerschmidt et al. 
2021) zu einer Implementation von Angeboten für geflüchtete Menschen geführt 
haben dürfte. Auffällig ist darüber hinaus, dass nur die Landesinitiative „Durch-
starten in Ausbildung und Arbeit“ mit „Gemeinsam klappt’s“ junge geflüchtete 
Menschen anspricht (Bogumil/Hafner 2021: 114). Sonst wird hierzu einerseits 
keine Eingrenzung vorgenommen. So heißt es in der Rahmenkonzeption der 
sogenannten „Migrationsfachdienste“ in Rheinland-Pfalz: 

„Die Beratung der Migrationsfachdienste steht allen Migrantinnen und Migranten offen, ungeachtet 
der Dauer ihres Aufenthalts in Rheinland-Pfalz, ihres Herkunftslandes der ihres Aufenthaltsstatus’. 
Sie richtet sich dabei sowohl an Ausländerinnen und Ausländer als auch an Spätaussiedlerinnen und 
Spätaussiedler, aber auch an Menschen mit Migrationshintergrund, die schon die deutsche Staats-
angehörigkeit haben. Zur Zielgruppe gehören weiterhin Asylsuchende Personen mit einer Duldung, 
alle Personen mit einem Schutzstatus und Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus.“ (LIGA der 
Freien Wohlfahrtspf lege in Rheinland-Pfalz 2021: 3)

Andererseits wird, wie im Fall von Schleswig-Holstein (siehe auch Fußnote 139), 
darauf hingewiesen, dass sich das Angebot an Erwachsene richtet. 

Im Hinblick auf die Beschreibung der Instrumente werden häufig die Schlag-
wörter „Beratung“, „Betreuung“ und „Begleitung“ benannt, in einigen Fällen wer-
den auch koordinierende, sozialraumbezogene oder netzwerkbezogene Aufgaben 
aufgeführt. Die Begriff lichkeiten „Case Management“, „Fallmanager*in“ und 
„Migrationssozialarbeit“ verweisen darüber hinaus auf Handlungskonzepte und 
professionelle Aspekte in der Anlage der Instrumente (Bogumil/Hafner 2021; siehe 
dazu auch Kapitel 5.3 und 5.4). Angesiedelt sind die Unterstützungsstrukturen ent-
weder bei Landkreisen, kreisfreien Städten oder auch bei freien Trägern der Wohl-
fahrt.140 Der kommunalen Ebene kommt bei der Umsetzung der verschiedenen 
landesseitigen Angeboten eine zentrale Rolle zu. Verankert sind die Instrumente 
in unterschiedlicher Art und Weise, teils über Richtlinien, teils in den landesspe-
zifischen Aufnahmegesetzen, teils als Modellvorhaben oder Landesprogramme 
(Bogumil/Hafner 2021: 107 ff.). Damit gehen einerseits differenzierte Finanzie-
rungsstrukturen und Anstellungsverhältnisse einher, die zu unterschiedlichen 
Arbeitsbedingungen für die dort beschäftigten Mitarbeiter*innen führen dürf-

139	 „Die Migrationsberatung Schleswig-Holstein richtet sich grundsätzlich an Zugewanderte ab 27 Jah-
ren, die in Schleswig-Holstein leben. Sie steht auch Jüngeren offen, wenn diese typische Probleme 
erwachsener Zuwanderinnen und Zuwanderer haben oder kein Jugendmigrationsdienst in zumutbarer 
Entfernung erreichbar ist.“ (Bogumil/Hafner 2021: 120).

140	 Auf eine Ausführung zu kommunalen integrationspolitischen Instrumenten der Beratung, Begleitung 
und Unterstützung wird an dieser Stelle aufgrund der großen Heterogenität verzichtet, siehe über-
blicksartig Kapitel 4.3.2 und Fauser et al. (2023); Ataç et al. (2023); Bakoben et al. (2019).
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ten. Andererseits bedingt die große Vielfalt in den Unterstützungsstrukturen 
auch eine gewisse Zufallslogik im Zugang für die Adressat*innen, je nachdem, 
welchem Bundesland und welcher Kommune sie zugewiesen wurden (siehe dazu 
auch Kapitel 4.3).

Die Implementation der Instrumente zeigt auch, dass es „Unterstützung bei 
der Bewältigung der insbesondere aus ihrer Aufnahme- und Aufenthaltssitu-
ation begründeten besonderen Lebenslagen“ (Bogumil/Hafner 2021: 109) von 
Geflüchteten bedarf. So entstehen in vielen Kommunen neue Strukturen, die 
durch den Querschnittscharakter der Integrationspolitik auf Beiträge aus wei-
teren Politikfeldern angewiesen sind. Außerdem sind sie weiteren relevanten 
Stellen, wie Schulen, Sozialämtern, Ausländerbehörden, Arbeitsagenturen und 
Jobcentern sowie den dabei zugrunde liegenden Regelungen (siehe Kapitel 4) 
zwischengeschaltet. Damit nehmen die Instrumente in gewisser Weise eine Ver-
mittlungsposition zwischen Strukturen und Individuen ein, die sich auf einem 
integrationspolitischen Auftrag begründet (siehe Abbildung 10). Die wachsende 
Bedeutung integrationspolitischer Instrumente der Beratung, Betreuung und 
Begleitung von geflüchteten Menschen (Integration) und die konzeptionell ange-
legte Querschnitts- und Mittler*innenposition (Intermediary) ergeben demnach 
die Begriff lichkeit der Integration Intermediaries als spezifische intermediäre 
Akteur*innen, die jungen geflüchteten Menschen in der Lebensphase des Über-
gangs Schule-Ausbildung-Beruf Unterstützung anbieten können. Offen bleibt, 
ob dieses „mehr“ an Akteur*innen auf lokaler Ebene auch dazu führt, dass die 
wohlfahrtsstaatlichen Hürden (Kapitel 4.5), mit denen sich die jungen Menschen 
konfrontiert sehen, überwunden werden können. 
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Abbildung 10: Integration Intermediaries zwischen komplexen Rahmenbedingungen und Klient*innen

Quelle: eigene Darstellung

Das bedeutet, dass die Frage nach der Funktion der Integration Intermediaries für 
die Bewältigung von unterschiedlichen Problemstellungen bisher offen ist (z. B. 
Belabas/Gerrits 2017). Auf der Basis des in Kapitel 2 eingeführten prozessualen 
und relationalen Intermediaritätsansatzes lässt sich annehmen, dass die inter-
mediären Akteur*innen insbesondere für die Herstellung der Passung zwischen 
strukturellen Rahmenbedingungen (Structure) und Handlungsfähigkeit (Agen-
cy) der Klient*innen im Sinne der Normalitätserwartungen an Lebensverläufe 
eine zentrale Rolle einnehmen. Sie agieren dabei selbst im Rahmen spezifischer 
interdependenter Verflechtungsstrukturen, die geprägt sind von labilen Macht-
balancen. Daneben wird aus den oben beschriebenen Erkenntnissen zur Arbeit 
von Street Level Bureaucrats (Lipsky 2010) deutlich, dass diese Position „zwischen 
den Stühlen“, die die intermediären Akteur*innen einnehmen, mit hohen Anfor-
derungen an die Ausgestaltung ihrer Arbeit verbunden ist.

5.2	 Organisationaler Kontext

Im vorhergehenden Unterkapitel wurde deutlich, dass intermediäre Akteur*innen 
mit einem spezifischen integrationspolitischen Auftrag und einer Positionie-
rung zwischen verschiedenen relevanten weiteren Akteur*innen in den letzten 
Jahren, insbesondere auf Landesebene, verstärkt implementiert wurden. Um die 



216 Unterstützung junger geflüchteter Menschen

Forschungsfrage nach der Funktion der Integration Intermediaries für junge 
geflüchtete Menschen in Deutschland im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf 
beantworten zu können, soll zunächst der Blick auf die organisationale Anbindung 
dieser Akteur*innen gelegt werden. 

Die Organisationssoziologie als eine „so genannte Bindestrich-Soziologie, die 
sich die Beschreibung, die Erklärung und die Gestaltung/Steuerung von Organisa-
tionen zur Aufgabe gemacht hat“ (Preisendörfer 2011: 11) ist durch ein hohes Maß 
an Interdisziplinarität und die Einbindung in internationale Debatten gekenn-
zeichnet. Außerdem ist die Organisationssoziologie geprägt durch unterschied-
liche theoretische Stränge, wie herrschaftstheoretischen Ansätzen (Weber), der 
Kontingenztheorie, neo-institutionalistischen Ansätzen, Rational Choice, der 
Systemtheorie (Luhmann), der Strukturationstheorie (Giddens) und Perspektiven 
auf Street Level Bureaucracy (Lipsky) sowie Human Service Organizations (Hasen-
feld). Teilweise handelt es sich dabei um Grundlagen- bzw. Gesellschaftstheorien, 
teilweise um Ansätze, die aus der Forschung im Kontext von Organisationen ent-
standen sind. An dieser Stelle muss auf eine weitere Ausführung zu den unter-
schiedlichen Forschungsprogrammen und theoretischen Einordnungen verzich-
tet werden. Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass Organisationen bestimmte 
Basiselemente aufweisen, über die sie sich charakterisieren und systematisieren 
lassen: Neben den Zielen einer Organisation und damit verknüpften organisati-
onalen Strategien bzw. Handlungspläne ist dies die Organisationsstruktur, also 
der Aufbau formeller und informeller Strukturen. Dazu kommt die Organisati-
onsumwelt (Preisendörfer 2011: 18 f.).

„Hinzu kommt, dass Organisationen zwar einerseits handelnde (kollektive und korporative) Akteu-
re sind, sie sich aber andererseits intern als soziale Kontexte konstituieren, die nicht nur von sehr 
unterschiedlichen internen und externen Akteuren und Akteursgruppen bestimmt werden, sondern 
auch für das Handeln dieser Akteure jeweils spezifische Rahmenbedingungen setzen. Damit sind 
Organisationen (auch) als mikropolitische Arenen zu begreifen, in denen Abstimmungs- und Ent-
scheidungsprozesse ablaufen, die jeweils von spezifischen Akteurskonstellationen, deren Zielen und 
(Macht-)Ressourcen geprägt werden. […] Zugleich weisen Organisationen aber auch Strukturmuster 
auf, die innerhalb und auch über organisationale Felder hinweg ähnlich sind. Jenseits des jeweiligen 
Einzelfalls existieren Gemeinsamkeiten und Regelmäßigkeiten in beiderlei Hinsicht: im Handeln der 
Organisation als Akteur aber auch in ihrer Eigenschaft als sozialer Kontext individuellen Handelns.“ 
(Liebig et al. 2017: 5)

Theoretischen Ausgangspunkt für die vorliegende Arbeit sind Annahmen aus der 
Prozess- und Figurationssoziologie, der Lebenslaufforschung sowie die Untersu-
chung der Street Level Bureaucracy im Sinne eines prozessualen und relationalen 
Intermediaritätsansatzes (Kapitel 2.4). Auf Basis der Figurationssoziologie können 
die Arbeitskontexte (also verschiedene Organisationen) der zu untersuchenden 
Integration Intermediaries als Figurationen gefasst werden. Diese Figuration 



217Unterstützung junger geflüchteter Menschen

„Organisation“ ist gekennzeichnet durch unterschiedliche Interdependenzen 
und Machtbalancen, die Interaktionen zwischen den und Handlungen der dort 
eingebetteten Individuen beeinflussen. Roger Häußling (2015: 229) unternimmt 
im Sammelband „Zur Zukunft der Organisationssoziologie“ den Versuch einer 
relationalen Einordnung, die theoretisch eng verwandt ist mit Elias’ prozessualer 
und figurationaler Perspektive: 

„Aus dieser Perspektive erscheinen Organisationen als transitorische Gebilde, die wirkungsvoll hete-
rogene Prozesse kontrollieren und ihr eigenes Prozessieren als Übergänge zwischen diesen Prozessen 
gestalten. Organisationsprozesse selbst können dann als Entscheidungsarchitekturen gefasst werden, 
die lose Enden auf weisen, an die sich die heterogenen Prozesse ankoppeln können. Diese losen Enden 
sind im Sinne von Schnittstellen zu deuten.“ 

Insbesondere Einbettungskonstellationen sind vor diesem Hintergrund von Inte-
resse (Häußling 2015: 231) und führen zu einem zirkulären und prozessualen 
Blick auf die Mitte bzw. die Mesoebene, was für die Betrachtung von Personen in 
Organisationen besonders anschlussfähig erscheint: 

„Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass die heterogenen Phänomene unterschiedlicher Aggrega-
tionsniveaus (Prozesse & Strukturen) durch einen doppelt zirkulären Prozess füreinander anschluss-
fähig werden: Und zwar zum einen von Strukturen über Organisationskultur zu Situationen und 
zum anderen von situativ eingebetteten Motiven und sozialen Mikrodynamiken über organisationale 
Regime und Promotoren zur ‚Valorisierung‘ neuer Strukturen. Beide Prozessrichtungen lassen sich 
auf ihre Ankopplungsstrategien hin analysieren […]. Und gerade diese Analyse macht überhaupt erst 
nachvollziehbar und plausibel, wie hochkomplexe Strukturanforderungen an situative Interaktionen 
ankoppelbar sind und umgekehrt.“ (Häußling 2015: 245)

Die hier eingenommene Perspektive knüpft daran an; auch Lipskys (2010) Street 
Level Bureaucrats sind eingebettet in spezifische Organisationen und interagieren 
in vielfältiger Weise mit Nutzer*innen und Teilbereichen ihrer Organisationen.

Gemäß der oben ausgeführten Einordnung sind die in ihrer Funktion zu unter-
suchenden Integration Intermediaries in sogenannten „Organisationen der Hilfe“ 
(Bode 2023) angesiedelt, „deren primärer Zweck auf die professionelle Unterstüt-
zung von Individuen zur Lösung sozialer Probleme ausgerichtet ist“ (Kostimpas/
Schönwolff 2022: 194). Diese Organisationen werden teils als Sozialwesen, soziale 
Dienste oder als soziale Dienstleistungsorganisationen bezeichnet und umfassen 
vielfältige Stellen, wie „Sonderbereiche des Erziehungswesens (z. B. Kinderhei-
me), Arrangements für betreutes Wohnens (z. B. für gebrechliche Senior:innen 
oder psychisch veränderte Personen), Spezialabteilungen von Sozialverwaltung 
(Jugendämter), Instanzen der Arbeitsförderung (z. B. Jobcenter oder Organisati-
onen der Jugendberufshilfe), Einrichtungen mit Beratungsfunktionen (z. B. für 
Verschuldete oder Personen mit Substanzmissbrauch) sowie Initiativen für Ad-
Hoc Hilfen, welche im stärker informell strukturierten karitativen Bereich tätig 
sind (und sich hier z. B. um Immigrant:innen oder Wohnungslose kümmern)“ 
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(Bode 2023: 282). Die Organisationen der Hilfe sind dadurch gekennzeichnet, 
dass sie gemeinnützig arbeiten, Exklusionsrisiken entgegenwirken sollen und 
„Arbeit am Menschen“ verrichten (Bode 2023: 281 f.; Kostimpas/Schönwolff 2022: 
195). Die Hilfe wird dabei in einem komplexen wohlfahrtsstaatlichen System mit 
vielfältigen verflochtenen Rahmenbedingungen erbracht (Kapitel 4), sodass sie 
sich „auch als Instanzen begreifen, die zwischen Funktionssystemen vermitteln“ 
(Bode 2023: 286).

Bode (2023) beschreibt die Charakteristika der Organisationen der Hilfe 
anhand der fünf Kategorien Mitgliedschaft (1), Zwecke (2), Organisationstech-
nologien (3), Steuerung (4) und Organisationskulturen (5). Im Kontext der Mit-
gliedschaft (1) ist zunächst zu beachten, „dass sie – jedenfalls in westlichen Wohl-
fahrtsstaaten – recht weitreichend durch öffentliche Instanzen reguliert und 
von einer spezifischen Mitgliedergruppe geprägt werden, die man als Sozialpro-
fessionelle bezeichnen kann“ (Bode 2023: 285; siehe auch Kostimpas/Schönwolff 
2022: 195). Das bedeutet, die Arbeitskräfte üben ihre Tätigkeit „wissensbasiert, 
vergleichsweise autonom und im Rekurs auf einen eigenen ethischen Kodex“ aus; 
allerdings im Rahmen eines bürokratischen Systems „immer auch regelbasiert, 
aktenförmig und rechenschaftspflichtig“ (Bode 2023: 285 f.). Dies entspricht der 
Definition von Street Level Bureaucrats nach Lipsky (2010). Für die Mitgliedschaf-
ten in den Organisationen der Hilfe bedeutet dies, dass die Sozialprofessionellen 
einen zentralen Platz einnehmen. Daneben gibt es häufig ausführendes Perso-
nal im Bereich Verwaltung, Sachbearbeitung, Gebäudemanagement etc. sowie 
„Sozialmanager*innen“ als Führungskräfte und zum Teil Ehrenamtliche oder 
freiwillig Engagierte (Bode 2023: 287 f.). Die verfolgten Zwecke (2) sind geprägt 
durch ein Spannungsfeld aus „individuellem empowerment und sozialer Kon
trolle“ und durch eine Zielkomplexität bzw. Zielkonkurrenz, z. B. durch parallele 
und nicht immer widerspruchsfreie formale und sachliche Ziele (Bode 2023: 288 f.). 
Daneben ergeben sich die konkreten Arbeitsziele erst unmittelbar im Kontakt mit 
den Klient*innen, sodass diese primär „von unten“ formuliert werden (Bode 2023: 
289). Die Perspektive auf die Interaktion im Sinne des oben entworfenen theoreti-
schen Rahmens mit besonderem Bezug zur Street Level Bureaucracy (Kapitel 2.3) 
ist demnach in Organisationen der Hilfe von zentraler Bedeutung. Im Hinblick 
auf die Organisationstechnologien (3) können die „staatlich beaufsichtigten Orga-
nisationen der Hilfe als Wohlfahrtsbürokratien“ identifiziert werden, was mit 
einer regelverhafteten, aktenfixierten und teilweise standardisierten Bearbeitung 
einher geht. Andererseits dominieren Organisationsformen, die niedrigschwellig 
und f lexibel auf die Problemlagen der Klient*innen eingehen möchten, was mit 
einem gewissen Technologiedefizit einher geht – „Standardisierungs- und Objek-
tivierungsversuche stoßen an Grenzen“ (Bode 2023: 289). Die Steuerung (4) findet 
aufgrund der hohen Wissensbasierung der Arbeit in Organisationen der Hilfe 
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eher durch kollegiale Koordinierung statt und „an die Stelle formaler Kontrolle“ 
tritt „ein gewisses Maß an Vertrauen in die Kompetenzen und das Commitment 
von (angestellten) Mitgliedern“ (Bode 2023: 289; siehe auch Klatetzki 2023). Dieses 
„Commitment“ entspricht damit in gewisser Weise auch dem bereits oben ein-
geführten Konzept der „Public Service Motivation“, also einer eher altruistischen 
bzw. intrinsischen Motivation von Mitarbeiter*innen in Organisationen der Hilfe 
(siehe auch Lehwess-Litzmann 2020; Seyfried/Veit 2017). Die Organisationskultur 
ist hauptsächlich geprägt durch „sozialarbeiterische Professionalitätsnormen“ 
als zentrale Profession dieser Organisationen (Bode 2023: 290; siehe dazu auch 
Kapitel 5.3).

Organisationen der Hilfe finden sich in unterschiedlichen Konkretisierungen, 
wobei in Deutschland durch das Subsidiaritätsprinzip (Kapitel 4.1.2) die Wohl-
fahrtsverbände eine besondere Bedeutung einnehmen, was eine spezifische Ein-
bettung mit sich bringt:

„Die freie Wohlfahrtspf lege unterscheidet sich einerseits von gewerblichen – auf Gewinnerzielung 
ausgerichteten – Anbietern, aber auch von den öffentlichen Trägern. Sie hat sich in Abgrenzung zu 
beiden als intermediäre Einrichtung etabliert mit dem Ziel, weder öffentlich noch privat-gewerblich 
organisierte soziale Arbeit verrichten zu wollen. Allerdings übernehmen ihre Träger im Delegati-
onsverfahren (via Kontraktmanagement) viele öf fentliche, d. h. kommunale Aufgaben […]. Gemein-
nützigkeit, Freiwilligkeit und weltanschauliche Bindung gelten als ihre Markenzeichen.“ (Bäcker et 
al. 2020: 1122)

Durch die hohe Bedeutung freier Träger für die Erbringung sozialer Dienstleis-
tungen schlussfolgert Bauer (2001: 73), dass „die staatlichen Versicherungssysteme, 
nicht aber die daraus finanzierten personenbezogenen Sozialen Dienstleistungen 
den zentralen Gegenstand des sozialpolitischen Interesses“ bilden. Die gestiegene 
Bedeutung integrationspolitischer sozialer Dienstleistungen aus Kapitel 5.1 zeigt 
zumindest im Themenkomplex Migration und Integration einen gegenläufigen 
Trend. Die Bedeutung von Wohlfahrtsverbänden für soziale Dienstleistungen, wie 
sie auch die Integration Intermediaries erbringen, führt zu einer Heterogenität der 
Arbeitskontexte, die mit unterschiedlichen Organisationsstrukturen, -zielen und 
Arbeitsbedingungen einher geht. Die Konkretisierung dessen soll in Kapitel 6.1 
anhand der Analyse zweier exemplarischer Integration Intermediaries stattfin-
den und Erkenntnisse zu den Einflussfaktoren auf die Arbeit der intermediären 
Akteur*innen liefern.

Die Landschaft der freien Wohlfahrt in Deutschland ist dabei immer noch 
durch die „historisch gewachsene Zuständigkeit der Kirchen für soziale Hilfe“ 
geprägt und führt dazu, dass maßgebliche soziale Dienste noch „immer unter 
dem Dach konfessionell gebundener Träger erbracht (in Deutschland z. B. der 
Diakonie und der Caritas)“ (Bode 2023: 283) werden. Die Begriff lichkeit „Träger“ 
weist zudem auf teils komplexe Organisationsstrukturen hin, „bei denen einzelne 
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Einrichtungen (z. B. Heime; ambulante Dienste) einem Verbund von Organisati-
onen angehören. In diesen Einrichtungen erfolgt soziale Hilfe heute im Rahmen 
einer hochgradig professionalisierten und staatlich eingebetteten Wohlfahrtspfle-
ge sowie in Konkurrenz mit anderen Trägern der sogenannten Sozialwirtschaft“ 
(Bode 2023: 283). Petzke/Tyrell (2023: 484 f.) weisen aus einer religionssoziologi-
schen Perspektive darauf hin, dass im „Gegensatz zu Organisationen mit religiöser 
Kernfunktion“ (wie Kirchengemeinden), in solchen Organisationen „oft nur noch 
dekorativ zur Schau getragene religiöse Symbole (wie Kruzifixe an den Wänden) 
an die religiöse Grundlage der Einrichtung erinnern“ (Petzke/Tyrell 2023: 484 f.). 

Auch Organisationen der Hilfe unterliegen immer stärker einem Legiti-
mationsdruck. Einerseits „müssen sich (lokal)staatliche Träger gegenüber der 
Kommunalpolitik und -verwaltung sowie der Medienlandschaft ‚verantworten‘, 
frei-gemeinnützige überdies auch gegenüber Zeit- und Geldspender:innen. Die 
Reproduktion der Organisationen hängt wesentlich davon ab, ob deren Akteu-
re relevante Umwelten gleichsam symbolisch überzeugen können“ (Bode 2023: 
291). Andererseits gewinnt die „Etablierung wettbewerblicher Mechanismen 
der Ressourcenzuteilung (Ausschreibungen, befristete Leistungsverträge, Gut-
scheinvergabe etc.)“ an Bedeutung, was auch mit einer verstärkt projektförmigen 
Ausübung verschiedener Unterstützungsangebote einher geht (Bode 2023: 291). 
Organisationen der Hilfe befinden sich also in „ambivalenzträchtigen Umwelten“ 
(Bode 2023: 291) und sind verstärkt mit erschwerten Arbeitsbedingungen für ihre 
Sozialprofessionellen konfrontiert. 

Insgesamt wird deutlich, dass Organisationen der Hilfe sehr vielfältige Kon-
kretisierungen umfassen. Neben staatlichen Trägern spielt insbesondere die freie 
Wohlfahrt als Arbeitgeberin für die zu untersuchenden Integration Intermedi-
aries eine zentrale Rolle. Dabei prägen eine Gleichzeitigkeit von bürokratischen 
Abläufen und der hohen Anforderung an f lexible Hilfeprozesse im Sinne der 
Adressat*innen die Organisationsgestaltung und damit die Arbeitsbedingung 
der Sozialprofessionellen. Auf der Ebene der Organisationen werden demnach 
einerseits Wechselwirkungen zwischen Structure und Agency deutlich, da Organi-
sationen auf der Mesoebene beide Dimensionen verknüpfen müssen. Andererseits 
agieren Individuen in Organisationen, sind also eingebettet in mehr oder weniger 
komplexe Figurationen, was die Perspektive auf die Interdependenzen innerhalb 
dieser lenkt. Interaktionen spielen für die in der vorliegenden Arbeit betrachteten 
Integration Intermediaries dabei in mehrfacher Hinsicht eine wichtige Rolle, da 
sie in Organisationen der Hilfe verortet sind, die mit einem spezifischen Auftrag 
sowohl nach außen als auch nach innen handeln. Das Konzept der Street Level 
Bureaucracy (Lipsky 2010) hält hier Anknüpfungspunkte bereit, um die Funktion 
der intermediären Akteur*innen im Hinblick auf die Beratung und Begleitung von 
jungen geflüchteten Menschen zu analysieren. Im Hinblick auf die in Kapitel 2.3 
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identifizierten Spannungsfelder141 werden in Bezug auf den organisationalen 
Kontext insbesondere Aspekte der Arbeitsbedingungen als auch der organisatio-
nalen Ziele relevante Betrachtungsgrößen. Die Ausführungen zu Organisationen 
der Hilfe zeigen hier bereits, dass die Arbeitsbedingungen geprägt sind von der 
spezifische Lage der Wohlfahrtsverbände in Deutschland als einerseits freie und 
damit unabhängige Träger von sozialen Dienstleistungen und andererseits einer 
starken (finanziellen und politischen) Abhängigkeit von staatlichen Rahmenbe-
dingungen. Die Einführung in Kapitel 5.1 hat außerdem gezeigt, dass auch die 
Sozialverwaltung (Kapitel 4.1.3) selbst mittlerweile vermehrt in die Beratung und 
Begleitung junger geflüchteter Menschen involviert ist. Die organisationalen Ziele 
können daher auf Basis der vielfältigen in diesem Feld beteiligten Organisationen 
sehr heterogen ausfallen – von eher bürokratischen über sozialstaatlichen bis hin 
zu religiösen Werten, die hier Einfluss nehmen kölnnen.

5.3	 Profession

Die Qualifikationsanforderungen für die verschiedenen integrationspolitischen 
Instrumente, die in Kapitel 5.1 als Beispiele für Integration Intermediaries vorge-
stellt wurden, liegen meist im Bereich der Sozialarbeit, bzw. der Sozialpädago-
gik142; auch die Ausführungen zu Organisationen der Hilfe (Kapitel 5.2) verdeut-
lichten den professionellen Bezug zur Sozialen Arbeit. Im Folgenden wird als 
Dachbegriff für beide Bereiche von Sozialer Arbeit gesprochen (z. B. Schilling/
Klus 2022: 241).143 Daher soll in diesem Abschnitt ein Überblick über die Profession 
der Sozialen Arbeit und aktuelle Sozialarbeitsforschung im Themenfeld (Flucht-)
Migration gegeben werden, um erste Anhaltspunkte zu professionellen Entwick-
lungen, Leitbildern und Problemstellungen in der Arbeit mit jungen geflüchteten 
Menschen zu erhalten.

Eine Annäherung an das, was eine Profession darstellt und sie ausmacht, trifft 
Schützeichel (2018), indem er verschiedene Merkmale von Professionen aufgreift. 
Das betrifft zunächst spezifische gesellschaftliche Funktionen, die Professionen 
zugesprochen werden, bspw. im Hinblick auf die Bearbeitung von Krisensitua-

141	 Klient*innenzentriertheit vs. Arbeitsbedingungen; (professionelles) Selbstverständnis vs. organisatio-
nale Ziele; Ermessensspielraum vs. Gleichbehandlung

142	 So z. B. bei den sogenannten „Flüchtlings- und Integrationsberater*innen“ in Bayern (2.4.1 Beratungs- 
und Integrationsrichtlinie – BIR), bei der Migrationsberatung in Niedersachsen (4.2 Richtlinie Migra-
tionsberatung) oder bei der Sozialen Betreuung für Flüchtlinge in Sachsen (IV. 2a RL Soziale Betreuung 
Flüchtlinge).

143	 Zur Differenzierung zwischen den verschiedenen Begrifflichkeiten der Sozialpädagogik, Sozialarbeit 
und der Sozialen Arbeit siehe auch Schilling/Klus (2022); Motzke (2014).
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tionen, individuellen Problemlagen oder zur Realisierung von Gemeinwohl (1) 
(Schützeichel 2018: 6). Professionen finden darüber hinaus in einem spezifischen 
Modus statt (2), der in modernen Gesellschaften im Beruf ihren Ausdruck findet. 
Professionalisierung meint vor diesem Hintergrund „die soziale Verfestigung 
einer Berufsrolle durch die Systematisierung eines Wissensgebietes, die Länge 
und Komplexität der (institutionell spezialisierten) Ausbildung, durch Beglau-
bigung der beruflichen Kompetenzen in anonymen institutionellen Kategorien 
und durch ein Geflecht von auf Sonderwissen bezogenen Selbst- und Fremdty-
pisierungen“ (Hitzler 1998: 36). Dies geht mit Grenzziehungen beim Zugang zu 
bestimmten Berufen einher und führt zu einer stärkeren Verschränkung zwischen 
Beruf und Profession (in Abgrenzung zu Arbeit; Schützeichel 2018: 6). Ein weiteres 
Merkmal (3) stellt das vergleichsweise hohe Ansehen von Professionen dar, das 
mit „entsprechendem Einfluss“ einher geht (Schützeichel 2018: 7). Außerdem (4) 
sind Professionen nicht nur an der Anwendung von spezifischem Wissen betei-
ligt, sondern auch an dessen Produktion und Bewertung (Schützeichel 2018: 7). 
Schließlich (5) zeichnen sich Professionen durch einen besonderen Modus der 
„Interdependenzbewältigung“ aus: 

„Professionen bearbeiten krisenhafte Situationen für Betroffene und sind dabei elementar auf deren 
Mitwirkung angewiesen. Welche Situationen aber als krisenhaft betrachtet werden, geht auf gesell-
schaftlich legitimierte Konventionen und institutionalisierte Werte zurück. Nicht jede Krise hat einen 
Bezug auf Werte und wird dementsprechend durch Professionen bearbeitet. Professionen sind also 
in komplexen Beziehungsgefügen tätig, die sowohl Vertrauen und treuhänderische Fürsorge, aber 
auch Kontrolle erforderlich machen.“ (Schützeichel 2018: 7)

Mit Elias (2009) gesprochen sind Professionszugehörige demnach Teil von Ver-
f lechtungsstrukturen zwischen interdependenten Individuen, die sich durch 
labile Machtbalancen auszeichnen („komplexe Beziehungsgefüge“; siehe auch 
Kapitel 2.1). 

Im Hinblick auf die Soziale Arbeit wird aus unterschiedlichen Gründen immer 
wieder in Frage gestellt, ob es sich hierbei um eine Profession handelt. Dabei spie-
len die fehlende Abgrenzbarkeit des Handlungsfeldes, die geringe Selbstkontrolle 
durch Abhängigkeit von staatlichen Regelungen und die Interdisziplinarität des 
genutzten Wissens eine Rolle (Unterkofler 2018: 2; siehe für weitere Einordnungen 
auch Erath/Balkow 2016).

„Darüber hinaus zeichnet sich Soziale Arbeit in der Regel nicht dadurch aus, dass lebensweltliche 
Probleme, wie in anderen Professionen, als medizinische oder psychologische oder juristische inter-
pretiert und in Bezug auf diese Aspekte bearbeitet werden. Vielmehr werden lebensweltliche Probleme 
‚ganzheitlich‘ […] betrachtet und bearbeitet. Daraus ergibt sich eine große Alltagsnähe Sozialer 
Arbeit […]. Dies macht die Tätigkeit der Professionellen scheinbar schwer abgrenzbar von alltäglicher 
Problembewältigung.“ (Unterkof ler 2018: 2) 
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Dennoch sprechen einige Aspekte dafür, dass es sich bei der Sozialen Arbeit um 
eine Profession handelt. Bezogen auf die oben von Schützeichel (2018) aufgeführ-
ten fünf Merkmale einer Profession – gesellschaftliche Funktion, Arbeitsmodus 
Beruf, soziales Ansehen, Wissensproduktion und Interdependenzbewältigung – 
lassen sich, wie die folgenden Ausführungen verdeutlichen sollen, Ansätze oder 
Konzepte finden, weshalb im Folgenden von der Profession der Sozialen Arbeit 
gesprochen wird. Dazu werden nun die Entwicklung der Sozialen Arbeit, zentrale 
Leitbilder und Problemstellungen vorgestellt.

Die gesellschaftliche Funktion wird in der Betrachtung der Entstehung der 
Sozialen Arbeit deutlich, die eng mit der Entwicklung des deutschen Wohlfahrt-
staats verwoben ist:

„Soziale Arbeit, so wurde schnell deutlich, muss als ‚neue Profession‘ kategorisiert werden, denn sie 
konstituierte sich (zunächst als Beruf ) im Zusammenhang mit der Wandlung der Wohlfahrtspf lege 
zu einem Teilbereich der personenbezogenen sozialen Dienstleistungen mit starker Abhängigkeit 
von staatlicher Regulierung und Finanzierung sowie der sich entwickelnden Wohlfahrts- und Sozi-
alversicherungspolitik zu Ende des 19. Jahrhunderts. Zu Anfang des 20. Jahrhunderts begann daher 
zuerst die Verberuf lichung der Sozialen Arbeit.“ (Motzke 2014: 237; siehe auch Bode 2023: 284)144

Mit Blick auf die Entwicklung der Sozialen Arbeit in Deutschland seit den 1950er 
Jahren können verschiedene Phasen festgestellt werden. So war die Zeit der 1950er 
bis 1970er Jahre geprägt von verschiedenen Akademisierungsprozessen und damit 
einer stärkeren Professionalisierung vor dem Hintergrund eines Ausbaus von 
wohlfahrtsstaatlichen Systemen und dem allgemeinen Wirtschaftsaufschwung 
in Deutschland (Motzke 2014: 239). Dies ist Ausdruck für die Etablierung eines 
spezifischen Arbeitsmodus der Sozialen Arbeit als Beruf, der mit akademisch 
vermitteltem Sonderwissen und Abgrenzung zu anderen Tätigkeiten einher geht 
(Schützeichel 2018: 6). Die gute finanzielle Ausgangssituation für die Soziale Arbeit 
in Zeiten des „Wirtschaftswunders“ ändert sich mit dem Ende der 1970er Jahre, 
was dazu führt, dass im „Sozialsektor nach Perspektiven zur Einschränkung 
öffentlicher Ausgaben und nach effizienteren und effektiveren Möglichkeiten des 
Einsatzes verfügbarer Mittel und Handlungsmuster gesucht“ wurde (Motzke 2014: 
241). Neben diesen veränderten Rahmenbedingungen der Sozialen Arbeit treten 
in den 1980er Jahren auch Entwicklungen innerhalb der Profession auf. Mit der 
sogenannten „Alltagswende“ etabliert sich ein „reflexives Selbstverständnis von 
Professionalisierung, das zunehmend – neben der Problemverursachung und der 
-verarbeitung – die Handlungsbasis selbst als professionell zu bearbeiten ansah. 
In diesem Sinne wurde im Rahmen einer ‚neuen Fachlichkeit‘ die strukturelle 

144	 Die Entwicklung der Sozialen Arbeit in der ersten Hälfte des 20. Jahrhundert wird hier nicht weiter 
ausgeführt, da für die aktuelle Profession insbesondere die Zeit seit dem Ende des zweiten Weltkriegs 
als prägend gesehen werden kann. Weitere Ausführungen dazu finden sich bspw. bei Motzke (2014). 
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Divergenz von Handlungslogiken und daher die dilemmatorische Handlungs
situation zum Ausgangspunkt der Neubestimmung einer Handlungskompetenz 
gemacht“ (Motzke 2014: 242). Das zeigt die spezifische Interdependenzbewäl-
tigung als Merkmal von Professionen (Schützeichel 2018: 7). Parallel dazu setzt 
eine verstärkte Ökonomisierung von wohlfahrtsstaatlichen Systemen in der deut-
schen Politik ein und beeinflusst so auch die Soziale Arbeit. Insbesondere mit 
der Agenda 2010 sehen sich Sozialarbeiter*innen mit neuen Anforderungen im 
Kontext von Arbeitsmarktintegration konfrontiert. Dies wird in der Literatur auch 
„als Unterwerfung der Sozialen Arbeit unter eine ökonomische, auf Effektivität 
und Effizienz basierende Sachzwang-Ideologie, eine Unterstützung der Sozialen 
Arbeit bei der Individualisierung der Schuldzuweisung der Arbeitslosigkeit und 
der Stigmatisierung der Arbeitslosen, eine Verschiebung der Balance der Sozialen 
Arbeit von Hilfe und Kontrolle zugunsten der Kontrolle und eine Entprofessiona-
lisierung der Sozialen Arbeit durch Ökonomisierung und Privatisierung kritisiert“ 
(Geisen/Ottersbach 2015: 11; siehe auch Karges/Lehner 2003). In diesem Zuge treten 
Themen wie „Hilfe zur Selbsthilfe“ und ein verstärkter Fokus auf die Selbstverant-
wortung von Individuen in der Sozialen Arbeit in den Vordergrund und es kommt 
zu einem Ausbau von Strukturen des Ehrenamts (Geisen/Ottersbach 2015: 11 f.; 
siehe auch Dahme et al. 2003).145

Insgesamt wird deutlich, dass die Soziale Arbeit als Profession und „Hand-
lungswissenschaft“ (Ihring 2019: 138), die sich grundsätzlich mit der „Klärung 
lebensweltlicher Probleme“ (Motzke 2014: 45) beschäftigt, durch „Rahmenbe-
dingungen, die Politik, Gesellschaft und ihre NutzerInnen durch die jeweiligen 
Narrative, die zeitgeistigen Erwartungen, ihre wechselnden theoretischen Fun-
dierungen oder ihre individuellen Bedürfnisse setzen“ (Schröer 2021: 42) deutlich 
beeinflusst wird. Dadurch wird auch deutlich, dass das Merkmal des hohen sozia
len Ansehens von Professionen bei Schützeichel (2018: 7) nicht uneingeschränkt 
für die Soziale Arbeit gilt (im Gegensatz etwa zu anderen Professionen, bspw. 
Ärzt*innen oder Jurist*innen). 

Auf der globalen Ebene hat die International Federation of Social Workers 
2014 eine Definition Sozialer Arbeit verabschiedet, die auch in Deutschland vom 
Berufsverband für Soziale Arbeit e.V.146 als Basis für das Selbstverständnis der 
Profession dient:

„Social work is a practice-based profession and an academic discipline that promotes social change 
and development, social cohesion, and the empowerment and liberation of people. Principles of social 
justice, human rights, collective responsibility and respect for diversities are central to social work. 
Underpinned by theories of social work, social sciences, humanities and indigenous knowledges, 

145	 Zu Entwicklungsprozessen der Sozialen Arbeit in anderen Ländern siehe auch Klammer et al. (2019).
146	 Ausführlicher dazu unter https://www.dbsh.de/profession/definition-der-sozialen-arbeit.html 

https://www.dbsh.de/profession/definition-der-sozialen-arbeit.html
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social work engages people and structures to address life challenges and enhance wellbeing. The above 
definition may be amplified at national and/or regional levels.“147

Das Berufsbild der Sozialen Arbeit ist demnach geprägt von den Prinzipien der 
Menschenwürde, globalen Menschenrechten und der Achtung von Vielfalt als 
Ausgangsbasis (z. B. Schilling/Klus 2022: 106). Darüber hinaus geht es darum, „den 
Gefahren der Ausgrenzung, Entmutigung und Erschöpfung entgegen zu wirken“ 
(Wevelsiep 2019: 31) und Zugänge „etwa zu Arbeit, Ausbildung, Gesundheit, Woh-
nen und diversen gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten zu erreichen“ (Pötter et 
al. 2021: 29; siehe auch Motzke 2014: 64 f.). In der Sozialen Arbeit geht es also über-
wiegend um Hilfeleistungen, sodass Hilfe als zentrales „Strukturmerkmal der 
Profession Soziale Arbeit“ (Schilling/Klus 2022: 46) betrachtet werden kann. Auf 
dieser Basis wird auch das Professionsmerkmal der gesellschaftlichen Funktion 
von Schützeichel (2018) verdeutlicht. Als Aufgaben von Sozialarbeiter*innen zählen 
daher „personennahe Dienstleistungen“ (Motzke 2014: 65), die Beratung, Beglei-
tung, Information, Vermittlung, Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit sowie das 
Aufzeigen von Angeboten umfassen (bspw. Pötter et al. 2021: 20; Wevelsiep 2019: 
31; Motzke 2014: 65). Beratung kann dabei insgesamt als „Schlüsselkompetenz“ 
der Sozialen Arbeit bezeichnet werden (Schilling/Klus 2022). Zur „allgemeinen 
Struktur pädagogischer Professionalität“ gehört nach Wevelsiep (2019: 39) dabei 
„ein Sicheinlassen auf Ungewissheit, Anerkennung von Intransparenz und Ver-
stehen und schließlich die Akzeptanz des eigenen Zwiespalts: sich nicht der Her-
stellung des Normalen zu verschreiben, sondern eher in Richtung des öffnenden 
Intervenierens zu denken“. Demzufolge ist in der Sozialen Arbeit eine Reflexivität 
der eigenen Tätigkeit erforderlich, die Zohry (2019: 42) in den Kontext heterogener 
Lebensverläufe und -bedingungen stellt:

„Das Leben in der Gesellschaft ist längst nicht mehr von gradlinigen Lebensläufen geprägt. Der 
Ursprung liegt dabei in heterogenen Lebensbedingungen, die sich im Zuge der Modernisierung heraus-
gebildet haben. Der Begriff der ref lexiven Moderne zeichnet sich dadurch aus, dass eine Eindeutigkeit 
sozialer Probleme und Risiken nicht mehr gegeben ist. […] Dies führt dazu, dass die Aufgabe(n) der 
Sozialen Arbeit sich ebenfalls verändert haben und sich häufig auf einem unsicheren Terrain bewegen 
[…]. Für die Soziale Arbeit ergibt sich aus diesen Veränderungen […] die Gelegenheit und auch die 
Notwendigkeit, alte und neue Ungleichheitslagen auf der Handlungsebene neu zu konzeptualisieren.“ 
(Zohry 2019: 42)

Motzke (2014: 59 ff.) beschreibt aus einer professionssoziologischen Perspektive 
die berufliche Handlungsstruktur der Sozialen Arbeit anhand von vier zentralen 
Merkmalen. Zunächst (1) ist die Profession gekennzeichnet durch ein doppeltes 

147	 https://www.ifsw.org/what-is-social-work/global-definition-of-social-work/ 

https://www.ifsw.org/what-is-social-work/global-definition-of-social-work/
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Mandat148, im Sinne von Verantwortlichkeiten gegenüber sowohl Klient*innen 
als auch der eigenen Organisation, bzw. organisationalen und strukturellen 
Rahmenbedingungen (Motzke 2014: 60). Staub-Bernasconi (2018: 133–114) spricht 
mittlerweile von einem „Tripelmandat“, das aus den Adressat*innen, den gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen bzw. den Trägern der Sozialen Arbeit und der 
Fachlichkeit, also dem professionellen Mandat, besteht (z. B. Ihring 2019: 138; 
Schilling/Klus 2022: 229 f.).149 Dazu kommt (2) „die subjektive Rekonstruktion 
der Wirklichkeit und ihre Folgen für die (selektive) Wahrnehmung von Ereignis-
sen und Problemen“, die mit dem Risiko einhergeht „die eigene Wahrnehmung 
für absolut zu halten und die Perspektiven und Deutungsmuster der Adressa-
ten zu ignorieren“ (Motzke 2014: 60). Ein drittes Merkmal (3) besteht in einem 
„Technologiedefizit“, dass auf der „Komplexität und Unvorhersehbarkeit sozialer 
Prozesse“ in der Sozialen Arbeit basiert (Motzke 2014: 61; siehe auch Bode 2023). 
Schließlich (4) liegt eine Besonderheit in der Tätigkeit von Sozialarbeiter*innen 
in der gleichzeitigen Produktion und Inanspruchnahme der Dienstleistung, die 
sie erbringen: „Damit ist gemeint, dass Fachkräfte der Sozialen Arbeit ihre Ange-
bote nicht vorproduzieren können, sondern sie ihre Arbeit in Koproduktion mit 
ihren Adressaten erbringen.“ (Motzke 2014: 61) Daraus ergeben sich Ambivalenzen, 
bestehend aus den unterschiedlichen Erwartungen, Rahmenbedingungen und 
Ansprüchen von Adressat*innen und Gesellschaft, die nicht immer widerspruchs-
frei zu den professionellen Leitbildern stehen. So „bleibt die Bearbeitung von Span-
nungen jedoch vielfach Stückwerk. Entsprechend erweist sich diese nicht selten 
als äußerst kräftezehrend und kann, nicht zuletzt weil sie emotional belastend 
ist, die Leistungsfähigkeit der Organisationen untergraben“ (Bode 2023: 293). Aus 
den beschriebenen Herausforderungen und Spannungen ergibt sich eine gewisse 
Bedeutung eigensinniger oder widerständiger Nutzung von Handlungsspielräu-
men vor dem Hintergrund von mit den ethisch-moralischen oder professionellen 
Standards unvereinbaren Vorgaben, wie bspw. mit der Organisation oder anderen 
strukturellen Rahmenbedingungen (Leiber 2023: 101). Diese Widerständigkeit 
ist allerdings nicht unumstritten, da sie die Frage nach der Legitimation dieses 
Handelns aufwirft: „Inwiefern und unter welchen Umständen hat Soziale Arbeit 
das Recht oder gar die Pflicht, demokratisch gefällte Entscheidungen zu unter-
laufen?“ (Leiber 2023: 102)

Das Themenfeld Migration gewinnt in der Sozialen Arbeit insbesondere seit 
2015 stark an Bedeutung: „Soziale Arbeit als Teil des sozialstaatlichen Sicherungs-

148	 „SozialarbeiterInnen/SozialpädagogInnen verfügen über kein politisches oder gar rechtsanwaltschaft-
liches Mandat. Aber die Profession trägt soziale Verantwortung. Deshalb können wir von einem berufs-
ethischen ‚Mandat‘ sprechen.“ (Schilling/Klus 2022: 229).

149	 Weitere Ausführungen zur Entwicklung der Mandatierung finden sich bei Staub-Bernasconi (2018).
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systems muss sich seitdem verstärkt mit Fragen und Problemen von Migration 
und Flucht auseinandersetzen, sowohl in der Disziplin als auch der Profession.“ 
(Pötter et al. 2021: 9) In diesem Zuge haben sich „Professuren, Zusatzzertifikate, 
Fachgruppen und Schwerpunkte an den Hochschulen der Sozialen Arbeit verviel-
facht“ (Schirilla 2021: 138), die zu einer stärkeren Verankerung von migrationsspe-
zifischen Themen innerhalb der Profession beitragen. Dies verdeutlicht darüber 
hinaus exemplarisch das letzte Professionsmerkmal der Wissensproduktion nach 
Schützeichel (2018). Für Sozialarbeiter*innen in der Migrationsgesellschaft sind 
Anforderungen der Reflexivität (s. o.) relevant, um in der konkreten Tätigkeit 
Perspektivwechsel vollziehen und anerkennen zu können, „dass Heterogenität 
und Pluralität wesentliche Merkmale einer Gesellschaft sind, und dass Vielfalt 
und Differenz eher Normalität als Ausnahme sind“ (Zohry 2019: 46). Vor diesem 
Hintergrund spielt auch das Thema Rassismus in den letzten Jahren eine ver-
stärkte Rolle. Spindler (2021: 68 ff.) stellt hierzu fest, dass Soziale Arbeit nicht in 
machtfreien Räumen stattfindet und durch Aushandlungsprozesse zwischen 
Sozialarbeiter*innen und Adressat*innen gekennzeichnet ist, „die häufig geprägt 
sind von der Dominanz weißer, privilegierter Positionen“. Die Soziale Arbeit ist 
demnach Teil einer rassistisch strukturierten Gesellschaft und involviert in „dif-
ferenzsetzende Dynamiken“ (Spindler 2021: 69), die Ein- und Ausschlüsse pro-
duzieren.

Mit den Jahren 2015 und 2016 sind nicht nur Themen der Migration im Allge-
meinen wieder verstärkt in den öffentlichen Fokus gerückt, sondern die Flucht-
migration erfährt insbesondere eine neue Aufmerksamkeit, auch auf Basis einer 
hohen Anzahl an Asylerstanträgen in Deutschland in diesen Jahren. Speziell für 
geflüchtete Menschen haben sich in diesem Zuge spezielle Formen der Sozialen 
Arbeit im Rahmen einer „Flüchtlingssozialarbeit“150 bzw. einer Sozialen Arbeit mit 
geflüchteten Menschen (weiter-)entwickelt (Pötter et al. 2021: 19). Hierfür haben 
sich in Kommunen heterogene Unterstützungsstrukturen gebildet. So wird die 
Soziale Arbeit mit geflüchteten Menschen teilweise von den Städten, Kreisen 
und kreisangehörigen Kommunen selbst getragen; zum Teil übernehmen freie 
oder private Träger diese Aufgaben (siehe auch Kapitel 5.1). Dabei können auch 
sogenannte Migrant*innenselbstorganisationen „als in der Folge bestimmter 
Migrationen entstandener Zusammenschlüsse von Menschen […], die ein Selbst-
verständnis als Eingewanderte teilen“ einen Beitrag leisten (Halm/Sauer 2020: 

150	 Dies ist ein häufig verwendeter Begriff, gerade zu Beginn der Entwicklungen im Zuge des Langen 
Sommers der Migration. Die in Kapitel 2.5 vorgenommene Abgrenzung des Flüchtlingsbegriffs ist 
Ausgangsbasis dafür, dass in der vorliegenden Arbeit von „geflüchteten Menschen“ gesprochen wird 
(unabhängig vom rechtlichen Status der Individuen, im Sinne einer Selbstpositionierung durch ein 
Asylgesuch). Daher wird auch von einer Sozialen Arbeit mit geflüchteten Menschen gesprochen. 
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4). Daneben gibt es sogenannte „Fachdienste für Migration“, die beispielsweise 
die Anerkennungsberatung (siehe auch Kapitel 4.2.4) oder auch die Jugendmig-
rationsdienste (JMD; siehe auch Kapitel 4.3.2)151 umfassen. Die JMD bspw. stellen 
ein Angebot für junge Migrant*innen (und seit 2017 auch Geflüchtete) zwischen 
12 und 27 Jahren dar, arbeiten auf Basis eines Case Management Konzepts und 
begleiten (Jugend-)Integrationskurse sozialpädagogisch. Darüber hinaus haben 
sich mit der hohen Anzahl an „unbegleiteten minderjährigen Füchtlingen“ (umF) 
neue Strukturen innerhalb der Jugendhilfe gebildet und die Hilfen für junge Voll-
jährige (§ 41 SGB VIII)152 haben, insbesondere für „Careleaver“, an Bedeutung 
gewonnen (Pötter et al. 2021: 25 f.). In Nordrhein-Westfalen wurden außerdem 
im Rahmen der Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ durch das Ministeri-
um für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration (MKFFI NRW) sogenannte 
„Teilhabemanager*innen“ (THM) implementiert, die auf Basis eines Case Manage-
ment Ansatzes junge volljährige Geduldete und Gestattete betreuen (siehe auch 
Kapitel 4.3.2). Sowohl Jugendmigrationsdienste als Unterstützungsangebot auf 
Bundesebene als auch Teilhabemanager*innen im Rahmen der NRW-Landesini-
tiative „Gemeinsam klappt’s“ werden in Kapitel 6 exemplarisch für tiefergehende 
Analysen genutzt, um die Forschungsfrage nach der Funktion der Integration 
Intermediaries für die Bearbeitung wohlfahrtstaatlicher Hürden junger geflüch-
teter Menschen zu beantworten. Im Kontext der vielen zum Teil neu geschaffenen 
Unterstützungsstrukturen im Bereich der Sozialen Arbeit mit geflüchteten Men-
schen zeigt sich außerdem eine Problemstellung für die Professionalisierung der 
Arbeit mit geflüchteten Menschen, da „viele der neuen hauptamtlichen Mitarbeite-
rInnen selbst keine Fachkräfte der Sozialen Arbeit, sondern AbsolventInnen ande-
rer sozial- und geisteswissenschaftlicher Studiengänge“ sind (Pötter et al. 2021: 
27). Dies kann Exklusionsrisiken für junge geflüchtete Menschen potenziell weiter 
verstärken, wenn den in diesem Bereich Tätigen Kompetenzen zum Umgang mit 
spezifischen Problemlagen der Betroffenen fehlen. Es bleibt empirisch zu klären, 
in welcher Weise die Profession der Integration Intermediares Einfluss auf den 
Umgang mit Hürden im Wohlfahrtstaat nimmt.

151	 Weitere Informationen zu Struktur, Konzepten und regionalen Anlaufstellen der Jugendmigrations-
dienste finden sich unter https://www.jugendmigrationsdienste.de/ueber-jmd. 

152	 „(1) Einem jungen Volljährigen soll Hilfe für die Persönlichkeitsentwicklung und zu einer eigenverant-
wortlichen Lebensführung gewährt werden, wenn und solange die Hilfe auf Grund der individuellen 
Situation des jungen Menschen notwendig ist. Die Hilfe wird in der Regel nur bis zur Vollendung des 
21. Lebensjahres gewährt; in begründeten Einzelfällen soll sie für einen begrenzten Zeitraum darüber 
hinaus fortgesetzt werden. […] (3) Der junge Volljährige soll auch nach Beendigung der Hilfe bei der 
Verselbständigung im notwendigen Umfang beraten und unterstützt werden.“ (§ 41 SGB VIII)

https://www.jugendmigrationsdienste.de/ueber-jmd
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Die Soziale Arbeit übernimmt im Themenkontext der Fluchtmigration in dem 
oben beschriebenen breiten Spektrum an Anbindungen facettenreiche Aufgaben: 

„Zu den Aufgaben dieser Dienste gehören Orientierungshilfen im Alltagsleben, Beratung in sozial-, 
asyl- und ausländerrechtlichen Fragen, Organisation oder Vermittlung von Bildungs- und Frei-
zeitangeboten, Vermittlung an psychotherapeutische Fachdienste, Begleitung in gesundheitlichen 
Angelegenheiten, Berufsorientierung und Integration ins Erwerbsleben, Unterstützung und Über-
gangsbegleitung beim Verlassen des Wohnheims, Netzwerk- und Öffentlichkeitsarbeit sowie politische 
Lobbyarbeit für die Zielgruppe […].“ (Pötter et al. 2021: 24 f.) 

Neben den hohen Anforderungen, in unterschiedlichen Themenfeldern über Wis-
sen zu Strukturen zu verfügen, werden für die Sozialarbeiter*innen im Kontext 
von Flucht und Asyl auch die bereits eingeführten Einflüsse von politischen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen noch deutlicher und gehen mit Heraus-
forderungen in der Umsetzung der zentralen Ziele der Profession (s. o.) einher: 

„Die Flüchtlingssozialarbeit ist aber, wie vorstehend gezeigt, damit konfrontiert, dass das bundes-
deutsche – und europäische – Flüchtlingsregime (zunehmend) ausdifferenzierte Statusgruppen von 
Gef lüchteten schafft, für die im unterschiedlichen Maße Integration und Teilhabe vorgesehen sind. 
Das heißt auch, dass für bestimmte Gruppen Teilhabe erheblich eingeschränkt, wenn nicht gar ganz 
verweigert wird. Das widerspricht den herkömmlichen Handlungsorientierungen, -logiken und 
Instrumenten der professionellen Fachkräfte der Sozialen Arbeit.“ (Pötter et al. 2021: 29; siehe auch 
Spindler 2021: 65; Franz/Kubisch 2020: 193 f.; Ihring 2019: 138 f.)

Hier spiegelt sich das oben beschriebene Konzept der civic stratification (Morris 
2003) und die in den letzten Jahren vermehrten Änderungen im Aufenthaltsrecht, 
die für bestimmte Personengruppen mit Verbesserungen bzw. Verschlechterun-
gen in ihren Teilhabechancen einhergehen (siehe auch Kapitel 4.3.1). Bezogen 
auf die Profession ist das Tripelmandat von Sozialarbeiter*innen bestehend aus 
Klient*innen, Rahmenbedingungen und Fachlichkeit demnach im Rahmen von 
komplexen rechtlichen Implikationen des Asyl- und Aufenthaltsrechts mit beson-
deren Herausforderungen verbunden und bedeutet meist geringere Handlungs-
spielräume als bei anderen Gruppen von Klient*innen (Ihring 2019: 139). Ihring 
(2019) appelliert vor diesem Hintergrund an Sozialarbeiter*innen unter Rückbe-
zug auf die grundsätzlichen Werte der Universalität von Menschenrechten und 
der Achtung von Vielfalt, bestehende Handlungsspielräume auszunutzen. So 
sollen Sozialarbeitende sich auf diskursiver Ebene einbringen (Ihring 2019: 139), 
„gesellschaftliche Machtverhältnisse und ihre Auswirkungen auf strukturelle 
Teilhabechancen und hiermit verbundenen Benachteiligungen und Privilegie-
rungen von Menschen(gruppen) im Rahmen Sozialer Arbeit zu reflektieren und 
auch die eigene Eingebundenheit in eben diese (rassistischen) ausgrenzenden 
Normalitätsvorstellungen“ (Ihring 2019: 140) erkennen und kritisch hinterfragen. 
Darüber hinaus gehe es darum, gemeinsam an der Haltung des Trägers bzw. der 
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Organisation zu arbeiten und auf individueller Ebene die Klient*innen zu stärken 
und auf geäußerte Bedürfnisse und Bedarfe zu hören (Ihring 2019: 140 f.). 

Wie Fachkräfte in der Sozialen Arbeit mit diesen Widersprüchen und Konflik-
ten im Bereich der Fluchtmigration konkret umgehen, haben Franz/Kubisch (2020: 
205) untersucht und auf Basis von narrativen Interviews mit Sozialarbeiter*innen 
in unterschiedlichen organisationalen Kontexten zwei Typen von Bewältigungs-
strategien identifiziert. So konnte zum einen eine „Orientierung an pragmatischer 
Rationalität im Rahmen politisch-rechtlicher Normen“ (Franz/Kubisch 2020: 208) 
festgestellt werden, wobei hierfür insbesondere auf Rahmenbedingungen Bezug 
genommen wird, die außerhalb der Sozialen Arbeit liegen (z. B. Aufenthaltsrecht). 
Zum anderen konnte eine Bewältigungsstrategie identifiziert werden, die eine 
„Orientierung an Intermediarität im Rahmen wahrgenommener Inkongruenzen 
zwischen lebensweltlichen Bedürfnissen und den Anforderungen bzw. Unzu-
länglichkeiten des Systems“ (Franz/Kubisch 2020: 211) wiederspiegelt. Hier ste-
hen fachliche Bezüge stärker im Vordergrund und bestimmen das Handeln der 
Sozialarbeiter*innen (Franz/Kubisch 2020: 213).

Bezogen auf die Profession und damit die Ebene der „beruflichen Dienstleis-
tungserbringung“ (Bauer 2001: 71) könnte man insgesamt feststellen, dass zwar 
die rechtlichen Rahmenbedingungen die Soziale Arbeit beeinflussen, diese jedoch 
im Gegenzug auch im Selbstverständnis „als advokatorisch engagierte Sozialan-
wälte – aktiv auf das politische System einzuwirken versuchen“ (Bode 2023: 290).

Diese Verknüpfung ordnen Leiber et al. (2023b) konzeptionell in einem Sam-
melband zur politischen Einmischung in der Sozialen Arbeit ein. Sie stellen dabei 
die Zielstellung der Bewältigung sozialer Problemlagen als Gemeinsamkeit der 
Sozialen Arbeit und der Sozialpolitik heraus: „Soziale Arbeit bearbeitet im Ide-
alfall ergänzend dazu komplexe Notlagen durch individualisierende Leistungen 
unter Berücksichtigung der besonderen Gegebenheiten des Einzelfalls.“ (Leiber 
et al. 2023a: 13) Dies bedingt sowohl spezifische Abhängigkeiten (Interdepen-
denzen) auf Basis der Verflechtung zwischen Sozialpolitik und Sozialer Arbeit 
als auch Wechselwirkungen, die sich aus dem Zusammenspiel der verschiedenen 
Handlungslogiken ergeben können. Vor diesem Hintergrund wird die politische 
Einmischung der Sozialen Arbeit konzeptualisiert:

„‚Einmischung‘ bedeutet im hier verwendeten Sinn, dass Soziale Arbeit auf vielfältige Weise aktiver 
Teil politischer Diskurse und Prozesse ist, ohne dass dies zwingend mit einer Pf licht […] oder mit 
tatsächlichem politischem Einf luss gleichgesetzt werden muss. Das Konzept ist of fen für unterschied-
liche Legitimationen, Handlungsstrategien und Methoden und impliziert eine enge Verwobenheit 
individueller wie auch überindividueller Ansatzpunkte.“ (Leiber et al. 2023a: 14 f.)
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Diese Einmischung lässt sich auf mehrere Entwicklungsstränge zurückführen. 
Bereits in 1920er Jahren sah Alice Salomon als zentrale Figur der Sozialen Arbeit 
in Deutschland „die Politik als zu weit weg von den Alltags- und Lebenswelten 
sozial benachteiligter Menschen an. Daher schrieb sie der Sozialen Arbeit eine 
bedeutsame Doppelfunktion der Verhaltens- wie auch der politischen Verhältnis-
änderung zu […]“ (Leiber et al. 2023a: 15). Darüber hinaus lässt sich „Einmischung 
als Prinzip“ als Konzept aus den 1980er Jahren identifizieren, das im Kontext der 
Jugendhilfe – insbesondere im Hinblick auf Jugendliche, berufliche Bildung und 
Stadtteilarbeit entstand (Leiber et al. 2023a: 14). Darüber hinaus findet sich in 
der US-amerikanischen Sozialen Arbeit das Konzept der „policy practice“, das 
auf die Forscher*innen Gal und Weiss-Gal zurück geht. Dabei wird die politische 
Tätigkeit als Teil der Berufsausübung begriffen (Leitner/Schäfer 2023: 35): „Das 
Modell betont also nicht politisches Handeln im Allgemeinen, sondern die spe-
zifische, mitunter konflikthafte Verknüpfung von Professionalität und Politik 
auf der handlungspraktischen Ebene Sozialer Arbeit.“ (Leitner/Schäfer 2023: 35) 
Das in diesem Zuge entwickelte Policy-Practice-Engagement-Modell identifiziert 
drei Ebenen, die über das politische Handeln der Sozialen Arbeit bestimmen: 
politisch-institutionelle Gelegenheitsstrukturen (Makro), organisationale Settings 
(Meso) und individuelle Motivation (Mikro; Leitner/Schäfer 2023: 36 f.). Leitner/
Schäfer (2023: 37 f.) stellen vor diesem Hintergrund fest, dass bisher kaum Studien 
auf der Makro- und Mesoebene vorlägen, sondern insbesondere die Mikroebene 
wissenschaftlich betrachtet wird. Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem 
Handeln von intermediären Akteur*innen in Organisationen, sodass sowohl die 
Meso- als auch die Mikroebene einbezogen werden. Die Makroebene hingegen 
wird im Hinblick auf die Hürden der Adressat*innen analysiert, nicht im Hinblick 
auf die Gelegenheitsstrukturen für Soziale Arbeit. 

Dadurch, dass die Soziale Arbeit hauptsächlich auf Ebene der Politikim-
plementation, also im Kontext der konkreten Anwendung von Politik agiert 
„können politische Ziele verstärkt, neutralisiert oder gar konterkariert werden. 
Sozialarbeiter:innen haben in diesem Prozess professionelle Handlungs- und 
Ermessensspielräume.“ (Leiber 2023: 92) Neben hierbei auftretenden Dilemma, 
sowie dem Einfluss des Doppel- bzw. Tripelmandat in der Sozialen Arbeit (Leiber 
2023: 93) werden in diesem Kontext die Verknüpfungen zu Lipsky (2010) und dem 
Konzept der Street Level Bureaucrats deutlich, die ebenfalls maßgeblich durch 
ihre partielle Autonomie bzw. ihren Handlungsspielraum gekennzeichnet sind 
(siehe auch Kapitel 2.3). 

„In den Debatten um politische Einmischung Sozialer Arbeit sollte nicht unterschätzt werden, dass 
jede Menge politische Bedeutung bereits in der alltäglichen Umsetzung professionellen Handelns 
Sozialer Arbeit in staatlichem Auftrag liegt. Dies bringt das Konzept der street-Level bureaucracy 
auf den Punkt. Soziale Arbeit gewinnt dadurch wertvolle Einsichten in die Lebens- und Problemla-
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gen von Adressat:innen. Neben den individuellen Fallumständen erscheint es dabei zentral, auch 
die strukturelle Essenz und das allgemein Relevante hinter den Einzelfällen im Blick zu behalten.“ 
(Leiber 2023: 105)

Um hieraus strukturelle Veränderungen anzustoßen, ordnet Leiber (2023: 103) 
die Akteur*innen Sozialer Arbeit als Street-Level Policy Entrepreneurs (SLPE) ein, 
„die gemeinsam mit anderen aktiv an der Politikgestaltung beteiligt sind und eine 
wichtige Funktion dafür haben, dass gesellschaftliche Probleme es überhaupt auf 
die politische Agenda schaffen“. Voraussetzungen hierfür sind ein entsprechendes 
professionelles Selbstverständnis sowie die „Überwindung fachlicher Vereinze-
lung“ zu einem „Bündnis mit Gleichgesinnten – insbesondere auf der kommunalen 
Ebene“. Der Ausbau von Netzwerken und die Entwicklung sowohl individueller 
als auch kollektiver Handlungsstrategien für Problemstellungen werden dabei als 
relevant betrachtet (Leiber 2023: 99, 105).

Insgesamt wird so auf Basis der Ausführungen zu professionalen Aspekten 
deutlich, dass die drei auf Basis von Lipskys (2010) Arbeit zu Street Level Bureau-
crats identifizierten Spannungsfelder153 (Kapitel 2.3) Bezüge zur Fachlichkeit der 
in der vorliegenden Arbeit untersuchten intermediären Akteur*innen aufweisen. 
Die Klient*innenzentriertheit und damit Interaktionen sind zentraler Bestand-
teil ihrer Arbeit, die sich in einem Spannungsfeld mit den konkreten Arbeitsbe-
dingungen (siehe auch Kapitel 6) befinden. Das professionelle Selbstverständnis 
wurde insbesondere im Hinblick auf zentrale Werte wie der Sozialen Arbeit als 
Menschenrechtsprofession deutlich. Organisationale Ziele der Arbeitgeber*innen 
können dem entgegenstehen, allerdings wurde ebenso deutlich, dass hier zahl-
reiche Akteur*innen involviert sind. So setzen sowohl Kommunen und Kreise als 
auch freie Träger der Wohlfahrt verschiedene Konzepte von Integration Inter-
mediaries um. Dabei kann angenommen werden, dass einerseits organisatio-
nale Leitbilder und Strukturen stark zwischen den Organisationen divergieren 
und andererseits die konzeptionelle Anlage der Beratungs- und Begleitstruktu-
ren (zu den Handlungskonzepten siehe auch Kapitel 5.4) einen Einfluss auf die 
Arbeit der intermediären Akteur*innen nehmen dürfte. Dabei wurden gerade 
im Hinblick auf die Themen Migration und Flucht Spannungsfelder deutlich, die 
sich auf professionellen Werten der Sozialen Arbeit begründen. Das verdeutlicht 
insgesamt die Relevanz von spezifischen Verflechtungsstrukturen und damit 
einhergehenden Interdependenzen der intermediären Akteur*innen. Zum drit-
ten Spannungsfeld zwischen Ermessensspielraum und Gleichbehandlung lässt 
sich bisher schlussfolgern, dass der Handlungsspielraum integraler Bestand-
teil der klient*innenzentrierten Arbeit ist und damit die Einzelfallperspektive 

153	 Klient*innezentriertheit vs. Arbeitsbedingungen; (professionelles) Selbstverständnis vs. organisationale 
Ziele; Ermessensspielraum vs. Gleichbehandlung
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besondere Relevanz gewinnt. Vor dem Hintergrund der Sozialen Arbeit als Men-
schenrechtsprofession und der Achtung von Vielfalt ergibt sich jedoch auch eine 
Handlungsmaxime, die in Richtung einer gleichen Behandlung aller Klient*innen 
zeigt – jedoch vor allem im Sinne von gleichen Kriterien, die der Beratung und 
Begleitung zugrunde liegen und weniger im Sinne von „one size fits all“. Dieses 
Spannungsfeld löst sich vor den vorangegangenen Ausführungen demnach etwas 
auf. Das oben beschriebene Tripelmandat aus Klient*innen, Rahmenbedingun-
gen und Fachlichkeit spiegelt darüber hinaus insgesamt die Verwobenheit der 
identifizierten Spannungsfelder. Über Aspekte der Profession hinaus sollen im 
folgenden Kapitel zentrale Handlungskonzepte fokussiert werden, die eine Basis 
für Handlungsorientierungen der Integration Intermediaries im Umgang mit 
wohlfahrtstaatlichen Hürden bilden können.

5.4	 Handlungskonzepte im Arbeitsfeld der Integration 
Intermediaries

Nach dem Abriss zur Profession der Sozialen Arbeit als fachliche Ausgangsba-
sis der Beratung und Begleitung junger geflüchteter Menschen soll es nun um 
verschiedene Konzepte gehen, die handlungsleitend für die zu untersuchenden 
intermediärer Akteur*innen sein können. Dabei soll der Fokus auf Handlungskon-
zepte der Sozialen Arbeit gelegt werden. Dies dient der Identifizierung relevanter 
Aspekte für die Beantwortung der Forschungsfrage zum Umgang der Integration 
Intermediaries mit wohlfahrtsstaatlichen Hürden junger geflüchteter Menschen 
in Deutschland. Inwiefern sich die professionellen Handlungskonzepte empirisch 
auch für die in der vorliegenden Arbeit untersuchten Integration Intermediaries 
zeigen, bleibt zu überprüfen (Kapitel 6.2). 

Ein Blick in unterschiedliche Lehrbücher für Soziale Arbeit soll zeigen, wie 
Handeln an Fachhochschulen und Universitäten disziplinär gelehrt wird und wel-
che Begriff lichkeiten, Grundlagen und Perspektiven hierbei als Rahmen gesetzt 
werden. Die Lehrbücher wurden nicht systematisch ausgewählt und analysiert, es 
wurde lediglich darauf geachtet, möglichst aktuelle Publikationen zu sichten, da 
davon auszugehen ist, dass hier die umfangreichsten Einordnungen methodischer 
und handlungskonzeptioneller Aspekte stattfinden würde. Die Ausführungen der 
unterschiedlichen Lehrbücher (Mennemann/Dummann 2022; van Rießen/Fehlau 
2022; Schilling/Klus 2022; Wendt 2017; Erath/Balkow 2016) der Sozialen Arbeit 
zeigen, dass Handeln durch unterschiedliche Begriff lichkeiten gerahmt und in 
Bezug zu professionellen Aspekten gesetzt wird. Dabei gibt es eine Vielzahl an 
Begriffen, die in allen Texten auftauchen: Methoden, (Soziale) Beratung, Verfah-
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ren, Techniken, methodisches Handeln, Konzept, Einzelhilfe/Einzelfallhilfe/Ein-
zelfallarbeit, Soziale Diagnose/Diagnostik, Case Management, Kommunikation, 
Lebensweltorientierte Soziale Arbeit / Beratung. Nicht immer sind die Begriffe 
zwischen den Publikationen synonym zu verstehen und auch untereinander sind 
nicht alle Begriffe gänzlich voneinander abgrenzbar. 

Insgesamt wird einerseits deutlich, dass es starke Pfadabhängigkeiten in der 
Methodenentwicklung der Sozialen Arbeit zu geben scheint. Andererseits fin-
det sich auch einen große Vielfalt an Konzepten, Modellen und Verfahren. Ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, werden im Folgenden anhand der histo-
rischen Entwicklung der Methoden in der Sozialen Arbeit zentrale Begriffe sowie 
immer wieder benannte Herausforderungen, Ambivalenzen und Kritikpunkte an 
den ausgeführten Methoden, Handlungskonzepten, Verfahren und Techniken 
erläutert. Dies soll dabei helfen, die zu analysierenden Handlungsorientierungen 
intermediärer Akteur*innen bei der Bewältigung wohlfahrtsstaatlicher Hürden 
für junge geflüchtete Menschen einzuordnen und im Hinblick auf professionelle 
Einflussfaktoren rückzukoppeln. 

Auf Basis der historischen Entwicklung Sozialer Arbeit als Profession wird 
in allen ausgewählten Lehrbüchern von drei „klassischen Methoden“ gesprochen 
bzw. auf drei Methoden Bezug genommen: die Einzelfallhilfe/Einzelfallarbeit, 
die Gruppenarbeit und die Gemeinwesenarbeit. Ob es sich dabei wirklich um 
Methoden handelt, wird zwar immer wieder auch in Frage gestellt, aber durch 
die historisch prominente Stellung wird meist an der Begriff lichkeit festgehalten. 
Da sich Bearbeitungsstrategien zu wohlfahrtsstaatlichen Hürden vor allem aus 
der Arbeit mit Individuen entwickeln sollten und die untersuchten Intermediäre 
überwiegend als Einzelfallhilfe angelegt sind (siehe auch Kapitel 6.1), wird metho-
disch und handlungskonzeptionell die Einzelfallarbeit fokussiert.

Die Entwicklung dessen wird meist in verschiedene Phasen aufgeteilt, die 
nicht immer deckungsgleich zueinander beschrieben werden, jedoch ausnahmslos 
Bezug nehmen auf Entwicklung in den USA zum Ende des 19. bzw. Beginn des 20. 
Jahrhunderts. Alice Salomon wird als Wegbereiterin und Impulssetzerin für die 
deutsche Entwicklung der Sozialen Arbeit häufig hervorgehoben (Erath/Balkow 
2016; Mennemann/Dummann 2022; Schilling/Klus 2018; van Rießen/Fehlau 2022; 
Wendt 2017). Hier beginnt auch der Überblick über die Entstehung der Einzel(fall)
hilfe bzw. Einzelfallarbeit. Die Begriff lichkeiten werden dabei unterschiedlich 
verwendet. Wendt (2017) schlägt drei Phasen mit jeweils eigenen Bezeichnungen 
vor: von der „Einzelhilfe“ mit Rückgriff auf Alice Salomon und deren Entwicklung 
„eines ersten Phasenmodells der Einzelhilfe (Erkundigungen einziehen, Ermitt-
lung von Hilfen und Unterstützung in der Umwelt, stellvertretende Deutung, 
Hilfeplan, Intervention, Überprüfung)“ (Wendt 2017: 204) über die „Einzelfall-
hilfe“ mit ihrer Orientierung an der US-amerikanischen Theorie und Praxis des 
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Social Casework bis hin zur „Einzelfallarbeit“, die durch die moderne Soziale 
Arbeit angewendet wird. Die zweite Phase der Einzelfallhilfe nach dem Ende 
des zweiten Weltkriegs ist stark geprägt von Überlegungen zu Individualisie-
rung, Selbstbestimmung und -verantwortung, vor deren Hintergrund sich erste 
deutsche Handlungskonzepte entwickeln (Wendt 2017: 204 f.). Diese werden aber 
bereits ab den 1970er wieder stark kritisiert. Die „radikale“ Methodenkritik ist 
über alle Lehrbücher ein verbindendes Element (Mennemann/Dummann 2022: 
208; van Rießen/Fehlau 2022: 182; Schilling/Klus 2018: 182; Wendt 2017: 206; Erath/
Balkow 2016: 23 f.). Die vorgebrachten Einwände gegen die Einzelfallhilfe richten 
sich erstens gegen die Individualisierung der Hilfe, die damit einher ginge, dass 
„gesellschaftliche Bedingungsfaktoren unberücksichtigt“ blieben (Wendt 2017: 
206; siehe auch van Rießen/Fehlau 2022: 182). Zweitens wurde die Hilfebeziehung 
als asymmetrisch bzw. paternalistisch bemängelt. Drittens richtet sich die Kritik 
gegen die „Instrumentalisierung der Einzelfallhilfe für Zwecke sozialer Kontrolle“ 
(Wendt 2017: 206) mit dem Ziel der Anpassung bzw. Disziplinierung von Menschen 
(van Rießen/Fehlau 2022: 182).

Die soziale Diagnose bzw. soziale Diagnostik als spezifischer Teilaspekt und 
häufig Ausgangspunkt der Einzelfallhilfe mit Wurzeln Anfang des 20. Jh. in 
den USA wurde in diesem Zuge ebenfalls kontrovers diskutiert. Die „assoziative 
Nähe zu medizinischen Klassifikationen krankheitswertiger Symptome“ führe 
zu gesellschaftlichen Zuschreibungen und Stigmatisierungen und lege wiederum 
den Fokus auf eine Anpassung der Adressat*innen im Gegensatz zu einem Auf-
greifen individueller Bedürfnisse oder Wünsche (van Rießen/Fehlau 2022: 185). 
„Die kritischen Stimmen in der Methodendebatte haben dazu den Blick auf die 
machtvollen gesellschaftlichen und institutionellen Relevanzkontexte geschärft, 
die Diagnosen in der Sozialen Arbeit zu einem zweischneidigen Schwert machen.“ 
(van Rießen/Fehlau 2022: 185) 

Auch wenn der „scharfe Tonfall der damaligen Kritik […] im Zuge konzeptio-
neller Weiterentwicklungen mittlerweile einer ausgewogeneren Methodendebatte 
gewichen“ (van Rießen/Fehlau 2022: 182) ist, macht das deutlich, dass Fragen von 
Normalitätserwartungen, Anpassung und der Sozialen Arbeit als Ordnungs- bzw. 
Kontrollinstanz ambivalente Themen in der Methodenentwicklung sind. In der 
Folge der Methodenkritik und in der dritten von Wendt (2017: 207 f.) beschriebe-
nen Phase hin zur „Einzelfallarbeit“ haben neue Begriffe den Methodenbegriff 
zum Teil abgelöst. Er wird häufig nur noch im Hinblick auf die drei „klassischen 
Methoden“ Einzelfallarbeit, Gruppenarbeit und Gemeinwesenarbeit verwendet. 
Begriffe wie Arbeitsformen, -weisen, -konzepte, -prinzipien (Schilling/Klus 2018: 
182) sowie Verfahren und Techniken (van Rießen/Fehlau 2022: 178; Mennemann/
Dummann 2022: 205) werden hingegen immer häufiger genutzt und teilweise 
als Einzelelemente von Methoden verstanden. Die Debatte um Methoden in der 
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Sozialen Arbeit „eint […] die Vorstellung, methodisches Handeln in ein überge-
ordnetes Konzept einzubinden, das die Ausrichtung des methodischen Handelns 
theoretisch begründet und orientiert […]“ (van Rießen/Fehlau 2022: 178). Methodi-
sches Handeln als professionelle Begründung der Vorgehensweise von Fachkräf-
ten in der Sozialen Arbeit beschreibt demnach „das planmäßige Vorgehen zur 
Erreichung von Zielen, die mit den Adressaten natürlich gemeinsam entwickelt 
werden“ (Schilling/Klus 2018: 184; siehe auch Mennemann/Dummann 2022: 202). 

Aus den verschiedenen Ausführungen in den Lehrbüchern der Sozialen Arbeit 
kann folgende Zusammenhangsstruktur der verschiedenen Begriff lichkeiten 
(Handlungs-)Konzept, (Handlungs-)Methoden, Arbeitsformen/Verfahren/Tech-
niken sowie dem methodischen Handeln abgeleitet werden (Abbildung 11).

Abbildung 11: Bezüge zwischen (Handlungs-)Konzepten, (Handlungs-)Methoden, Arbeitsformen/
Verfahren/Techniken und dem methodischen Handeln in der Sozialen Arbeit

Quelle: Eigene Darstellung

So stellt das (Handlungs-)Konzept im Sinne einer Methodologie den übergeord-
neten Rahmen dar, der mit spezifischen Grundhaltungen oder (theoretischen) 
Annahmen verknüpft ist. Die (Handlungs-)Methoden bezeichnen demgegenüber 
das „plan- und absichtsvolle Handeln in der Praxis […], also das konkrete ‚Vorge-
hen‘, um eine bestimmte Zielstellung, eine spezifisch angestrebte Situation zu 
erreichen oder eine Herausforderung zu bewältigen“ (van Rießen/Fehlau 2022: 
177). Methoden sind demnach „spezifische Formen des Herangehens an Auf-
gaben und Lösungen von Zielen und/oder individuellen und sozialen Problem-
lagen“ (Schilling/Klus 2018: 184). Die Bezeichnung „klassische Methode“ für die 
Einzelfallarbeit, Gruppenarbeit und Gemeinwesenarbeit in der Sozialen Arbeit 
ist also eher missverständlich und entspringt historischen Pfadabhängigkeiten. 
Eher lassen sie sich als „Settings“ beschreiben, innerhalb derer auf Basis unter-
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schiedlicher Handlungskonzepte spezifische Methoden angewendet werden. Die 
Arbeitsformen, Verfahren und Techniken hingegen stellen Konkretisierungen in 
der Anwendung bestimmter Methoden dar. So können Beratung, Jugendhilfe-
planung oder Quartiersmanagement als Verfahren und Rollenspiele bspw. als 
Techniken bezeichnet werden, die im Kontext spezifischer Methoden innerhalb 
eines Handlungskonzeptes angewendet werden (van Rießen/Fehlau 2022: 178). 
Das methodische Handeln liegt quer dazu und vereint die verschiedenen Ebenen. 

Besonders häufig benannte moderne Handlungskonzepte in der Einzel-
fallarbeit sind die Lebensweltorientierung bzw. lebensweltorientierte Beratung 
sowie das Case Management, die deshalb exemplarisch aufgeführt werden sollen. 
Zahlreiche weitere Konzepte bleiben im Folgenden unberücksichtigt, ebenso wie 
dahinterliegende theoretische Ansätze, die zu einer weiteren Heterogenität von 
Handlungskonzepten, Methoden sowie Arbeitsformen führen. Es geht an dieser 
Stelle vor allem darum, aufzuzeigen, das bestimmte Handlungskonzepte mit 
spezifischen Implikationen für die Einzelfallarbeit mit Adressat*innen verknüpft 
sind. Diese werden für die Untersuchung von Handlungsorientierungen interme-
diärer Akteur*innen für die Bewältigung wohlfahrtsstaatlicher Hürden bei jungen 
geflüchteten Menschen als relevant eingeschätzt.

Das Konzept der Lebensweltorientierung (Mennemann/Dummann 2022; van 
Rießen/Fehlau 2022; Wendt 2017; Schilling/Klus 2018; Erath/Balkow 2016) zielt 
darauf ab, die Lebenswirklichkeit der Adressat*innen durch die stärkere Berück-
sichtigung auch von sozialen Bindungen und Netzwerken einzubeziehen. 

„Deren zentraler Bezugspunkt sind die Adressat*innen mit ihren Interessen und Wünschen, aber 
auch Sorgen und Nöten, die in Relation zu ihren Lebenswelten gesehen werden. Darunter werden 
gesellschaftlich strukturierte Alltagsverhältnisse verstanden, in denen sich Menschen einerseits 
am besten auskennen und die ihnen Halt und Sicherheit vermitteln; andererseits erfahren sie dort 
konkrete materielle Einschränkungen sowie soziale Benachteiligungen und Ausgrenzungen, die ihre 
Lebensvorstellungen biografisch prägen.“ (van Rießen/Fehlau 2022: 188)

Dabei werden Offenheit und Partizipation als wesentliche Prinzipien im Pro-
zess der Einzelfallarbeit benannt und es wird empfohlen, die Adressat*innen 
als Expert*innen ihrer eigenen Lebenssituation anzuerkennen sowie „sinnver-
stehende Verfahren“ einzusetzen (van Rießen/Fehlau 2022: 188; Mennemann/
Dummann 2022: 199). 

Case Management (van Rießen/Fehlau 2022; Schilling/Klus 2018; Erath/Balkow 
2016; Wendt 2017; Mennemann/Dummann 2022) beschreibt ein Handlungskon-
zept, das über die reine Einzelfallarbeit hinausgeht. So geht es häufig vor dem 
Hintergrund komplexer Problemlagen um einen längerfristig angelegten Hilfe-
prozess, der „mehrere Fachkräfte je nach ihrer fachlichen Kompetenz, in einem 
Gesamtprozess der Beratung, Begleitung oder Betreuung miteinander, nebenei-
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nander und nacheinander“ (Schilling/Klus 2018: 178) einbezieht. Damit stellt das 
Case Management ein „Bindeglied zwischen Einzelfall und Hilfesystem“ (van Rie-
ßen/Fehlau 2022: 189) dar. Da die Entstehungsgeschichte des Handlungskonzepts 
in den USA auch durch Debatten um Effizienz und einer Ökonomisierung sozialer 
Dienste geprägt ist, gib es einerseits Kritik am Case Management. Es „diene eher 
der Einsparung öffentlicher Mittel und befördere ökonomisierende und damit 
fachfremde Tendenzen“ (van Rießen/Fehlau 2022: 190; siehe auch Erath/Balkow 
2016: 351 f.). Andererseits „werden im Case Management aber auch Möglichkei-
ten gesehen, komplexe Probleme in multiprofessionell vernetzten Arrangements 
zielgerichteter im Sinne der Adressat*innen lösen zu können“ (van Rießen/Fehlau 
2022: 190). Dabei werden vor dem Hintergrund der vier Prinzipien „Empowerment, 
Kundenorientierung, Wirtschaftlichkeit und Qualität“ drei Funktionen des Case 
Managements beschreiben, die in der Praxis in unterschiedlicher Art und Weise 
miteinander kombiniert werden: Eine anwaltschaftliche Funktion, eine Broker 
Funktion und eine Gate Keeping Funktion (Erath/Balkow 2016: 352 f.).

Im Hinblick auf Methoden greifen alle Lehrbücher verschiedene Ansätze auf, 
die grundsätzlich durch ein schrittweises Vorgehen und verschiedene Phasen 
gekennzeichnet sind, die sich als zirkulärer Prozess fortsetzen lassen. In allen 
Lehrbüchern werden darüber hinaus unterschiedliche Varianten der sozialen 
Diagnose, Diagnostik bzw. Problemanalyse beschrieben, die meist den Ausgangs-
punkt konkreter Methoden darstellen. Danach schließen sich häufig unterschied-
liche Arten von Interventionen an, gefolgt von einem Reflexions- oder Evalua-
tionsprozess. Dieses Phasenmodell, das auf die Anfänge der Sozialen Arbeit in 
den USA zurückgeht, ist dabei unterschiedlich differenziert, mit mal mehr, mal 
weniger Zwischenschritten – je nach konzeptioneller Anbindung (z. B. Erath/
Balkow 2016: 85 f.; Wendt 2017: 212 f.; van Rießen/Fehlau 2022: 190; Mennemann/
Dummann 2022: 199). 

Beratung wird in unterschiedlicher Art und Weise beschrieben: einerseits als 
Schlüsselkompetenz und Querschnittsaufgabe der Sozialen Arbeit. Andererseits 
wird sie konzeptionell als soziale Beratung (Schilling/Klus 2018: 189; Wendt 2017: 
198), lebensweltorientierte (van Rießen/Fehlau 2022: 188 f.) oder sozialpädagogi-
sche Beratung (Mennemann/Dummann 2022: 199) gerahmt. Hier kann also nicht 
pauschal von einem Handlungskonzept gesprochen werden. Eher ist Beratung 
elementarer Bestandteil fast jeden Handlungskonzepts und wird teilweise als 
Arbeitsform, Verfahren oder auch Interaktionsform beschrieben. Das geht mit 
einer Vielzahl konkreter Gestaltungsmöglichkeiten von Beratungssituationen 
einher. So wird soziale Beratung bspw. folgendermaßen beschrieben: „Sozialbe-
ratung unterstützt (in der Regel sozial benachteiligte, einkommensarme) Men-
schen, die beim Lösen persönlicher und sozialer Schwierigkeiten scheitern oder 
zu scheitern drohen, bei der Bewältigung ihres Alltags.“ (Wendt 2017: 198)
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Die immer wiederkehrenden handlungsleitenden Schlagwörter Koproduktion, 
Interaktion, Selbstreflexion, Offenheit, Partizipation, Lebenswelt, Empower-
ment, Stärkung, Ressourcenorientierung zeigen über alle Lehrbücher hinweg 
den Bezug zu Handlungskonzepten und spiegeln professionelle Leitbilder (siehe 
Kapitel 5.3). Dabei wird jedoch auch darauf hingewiesen, dass diese Prinzipien vor 
allem idealtypisch verstanden werden können. Die Kluft zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit in der Sozialen Arbeit basiert dabei zum Teil darauf, dass professi-
onelle oder ethische Leitlinien nicht umsetzbar oder realistisch sind. So hindern 
das doppelte Mandat bzw. Tripelmandat, Wissensungleichheiten im Hinblick auf 
Regelungen, Gesprächsführung und Verfahrensabläufe, aber auch Machtasym-
metrien zwischen Fachkräften und Adressat*innen eine direkte Umsetzung der 
konzeptionell angelegten Grundsätze (z. B. van Rießen/Fehlau 2022).

Die kursorischen Ausführungen zu Methodendebatten und Handlungskon-
zepten in der Sozialen Arbeit verdeutlichen die Einbettung der Intermediären in 
spezifische Figurationen, die sich einerseits aus historischen Pfadabhängigkeiten 
speisen. Andererseits zeigen die teils kontroversen Debatten auch die Wechsel-
wirkungen mit professionellen Leitbildern und institutionellen und politischen 
Rahmenbedingungen, die Einfluss auf das Handeln der Sozialen Arbeit nehmen. 
Die in Kapitel 5.3 beschriebenen Merkmale der Koproduktion, des doppelten bzw. 
Tripelmandats sowie des Technologiedefizits in der Sozialen Arbeit stellen die 
Entwicklung von Handlungskonzepten dabei vor spezifische Herausforderun-
gen, da sie Merkmale, Leitbilder und Anforderungen von Unterstützung an die 
Lebenslage der Adressat*innen so zusammenführen müssen, dass daraus ein in 
der praktischen Arbeit anwendbares Konzept entsteht. Inwiefern Handlungskon-
zepte für die Arbeit der zu untersuchenden Integration Intermediaries eine Rolle 
spielen, soll in Kapitel 6.2 empirisch überprüft werden.

5.5	 Zusammenfassung: Einflussfaktoren auf die Arbeit der 
Integration Intermediaries

Die bisherigen Ausführungen dienen dazu, Einflussfaktoren auf die Arbeit der 
Integration Intermediaries im Umgang mit wohlfahrtsstaatlichen Hürden für 
junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf zu identifi-
zieren. Dazu wurden die bereits in Kapitel 2.3 theoretisch hergeleiteten interme-
diären Akteur*innen zunächst empirisch eingeordnet (Kapitel 5.1). Dabei wurde 
deutlich, dass insbesondere in den letzten Jahren eine verstärkte Implementation 
vielfältiger Integration Intermediaries mit unterschiedlichen konzeptionellen 
Rahmungen stattgefunden hat. Dabei hat die Landesebene eine besondere Bedeu-
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tung (siehe auch Kapitel 4.3.2), vor allem im Hinblick auf die Finanzierung solcher 
Unterstützungsstrukturen, aber auch im Hinblick auf die konzeptionelle Anlage 
dieser. 

In Bezug auf den Einfluss des organisationalen Kontexts (Kapitel 5.2) lässt sich 
dieser zunächst im Sinne spezifischer Verflechtungsstrukturen für die Integration 
Intermediaries begreifen. Organisationen der Hilfe (Bode 2023) weisen sich durch 
ihre gemeinnützigen Ziele, Arbeit am Menschen und eine vermittelnde Position 
aus und rahmen so die Arbeit der dort beschäftigten Intermediäre. Darüber hin-
aus lässt sich in diesem Bereich eine hohe Bedeutung der freien Wohlfahrt zur 
Umsetzung der unterschiedlichen Integration Intermediaries feststellen, wobei 
im Kontext von Migration und Flucht auch kommunale Akteur*innen zunehmend 
an Bedeutung gewinnen (siehe auch Kapitel 4.3.2). 

Die professionelle Verortung der Integration Intermediaries wird durch die 
hohe Relevanz Sozialer Arbeit in diesem Bereich bestimmt (Kapitel 5.3). Hierbei 
erweisen sich verschiedene Leitbilder als zentral: So sieht sich die Soziale Arbeit 
als Menschenrechtsprofession und will anwaltschaftlich und selbstreflexiv mit 
ihren Klient*innen interagieren. Im Kontrast dazu stehen stellenweise institu-
tionalisierte Rahmenbedingungen, ökonomischer Druck und ein verstärkter 
Fachkräftemangel in den letzten Jahren. Das Tätigkeitsgebiet der Migrationsso-
zialarbeit ist davon besonders betroffen und verdeutlicht in besonderer Weise das 
Spannungsfeld, das sich aus dem Tripelmandat (Staub-Bernasconi 2018) zwischen 
Rahmenbedingungen, Klient*innen und Fachlichkeit ergibt.

Eng verknüpft mit professionellen Leitbildern aus der Sozialen Arbeit wurden 
in Kapitel 5.4 Handlungskonzepte eingeordnet sowie exemplarisch erläutert. Die 
Abgrenzungen zwischen den verschiedenen Begriff lichkeiten Handlungskonzept, 
Methode, Techniken, Verfahrensweisen ist teils auf Basis historischer Pfadabhän-
gigkeiten in der Profession schwierig. Darüber hinaus hat die Methodendebatte 
in den letzten Jahrzehnten dazu beigetragen paternalistische, stigmatisierende 
oder individualisierende Konzepte offen zu legen und angestoßen, Anpassun-
gen vorzunehmen. Offen bleibt, in welcher Weise sie handlungsleitend für die 
Integration Intermediaries wirken und in der Anwendung konkretisiert werden. 

Aus den verschiedenen Einflussfaktoren (Organisation, Profession, Hand-
lungskonzepte) entstehen je nach lokalem und individuellem Kontext heterogene 
und komplexe Verflechtungsstrukturen, die Auswirkungen auf die spezifischen 
Wechselwirkungen und Interaktionen des konkreten Arbeitskontexts der Inte-
gration Intermediaries haben. Inwiefern die verschiedenen Aspekte einwirken, 
wird in die Analyse der Handlungsorientierungen (Kapitel 6.2) im Umgang mit 
wohlfahrtsstaatlichen Hürden einbezogen.

Insgesamt wird über alle möglichen Einflussfaktoren deutlich, dass die Inte-
gration Intermediaries umfangreiches Wissen in verschiedenen Bereichen benö-



241Unterstützung junger geflüchteter Menschen

tigen, um junge geflüchtete Menschen unterstützen zu können. Sie müssen (in 
variierendem Ausmaß) mit Rahmenbedingungen der Migrations-, Integrations-, 
Jugendhilfe-, Arbeitsmarkt-, Bildungspolitik und weiteren sozialpolitischen Fel-
dern vertraut sein und darüber hinaus einen Überblick über lokale Strukturen 
und Prozesse haben. Insbesondere die lokale Ebene spielt auch im Hinblick auf 
die Vernetzung eine zentrale Rolle. So sind die Intermediären durch ihre „vorge-
schaltete“ bzw. „zwischengeschaltete“ Position und i. d. R. ohne Weisungsbefugnis 
anderen Stellen gegenüber auf Beiträge anderer Akteur*innen angewiesen. Der 
Aufbau vertrauensvoller Netzwerke mit relevanten Behörden, Trägern, zivilge-
sellschaftlichen Organisationen und Ehrenamtlichen ist daher von besonderer 
Bedeutung für die Erreichung der Arbeitsziele, die je nach Anlage der Integration 
Intermediaries verschiedene Teilhabeaspekte umfassen. 

Vor diesem Hintergrund wird die Wissensgenerierung von Köhling (2011: 111) 
als „in jeder Hinsicht voraussetzungsvoll“ eingeschätzt, weil sie eine gewisse Pas-
sung der Wissensbestände zwischen Individuen und ihrer Einbettung bzw. eine 
explizierende Kommunikation über dieses Wissen benötigt. Die Relevanz von 
Vertrauen ordnet Köhling (2011: 131 f.) folgendermaßen ein:

„Persönliches Vertrauen oder Misstrauen kann in Interaktions- oder Organisationssystemen über 
die Art der Kommunikation Anschluss f inden und auf diesem Weg persönliche oder organisationale 
Wissensstrukturen verändern. In Netzwerken, die länger bestehen, ist zudem auf Basis persönlichen 
Vertrauens das Entstehen einer Art Systemvertrauen möglich […].“ 

Der Aufbau von Wissen und Vertrauen bedingt sich demnach wechselseitig und 
hat sowohl auf individueller Ebene, als auch im Hinblick auf die Einbettung in 
spezifische Verflechtungsstrukturen eine Bedeutung. Für die in der vorliegenden 
Arbeit fokussierten Integration Intermediaries kann geschlussfolgert werden:

„Politikfeldübergreifende Kooperation in lokalen Netzwerken erfordert also einerseits in besonde-
rem Maße wechselseitiges Wissen und Vertrauen der beteiligten Akteure, weil die Möglichkeiten zu 
einer politikfeldübergreifenden Steuerung über die Medien Macht, Recht und Geld begrenzt sind. 
Andererseits führen sowohl die unterschiedlichen Interessen und Handlungslogiken als auch die im 
Vergleich zu politikfeldinternen Beziehungen geringere Kommunikationsdichte dazu, dass Wissen 
und Vertrauen schwieriger aufzubauen sind.“ (Stöbe-Blossey et al. 2019: 20)





6.	 Die Funktion der Integration 
Intermediaries 

Nachdem in den vorherigen Abschnitten die Integration Intermediaries empirisch 
hergeleitet sowie im Hinblick auf organisationale, professionelle und konzeptu-
elle Aspekte eingebettet wurden, geht es im Folgenden darum, die formulierte 
Forschungsfrage zur Funktion der untersuchten intermediären Akteur*innen zu 
beantworten. Dazu werden zunächst (6.1) Dokumentenanalysen zu zwei exem-
plarischen Integration Intermediaries vorgestellt. Die beiden integrationspoli-
tischen Instrumente gehen jeweils mit eigenen Charakteristika im Hinblick auf 
Organisation, Profession und Handlungskonzepten einher sowie mit spezifischen 
Arbeitsbedingen. Die Analyse der öffentlich zugänglichen Dokumente zu den 
in Kapitel 4.3.2 bereits kurz eingeführten Jugendmigrationsdiensten (JMD) und 
dem Teilhabemanagement (THM als Teil der NRW-Landesinitiative „Gemeinsam 
klappt’s“) soll erste Hinweise dazu liefern, welche Funktion die Integration Inter-
mediaries für die Bewältigung von wohlfahrtsstaatlichen Hürden junger geflüch-
teter Menschen in Deutschland einnehmen. Im Anschluss daran (6.2) soll die Aus-
wertung qualitativer leitfadengestützter Interviews mit Vertreter*innen der JMD 
bzw. mit Teilhabemanager*innen Erkenntnisse zu den Handlungsorientierungen 
im Umgang mit den Hürden liefern. Die zuvor als relevant herausgearbeiteten 
Einflussfaktoren sollen hier empirisch überprüft und mit den Handlungsorien-
tierungen verknüpft werden. 

Insgesamt ist darauf hinzuweisen, dass der Betrachtung der beiden exemplari-
schen Intermediäre eine im Ausmaß und der Tiefe unterschiedliche Materialbasis 
zugrunde liegt. Während im Hinblick auf das Teilhabemanagement auf eine aus-
führliche und aktuelle spezifische wissenschaftliche Begleitung zurück gegriffen 
werden kann, sind die Einschätzungen im Kontext der JMD stärker abhängig von 
den gewährten Einblicken aus den Interviews.
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6.1	 Dokumentenanalysen zu zwei exemplarischen Integration 
Intermediaries

Jugendmigrationsdienste und Teilhabemanager*innen in NRW können als zwei 
exemplarische Integration Intermediaries gesehen werden, die im Folgenden im 
Hinblick auf organisationale sowie professionelle Strukturen und zugrundelie-
gende Handlungskonzepte dargestellt werden sollen.

Die Basis der Darstellung bilden öffentlich zugängliche Dokumente (Grund-
satzpapiere, Rahmenkonzepte, Förderkonzeptionen) sowie zwei Expert*innen
interviews mit Personen, die koordinierende und/oder evaluierende Aufgaben im 
Kontext der beiden Akteur*innen übernehmen (Bezeichnung: Expert*in 1/2). Bei 
beiden Akteur*innen, Jugendmigrationsdiensten und dem Teilhabemanagement, 
handelt es sich um öffentlich finanzierte Strukturen, die jedoch von unterschied-
lichen Organisationen ausgeführt werden.

6.1.1	 Jugendmigrationsdienste

Die sogenannten „Jugendmigrationsdienste“ (JMD) sind ein vom Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) gefördertes Angebot 
zur Begleitung junger Migrant*innen zwischen 12 und 27 Jahren. Verortet sind 
die JMD im Kinder- und Jugendplan des Bundes und in der Initiative JUGEND 
STÄRKEN des BMFSFJ und mittlerweile bundesweit mit ca. 500 Standorten ver-
treten.154 Die Strukturen der JMD basieren dabei auf den früheren Jugendgilden 
und Jugendgemeinschaftswerken, aus denen sie 2004 hervorgingen (Wagner 2016: 
144). Vier Trägergruppen sind verantwortlich für die Umsetzung auf der lokalen 
Ebene: die Arbeiterwohlfahrt, eine evangelische Trägergruppe, eine katholische 
Trägergruppe und eine freie Trägergruppe (mit Internationalem Bund, PARITÄ-
TISCHEN Gesamtverband und dem Deutschen Roten Kreuz; Jugendmigrations-
dienste 2022: 1; siehe auch Stöbe-Blossey et al. 2019: 128 f.). Seit 2017 dürfen die 
JMD auch junge geflüchtete Menschen beraten (Pötter et al. 2021: 25).

Im Grundsatzpapier der JMD von April 2022 heißt es einleitend zum Angebot der 
JMD: 

„Die Jugendmigrationsdienste haben als Angebot der Jugendsozialarbeit im Rahmen der Kinder- und 
Jugendhilfe in erster Linie die Aufgabe, junge Menschen mit Migrationshintergrund, die Unterstüt-
zung am Übergang Schule/Ausbildung/Beruf benötigen, zu beraten und zu begleiten. Dies geschieht 
im Verfahren des Case Managements und mit dem Instrument des individuellen Integrationsför-

154	 https://www.jugendmigrationsdienste.de/ueber-jmd 

https://www.jugendmigrationsdienste.de/ueber-jmd
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derplans sowie durch vielfältige Methoden der Einzelberatung und Gruppenarbeit.“ (Jugendmig-
rationsdienste 2022: 1)

Die oben benannte Jugendsozialarbeit ist im SGB VIII, der Kinder- und Jugend-
hilfe, verortet (siehe Kasten 2). Der Fokus der Jugendsozialarbeit liegt dem Geset-
zestext zufolge auf der schulischen und beruflichen Ausbildung, der Eingliede-
rung in den Arbeitsmarkt und der sozialen Integration benachteiligter junger 
Menschen (§ 13 Abs. 1 SGB VIII). Die nachfolgenden Absätze weisen einen Fokus 
auf Ausbildung und Beschäftigung auf, die soziale Integration wird nicht weiter 
thematisiert. Als Kooperationspartner*innen werden für dieses Kernanliegen die 
Schulverwaltung, die Bundesagentur für Arbeit, Jobcenter und Träger benannt 
(§ 13 SGB VIII). 

Kasten 2: Gesetzliche Grundlagen zur Jugendsozialarbeit
§ 13 SGB VIII Jugendsozialarbeit
(1) Jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen oder zur Überwin-
dung individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unterstützung ange-
wiesen sind, sollen im Rahmen der Jugendhilfe sozialpädagogische Hilfen angeboten 
werden, die ihre schulische und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt 
und ihre soziale Integration fördern.
(2) Soweit die Ausbildung dieser jungen Menschen nicht durch Maßnahmen und Pro-
gramme anderer Träger und Organisationen sichergestellt wird, können geeignete 
sozialpädagogisch begleitete Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen angeboten 
werden, die den Fähigkeiten und dem Entwicklungsstand dieser jungen Menschen 
Rechnung tragen.
(3) Jungen Menschen kann während der Teilnahme an schulischen oder beruflichen 
Bildungsmaßnahmen oder bei der beruflichen Eingliederung Unterkunft in sozialpä-
dagogisch begleiteten Wohnformen angeboten werden. In diesen Fällen sollen auch 
der notwendige Unterhalt des jungen Menschen sichergestellt und Krankenhilfe nach 
Maßgabe des § 40 geleistet werden.
(4) Die Angebote sollen mit den Maßnahmen der Schulverwaltung, der Bundesagentur 
für Arbeit, der Jobcenter, der Träger betrieblicher und außerbetrieblicher Ausbildung 
sowie der Träger von Beschäftigungsangeboten abgestimmt werden.
Quelle: Eigene Darstellung nach SGV III

Über das Grundsatzpapier hinaus gibt es auf der Website der JMD elf Rahmen-
konzepte, ein dazugehöriges Positionspapier sowie ein Dokument mit Gestal-
tungsgrundsätzen im Bereich Digitalisierung (Stand Sommer 2024), die sich mit 
verschiedenen Teilaspekten der Arbeit beschäftigen (siehe Kasten 3). Die Rahmen-
konzepte stellen gleichzeitig die zentralen Aufgabenschwerpunkte der JMD dar.
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Kasten 3: Schriftliche Handlungskonzepte der Jugendmigrationsdienste
–	� Grundsätze zur bundesweiten Förderung der individuellen Begleitung junger zuge-

wanderter Menschen im Kinder- und Jugendplan des Bundes
–	� JMD-Rahmenkonzept Nr.  1: Individuelle Integrationsförderung mit sozialpädagogi-

scher Beratung und Case Management in den Jugendmigrationsdiensten
–	� JMD-Rahmenkonzept Nr.  2: Kompetenzermittlung und -entwicklung von Jugendli-

chen mit Migrationshintergrund
–	� JMD-Rahmenkonzept Nr.  3: Sozialpädagogische Begleitung rund um den Integrati-

onskurs
–	� JMD-Rahmenkonzept Nr.  4: Gruppenangebote im Rahmen der KJP155-Förderung zur 

Unterstützung des Integrationsprozesses
–	� JMD-Rahmenkonzept Nr.  5: Elternarbeit in den Jugendmigrationsdiensten
–	� JMD-Rahmenkonzept Nr.  6: Förderung von freiwilligem und bürgerschaftlichem 

Engagement junger Menschen mit Migrationshintergrund
–	� JMD-Rahmenkonzept Nr.  7: Netzwerk- und Sozialraumarbeit sowie interkulturelle 

Öffnung
–	� JMD-Rahmenkonzept Nr.  8: Qualitätsentwicklung und Fortbildung
–	� JMD-Rahmenkonzept Nr.  9: Aufgaben der Fachkräfte im JMD-Programm „Respekt 

Coaches“
–	� JMD-Rahmenkonzept Nr.  10: Quartiersarbeit im Jugendmigrationsdienst (JMD-iQ)
–	� JMD-Rahmenkonzept Nr.  11: Aufgaben der Fachkräfte im JMD-Programm „Mental 

Health Coaches“
–	� Positionspapier zu den JMD-Grundsätzen und dem JMD-Rahmenkonzept Nr. 8 (Qua-

lität und Fortbildung): Diskriminierungskritisches Professionsverständnis im JMD
–	� Gestaltungsgrundlage zur Digitalisierung im JMD-Programm
Quelle: https://www.jugendmigrationsdienste.de/ueber-jmd 

Für die vorliegende Arbeit sind insbesondere die Grundsätze sowie die Rahmen-
konzepte 1, 7, 8 und das Positionspapier im Kontext eines diskriminierungskriti-
schen Professionsverständnis relevant. Ausgehend von diesen Dokumenten und 
dem Expert*innen-Interview mit einer JMD angehörigen Person in koordinieren-
der/evaluierender Funktion auf Landesebene sollen im folgenden Rahmenbedin-
gungen, Aspekte der Qualifikation und Profession sowie zentrale Aufgaben der 
JMD überblicksartig dargestellt und eingeordnet werden.

Rahmenbedingungen

Gefördert werden die Personalstellen der Jugendmigrationsdienste durch das 
BMFSFJ, wobei das Verfahren auf Richtlinien für den Kinder- und Jugendplan des 
Bundes basiert: „Die Zentralstellen leiten die Mittel bedarfsgerecht an die Durch-

155	 Kinder- und Jugendplan des Bundes

https://www.jugendmigrationsdienste.de/ueber-jmd
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führungsträger weiter. Die Jugendmigrationsdienste werden auf der Grundlage 
einer von den Trägergruppen der Jugendsozialarbeit regelmäßig durchgeführten 
Bestands- und Bedarfserhebung gefördert.“ (Jugendmigrationsdienste 2022: 6) 

Die Öffnung oder Schließung eines Standortes sowie die Wiederbesetzung von 
Stellen wird zwischen den verschiedenen Trägergruppen (s. o.) auf der regionalen 
und überregionalen Ebene abgestimmt und dann in einen Genehmigungsprozess 
an das BMFSFJ weitergeleitet (Jugendmigrationsdienste 2022: 6 f.). Der praktische 
Prozess der Wiederbesetzung von Stellen wird im Expert*inneninterview folgen-
dermaßen beschrieben: 

„Ich bin zuständig bei Wiederbesetzungen. Das ist auch ein bisschen kompliziertes Prozedere. Bei 
Stellenwiederbesetzungen müssen wir eine/ ja, müssen wir die Notwendigkeit beim Bund beantragen 
und wir müssen eine Zustimmung des Landes einholen. Also das Land muss auch zustimmen bei der 
Wiederbesetzung. Das ist allerdings, ehrlich gesagt, eher so eine reine Formalsache. […] Es kam noch 
nie vor, dass das Land gesagt hat, wir stimmen dem nicht zu. Aber damit sichert sich der Bund eben 
ab, weil eben dieses Bundesprogramm eben in den Ländern angesiedelt ist und da quasi die Länder 
mit einzubeziehen.“ (Expert*in 1)

Bezüglich konkreter Voraussetzungen zur Bewilligung einer Vollzeitstelle stellt 
die interviewte Person aus den JMD dar:

„Wenn Sie das Rahmenkonzept und auch die/ also die jeweiligen Rahmenkonzepte und auch das 
Grundsatzpapier gelesen haben, dann ist Ihnen ja sicherlich auch aufgefallen, es werden jetzt keine 
konkreten Zahlen angegeben. Aber der Bund gibt durchaus Zahlen an, die quasi für eine Vollzeitstelle 
erfüllt werden sollten.“ (Expert*in 1)

Die Finanzierung der Jugendmigrationsdienste ist als Strukturförderung durch 
das BMFSFJ angelegt, wobei sich das Ministerium eine jährliche Mittelvergabe 
vorbehält:

„Also das ist immer jährlich. Und zwar seit vierzig oder fünfzig Jahren. […] Also es wird immer wieder 
in den Haushalt eingestellt. Und die Kolleg*innen sind natürlich inzwischen auch alle unbefristet. 
Aber das Ministerium behält sich natürlich vor, das Programm auch zu kürzen, wenn nun der Bedarf 
sinken würde. […] Ist auch das einzige Programm, wo das Ministerium tatsächlich genau diese 
Struktur so hat. Deswegen hat das tatsächlich auch jede Ministerin, egal welcher Partei sie angehört 
hat, in den letzten Jahren auch immer fortgeführt. […] Und gleichzeitig ist das aber immer so ein 
bisschen das Damoklesschwert, was dann auch diese Abhängigkeit ausmacht, so, wehrt euch nicht zu 
sehr gegen das, was wir wollen, weil dann könnte es auch anders sein. Und ich glaube, das ist gerade 
für die Kolleg*innen auf der Bundesebene, also für die Bundestutor*innen schwierig.“ (Expert*in 1)

Die konkreten organisationalen Rahmenbedingungen für die Arbeit der JMD dürf-
ten insbesondere durch die jeweiligen Träger bestimmt sein, die unterschiedliche 
Organisationsstrukturen und weitere Arbeitsschwerpunkte aufweisen können. So 
spielen insbesondere für die Stellenbesetzung organisationale Leitbilder, die sich 
aus der Trägerschaft der lokalen JMD ergeben, eine Rolle, wie die Einschätzung 
aus dem Expert*inneninterview nahelegt:



248 Die Funktion der Integration Intermediaries

„Da, würde ich sagen, spielt das Leitbild eher eine Rolle bezogen zum Beispiel auf Fachkräfte. Ich 
glaube, dass es schwieriger ist zum Beispiel für katholische Träger, Fachkräfte zu f inden, weil es viele 
junge Menschen gibt, also gerade junge Kolleg*innen, die nicht so gerne mehr bei einem katholischen 
Träger arbeiten möchten […].“ (Expert*in 1)

Personal, Qualifikation, Profession

Zur Qualifikation finden sich in den verschiedenen Papieren Vorgaben:

„Die Jugendmigrationsdienste sind mit sozialpädagogischen Fachkräften mit Hochschulabschluss 
zu besetzen. Sie sind mit dem Verfahren des Case Managements vertraut und besitzen gute Kennt-
nisse über die lokalen Strukturen, Akteure und Angebote. Die Qualitätsentwicklung wird durch die 
Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendmigrationsdienste, durch regelmä-
ßige Fortbildung, die kontinuierliche Fortschreibung dieser Grundsätze und der Rahmenkonzepte 
sowie durch die regelmäßige Dokumentation und Ref lexion der Arbeitsergebnisse sichergestellt.“ 
(Jugendmigrationsdienste 2022: 7)

Diese Anforderung an die Qualifikation der JMD-Mitarbeiter*innen werden im 
Rahmenkonzept Nr. 8 Qualitätsentwicklung und Fortbildung weiter spezifi-
ziert. So handelt es sich bei den sozialpädagogischen Fachkräften entweder um 
Personen, die im „Bereich der Sozialen Arbeit, der Sozialpädagogik oder einem 
verwandten Bereich“ (Jugendmigrationsdienste 2021b: 2) eine Hochschul- oder 
Fachhochschulabschluss erworben haben oder eine vergleichbare Qualifikation 
nachweisen können. Dabei spielen dann langjährige einschlägige Berufserfah-
rungen eine Rolle (Jugendmigrationsdienste 2021b: 2). Für die Arbeit im Rahmen 
der JMD werden Fachkenntnisse und Erfahrungen in verschiedenen Bereichen 
vorausgesetzt: methodische und interkulturelle Kompetenzen, Wissen über 
gesetzliche Rahmenbedingungen, zum Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sowie 
zu lokalen Vernetzungs- und Akteur*innenstrukturen und Kenntnisse in Bezug 
auf die Anerkennung ausländischer Qualifikationen (Jugendmigrationsdienste 
2021b: 2). Die methodischen Kompetenzen beziehen sich dabei insbesondere auf 
Ansätze der Sozialen Arbeit, wie „Einzelfallarbeit (insbesondere Case Manage-
ment), soziale Gruppenarbeit, Netzwerk- und Sozialraumarbeit“ (Jugendmigra-
tionsdienste 2021b: 2).

Im Expert*inneninterview wird dahingehend ein Fachkräftemangel deutlich, 
der sich insbesondere für ländliche Regionen zeigt:

„Und es gibt auch Fachkräftemangel. Also es gibt einfach/ Also in den ländlichen Regionen, sogar auch 
in [Bundesland], und das wird mir von den Kolleg*innen bundesweit tatsächlich auch bestätigt, also 
ich habe gestern mit meinem Kollegen telefoniert, der ist zuständig für [Region], und der sagte, ich 
bin ganz froh, dass du das auch sagst, weil, bei mir ist es eine Katastrophe. Und da habe ich gesagt, 
ehrlich gesagt, einfach ist es in [Bundesland] auch nicht, also zumindest nicht in den ländlichen 
Gebieten.“ (Expert*in 1)
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Dieser von der interviewten Person dargestellte Fachkräftemangel führe dann 
auch dazu, dass die Qualifikationsanforderungen bei der Einstellung von 
Mitarbeiter*innen bei den JMD „aufgeweicht“ würden: 

„Und dann müssen wir tatsächlich auch beim Ministerium eine Sondergenehmigung beantragen und 
müssen dann tatsächlich auch die Kolleg*innen nachqualifizieren beziehungsweise der Träger muss 
das dann tun in dem Sinne.“ (Expert*in 1)

In Bezug auf die Qualitätssicherung und -entwicklung wird im Rahmenkonzept 
Nr. 8 auf die Relevanz regelmäßiger Fortbildung der Mitarbeiter*innen hinge-
wiesen, auch um sich verändernde Anforderungen adäquat berücksichtigen zu 
können (Jugendmigrationsdienste 2021b: 2). Hierbei kommt den jeweiligen Trä-
gern eine Schlüsselrolle zu: „Die Träger der Jugendmigrationsdienste stellen eine 
bedarfsgerechte Teilnahme der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an trägerinter-
nen, trägerübergreifenden und externen Fortbildungen sowie an Arbeitstagungen 
sicher.“ (Jugendmigrationsdienste 2021b: 3) Im Expert*inneninterview wird vor 
diesem Hintergrund die trägerinterne Umsetzung von Fortbildungs- und Quali-
fizierungskonzepten deutlich:

„Also ich mache jedes Jahr eine Planungs- und Auswertungskonferenz mit den Kolleg*innen, wo wir 
die Fortbildungsbedarfe eruieren, wo sie auch ihre eigenen Fortbildungsbedarfe quasi benennen, die 
sie sich wünschen. Und dann gibt es tatsächlich auch Fortbildungsbedarfe, die ich eruiere. Also zum 
Beispiel mein Kollege, der für die [Region] […] zuständig ist, und ich, wir haben jetzt zum Beispiel 
eine modulare Fortbildung zusammen aufgelegt zum Thema Rassismus und Diskriminierung. Und 
das ist dann so was, das wünschen sich auch manche Kolleg*innen. Das ist aber tatsächlich eher ein 
nicht so beliebtes Thema.“ (Expert*in 1)

Die Themen, die stärker von den Mitarbeiter*innen selbst angefragt werden, haben 
hingegen „fast immer irgendwas mit Rechtsthemen zu tun“ (Expert*in 1), was 
auf die besondere Relevanz aufenthalts- und sozialrechtlicher Fragestellung in 
der Arbeit der JMD hinweist. Diese komplexen rechtlichen Zusammenhänge, 
Regelungen und Implikationen, insbesondere im Kontext von Aufenthalt und 
Asyl werden von der interviewten Person dabei als besondere Herausforderung 
problematisiert:

„Und da ist tatsächlich auch das, was am meisten Kopfzerbrechen uns bereitet, weil da kümmert sich 
auch das Ministerium wenig drum. Es wird einfach so ein bisschen vorausgesetzt. Aber das hat einfach 
auch dadurch/ Ich glaube, es war früher nicht so relevant, weil die JMDs früher ja auch nicht so viel 
mit Gef lüchteten gearbeitet haben. Aber gerade in der Arbeit mit Gef lüchteten ist das ein riesiger Teil, 
der ganze Bereich von Aufenthaltsgesetz, Ausländergesetz, und dann eben immer in dieser schwierigen 
Gemengelage mit anderen Gesetzeslagen, also ob es SGB II ist, SGB III oder SGB VIII, SGB XII. Und 
da merke ich, dass die meisten Kolleg*innen da doch schwimmen. Und zum Teil auch falsche Auskünfte 
gegeben werden, was schon sehr schwierig ist, oder eben auch die Auskünfte der Ausländerbehörde, 
die auch oftmals nicht korrekt sind, nicht hinterfragt werden, weil die Kolleg*innen da noch nicht so 
lange dabei sind und dann auch nicht so kompetent sind.“ (Expert*in 1)
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Darüber hinaus stellt die*der Expert*in fest, dass bei der Qualifikation der 
Mitarbeiter*innen im JMD noch Defizite im Bereich Beratung bestehen:

„Und was ich mir wünschen würde darüber hinaus, weil das haben leider tatsächlich wenige 
Kolleg*innen. Ich würde mir wünschen, dass eigentlich alle Berater*innen irgendeine Berateraus-
bildung haben. Am liebsten wäre mir eine systemische, aber auch Gesprächsführung oder eben auf 
jeden Fall eine Ausbildung in Beratungskompetenzen.“ (Expert*in 1)

In Bezug auf das professionelle Selbstverständnis der JMD wird in den verschie-
denen Papieren an mehreren Stellen auf das Thema Diskriminierung eingegangen 
(Jugendmigrationsdienste 2022, 2021a, 2016): „Die kontinuierliche Auseinander-
setzung mit Diskriminierungserfahrungen gehört zum professionellen Selbst-
verständnis der JMD.“ (Jugendmigrationsdienste 2022: 2) Dabei wird immer wie-
der darauf hingewiesen, dass die Klient*innen Diskriminierungserfahrungen 
machen, die sowohl aufgearbeitet als auch in Hinsicht auf die Entwicklung einer 
Resilienz unterstützt werden müssten (Jugendmigrationsdienste 2022). Unabhän-
gig von individuellen Diskriminierungserfahrungen sollen die Mitarbeiter*innen 
der JMD auch auf der lokalen Ebene Prozesse des Aufbrechens struktureller Dis-
kriminierung anstoßen und solidarische Bündnisse schaffen (Jugendmigrations-
dienste 2021a). Dies entspricht der unter Kapitel 5.3 eingeführten Konzeption von 
Street-Level Policy Entrepreneurs (SLPE), die insbesondere auf die Relevanz Sozi-
alarbeiterischer Bündnisse verweist, um strukturelle Veränderungen anzustoßen 
(Leiber 2023). Vor dem Hintergrund des diskriminierungskritischen Selbstver-
ständnisses werden verschiedene Ziele für die Arbeit der Jugendmigrationsdienste 
abgeleitet (siehe Kasten 4). 

Kasten 4: Ziele für eine diskriminierungskritische Arbeit im Kontext der Jugend-
migrationsdienste
–	� Die Ausgestaltung des JMD als Raum eines diskriminierungssensiblen Miteinanders
–	� Die Wahrnehmung von Diskriminierungserfahrungen von Ratsuchenden und die 

Anerkennung dieser Erfahrungen
–	� Die Stärkung der jungen Menschen im Umgang mit Diskriminierungserfahrungen 

und die Unterstützung bei der Entwicklung von Handlungsmöglichkeiten
–	� Die Unterstützung bei rechtlichen Schritten gegen Diskriminierung (sofern von den 

Ratsuchenden gewünscht)
–	� Die Thematisierung von Diskriminierung in der Netzwerkarbeit und die Erweiterung 

des Netzwerks um geeignete Bündnispartner*innen
Quelle: Jugendmigrationsdienste (2021a: 2) 

Angehängt ist dem Positionspapier eine Checkliste mit Empfehlungen für die 
diskriminierungskritische Arbeit im Rahmen der JMD, die vor allem auf verschie-
denen Prozessen der Selbstreflexion sowie der Reflexion von strukturellen und 
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organisationalen Aspekten von (rassistischer) Diskriminierung basiert (Jugend-
migrationsdienste 2021a: 4 f.). Es werden drei zentrale Schritte benannt: 

	– Entwicklung eines Grundverständnisses von Rassismus und Diskriminierung
	– Anerkennung, dass rassistische Diskriminierungserfahrungen zur Lebenswelt 

der Adressat*innen gehören
	– Klärung der Rahmenbedingungen für diskriminierungs- und rassismuskri-

tisches Arbeiten im JMD (Jugendmigrationsdienste 2021a: 4 f.)

Wie oben bereits beschrieben, sind jedoch die Themen Rassismus und Diskri-
minierung nach Auskunft der interviewten Person für Fortbildungen weniger 
„beliebt“. Das lässt entweder annehmen, dass diese Aspekte noch nicht stark in 
der Arbeit der JMD verankert sind oder jedoch, das Thema ist bereits so stark ver-
ankert, dass hierzu von den Mitarbeiter*innen kein Fortbildungsbedarf gesehen 
wird. In Anknüpfung an die Beschreibung der Sozialen Arbeit als Profession mit 
seinen verschiedenen Leitbildern und professionsbezogenen Werten (Kapitel 5.3) 
werden im Expert*innengespräch auch die Themen Haltung und das professio-
nelle Selbstverständnis der Mitarbeiter*innen im JMD als ständige Diskurs- und 
Aushandlungsbereiche benannt:

„Und ansonsten ist das natürlich schon auch ein bisschen so, das diskutieren wir immer wieder mit 
den Kolleg*innen, machen da auch Fortbildungen dazu, das große Thema Haltung im Sinne von 
einer sozialpädagogischen oder sozialarbeiterischen Profession, Menschenrechtsprofession, das 
spielt natürlich auch eine große Rolle. Und da merke ich schon, dass ich zum Teil auch (leise lachend) 
manchmal ein bisschen denke, hm, würde ich mir vielleicht ein bisschen weniger massiv wünschen 
oder würde ich mir vielleicht auch weniger paternalistisch wünschen. Und zum Teil ist es aber auch 
so, dass ich denke, gut, manche Kolleg*innen, die sprechen so, dass ich das vielleicht schwierig f in-
de, aber die haben einen guten Zugang zu den Menschen. Und wenn die jungen Menschen befragt 
werden, sagen die zum Teil auch, ach, ich f inde das eigentlich ganz schön. Ich bin hier ohne Eltern. 
Und das ist so ein bisschen wie was, als wenn meine Eltern das machen würden. Also ist ja auch 
immer so ein bisschen dieses, ne, es soll ja Hilfe zur Selbsthilfe geben und die sollen das nicht für 
die Klient*innen erledigen, weil es dann schneller geht. Aber es gibt durchaus auch Situationen, wo 
dann die Klient*innen sagen, es ist auch mal schön, dass das jemand für mich einfach mal macht. […] 
Das führt in der Praxis manchmal zu Konf likten. Aber auf der anderen Seite ist es auch manchmal 
so, dass ich denke, hm, da ist schon auch so ein bisschen so ein Generationen-Gap. Also die jungen 
Kolleg*innen, die sehr aktivistisch zum Teil sind, natürlich in den Diskursen sehr drin. Die aber zum 
anderen Teil manchmal auch so ein bisschen praxisfern sind.“ (Expert*in 1)

Aus dieser Beschreibung wird deutlich, dass hier bestimmte Ambivalenzen zwi-
schen Haltungen auf einem Spektrum zwischen Hilfe und Kontrolle (Doppelman-
dat, siehe auch Kapitel 5.3) bestehen, die nicht immer einfach einzuordnen bzw. 
pauschal als positiv oder negativ gewertet werden können. 
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Aufgaben

Grundsätzlich handelt es sich bei den Jugendmigrationsdiensten um ein Bera-
tungs- und Begleitungsangebot für junge zugewanderte Menschen (siehe oben). 
Vor diesem Hintergrund wird das Verfahren der individuellen Integrationsför-
derung mit sozialpädagogischer Beratung und Case Management angewandt. 
Darüber hinaus führen die JMD Kompetenzermittlungen, sozialpädagogische 
Begleitung rund um den Integrationskurs, Gruppenangebote sowie Elternarbeit 
durch und fördern das freiwillige und bürgerschaftliche Engagement der jungen 
Zugewanderten. Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld stellt die Netzwerk- und 
Sozialraumarbeit dar (siehe Kasten 5). 

Kasten 5: Grundsätze zu Zielgruppen, Zielen und Aufgaben der Jugendmigrations-
dienste
Zielgruppen 
–	� Junge Menschen mit Migrationshintergrund vom 12. bis zur Vollendung des 27. 

Lebensjahres – unabhängig vom Aufenthaltsstatus, solange sie sich rechtmäßig 
oder aufgrund einer ausländerrechtlichen Duldung in Deutschland aufhalten 

–	� Eltern von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund, insbesondere in 
Fragen der Bildung/Ausbildung ihrer Kinder 

–	� Menschen, Initiativen und Institutionen, die für den Integrationsprozess junger 
Migrantinnen und Migranten relevant sind, einschließlich der Bevölkerung im 
Lebensumfeld der jungen Menschen 

Ziele 
–	� Verbesserung der Integrationschancen (sprachliche, soziale, schulische und beruf-

liche Integration) 
–	� Förderung von Chancengerechtigkeit und Teilhabe
–	� Förderung des fairen Umgangs miteinander und Resilienz im Kontext von Diskri-

minierungserfahrungen 
–	� Förderung der Partizipation in allen Bereichen des sozialen, kulturellen und politi-

schen Lebens 
Aufgaben 
1.	�Individuelle Integrationsförderung mit sozialpädagogischer Beratung und Integra-

tionsförderplanung 
2.	�Durchführung von Gruppenangeboten zur Unterstützung des Integrationsprozesses 
3.	�Elternarbeit in den Jugendmigrationsdiensten
4.	�Förderung von freiwilligem und bürgerschaftlichem Engagement junger Menschen 

mit Migrationshintergrund 
5.	�Netzwerk- und Sozialraumarbeit 
6.	�Initiierung und Begleitung der interkulturellen Öffnung 
7.	� Stärkung und Unterstützung junger Menschen bei der Aufarbeitung und Überwin-

dung eigener Diskriminierungserfahrungen. 
Quelle: Jugendmigrationsdienste (2022: 2 f.) 
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Zentral ist dabei die individuelle Integrationsförderung, die den Kern der Arbeit 
der JMD bildet und daher genauer beschrieben werden soll.

„Individuelle Integrationsförderung bezeichnet den gesamten Prozess der individuellen Einzelfallhilfe 
und umfasst in den Jugendmigrationsdiensten sowohl die sozialpädagogische Beratung als auch die 
Integrationsförderplanung anhand des Case Management-Verfahrens.“ (Jugendmigrationsdienste 
2017: 1)

Die JMD führen dabei zum einen sozialpädagogische Beratung durch, die punk-
tuell und unverbindlich oder längerfristig angelegt sein kann. Dafür sollen durch 
eine Mischung aus aufsuchender Arbeit und Anlaufstellen niederschwellige Mög-
lichkeiten zur Kontaktaufnahme für die Adressat*innen geschaffen werden. Neben 
verschiedenen unverbindlichen und punktuellen Beratungen, bspw. telefonisch 
oder im Rahmen offener Angebote wird die „sozialpädagogische Einzelfallhilfe“ 
(siehe auch Kapitel 5.4) als „verbindlichere Form der Beratung“ benannt:

„Ziel dieses Unterstützungsprozesses ist eine Verbesserung der Lebenssituation des jungen Menschen. 
Dabei liegt der Fokus der Unterstützung immer auf einer individuellen Kompetenz- und/ oder Infor-
mationszunahme in den Lebensbereichen, für die aktuell noch keine ausreichenden Bewältigungs-
strategien und Unterstützungsangebote vorhanden sind (Bedarfs- und Bedürfnisorientierung).“ 
(Jugendmigrationsdienste 2017: 2) 

Zum anderen nutzen die JMD eine sogenannte „Integrationsförderplanung“, die 
mithilfe eines Case Management Verfahrens durchgeführt wird und ein dauerhaf-
tes und enges Beratungsverhältnis bedingt (Jugendmigrationsdienste 2017: 2 f.). 
Case Management konzipiert in diesem Kontext Beratung und Unterstützung 
sowohl auf der Fall- als auch auf der Systemebene:

„Im Case Management werden – ausgehend vom individuellen Bedarf der jungen Menschen – Unter-
stützungsleistungen geplant und Ziele abgestimmt; dabei werden die vorhandenen institutionellen 
Ressourcen und Angebote im Gemeinwesen oder Arbeitsfeld koordinierend herangezogen (Fallebene). 
Es ist Aufgabe der JMD-Fachkräfte, sich zielgruppenorientiert zu vernetzen und so an der Gestaltung 
bedarfsgerechter Leistungsangebote mitzuwirken. Dabei werden formelle und informelle Angebote 
so ef fektiv und ef f izient wie möglich zusammengeführt (Systemebene).“ (Jugendmigrationsdienste 
2017: 2)

Im implementierten Case Management Verfahren der JMD sind verschiedene 
Phasen zu unterscheiden. So geht es zunächst darum, durch (ein) Erstgespräch(e) 
zu klären, inwieweit eine längerfristige und intensive Begleitung notwendig ist. 
Die Aufnahme in das Case Management ist dabei an verschiedene Bedingun-
gen geknüpft (siehe Kasten 6). Wenn diese zutreffen, wird zu Beginn des Case 
Management Verfahrens die Lebenslage der jungen Menschen analysiert und 
Kompetenzen, Ressourcen sowie Unterstützungsbedarfe spezifiziert (Jugend-
migrationsdienste 2017: 3).
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Kasten 6: Aufnahmebedingungen für das Case Management der Jugendmigrati-
onsdienste
–	� Es besteht Förderbedarf, der eine längerfristige Begleitung erforderlich macht („mul-

tiple Problemlagen“).
–	� Der junge Mensch ist fähig, seine Situation zu ref lektieren.
–	� Er ist bereit, sich auf eine intensive und langfristige Einzelfallarbeit und Begleitung 

durch eine feste Ansprechperson einzulassen und mitzuwirken.
–	� Die Einwilligungserklärung zur Erhebung und Verarbeitung personenbezogener 

Daten ist unterschrieben.
Quelle: Jugendmigrationsdienste (2017: 3) 

Darauf basiert die gemeinsame Erarbeitung eines sogenannten „Integrationsför-
derplans“, der Ziele und deren Erreichung sowie Verantwortlichkeiten schriftlich 
festlegt:

„Der Integrationsförderplan berücksichtigt die individuellen Entwicklungsbedarfe für eine alters-
gemäße sprachliche, soziale, schulische und beruf liche Integration und trägt zu einer transparenten 
und verbindlichen Gestaltung des Integrationsprozesses bei. Der junge Mensch kennt seine Verant-
wortung und Mitwirkungspf licht und weiß, mit welchen Leistungen des Jugendmigrationsdienstes 
er rechnen kann. Der junge Mensch wird an der Erarbeitung der Ziele und Entwicklungsschritte im 
Rahmen dessen, was er aktuell zu leisten in der Lage ist, aktiv beteiligt und in seiner Eigeninitiative 
und Selbstbestimmung gefördert.“ (Jugendmigrationsdienste 2017: 3)

Bei der Umsetzung des Integrationsförderplans kommt der Fachkraft des JMD 
eine tragende Rolle zu, da sie die Unterstützungsleistungen koordiniert und steu-
ert. Darüber hinaus geht es in dieser Phase um die Aufrechterhaltung des Kontakts 
zu den Klient*innen sowie um die Abstimmung mit Kooperationspartnern. Für 
diesen Zweck wird bspw. das Instrument der Fallkonferenz genutzt und ggf. auch 
der Integrationsförderplan an die Veränderung der Unterstützungsbedarfe ange-
passt (Jugendmigrationsdienste 2017: 4). Die Dauer des Case Managements richtet 
sich nach den vereinbarten Zielen und ist daher hoch individuell. Der Abschluss 
des Verfahrens findet gemeinsam mit den Klient*innen statt und beinhaltet eine 
Evaluation sowohl auf der Fall- als auch auf der Systemebene. Darüber hinaus 
wird ein Feedback von den betreffenden jungen Menschen eingeholt (Jugendmi-
grationsdienste 2017: 4).

Die Umsetzung dieses Case Management Konzepts in der Praxis kann dabei 
nur eingeschränkt geschehen, wie die folgende Aussage aus dem Expert*innen
interview zeigt:

„Also ehrlich gesagt, glaube ich, kein JMD macht das Case-Management so, wie das jetzt wirklich auf 
dem Papier steht in Reinform. Vor allem so, […] im Hinblick einer strukturverändernden Funktion. 
Also die JMDs machen schon Case Management in dem Sinne, dass sie Fallverantwortung haben, dass 
sie vermitteln. Also diese umfangreichen Sachen, dass sie schauen, wer kann Teilaspekte überneh-
men, wo gibt es keine Doppelungen und so, das tun sie auf jeden Fall. Also ich würde sagen, da sind 
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auch viele Kolleg*innen tatsächlich f it. Aber wirklich so im Hinblick auf diese strukturverändernde 
Funktion, würde ich sagen, hm, also keiner (leise lachend) oder vielleicht einer, also um das mal ganz 
offen zu sagen.“ (Expert*in 1)

Das führt zu der Einschätzung der interviewten Person, dass sich häufig eine 
Fokussierung auf die Fallarbeit ergibt: „Ich glaube, die Einzelfallorientierung 
verhindert da manchmal auch so ein bisschen übergreifendes Denken, dass man 
gar nicht so genau weiß, was man sich denn jetzt nun eigentlich wünschen sollte.“ 
(Expert*in 1) Insgesamt wird im Hinblick auf Handlungskonzepte deutlich, dass 
sich in der Anlage der JMD eine gewisse Zweiteilung zwischen sozialpädagogischer 
Beratung und Case Management ergibt, die mit unterschiedlichen Implikationen 
für die Unterstützung der Adressat*innen verbunden ist.

Neben der individuellen Integrationsförderung stellt die Netzwerk- und 
Sozialraumarbeit einen zentralen Arbeitsschwerpunkt der JMD dar. Diese stellt 
zudem eine Grundlage für die Umsetzung von Case Management Verfahren auf 
der Systemebene dar. Im zugehörigen Rahmenkonzept Nr. 7 „Netzwerk- und 
Sozialraumarbeit sowie interkulturelle Öffnung“ wird der Sozialraum als „soziale 
und institutionelle Infrastruktur einer bestimmten Region bzw. eines Stadtteils 
bezeichnet. […] Der Jugendmigrationsdienst definiert seinen Sozialraum aufgrund 
einer differenzierten Analyse der Sozialstruktur und unter Berücksichtigung der 
Bedarfe und des Lebensumfelds junger Menschen mit Migrationshintergrund. 
Die jungen Menschen selbst prägen folglich den Sozialraum und somit die Sozial-
raumarbeit des Jugendmigrationsdienste“ (Jugendmigrationsdienste 2016: 1). Die 
Netzwerkarbeit findet im Sozialraum statt und soll durch den Einbezug möglichst 
aller relevanten Kooperationspartner „fall- und strukturbezogene Ressourcen“ 
generieren (Jugendmigrationsdienste 2016: 1).

„Im Rahmen der Netzwerk- und Sozialraumarbeit setzt sich der Jugendmigrationsdienst aktiv für 
die interkulturelle Öffnung der für die Zielgruppe relevanten Dienste und Einrichtungen der sozia-
len Handlungsfelder ein. Ziel ist in erster Linie der Abbau von Zugangsbarrieren, damit die jungen 
Menschen die für sie relevanten Dienste und Einrichtungen selbstständig aufsuchen und dort dis-
kriminierungsfrei beraten werden können.“ (Jugendmigrationsdienste 2016: 1)

Neben der fallspezifischen Netzwerkarbeit sind die Mitarbeit in Gremien und 
Arbeitskreisen sowie Unterstützung interkultureller Öffnung Aufgaben der 
Mitarbeiter*innen des JMD. Auch hier zeigen die Einschätzungen aus dem 
Expert*innen-Interview, dass die Umsetzung der Aufgaben in den Jugendmig-
rationsdiensten auf Basis großer Netzwerke und geringen zeitlichen Ressourcen 
nur eingeschränkt stattfindet:

„Die Netzwerke sind relativ groß. Wobei das zum Beispiel auch ein bisschen/ Ja, ich glaube, manche 
Kolleg*innen sind manchmal auch ein bisschen müde davon, dass sie sagen, das war jetzt beim Thema 
Gef lüchtete sehr stark so, da sind ja unglaublich viele neue Netzwerke entstanden. […] Und manche 
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Kolleg*innen sagen auch, naja, wir könnten eigentlich jeden Tag an einem anderen Netzwerktreffen 
(leise lachend) teilnehmen, aber wer macht denn dann noch die Arbeit? Also das ist auch so ein bisschen 
ambivalent.“ (Expert*in 1)

Darüber hinaus sei die Haltung der einzelnen Mitarbeiter*innen im JMD entschei-
dend dafür, wie stark die Vernetzung mit Kooperationspartner*innen angestrebt 
und umgesetzt wird, wobei auch die lokale Verankerung der jeweiligen Träger 
eine Rolle spielen kann:

„Also wir haben da natürlich auch Rahmenkonzepte zur Netzwerkarbeit, aber es ist natürlich nicht 
richtig festgehalten, dass natürlich die Kolleg*innen auch offen sein müssen für die (schmunzelnd) 
Partnerinnen vor Ort, dann auch kollegial, vielleicht auch nicht bei jedem. Es gibt Kolleg*innen, die 
sehr empfindlich reagieren, wenn dann zum Beispiel andere in ihren Bereich eindringen. Wobei die 
anderen das teilweise natürlich dann gar nicht wissen. Also ich glaube, es hängt vom Standing der 
Träger ab. Auf jeden Fall.“ (Expert*in 1)

Insgesamt wird so deutlich, dass umfangreiche Handlungskonzepte zu verschie-
denen Aufgabenbereichen die Arbeit der Mitarbeiter*innen in Jugendmigrations-
diensten grundsätzlich stark systematisieren und über alle Träger transparent und 
einheitlich gestalten. Gleichzeitig zeigen sich dadurch die hohen Anforderungen 
an die Arbeit der Jugendmigrationsdienste als integrationspolitisch angelegte 
intermediäre Akteur*innen.

6.1.2	 Teilhabemanagement

Im September 2018 initiierte das Land Nordrhein-Westfalen unter der Federfüh-
rung des damaligen Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 
(MKFFI NRW)156 die Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ (GemK), die zum Ende 
des Jahres 2022 eingestellt und vielfach in das Kommunale Integrationsmanage-
ment überführt wurde (siehe auch Kapitel 4.3.2). Ziel war es dabei, junge volljäh-
rige Geflüchtete, insbesondere mit Duldung und Gestattung, zwischen 18 und 27 
Jahren durch lokale Bündnisse zu unterstützen und ihre Integrationschancen zu 
verbessern (vgl. Stöbe-Blossey et al. 2020b, 2021b; Stöbe-Blossey et al. 2023). Das 
Grundprinzip der Landesinitiative war dem Integrationsministerium zufolge, 
„dafür zu sorgen, dass die Lebensjahre, die die jungen Menschen in Deutschland 
verbringen, keine verschenkte und verschwendete Zeit sein dürfen. Fehler der 
Vergangenheit sollen nicht wiederholt werden, dass ganze Gruppen von Men-
schen abgehängt werden könnten, sie ohne Zugang zum Arbeitsmarkt am Rand 
unserer Gesellschaft leben und ihre Potenziale vergeudet werden. Möglichkeiten 

156	 Seit 2022 Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes 
NRW (MKJFGFI NRW)
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für Qualifizierung, Aus- und Weiterbildung sind unabdingbar für die jungen 
erwachsenen Geflüchteten.“157

„Gemeinsam klappt’s“ drückte demnach den politischen Willen der Landesre-
gierung aus, auch für Menschen, die eigentlich ausreisepflichtig sind (Duldung), 
Angebote zu schaffen und deren Integrationschancen zu verbessern. Dies stand 
insbesondere zu Beginn der Landesinitiative in starkem Kontrast zur politischen 
Linie auf Bundesebene, die geprägt war von aufenthaltsrechtlichen Verschärfun-
gen und einer Verringerung von Chancen der Legalisierung des Aufenthalts durch 
die Verabschiedung des Migrationspakets im Juni 2019.158 Vor diesem Hintergrund 
wurden Ende 2018 die kreisfreien Städte, Kreise und kreisangehörigen Kommunen 
aufgerufen, sich an „Gemeinsam klappt’s“ zu beteiligen und lokale Bündnisse zu 
schaffen. Dem Aufruf folgten fast alle kreisfreien Städte (21 von 22), Kreise (24 von 
31) und sechs kreisangehörige Kommunen unabhängig von ihrem Landkreis.159 
Die Umsetzung der Landesinitiative sah sechs Bausteine vor, die in der Schaffung 
der lokalen Bündnisse beginnt. Darüber hinaus ging es darum, die Datenlage 
zur Zielgruppe der geduldeten und gestatteten Menschen zu verbessern, Bedarfe 
und Angebote vor Ort zu analysieren und auf der Basis von festgestellten Lücken 
Maßnahmen zu planen und umzusetzen (Stöbe-Blossey et al. 2020b: 7). 

Zunächst war die Landesinitiative ohne finanzielle Mittel versehen und sollte 
vor allem durch die Kreise und Kommunen selbst im jeweils möglichen Umfang 
umgesetzt werden. „Möglichkeiten einer finanziellen Förderung durch das Land 
wurden im April 2019 durch das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
(MAGS) und das Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration im 
Rahmen der Initiative ‚Durchstarten in Ausbildung und Arbeit‘ bekannt gegeben. 
Diese Initiative enthält sechs Förderbausteine, die auf einen verbesserten Zugang 
zu Ausbildung und Arbeit abzielt, und umfasst ein Mittelvolumen von 50 Millionen 
Euro.“ (Stöbe-Blossey et al. 2020b: 4) Die Initiative „Durchstarten in Ausbildung 
und Arbeit“ (DiAA) ist als Ergänzung zu „Gemeinsam klappt’s“ zu sehen und bot 
Möglichkeiten der Umsetzung von Angeboten in sechs Bereichen, insbesondere 
bezogen auf die Verbesserung von Integrationschancen in Ausbildung und Arbeit 
(siehe Kasten 7).

Das Teilhabemanagement (THM) ist zwar Teil der sechs Förderbausteine im 
Rahmen von DiAA, stand aber nur den Kreisen, kreisangehörigen Kommunen und 
kreisfreien Städten zur Verfügung, die sich an der Landesinitiative „Gemeinsam 

157	 https://www.mkjfgfi.nrw/gemeinsam-klappts 
158	 detaillierter Überblick über die (geänderten) Regelungen durch das Migrationspaket: https://www.

bundestag.de/resource/blob/687652/e4dee3d3ac6a078ce2c1081c6aab90ab/WD-3-285-19-pdf-data.pdf; 
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/Beilage_AM19-8-9fin.pdf

159	 https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/chancen-junger-fluechtlinge-erhoehen-land-foerdert-
teilhabemanager-vor-ort-mit-mehr

https://www.mkjfgfi.nrw/gemeinsam-klappts
https://www.bundestag.de/resource/blob/687652/e4dee3d3ac6a078ce2c1081c6aab90ab/WD-3-285-19-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/687652/e4dee3d3ac6a078ce2c1081c6aab90ab/WD-3-285-19-pdf-data.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/Beilage_AM19-8-9fin.pdf
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/chancen-junger-fluechtlinge-erhoehen-land-foerdert-teilhabemanager-vor-ort-mit-mehr
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/chancen-junger-fluechtlinge-erhoehen-land-foerdert-teilhabemanager-vor-ort-mit-mehr
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klappt’s“ beteiligten (siehe auch Kasten 7).160 Zielgruppe des Angebots sind junge 
geduldete Menschen zwischen 18 und 27, wobei nachrangig auch gestattete Per-
sonen durch das Teilhabemanagement betreut werden können (Ministerium für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen/
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW 2019: 3).

„Zielsetzung ist es dabei für den jeweiligen jungen Erwachsenen Wege in Qualifizierung, Ausbildung 
und Beschäftigung aufzuzeigen und im Rahmen von Integrationsketten – auch über Zwischenschritte 
zur Stabilisierung der persönlichen Lebenssituation – rechtskreisübergreifend zu verwirklichen. Die 
langfristige Zielsetzung liegt in der eigenständigen Sicherung des Lebensunterhalts.“ (Ministerium 
für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen/Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW 2019: 2)

Im Folgenden sollen auf Basis der Förderkonzeption des Landes (Ministerium für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen/
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW 2019), den 
beiden Zwischenberichten und des Abschlussberichts der wissenschaftlichen 
Begleitung des Teilhabemanagements (Schu et al. 2021; Görgen et al. 2022; Görgen 
et al. 2023) sowie einer konzeptionellen Handreichung zum Teilhabemanagement 
(Reis 2019) die Rahmenbedingungen für die Arbeit der Teilhabemanager*innen, 
Aspekte zu Personal, Qualifikation und Profession sowie deren zentrale Aufgaben 
dargestellt werden.

Kasten 7: Förderbausteine der Initiative „Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“ 
(MKFFI NRW und MAGS NRW)
Coaching
Die niederschwellige, individuelle Beratung und Betreuung der Teilnehmenden im 
Coaching vor, während und im Anschluss an Fördermaßnahmen ermöglicht und ver-
bessert ihre Teilhabe am Arbeitsmarkt
Berufsbegleitende Qualifizierung und / oder Sprachförderung
Die berufsbegleitende Qualifizierung und Weiterbildung sowie berufsbezogene 
Sprachförderung über den Arbeitgeber hat das Ziel, die beruflichen und sprachlichen 
Kompetenzen des Arbeitnehmers in Bezug auf die ausgeübte Tätigkeit zu verbessern. 
Dieser Förderbaustein soll während der Ausbildung oder einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung genutzt werden.
Nachträglicher Erwerb des Hauptschulabschlusses
Der nachträgliche Erwerb des Hauptschulabschlusses (Klasse9/10A) – mit integrierter 
Sprachförderung und mit Kursen zu Stärkung der Kompetenz „Lernen lernen“ – hat 
das Ziel, den Einstieg in Ausbildung und Beschäftigung zu verbessern. Er richtet sich 
an die Zielgruppe, die keinen Zugang zu einer Regelschule hat.

160	 https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/chancen-junger-fluechtlinge-erhoehen-land-foerdert-
teilhabemanager-vor-ort-mit-mehr; https://www.mkjfgfi.nrw/gemeinsam-klappts 

https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/chancen-junger-fluechtlinge-erhoehen-land-foerdert-teilhabemanager-vor-ort-mit-mehr
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/chancen-junger-fluechtlinge-erhoehen-land-foerdert-teilhabemanager-vor-ort-mit-mehr
https://www.mkjfgfi.nrw/gemeinsam-klappts
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Schul-, ausbildungs- und berufsvorbereitende Kurse sowie Teilnahme an Jugend-
integrationskursen
Die schul-, ausbildungs- und berufsvorbereitenden Kurse sowie Jugendintegra
tionskurse haben das Ziel, die Schul- beziehungsweise Ausbildungsreife oder Stu-
dierfähigkeit wiederherzustellen. Dies kann auf zwei Weisen umgesetzt werden:
–	� In Form von innovativen niederschwelligen Kursen und Maßnahmen, die neu 

geschaffen werden und Elemente der Deutschförderung und beruflichen Orientie-
rung enthalten sowie zum Beispiel Kenntnisse in Englisch, Mathematik oder Schlüs-
selqualifikationen vermitteln.

–	� In Form von Jugendintegrationskursen, die vom BAMF angeboten werden, aber für 
die Zielgruppe bislang nicht zugänglich sind.

Innovationsfonds für innovative Maßnahmen und Projekte
Im Rahmen des Innovationsfonds werden kreative Projektideen und modellhafte Ein-
zelvorhaben gefördert, die das Ziel haben, Geflüchtete in Ausbildung und Arbeit zu 
bringen und Betriebe bei ihrer Ausbildung und Beschäftigung zu unterstützen.
Teilhabemanagement („Gemeinsam klappt’s“)
Im Rahmen der Initiative „Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“ haben Kommunen, 
welche im Rahmen der Initiative „Gemeinsam klappt’s“ eine geschäftsführende Stelle 
eingerichtet haben, die Möglichkeit, Stellen für Teilhabemanager/Teilhabemanagerin-
nen zu beantragen. Sie haben die Aufgabe, im Rahmen ihrer Tätigkeit Transparenz auf 
der kommunalen Ebene vorrangig über die Bedarfe der genannten Zielgruppe herzu-
stellen, diese zu unterstützen und Wege der persönlichen Qualifizierung, Ausbildung 
und Beschäftigung – auch über Zwischenschritte zur Stabilisierung der persönlichen 
Lebenssituation – aufzuzeigen. 
Quelle: Eigene Darstellung nach Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integra-
tion des Landes Nordrhein-Westfalen/Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes NRW (2019) und Stöbe-Blossey et al. (2021b: 9)

Rahmenbedingungen 

Die Förderung des Teilhabemanagements fand durch Landesmittel statt, die 
per Zuwendung an Kreise, kreisfreie Städte und kreisangehörige Kommunen 
weitergegeben wurden, die sich an der Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ 
beteiligten. Die Förderung für die Personalkosten der Teilhabemanager*innen 
lief zwischen Beginn 2020 bis Mitte 2022 (Görgen et al. 2023: 2). Dabei bemaß 
sich die Höhe der Förderung nach der Anzahl der Personen, die mit Duldung 
in der jeweiligen Kommune, bzw. dem Kreis lebten. Das Land NRW förderte so 
insgesamt 106 Stellen161: 

161	 https://www.mkjfgfi.nrw/gemeinsam-klappts

https://www.mkjfgfi.nrw/gemeinsam-klappts
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„Pro 100 geduldeter gef lüchteter Menschen im Alter von 18 bis einschließlich 27 Jahre wird eine Stelle 
gefördert (Schlüssel 1:100). Kreisfreie Städte, Kreise und kreisangehörige Städte und Gemeinden mit 
einer geschäftsführenden Stelle erhalten zur Umsetzung des Teilhabemanagements jedoch mindestens 
eine halbe Stelle. Bei 75 zu betreuenden Personen und mehr ist davon auszugehen, dass der Auf wand 
vor Ort die Förderung für einen vollen Stellenanteil rechtfertigt.“ (Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen/Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales des Landes NRW 2019: 4)

Die geförderten Stellen für Teilhabemanager*innen konnten auch außerhalb der 
kommunalen Strukturen bei anderen Trägern angesiedelt werden (Ministerium 
für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen/
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW 2019: 3), was 
eine Vielzahl an konkreten Umsetzungskonstellationen in den einzelnen Bünd-
nissen ergab. Dies zeigt sich auch durch die Befragungen der wissenschaftlichen 
Begleitung des Teilhabemanagements:

„Die große Mehrzahl (60,3 %) der 116 Teilhabemanager*innen, zu denen Daten vorliegen, ist im 
Herbst 2020 bei freien Trägern beschäftigt. Etwa zwei Fünftel der THM-Stellen wurde bei den Kom-
munen verortet, davon 14 THM-Stellen beim KI (12,1 %). Die restlichen 6 % der THM sind bei öffentli-
chen Unternehmen angesiedelt, an denen die Kommune alle oder zumindest substantielle Anteile hält. 
Wie die Standorte in den Befragungen berichteten, folgte die Verortung des Teilhabemanagements 
in der Regel bereits vorhandenen Strukturen oder Vorerfahrungen in der Arbeit mit der Zielgruppe 
bzw. der Nähe zu bestimmten Teil-Zielgruppen.“ (Schu et al. 2021: 20)

Diese grundsätzlichen Verteilungen auf unterschiedliche Organisationen zeigen 
sich auch im zweiten Zwischenbericht in ähnlicher Weise (Görgen et al. 2022: 19). Im 
ersten Zwischenbericht der wissenschaftlichen Begleitung zum Teilhabemanage-
ment162 wird zudem deutlich, dass, je nach Verortung der Teilhabemanager*innen 
eine unterschiedlich gute Verknüpfung zu zentralen Kooperationsakteur*innen 
bestand: 

„Die Zusammenarbeit mit den BKG163 ist diesen Erfahrungsberichten zufolge darüber hinaus für 
Teilhabemanager*innen, die bei freien Trägern angestellt sind, oftmals schwieriger als für dieje-
nige, die direkt bei der Kommune angestellt sind. Insgesamt scheint die Beteiligung der BKG an der 
Umsetzung des Teilhabemanagements in vielen Kommunen noch sehr begrenzt und in der Folge ist 
die Verortung von THM im lokalen/regionalen Angebot unklar.“ (Schu et al. 2021: 15)

162	 Die wissenschaftliche Begleitung des Teilhabemanagements führte regelmäßige Befragungen der 
geschäftsführenden Stellen in „Gemeinsam klappt’s“ und der Teilhabemanager*innen selbst durch. 
Darüber hinaus bot sie Reflexionsformate für Teilhabemanager*innen an. Auf Basis der in den Be-
fragungen gewonnenen Erkenntnisse und der Eindrücke aus den Veranstaltungen wurde der erste 
Zwischenbericht im März 2021 veröffentlicht.

163	 BKG: Bündniskerngruppe bezeichnet das lokale Steuerungsgremium im Rahmen der Landesinitiative 
„Gemeinsam klappt’s“, siehe dazu auch Stöbe-Blossey et al. (2020b).
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Auf Basis unterschiedlicher Befragungen der lokalen „Gemeinsam klappt’s“ 
Bündnisse wird außerdem dargelegt, dass die Teilhabemanager*innen in ganz 
unterschiedlicher Form angeleitet wurden, je nach organisationaler Verortung 
und Selbstverständnis der Geschäftsführenden Stelle als Verantwortliche für das 
Teilhabemanagement vor Ort (Schu et al. 2021: 21). Darüber hinaus zeigt sich in 
den Befragungen eine geringe Verbreitung von schriftlichen Konzepten einzelner 
Kommunen bzw. Kreise für die Umsetzung des Teilhabemanagements: 

„In den (wenigen) ausführlicheren Konzepten werden die Arbeitsstruktur und die unterschiedlichen 
Aufgaben der verschiedenen beteiligten Akteure sowie Arbeitsabläufe und/oder weitere auf die Initi-
ative ‚Durchstarten in Ausbildung und Arbeit‘ bezogene Konzepte beschrieben.“ (Schu et al. 2021: 16)

Insgesamt deutet sich durch die Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung 
des Teilhabemanagements an, dass die Rahmenbedingungen für die Arbeit der 
einzelnen Teilhabemanager*innen vor Ort höchst unterschiedlich waren. Dies 
stellt einen ersten zentralen Unterschied zu den JMD dar.

Personal, Qualifikation, Profession

In der Förderkonzeption des Teilhabemanagements sind keine Anforderungen an 
Qualifikation und professionellen Hintergrund der einzelnen Personen vorhan-
den, die bei der Stellenbesetzung beachtet werden mussten. Die Erhebungen der 
wissenschaftlichen Begleitung des Teilhabemanagement zeigen, dass neben eini-
gen Sozialwissenschaftler*innen und Verwaltungsfachleuten sowie Jurist*innen 
vor allem (Sozial-)Pädagog*innen bzw. Sozialarbeiter*innen eingestellt wurden 
(Schu et al. 2021: 19; Görgen et al. 2022: 20). Dabei handelt es sich überwiegend um 
weibliche Personen (Schu et al. 2021: 19). 

„Viele Teilhabemanager*innen verfügen über langjährige Berufserfahrung, überwiegend im Inte-
grationsbereich, knapp 30 % der Befragten haben mehr als 10 Jahre Berufserfahrung, fast 90 % 
mindestens drei Jahre. Berufseinsteiger*innen sind selten. Andererseits haben nicht einmal 10 % der 
zu diesem Zeitpunkt eingestellten Teilhabemanager*innen eine (zertif izierte) Case-Management-
Weiterbildung.“ (Schu et al. 2021: 19)

Ein Jahr später zeigt sich ein leichter Anstieg der Qualifikation im Hinblick auf 
das Case Management auf 17.6 % der befragten THM (Görgen et al. 2022: 20). Die 
eingestellten Teilhabemanager*innen wiesen dabei einen stark variierenden Stel-
lenumfang auf. Zwischen einem guten Viertel (2020) bzw. einem knappen Drittel 
(2021) der Personen hat weitere Anstellungsverhältnisse, die sich jedoch mehr-
heitlich in den Bereichen Integration und Geflüchtete verorten lassen (Schu et al. 
2021: 19; Görgen et al. 2022: 20).
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Aufgaben

In der Förderkonzeption des Teilhabemanagements werden für die Zielgruppe 
junger geduldeter und gestatteter Menschen folgende Ziele für das Angebot for-
muliert: 

„Sie haben die Aufgabe, im Rahmen ihrer Tätigkeit Transparenz auf der kommunalen Ebene vor-
rangig über die Bedarfe der genannten Zielgruppe herzustellen, diese zu unterstützen und Wege 
der persönlichen Qualifizierung, Ausbildung und Beschäftigung – auch über Zwischenschritte zur 
Stabilisierung der persönlichen Lebenssituation – aufzuzeigen. Ziel ist es, dieser Personengruppe 
adäquate Förderstrukturen anzubieten, um ihre Ausbildungsfähigkeit herzustellen beziehungswei-
se ihre Ausbildungsmotivation unter Berücksichtigung der lebensweltlichen Bezüge zu erhalten.“ 
(Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen/
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW 2019: 3)

In Kasten 8 findet sich eine ausführliche Darstellung der einzelnen Teilaufgaben 
des Teilhabemanagements in den lokalen Bündnissen. In Bezug auf die quanti-
tative Erfassung der Zielgruppe stellt die wissenschaftliche Begleitung des Teil-
habemanagements in ihrem ersten Zwischenbericht fest, dass dies häufig nicht 
von THM selbst durchgeführt wurde, sondern von den Geschäftsführenden Stelle 
der Bündnisse. Zentrale Bedeutung hat hierbei die Kooperation mit den lokalen 
Ausländerbehörden im Hinblick auf eine Weitergabe von Daten zur Zielgrup-
pe (Namen, Adressen, etc.): „In den Rückmeldungen wird von lokal sehr unter-
schiedlicher Bereitschaft der zuständigen Ausländerbehörde berichtet, Daten 
der Zielgruppe für das Teilhabemanagement zur Verfügung zu stellen. Eine 
Ablehnung wird dabei oftmals mit Anforderungen des Datenschutzes begrün-
det.“ (Schu et al. 2021: 26) Dabei scheint sich der Zugang zu Zielgruppendaten 
für Teilhabemanager*innen, die bei der Kommune angestellt waren, deutlich 
einfacher zu gestalten als für THM bei freien Trägern (Schu et al. 2021: 26). Die 
qualitative Erfassung der Zielgruppe im Hinblick auf „Besonderheiten und die 
individuelle Situationen/Bedarfe“ (Schu et al. 2021: 26) erfolgte häufig mit den 
Erstkontakten der Teilhabemanager*innen. Dabei wurden teilweise eigenen Kri-
terien zur Erfassung qualitativer Aspekte herangezogen. Hierbei haben sich durch 
die Corona-Pandemie Verzögerungen ergeben (Schu et al. 2021: 26 f.).

Kasten 8: Aufgabenprofil für das Teilhabemanagement im Rahmen der Landesini-
tiative „Gemeinsam klappt’s“
–	� Qualitative und quantitative Erfassung der Zielgruppe.
–	� Bedarfs- und Angebotsanalyse für die Zielgruppe im Hinblick auf Integration in 

Qualifizierung, Ausbildung und Beschäftigung.
–	� Erfassung und Dokumentierung aller Maßnahmen die in „Gemeinsam klappt’s“, 

aber auch in anderen Förderlinien für die Zielgruppe zur Verfügung stehen.
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–	� Klassisches Casemanagement auf der Grundlage der Empfehlungen zum Hand-
lungskonzept Case Management der Frankfurt University of Applied Sciences. Dabei 
handelt es sich um eine rechtskreisübergreifende Einzelfallberatung und Vermittlung 
an die jeweils zuständigen Stellen entsprechend der jeweils lebenslagenbezogenen 
Bedarfe der Zielgruppe. Zielrichtung ist über die Erreichung von Zwischenschritten 
zur Stabilisierung der Lebenssituation die Integration in Qualifizierung, Ausbildung 
oder Beschäftigung.

–	� Aufsuchende Sozialarbeit bei Personen, die von einer Komm-Struktur nicht ange-
sprochen werden.

Quelle: Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-
Westfalen/Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW (2019) 

Die Angebots- und Bedarfsanalyse als Aufgabe der Teilhabemanager*innen über-
schneidet sich mit den Umsetzungsbausteinen der Landesinitiative „Gemeinsam 
klappt’s“, was dazu geführt hat, dass an einigen Standorten bereits durch die 
Bündnisarbeit eine solche Analyse erstellt wurde. Dies wurde jedoch sehr unter-
schiedlich umgesetzt, sodass der Umfang der Vorarbeiten durch die Bündnisse 
stark variierte (Schu et al. 2021: 32).164 Schu et al. (2021: 32) kommen durch ihre 
Erhebungen zu dem Schluss, 

„dass Teilhabemanager*innen wenig über Gestaltungs- bzw. Veränderungsmöglichkeiten in/von 
Maßnahmen wissen. Die Angebote wurden weitgehend als statisch wahrgenommen, sodass poten-
tielle Teilnehmende aus der Zielgruppe sich (vorab) deren Anforderungen anpassen sollen und nicht 
umgekehrt. Tatsächlich sehen die Konzepte von Gemeinsam klappt’s vor, dass Teilhabemanagement 
bzw. Erkenntnisse aus dem THM dazu beitragen sollen, Maßnahmen und Angebote besser an die 
Bedarfe der Zielgruppe anzupassen.“ (Schu et al. 2021: 32)

Zentralen Schwerpunkt der Arbeit im Rahmen des Teilhabemanagements stellte 
das Handlungskonzept des Case Managements dar. In der Handreichung zum 
Case Management (CM) für Teilhabemanager*innen findet sich folgende Defi-
nition des Konzepts, die durch die Deutsche Gesellschaft für Care und Casema-
nagement vorgenommen wurde: 

„Case Management ist eine Verfahrensweise in Humandiensten und ihrer Organisation zu dem 
Zweck, bedarfsentsprechend im Einzelfall eine nötige Unterstützung, Behandlung, Begleitung, För-
derung und Versorgung von Menschen angemessen zu bewerkstelligen. Das Handlungskonzept ist 
zugleich ein Programm, nach dem Leistungsprozesse in einem System der Versorgung und in einzel-
nen Bereichen des Sozial- und Gesundheitswesens ef fektiv und ef f izient gesteuert werden können.“ 
(Reis 2019: 2 f.)

164	 Siehe hierzu auch die Ausführungen in Kapitel 2 des zweiten Zwischenberichts der wissenschaftlichen 
Begleitung der Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ (Stöbe-Blossey et al. 2021b).
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Reis (2019: 6 f.) sieht dabei drei zentrale Handlungsformen im Case Management: 
die Beratung, die Fallsteuerung sowie die Netzwerksteuerung. Verschiedene Pro-
zessschritte in der Arbeit von Case Manager*innen können den jeweiligen Hand-
lungsformen zugeordnet werden (siehe Tabelle 14; vgl. Reis 2019). 

Tabelle 14: Handlungsformen im Case Management

Chronologie 
Handlungsformen im Case Management 
Beratung Fallsteuerung Netzwerksteuerung 

⬇
Erstberatung / Intake  

Produktionsnetzwerke
–	� Dienstleistungsketten
–	� Planungskonferenzen 

Assessment  
Zielvereinbarung  
 Hilfeplanung 
 Leistungssteuerung 
 Monitoring Leistungserbrin-

gung 
 Abschluss, Auswertung, 

Evaluation 

Quelle: eigene Darstellung nach Reis (2019)

Im Kontext der Netzwerksteuerung ist es zentral, dass hier nicht nur die einzelnen 
Case Manager*innen selbst an deren Umsetzung beteiligt sind, sondern auch 
weitere Akteur*innen eines lokalen Netzwerks. So bezeichnet der Begriff der 
Dienstleistungskette grundsätzlich eine Kombination von einzelnen Leistungen, 
„die unterschiedliche Akteur*innen für die gleiche Person erbringen. […] Aller-
dings muss unterschieden werden zwischen einer Dienstleistungskette, die für 
jeden einzelnen Fall entworfen werden kann und einer Dienstleistungskette, die 
im Sinne der Prozessorganisation für eine Vielzahl ähnlicher Fälle ‚idealtypisch‘ 
entwickelt wurde. Es gibt also für bestimmte, ähnlich gelagerte Fallkonstellatio-
nen jeweils eine idealtypische Dienstleistungskette, die in der konkreten Fallarbeit 
genutzt werden kann.“ (Reis 2019: 36 f.) Solche fallübergreifenden Dienstleistungs-
ketten stellen somit eine Verknüpfung zwischen Struktur und Handlung dar (Reis 
2019: 46), wobei sie durch sogenannte „Produktionsnetzwerke“ entwickelt werden: 

„Von ‚Produktionsnetzwerken‘ kann gesprochen werden, wenn nicht nur zwei, sondern drei oder mehr 
Organisationen an einer Dienstleistungskette beteiligt sind. Deren Kennzeichen besteht darin, dass 
autonome Organisationen über einen z. T. längeren Zeitraum gemeinsam Produkte herstellen und/
oder Dienstleistungen erbringen.“ (Reis 2019: 37)

Für die gelingende Zusammenarbeit von Produktionsnetzwerken nennt Reis (2019: 
38 ff.) verschiedene weiche Faktoren, wie Kooperation, Vertrauen, eine Selbstver-
pflichtung der Akteur*innen, Verlässlichkeit, Verhandlung sowie explizite oder 
implizite Kooperationsvereinbarungen. Darüber hinaus ist hierfür ein professi-
onell operierendes Netzwerkmanagement notwendig (Reis 2019: 39 f.).
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In Bezug auf das Teilhabemanagement wird hierbei von einer „Variante des 
Handlungskonzepts Case Management“ gesprochen, dem „eine wichtige Schar-
nierfunktion zwischen Einzelfall- und Systemebene und damit auch strategi-
schem bzw. operativ ausgerichtetem Handeln“ zukommt (Reis 2019: 59). Für die 
Umsetzung vor Ort empfiehlt Reis (2019: 59 ff.) die Federführung von komplexen 
Fällen dem Teilhabemanagement zuzuweisen und dieses direkt bei der Kommune 
anzusiedeln, um sowohl Beratung sowie Fall- und Netzwerksteuerung adäquat 
durchführen zu können.

Vor dem Hintergrund dieser anspruchsvollen Tätigkeitsanforderungen stellt 
die wissenschaftliche Begleitung des Teilhabemanagements in ihrem ersten Zwi-
schenbericht fest, dass weniger als 10 % der Teilhabemanager*innen eine Case 
Management Weiterbildung aufwiesen:

„Mit Blick auf die spezifischen Kompetenzen zum Umsetzen des Handlungskonzepts bestehen somit 
deutliche Lücken – dies bestätigen auch die Rückmeldungen der THM. Und so formulieren viele 
Befragte Bedarf nach (mehr) Aus- und Weiterbildung, methodenunterstützenden Instrumenten 
u. ä.“ (Schu et al. 2021: 19)

Gefragt nach der Relevanz von verschiedenen Case Management Aufgaben wird 
deutlich, „dass die Befragten eine Vielzahl von Case Management Aufgaben als 
relevant bewerten, was dem umfassenden Handlungskonzept THM angemessen 
erscheint. Zugleich werden mit Blick auf einige konzeptionell wichtige Aufga-
ben, wie systematische Hilfeplanung, Abstimmung über Fallkonferenzen oder 
aufsuchende/begleitende Arbeit, standortspezifische Engführungen oder fach-
liche Defizite deutlich“ (Schu et al. 2021: 36). In Bezug auf die Handlungsform der 
Netzwerksteuerung geht aus dem Zwischenbericht der wissenschaftlichen Beglei-
tung des Teilhabemanagements hervor, dass die Kooperationen auf der Fallebene 
im Zeitverlauf von Juni bis Dezember 2020 zugenommen haben: „Kooperation 
bedeutet häufig Vermittlung, doch ging es zunehmend auch um eine gemein-
same Betreuung, ab und an abgestimmt über gemeinsame Fallbesprechungen.“ 
(Schu et al. 2021: 46) Auch ein Jahr später wird im zweiten Zwischenbericht der 
wissenschaftlichen Begleitung des Teilhabemanagements deutlich, dass die oben 
aufgeführten Aufgaben und deren tatsächliche Relevanz für den Arbeitsalltag der 
befragten THM die Nähe zum Handlungskonzept Case Management spiegeln. 
So hat unter anderem die Netzwerkarbeit sowie die Koordination einen hohen 
Stellenwert (Görgen et al. 2022: 19, 24). Görgen et al. (2022: 23 ff.) identifizieren in 
ihrer Befragung der THM grob zwei Typen, die sich im Hinblick auf ihr Selbst-
verständnis unterscheiden: Während einerseits gute 50 % der Befragten in ihrer 
Arbeit eher die Klient*innen ins Zentrum stellen und die Vertrauensarbeit mit 
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ihnen hervorheben, sehen sich knapp 40% der befragten THM eher in der Rolle, 
Verwaltungs- und Netzwerkarbeiten zu priorisieren.165 

Im Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung des Teilhabemanage-
ments werden im Hinblick auf die Dimensionen Implementierung und Umsetzung 
(1), Zielgruppe (2) sowie Arbeitspraxis (3) zentrale Erkenntnisse zur gesamten 
Projektlaufzeit des Teilhabemanagements vorgenommen. Für eine gelingende 
Implementierung und Umsetzung (1) sehen Görgen et al. (2023: 58 f.) ausreichen-
de personelle Ressourcen, eindeutige Rollen- und Aufgabenbeschreibungen und 
eine fundierte Begleitung zur Einführung solcher Unterstützungsstrukturen als 
wesentlich an. Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, „dass die Einführung 
komplexer neuer Angebote wie Aufbau von Produktionsnetzwerken und Case 
Management Zeit benötigt und die positiven Effekte der Netzwerkarbeit sich 
entsprechend erst zeitverzögert entfalten“ (Görgen et al. 2023: 59). Bezogen auf die 
Dimension der Zielgruppe (2) sei die Einführung des Teilhabemanagements „sehr 
hilfreich und wichtig“ gewesen (Görgen et al. 2023: 59). Themen, die für die unter-
stützten Personen von besonderer Bedeutung waren (Aufenthaltsstatus, Bildung, 
Arbeit, Wohnen) und entweder maßgeblich zur gesellschaftlichen Teilhabe beitra-
gen bzw. maßgebliche Teilhabedimensionen darstellen, sollten den Autor*innen 
zufolge weiter durch „f lächendeckend dauerhafte und rechtkreisübergreifende 
Beratungsangebote“ unterstützt werden (Görgen et al. 2023: 60). Die Erkenntnis-
se zur Dimension der Arbeitspraxis (3) beinhalten unterschiedliche Teilaspekte 
(Görgen et al. 2023: 60 f.): So wird auf die hohe Relevanz aufenthaltsrechtlicher 
Aspekte verwiesen, die mit Implikationen für Kompetenzen und Fortbildung 
der THM einher geht. Daneben stelle die Vernetzung mit relevanten Stellen und 
Behörden (insbesondere der Ausländerbehörde) ein wichtiges Medium dar, um 
zur Nutzung von Ermessensspielräumen im Sinne der geflüchteten Menschen 
zu gelangen. Mit Bezug auf rechtliche Verbesserungen (wie der Einführung des 
Chancen-Aufenthaltsrechts; siehe auch Kapitel 4.3.1) wird darauf verwiesen, dass 
diese nur mit einer funktionierenden und ausreichenden Unterstützungsstruktur 
auch zu Verbesserungen für die Adressat*innen führen würden und dies immer 
auf der Basis von Bedürfnisorientierung geschehen müsse. Und schließlich wird 
vor dem Hintergrund des komplexen Tätigkeitsprofils einerseits noch einmal 
die Wichtigkeit der Case Management Qualifikation hervorgehoben. Anderer-
seits seien auch gute Arbeitsbedingungen ausschlaggebend „für eine erfolgreiche 
Unterstützung auf der Fallebene“ (Görgen et al. 2023: 61).

165	 „In knapp 9 % der Antworten konnte keine Zuordnung zu einem der beiden Typen stattfinden, da diese 
sehr ausgeglichen geantwortet haben.“ (Görgen et al. 2022: 25)
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Das Teilhabemanagement, so wird aus den Ausführungen deutlich, nahm in 
der Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ eine zentrale Rolle ein, um die Integra-
tionschancen junger geduldeter und gestatteter Menschen in NRW zu verbessern 
und sieht sich mit hohen Anforderungen bezüglich Qualifikation und Aufga-
benumfang sowie mit dem „typischen Spannungsfeld“ des Case Managements 
zwischen Klient*innenzentriertheit und Systemarbeit konfrontiert (Görgen et 
al. 2022: 25).

6.1.3	 Zusammenfassung

Es zeigt sich, dass das Arbeitsfeld der beiden exemplarischen Integration Inter-
mediaries anspruchsvoll ist und großes Wissen über (lokale) Strukturen und 
Akteur*innen voraussetzt. Daneben sind die Intermediäre gefordert, aktiv sowohl 
auf die jungen Menschen als auch auf (potenzielle) Kooperationspartner*innen 
zuzugehen, also vertrauensvolle Netzwerke unterschiedlicher Gestalt zu etab-
lieren (Köhling 2011). Im Sinne des oben entwickelten prozessualen und relati-
onalen Intermediaritätsansatzes (siehe Kapitel 2.4) ist die Interaktion auf dem 
Street Level (Lipsky 2010) dementsprechend die Ausgangsbasis ihrer Arbeit, die 
im Rahmen spezifischer Verflechtungsstrukturen stattfindet. Diese sind geprägt 
durch Interdependenzen (z. B. Elias 2009) und Wechselwirkungen (z. B. Heinz et al. 
2009b), durch professionelle Leitbilder und das eigene Selbstverständnis, durch 
die Anbindung an Organisationen, durch die Arbeitsbedingungen, die sich aus 
der Anlage der Integration Intermediaries durch die Mittelgeber*innen ergeben 
sowie durch Handlungskonzepte, die in diesem Kontext zum Einsatz kommen. 

Die Jugendmigrationsdienste zeichnen sich durch ihre enge Anbindung an die 
Jugendhilfe aus – das zeigt sowohl die Altersgrenze von 27, die sich so auch im 
SGB VIII findet (§ 2 SGB VIII in Verbindung mit § 7 SGB VIII). Darüber hinaus 
wird dies deutlich aus der Verortung (Kinder- und Jugendplan des Bundes), der 
Finanzierung (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend) 
sowie der lokalen Umsetzung durch Wohlfahrtsverbände, die in der Jugendhil-
fe traditionell einen hohen Stellenwert besitzen. Das Grundsatzpapier und die 
ergänzenden Rahmenkonzepte bilden darüber hinaus eine sehr differenzierte 
und für alle JMD bundesweit einheitliche Grundlage. 
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Das Teilhabemanagement ist ebenfalls durch Einflüsse der Jugendhilfe 
geprägt – auch hier entspricht die Altersgrenze 27 der aus dem SGB VIII und auch 
die Verortung im Landesministerium in NRW, das für Jugend zuständig ist, zeigt 
diese Verbindung. Allerdings ist die NRW Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“ 
durch die Verknüpfung mit der Initiative „Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“ 
gemeinsam mit dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales deutli-
cher durch arbeitsmarktbezogene Zielsetzungen geprägt. Darüber hinaus finden 
sich – im Gegensatz zu den JMD – über das sehr ausführliche Handlungskonzept 
des Case Managements hinaus wenig verbindliche Rahmenbedingungen für die 
Teilhabemanager*innen vor Ort. Dazu kommt, dass die Qualifikation sowie die 
Ansiedlung der Stellen den antragstellenden Kommunen, Kreisen und kreisange-
hörigen Gemeinden oblag, sodass hier eine deutlich höhere Heterogenität in der 
organisationalen Anbindung zu finden ist. Das zeigt auch die wissenschaftliche 
Begleitung des Teilhabemanagements. Die Projektförderung bedeutet zudem eine 
zeitliche Begrenzung der Unterstützungsstruktur und geht mit Risiken einher, die 
aufgebaute Expertise (Wissen und Vertrauen) und Beziehungsarbeit mit jungen 
geflüchteten Menschen nach Abschluss der Initiative wieder zu verlieren.

Die Dokumentenanalysen zu den beiden exemplarischen Integration Interme-
diaries geben insgesamt erste Hinweise darauf, dass die konzeptionellen Rahmen-
bedingungen lokal unterschiedlich umgesetzt werden und die Intermediären der 
anspruchsvollen Spannbreite an Aufgaben nicht immer in vollem Umfang gerecht 
werden können. Gründe hierfür liegen teilweise in fehlenden Qualifikationen der 
Mitarbeiter*innen, sowohl im Hinblick auf die Profession der Sozialen Arbeit, aber 
auch im Kontext spezifischer Handlungskonzepte wie dem Case Management. 
Darüber hinaus führt die komplexe Strukturierung von aufenthaltsrechtlichen 
Regelungen sowie deren Interdependenzen mit weiteren Rahmenbedingungen 
(Bildung, Arbeit, soziale Sicherung, …) zu Herausforderungen für die Arbeit der 
intermediären Akteur*innen. Außerdem wurden Arbeitsbedingungen der JMD 
und THM herausgearbeitet, die zu Engpassfaktoren für die Unterstützung junger 
geflüchteter Menschen werden können, bspw. im Hinblick auf die Finanzierung 
von Stellen bei den JMD oder einer zeitlich begrenzten Laufzeit des Teilhabema-
nagements.
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6.2	 Auswertung qualitativer Interviews zu Handlungsorientierungen 
der Intermediäre

Nach der Vorstellung der beiden für die Analyse gewählten exemplarischen Integra
tion Intermediaries und der Extraktion erster relevanter Einflussfaktoren auf die 
Arbeit der intermediären Akteur*innen soll der Blick nun auf die Handlungsorien-
tierungen im Umgang mit wohlfahrtsstaatlichen Hürden gelenkt werden. Grund-
lage hierfür bilden qualitative leitfadengestützte Interviews mit Mitarbeiter*innen 
in Jugendmigrationsdiensten sowie mit Teilhabemanager*innen, in denen sie 
gebeten wurden, ihr Vorgehen bei den von ihnen identifizierten Hürden zu 
beschreiben. Im Folgenden wird von Handlungsorientierungen gesprochen und 
nicht von Handlungs- oder Bewältigungsstrategien, da es sich um Nacherzählun-
gen von Vorgehensweisen handelt und konkrete Handlungen nicht beobachtet 
werden konnten. Außerdem beziehen sich die Ausführungen mal auf konkrete 
Fälle, mal auf generelle Verfahren, sodass die Begriff lichkeit der „Orientierung“ 
auch hier geeignet erscheint, um den Umgang der Intermediären mit wohlfahrts-
staatlichen Hürden im Kontext ihrer Arbeit mit jungen geflüchtete Menschen zu 
beschreiben.

Die folgende Tabelle 15 gibt einen Überblick über die interviewten Personen 
hinsichtlich der aufgezählten Merkmale. Wie bereits oben ausführlicher beschrie-
ben166, wurde bei der Auswahl der Interviewpartner*innen darauf geachtet, 
möglichst viele verschiedene Organisationszugehörigkeiten zu erfassen und eine 
Mischung bezüglich Alter, Berufserfahrung, Qualifikation sowie Geschlecht zu 
erreichen. Die Übersicht über die befragten Personen verdeutlicht, dass sowohl im 
Kontext der JMD als auch der THM eine ähnliche Mischung an alters-, geschlechts-, 
professions-, erfahrungs- und organisationsbezogenen Merkmalen besteht. Unter-
schiede zeigen sich insbesondere bei der Zeit im derzeitigen Anstellungsverhält-
nis. Da das Teilhabemanagement im Rahmen einer Landesinitiative erst Ende 
2019 eingeführt und zum 30.06.2022 beendet wurde, hatten die befragten THM 
höchstens knapp drei Jahre in dieser Position verbracht. Dahingegen konnten in 
den JMD zwei Personen befragt werden, die bereits seit ca. 15 bzw. über 20 Jahre 
ihre Stelle besetzten. Damit einher geht ein hohes Wissen über die Strukturen 
der Jugendmigrationsdienste, des jeweiligen Trägers sowie über die Entwicklung 
des Instruments. 

166	 Siehe für weitere Ausführungen zum Sampling sowie der Auswahl der Kreise/kreisfreien Städte auch 
Kapitel 3.4
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Tabelle 15: Überblick über die befragten Personen

 Teilhabemanager*innen Jugendmigrationsdienste 
Anzahl 
Personen 9 6 

Anzahl 
Interviews 9 5 

Geschlecht 3 m / 6 w 2 m / 4 w 
Alter Mitte 20 bis Anfang 60 Mitte 20 bis Anfang 60 
Profession / 
Qualifika-
tion 

–	� Erzieher*innen Ausbildung
–	� Soziale Arbeit Studium
–	� Sozialpädagogik Studium
–	� Erziehungswissenschaften Studium
–	� Ethnologie Studium
–	� Soziologie Studium
–	� Religionswissenschaften Studium
–	� Case Management Qualifizierung
–	� Familien- und Traumatherapie Weiterbil-

dung 
In unterschiedlichen Kombinationen (Bache-
lor-/Masterstudiengänge) 

–	� Berufsausbildung im technischen Bereich
–	� Soziale Arbeit Studium
–	� Sozialpädagogik Studium
–	� Empowerment Studies 
–	� Politikwissenschaften Studium
–	� Kultur-/Medienwissenschaftliches Studi-

um
–	� Erziehungswissenschaften Studium
–	� Psychologie Studium, bzw. klinische 

Psychologie
In unterschiedlichen Kombinationen (Bache-
lor-/Masterstudiengänge) 

Berufser-
fahrung 

Arbeitsbereiche:
–	� Arbeit bei einem Bildungsträger 
–	� Jugendhilfe (Familiensozialarbeit, Mutter-

Kind-Einrichtung, Einrichtung für umF)
–	� Jugendberufshilfe
–	� Arbeitsmarktintegration (geflüchteter 

Menschen)
–	� Leitung Unterbringungseinrichtung für 

geflüchtete Menschen
–	� Dolmetschen
–	� Traumaarbeit
–	� Migrationssozialarbeit
In unterschiedlichen Kombinationen und 
Abfolgen 

Arbeitsbereiche:
–	� Jugendhilfe (Einrichtung für umF, offene 

Kinder- und Jugendarbeit)
–	� Menschenrechtsorganisation
–	� Arbeitsmarktintegration (geflüchteter 

Menschen)
–	� Kultur- und Medienpädagogik
–	� Unterbringung geflüchteter Menschen
–	� Migrationssozialarbeit
In unterschiedlichen Kombinationen und 
Abfolgen 

Zeit in 
derzeitiger 
Anstellung 

Wenige Monate bis wenige Jahre Einige Monate bis über 20 Jahre 

Organi-
sationale 
Anbindung 

–	� Kommunale Tochtergesellschaft 
–	� Öffentliche Beschäftigungsförderungsge-

sellschaft 
–	� Kommune 
–	� Freier Träger in der Jugendhilfe
–	� Freier Bildungsträger 

–	� Freie Trägergruppe
–	� AWO
–	� Evangelische Trägergruppe
–	� Katholische Trägergruppe 

Quelle: eigene Darstellung

Im Hinblick auf die Qualifikation zeigt sich, dass in beiden Strukturen Perso-
nen mit unterschiedlichen professionellen Hintergründen arbeiten. Während 
im Kontext des THM vier der neun befragten Personen ein Studium der Sozialen 
Arbeit bzw. Sozialpädagogik absolviert haben, berichteten ebenfalls vier der sechs 
befragten Mitarbeiter*innen aus den JMD von einer Qualifizierung in diesem 
Bereich. Da die Erhebung nicht repräsentativ ist, lässt sich dies lediglich als Hin-
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weis auf einen möglichen Unterschied in der professionellen Zusammensetzung 
der beiden intermediären Akteur*innen deuten. Das Teilhabemanagement wur-
de relativ kurzfristig durch an der Landesinitiative teilnehmende Kommunen 
bzw. Kreise umgesetzt, was dazu geführt haben könnte, dass nicht überall Fach-
kräfte aus der Sozialen Arbeit gewonnen werden konnten. Außerdem gab es von 
Landesseite aus keine konkreten Vorgaben zu Qualifikationsanforderungen, im 
Gegensatz zum JMD (siehe 6.1). Die unterschiedlich langen Laufzeiten der beiden 
Integration Intermediaries spiegeln sich auch in gewisser Weise in den bisherigen 
Arbeitsbereichen der befragten Personen wider. So sind bei den interviewten THM 
etwas mehr vorherige Tätigkeitsfelder feststellbar, als bei den Mitarbeiter*innen 
der JMD. Allerdings zeigen sich auch größere Überschneidungen zwischen den 
beiden Intermediären, neben der Migrationssozialarbeit bspw. im Hinblick auf 
Berufserfahrung im Bereich der Jugendhilfe, in Unterbringungseinrichtungen 
für geflüchtete Menschen oder in der Arbeitsmarktintegration verschiedener 
Zielgruppen. Diese verdeutlichen zudem die Schnittstellen des Arbeitsfeldes der 
beiden Intermediären zu anderen Politikfeldern bzw. Aspekten der Arbeit.

Die organisationale Anbindung macht gleichzeitig auf die Verflechtungsstruk-
turen der Intermediären aufmerksam. So gehen mit einer Anstellung in einer 
Kommune spezifische Einbettungen in Verwaltungsstrukturen, nach Dezernaten 
gegliederte Aufgabenbereiche und Hierarchien einher. Auch die Anstellung in 
einem Träger, der einem größeren Wohlfahrtsverband zugehört (wie bei den JMD), 
bedeutet komplexe Organisationsstrukturen und dementsprechende Verflech-
tungen zwischen Teams, lokalen, regionalen und überregionalen Verbandsstruk-
turen. Bei der Anstellung im Rahmen von kommunalen Tochtergesellschaften 
oder Beschäftigungsförderungsgesellschaften sind die Organisationsstrukturen 
vermutlich überschaubarer. Anders funktionieren zum Teil die Bildungsträger, 
die häufig weniger stark mit anderen internen Beratungsstellen, sondern eher mit 
Angeboten, wie Maßnahmen zur Berufsorientierung oder Beschäftigungsförde-
rung verknüpft sind. Die jeweiligen Anbindungen dürften mit unterschiedlichen 
Zugängen und Netzwerken einher gehen. 

Insgesamt setzen die Integration Intermediaries aus einer Lebenslaufperspek-
tive an der Passung zwischen strukturellen Rahmenbedingungen (Structure) und 
individueller Handlungsfähigkeit (Agency) der jungen geflüchteten Menschen an. 
Diese Passung wird durch die Flucht fragil – Lebensläufe waren auf ein System 
im Herkunftsland ausgerichtet, Spezifika des deutschen Systems im Übergang 
Schule-Ausbildung-Beruf („zwei Schwellen“, siehe auch Kapitel 4.2.3) – bringen 
Anpassungserwartungen mit sich, aufenthaltsrechtliche Kategorien moderie-
ren die Teilhabechancen. Die intermediären Akteur*innen setzen sich dement-
sprechend vor ihrem fachlichen Hintergrund damit auseinander, wie Structure 
und Agency im Spannungsfeld zwischen Rahmenbedingungen und Klient*innen 
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miteinander in Einklang gebracht werden können. Daher zeigen sich auch in der 
Auswertung der durchgeführten Interviews mit den intermediären Akteur*innen 
sowohl Handlungsorientierungen, die eher an den Rahmenbedingungen ansetzen, 
als auch solche, die stärker die individuelle Agency der Klient*innen adressieren. 
Im Sinne des oben eingeführten Tripelmandats in der Sozialen Arbeit aus Rah-
menbedingungen, Klient*innen und Fachlichkeit (Kapitel 5.3) bildet sich hierbei 
ein Dreieck (siehe Abbildung 12). Im Kontext der Mandatierung in der Sozialen 
Arbeit wird statt Klient*innenzentriertheit und Rahmenbedingungen auch häu-
fig das Begriffspaar Hilfe und Kontrolle genutzt. Hierbei ergeben sich jedoch in 
der Analyse Abgrenzungsprobleme: Zwischen diesen beiden Polen lässt sich eine 
große Ambivalenz und ein ständiges Changieren feststellen, das teils quer zu den 
Handlungsorientierungen an der Agency- bzw. Structure-Dimension liegt. Daher 
wird im Folgenden auf dieses Begriffspaar verzichtet und punktuell auf kontroll- 
bzw. hilfeorientierte Aspekte verwiesen.

Abbildung 12: Handlungsorientierungen der Integration Intermediaries

Quelle: eigene Darstellung



273Die Funktion der Integration Intermediaries

6.2.1	 Handlungsorientierungen mit Fokus Agency

Handlungsorientierungen, die eher die individuelle Handlungsfähigkeit der 
jungen geflüchteten Menschen adressieren, bewegen sich auf einem Spektrum 
zwischen passiv und aktiv. Sie reichen von einer eher neutralen Informations-
weitergabe, der Vermittlung eines Überblicks über verschiedene Optionen und 
der Sensibilisierung für strukturelle Spezifika des deutschen Systems bis hin zur 
Begleitung zu Behördenterminen, emotionaler Arbeit (motivieren, bestärken) und 
einem „an die Hand nehmen“. Mit der Weitergabe von Informationen wird auch 
versucht, Wissensungleichheiten zwischen Klient*innen und weiteren Stellen aus-
zugleichen. Dies trägt damit auch zur Reduzierung von Machtasymmetrien bei:

„Also der Erste ist einfach, Systemkenntnis. Man muss erst mal wissen, dass es die Sachen gibt, um 
einen Zugang zu Sachen zu erlangen und das ist einfach ganz häufig nicht gegeben. Sei es, weiß ich 
nicht, dass man beispielsweise auch weiß, wenn man Leistungen vom Jobcenter bezieht, dass man 
Anträge auf, weiß ich nicht, zu einer Waschmaschine oder so stellen kann, als Beispiel. Das muss 
man erst mal wissen, das Jobcenter wird einen nicht darauf hinweisen und das zieht sich so durch, 
ne?“ (JMD 4) 

Die Begleitung zu Terminen wird in unterschiedlichen Kontexten benannt: So 
gehen die befragten Integration Intermediaries mit zur Ausländerbehörde, zu 
Vorstellungsgesprächen oder zu Schulen. Einerseits geht es dabei darum, bei 
sprachlichen Verständigungs- und Verständnisproblemen zu unterstützen:

„[…] ein ganz wichtiger Punkt ist, dass wir halt auch ganz oft mit zur Ausländerbehörde gehen zu 
dem Termin, um dann nochmal nachzufragen, weil die Leute verstehen natürlich nicht alles und sind 
sowieso emotional absolut verständlich befangen, dass man da versucht/ ich weiß nicht, irgendwie 
die richtigen/ die richtigen Sachen mit zu verstehen. Und dann ist es natürlich auch so, dass die 
Ausländerbehörden ganz andere Arbeitsaufträge haben als jetzt jemand, der versucht jemandem 
bei der Integration zu helfen, und entsprechend auch nicht immer die Kooperation zeigen können, 
die wir gerne hätten.“ (THM 3) 

Andererseits wird im folgenden Zitat deutlich, dass auch die Einordnung der 
betroffenen Person in einen Beratungskontext für die Begleitung eine Rolle spielt, 
ggf. um über Beziehungsarbeit Zugänge zu schaffen:

„Wir nehmen also, oder ich nehme auch direkten Kontakt zu den Schulen auch auf. […] Das heißt, 
dass man da noch einmal mit dem Schulleiter oder Sekretariat sprechen kann. Und wir sind ja durch, 
also dieser Jugendliche wird ja durch die Einrichtung quasi/ Wir begleiten ihn manchmal auch zu der 
Schule und sagen: ‚Das ist unser Klient, der ist bei uns in der Beratung. Wie sieht es bei Ihnen aus? 
Hat er eine Chance?‘ Dieses Persönliche noch einmal, sich vorzustellen.“ (JMD 5)

Einige der befragten Intermediäre nutzen außerdem die Metapher des „an die 
Hand nehmens“. Hierbei changieren die Ausführungen zwischen Hilfe und Kon
trolle. Während das „an die Hand nehmen“ zum einen fürsorglich, paternalistisch 
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oder infantilisierend gemeint sein kann, wird das Bild auch genutzt, um die ver-
trauensvolle Beziehung zwischen den Integration Intermediaries und Klient*in 
zu verdeutlichen:

„Das heißt, die verbleiben mit Unterbrechung sehr lange teilweise bei uns. Auch, weil die eben, ja, 
meistens hier ohne Familienanschluss unterwegs sind aus unserer Zielgruppe. Das heißt, dieses 
Gefühl, ‚okay, da ist eine erwachsene Person in einer Institution, die mir hilft und die mir nett ist 
sorgt für ein unfassbar großes Bonding, was manchmal fast schon problematisch ist, weil, ich habe 
halt auch Kandidaten, wo ich denke: ‚Ich kann dich nicht noch fünf Jahre hier weiter an der Hand 
begleiten, so leid mir das tut, aber wir müssen auch gucken, dass wir dich mal irgendwie jetzt auf 
eigene Beinchen stellen.‘ Aber ich verstehe auch deren Wunsch, so ein bisschen, gerade, wenn es eben 
um problematische Lebenssituationen geht oder einen Brief, der nervt und den man nicht versteht, 
oder irgendwas, dass man dann da diese Figur hat, die einen so ein bisschen an die Hand nehmen 
kann und helfen kann und sich vielleicht auch eben mit dem Behördendschungel in Deutschland 
auskennt.“ (THM 1)

Die befragte Person aus dem Teilhabemanagement reflektiert im Interview dieses 
enge Verhältnis als „manchmal fast schon problematisch“, vermutlich im Hin-
blick auf eine professionelle Beziehung zwischen Integration Intermediary und 
Klient*in. Deutlich wird jedoch auch, dass sich die jungen geflüchteten Men-
schen teils in einer besonderen Situation befinden, da Vertrauenspersonen aus 
der Familie nicht immer vor Ort sind und dadurch externe bzw. professionelle 
Unterstützungsstrukturen eine besondere Relevanz erhalten.

Dies trägt möglicherweise auch dazu bei, dass emotionale Arbeit in den Inter-
views mit den intermediären Akteur*innen als relevante Handlungsorientierung 
identifizierbar ist. Dabei zeigen sich unterschiedliche Vorgehensweisen. Im Sinne 
des Handlungskonzepts des Case Managements stellt die folgende Person aus dem 
Teilhabemanagement die Befähigung der Klient*innen heraus:

„Es ist eine unglaublich systemische Arbeit und stellt im Endeffekt auch den Kunden so ein bisschen 
in den Mittelpunkt. Auch seiner eigenen Arbeit. Also ich, ich bin nicht der, der mit dir den Zettel 
ausfüllt, aber ich befähige dich, diesen Zettel auszufüllen. Und das ist ein anderer Ansatz.“ (THM 5)

Dies wird abgegrenzt von einer reinen „Hilfe“ und steht daher eher im Kontext 
einer „Hilfe zur Selbsthilfe“ als sozialarbeiterisches Leitbild. Ein*e Mitarbeiter*in 
des JMD setzt hingegen auf das Bestärken der Klient*innen, das man im Sinne 
einer Selbstermächtigung einordnen könnte:

„Und das ist so eigentlich meine Arbeit. Das heißt, eigentlich versuche ich sie zu stärken, also dieses 
Ich, was sie mit mitgebracht haben, dass das wirklich auch was ist. Also man muss sich jetzt nicht 
klein machen, nur deswegen, weil man die Sprache nicht beherrscht, aber wenn man die dazulernt, 
dann öffnen sich auf einmal ganz andere Wege.“ (JMD 3)
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Dabei wird auch deutlich, dass hier ein ressourcenorientiertes Vorgehen zugrun-
de liegt, das nicht auf die Defizite (hier: geringe Deutschkenntnisse) fokussiert, 
sondern an den individuellen Stärken der Klient*innen ansetzen möchte. Ein 
Thema, das in vielen Interviews angesprochen wird, ist das der Frustration oder 
der Resignation, wenn Unsicherheiten über den Aufenthaltsstatus bestehen oder 
Perspektiven in Deutschland fraglich sind. Daher nimmt auch die Motivation 
der jungen geflüchteten Menschen einen relevanten Stellenwert in der Arbeit der 
Intermediären ein: 

„[…] alle haben erfolgreich einen Hauptschulabschluss geschafft und viele haben auch einen FOR167 
weiter gemacht, weil sie gesehen haben ‚Ha guck mal.‘ […] Und haben dann auch tatsächlich eine 
Ausbildung danach gemacht. Also. Ne? Und wir versuchen halt immer von Anfang an klar zu machen: 
‚Es ist nicht einfach, es ist nicht leicht und ihr habt schon wirklich so viel geschafft. Es soll jetzt nicht 
daran scheitern zu sagen, es dauert nochmal ein Jahr länger.‘“ (THM 6)

Neben der Motivation geht es einer befragten Person aus dem THM jedoch auch 
darum, die schwierigen Umstände als solche anzuerkennen und damit das Gefühl 
zu vermitteln, dass die Problemlagen der Betroffenen gesehen werden:

„Und für einige war das auch schön, mit Ruhe so ein Gespräch zu führen. Also das ein Stück vielleicht 
Abholen, wo sie grad stehen, und auch so denen sagen: ‚Geh es mal mit Ruhe an. Also, vielleicht ist 
jetzt grad noch nicht der richtige Moment, so viele schwierige Sachen zu machen. Sondern bleib mal 
einfach ein bisschen ruhig und, (…) ja, geh es ruhig an.‘ So. Ne? ‚Überfordere dich nicht noch sofort 
mit allem.‘ […] Also, so ein bisschen so Zuversicht und Ruhe vielleicht so geben. Ne?“ (THM 7)

Neben dieser Handlungsorientierung, die stark an den Ressourcen der Adres
sat*innen ansetzt und eine positive Zielrichtung einnimmt, finden sich im Inter-
viewmaterial jedoch auch Aussagen, die sich als Normierungsversuche interpre-
tieren lassen:

„Ja, also nur einen Schulabschluss wegen des Schulabschluss willens, das unterstütze ich nicht, weil 
meistens auch die Zeit ja knapp ist bei den Leuten. Ist ja auch einfach sehr viel später meistens dran, 
hatten einfach andere Sachen vorher zu tun, was ja auch total sinnvoll ist und dann kucke ich, okay, 
wenn derjenige schon oder diejenige weiß, okay, das und das möchte ich machen, ‚Was brauchst 
du denn dafür überhaupt und wie einfach können wir es erreichen?‘ Ja, da muss man ein bisschen 
pragmatisch vorgehen. Ja, nur irgendwie, weil ein Abitur sich gut macht, muss nicht jeder ein Abitur 
machen.“ (JMD 4)

Auch wenn hier deutlich wird, dass die befragte Person aus dem JMD auf Basis 
ihrer Erfahrungen und ihres Wissens über die Lebensumstände der Klient*innen 
berät, wird eine recht pauschale Ablehnung der Unterstützung im Hinblick auf den 
Schulabschluss formuliert. Unklar bleibt, wie Aushandlungsprozesse zwischen 
Integration Intermediary und Klient*in aussehen und inwiefern hierdurch mögli-

167	 Fachoberschulreife, mittlerer Schulabschluss (https://berufsbildung.nrw.de/das-berufskolleg-nrw/
abschluesse-und-anschluesse)

https://berufsbildung.nrw.de/das-berufskolleg-nrw/abschluesse-und-anschluesse
https://berufsbildung.nrw.de/das-berufskolleg-nrw/abschluesse-und-anschluesse


276 Die Funktion der Integration Intermediaries

che Teilhabeprozesse verhindert werden. Auch die Priorisierung von Themen, die 
Personen mit in die Anlaufstellen bringen, wird teilweise von den intermediären 
Akteur*innen bestimmt. Dies wird bspw. am Thema Wohnen deutlich:

„Und wir versuchen auch wirklich, ganz genau zu erfassen: Ist es wirklich drohende Wohnungslosig-
keit? Oder sind die Leute einfach unzufrieden mit ihrem aktuellen Wohnraum? Und wenn es eine aktu-
elle Unzufriedenheit ist, dann ist ein Ziel bei uns oder im Coaching, daran zu arbeiten, dass man seine 
Wohnsituation temporär akzeptiert und sich auf die anderen Baustellen konzentriert. Und wenn die 
dann besser laufen, wird dann auch vielleicht die Wohnsituation besser. Also, dass wir auch gucken, 
nicht/ Das sind natürlich Begehrlichkeiten auch, mit denen Leute teilweise herkommen, aber dass wir 
die nicht zu sehr füttern, dass wir sagen: ‚Pass auf, ja, deine WG ist vielleicht blöd oder die Wohnung 
ist nicht so neu oder du wohnst ein bisschen außerhalb, aber du hast eine Wohnung‘, und dass wir 
dann Strategien erarbeiten, dass die einfach auch erkennen: ‚Ich werde da ja nicht mein Leben lang 
wohnen müssen und ich bin jetzt jung und kommt Zeit, kommt alles andere‘, so ungefähr.“ (THM 1)

Auch hier kann wieder eine Ambivalenz zwischen Hilfe und Kontrolle festgestellt 
werden. Einerseits wird das Ziel einer Wohnraumverbesserung je nach Dringlich-
keit („drohende Wohnungslosigkeit“) bearbeitet, andererseits bleibt unklar, inwie-
fern die Belastung durch eine schwierige Wohnsituation anerkannt wird. Das 
Thema Wohnen ist für die Intermediären ggf. auch eines, das große Schwierigkei-
ten bei der Bearbeitung mit sich bringt, da Wohnungsnot gesamtgesellschaftlich 
eine Problemstellung darstellt, die sich in den letzten Jahrzehnten immer weiter 
verschärft hat.

6.2.2	 Handlungsorientierungen mit Fokus Structure

Insgesamt haben die Handlungsorientierungen, die sich an die Agency der 
Klient*innen richten, einen vom Umfang der Ausführungen her geringeren Stel-
lenwert gegenüber den identifizierten Handlungsorientierungen, die sich stärker 
den strukturellen Rahmenbedingungen widmen. In den meisten Interviews über-
wiegen Beschreibungen von Vorgehensweisen, die sich an die Dimension Structure 
richten. Diese lassen sich ebenso auf einem Spektrum zwischen eher passiv und 
eher aktiv einordnen, bzw. zwischen einer stärkeren Anpassung an das System 
(passiv) und dem Ziel einer Veränderung der Strukturen (aktiv). Die Anpassung 
lässt sich dabei im Sinne Lipskys (2010: 144, 149) mit der Akzeptanz von Grenzen 
der eigenen Arbeit beschreiben: 

„Die haben entweder schon eine Ausbildung, haben gearbeitet oder sind zumindest zur Schule gegan-
gen. Und diese Zeugnisse können sie sich dann eben anerkennen lassen. Und, ja, ich frage dann immer 
den Jugend-Migrationsdienst vorher, ob das Sinn macht, weil das ja auch Geld kostet und Arbeitszeit. 
Und deswegen, ja, deswegen geht man da vorher zur [Träger], fragt dort. […] Also es bringt ja eben 
nichts, ja, einen Abschluss anerkennen lassen zu wollen und dafür ganz viel Geld zu investieren und 
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Nerven und Zeit, wenn das von vornherein schon zum Scheitern verurteilt ist. Jetzt könnte man sagen, 
ja, man könnte das doch trotzdem und immer versuchen, ja, aber/ Ja, da gibt es dann eben Grenzen 
auch oder Gesetze in Deutschland oder irgendwas, wo man nicht darüber hinausgehen kann oder wo 
ich einfach nicht in der Position bin. Da muss man dann eben seine Grenzen auch kennen und sagen, 
gut, da kommen wir nicht weiter, wir suchen uns einfach eine andere Möglichkeit. Und es gibt ja zum 
Glück viele Möglichkeiten.“ (THM 9)

Die Ausführungen zur Anerkennung von Schulabschlüssen zeigen einmal mehr 
die Ambivalenzen zwischen Erfahrungswissen (auch anderer Stellen, hier: JMD), 
die Einschätzung über fixe Grenzen der Wirkmächtigkeit bedingen und der Offen-
heit, alternative Lösungswege zu suchen (auch wenn hier unklar bleibt, wie diese 
aussehen).

Neben dem obigen Beispiel aus dem Bereich der Anerkennung von Schulab-
schlüssen werden Grenzen der eigenen Handlungsmöglichkeiten insbesondere 
im Hinblick auf aufenthaltsrechtliche Regelungen benannt. Auch in der Erfüllung 
von Anforderungen, die das Aufenthaltsrecht mit sich bringt, um eine bessere 
Bleibeperspektive zu erreichen, wird eine gewisse Anpassung an die Rahmenbe-
dingungen deutlich:

„Ja und ich sage mal, es ist halt viel Arbeit, wenn man dann sagt: ‚Ja, aber sie möchte gerne eine ein-
jährige Ausbildung als Pf legeassistentin machen. Ja, wir weisen auch nach, es ist ein Mangelberuf, 
ja, (lacht) wir weisen auch nach, dass sie da tatsächlich eine Stelle hat und ja, sie will auch weiter-
machen, aber der Weg, aufgrund fehlender Schulzeugnisse, wegen dem Schulabschluss, ist erst mal 
dieser Weg und dann kann die dreijährige Anerkannte gemacht werden.‘ Ja. […] Abklären, wie ist das, 
wenn Ausbildungen aufgenommen werden. Was Ausbildungsduldung anbelangt, welche Papiere, 
Beratung von Betrieben, die dann Teilnehmer in die Ausbildung genommen haben. Was brauchen 
wir, wo müssen wir hin, wen müssen wir anrufen, ne?“ (THM 8)

Hieran zeigt sich zudem, dass diese Anforderungen auch bürokratische Prozesse 
des „Nachweisens“ mit sich bringen, die die intermediären Akteur*innen in ihrer 
Arbeit begleiten. Jedoch formulieren die befragten Intermediaries immer wieder 
auch Grenzen der eigenen Möglichkeiten, die sich aus den Rahmenbedingungen 
und ihrer Position im System ergeben:

„Und ja, und das ist halt schon keine einfache Situation für die Zielgruppe. Und das macht es uns als 
Berater auch nicht einfach. Also, dass wir im Rahmen dessen bei/ Ich meine, auch, wenn wir sagen, 
wir beraten sie […], das ist alles nur angepasst an die kleinen, kleinen Möglichkeiten, die wir haben. 
Weil, wir können ja niemandem sagen: ‚Du sagst uns jetzt, was du möchtest und wir versuchen, 
das wahrzumachen‘, sondern es ist/ ‚Aber bedenke, du musst hier in der Stadt wohnen bleiben und 
Studieren geht auch nicht, weil, dann kriegst du wahrscheinlich kein BAföG‘, und, und, und. Also 
so, dass man sehr realistisch natürlich mit denen arbeiten muss und das heißt, dass man 20.000 
Möglichkeiten nicht mit einrechnet, weil es einfach nicht geht.“ (THM 1)



278 Die Funktion der Integration Intermediaries

In der Zusammenarbeit mit weiteren Stellen, insbesondere Behörden, sehen zwei 
Intermediäre auch einen wichtigen Einfluss darin, sich selbst „diplomatisch“ in die 
Abstimmungen einzubringen, um die Ziele ihrer Klient*innen nicht zu gefährden: 

„Also so das beste Beispiel war jetzt ein Gespräch mit einem Menschen von der Ausländerbehörde. 
Hatte ich vorher noch keinen Kontakt. Ex-Soldat irgendwie, der das dann halt mal raushängen ließ, 
wo ich dachte, so: ‚Hör mal, Freundchen, ich weiß, wie du angestellt bist. Ich weiß, wie ich angestellt 
bin. Verdienen in etwa das Gleiche. Unsere Position ist in etwa das Gleiche, so, komm mir nicht so.‘ 
Und das Blöde ist trotzdem, ich bin ja auf die Aussage von demjenigen angewiesen, so. Und das ist halt 
auch manchmal so/ also manchmal würde man den Leuten schon gerne einen vor den Kopf knallen und 
sagen, so also, verbal, nicht mit/ aber wirklich sagen so: ‚Hör mal, du dummes Arschloch, so, nicht so 
nicht so von oben herab, so.‘ Nur, wenn man das machen würde, dann würde man natürlich auch die 
Tür für den Teilnehmenden zu schlagen, so. Das ist halt so. Und das ist halt immer so dieser Spagat 
irgendwie, man darf es sich nicht verscherzen […].“ (THM 4)

Hierbei zeigt sich, dass wiederum die Position der Integration Intermediaries im 
System eine Hierarchie mit sich bringt, die Machtgefälle zum Vorteil der Auslän-
derbehörde schafft. Das wird auch im zweiten Beispiel aus einem JMD deutlich:

„Das Zweite ist, dass man auch immer als JMD-Mitarbeiter aufpassen muss, mit wem man es sich 
verscherzt, weil ich verscherze es mir nicht persönlich mit demjenigen, sondern derjenige wird es sich 
für alle Klienten, die nach demjenigen kommen, den ich dahin bringe, merken und das ist leider so, 
das ist doof, dass das so ist, ja, aber da sitzen natürlich auch Menschen, die das bearbeiten und die 
Sachen auch vielleicht nicht professionell unbedingt bewerten können.“ (JMD 4) 

Dass diese Machtgefälle jedoch im Sinne Elias’ (Kapitel 2.1) nicht als statisch, son-
dern als prozessuale und labile Machtbalancen verstanden werden können, wird 
an den Beschreibungen deutlich, mit denen die Intermediären versuchen, andere 
Akteur*innen im Sinne der Klient*innen zum Handeln zu bringen. Aktiv Anreize 
für die Zusammenarbeit zu setzen, ist dahingehend eine ergänzende Strategie, 
um andere Stellen für eine Kooperation zu gewinnen: 

„[…] und das wirklich Allerwichtigste bei Behörden ist, dass man denen die Arbeit leichter machen 
muss. Dass man denen anbieten muss: ‚Wenn Sie mit mir zusammen arbeiten, dann kann ich Ihnen 
die fehlenden Dokumente sehr einfach beschaffen und Sie können die Akte schneller abschließen.‘ […] 
Ja, man muss Anreize schaffen. Warum sollte sonst die Behörde mit mir zusammenarbeiten, wenn 
das mehr Arbeit für sie macht, als weniger, ja?“ (JMD 4)

Vor dem Hintergrund der Ausführungen zur Street Level Bureaucracy (Lipsky 
2010) oben sowie der besonderen Rolle, die Arbeitsbedingungen für die Bewäl-
tigung der Aufgaben spielen, könnte das Setzen von Anreizen erfolgreich sein. 
Insbesondere Behörden, die schwierige Arbeitsbedingungen (hoher Workload, 
komplexe Rahmenbedingungen, etc.) haben, sind in diesem Kontext vermutlich 
eher gewillt, zu kooperieren.
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Aktiv auf Ermessensspielräume hinzuweisen, wird ebenfalls genutzt, um sich 
anwaltschaftlich für die Betroffenen einzusetzen:

„Jetzt hatte ich gestern noch im Sozialamt angerufen, hier in [Kommune], weil ich sagte: ‚Eigentlich 
gibt es doch vom Sozialamt aus immer noch die Möglichkeit, jemanden zu einem Integrationskurs zu 
verpf lichten.‘ Und dann sagte mir die Kollegin im Sozialamt, ja, aber da wäre sie jetzt gerade völlig 
überfordert und überfragt, ob sie das überhaupt könnte und durfte und ich sollte doch nochmal beim 
BAMF nachfragen, ob sie das überhaupt durfte, jemanden aus dem Irak, oder bei einem anderen 
Amt in der Stadt. Na gut, das hatte ich mir jetzt heute, ich habe gestern im BAMF dann niemanden 
erreicht, den ich da fragen wollte, unseren Regionalbeauftragten (lacht), weil ich mir selber nicht 
ganz sicher bin, weil sich da auch immer wieder was auch ändert […].“ (JMD 2)

Wie oben (Kapitel 4.3.2) bereits ausgeführt, besteht nach § 44a Abs. 1 AufenthG 
grundsätzlich die Möglichkeit, dass das Sozialamt (als Leistungsbehörde für Asyl-
bewerberleistungen) Personen zur Teilnahme am Integrationskurs verpflichtet 
und so Zugangsmöglichkeiten für Personen schafft, die nicht automatisch einen 
Platz im Integrationskurs erhalten. Dass der Mitarbeiterin im Sozialamt dies im 
obigen Beispiel nicht bekannt ist, gibt Hinweise auf eine lokal sehr unterschied-
liche Praxis der Anwendung dieser Möglichkeit. Außerdem externalisiert die 
Mitarbeiterin die Klärung der Frage auf den Jugendmigrationsdienst, obwohl sie 
auch sich selbst in der Verantwortung sehen könnte, diese für sie offene Frage 
zu klären. 

Eine weitere Strategie, die sich an den Rahmenbedingungen orientiert und sich 
im Spektrum zwischen Anpassung und Veränderung etwas aktiver einzuordnen 
ist, ist das Prinzip „Fragen kostet nichts“: 

„Also aus meiner Sicht oder auch so generell, was im Team von den Kollegen zurückkommt, lohnt sich 
in der Regel immer noch mal eine Nachfrage, weil oft wirklich Einzelfall-Situationen, weiß ich nicht, 
wenn das dann schon ein junger Vater ist und der Schulsozialarbeiter in der Schule sich stark macht, 
gibt es vielleicht noch mal andere Perspektiven als jemand, der jetzt schon, weiß ich nicht, von vier 
Schulen gef logen ist und irgendwie, anderweitig auch sich jetzt nicht so motiviert zeigt oder so, ne? 
Also Einzelfälle, da könnte ich, ja, ist immer ein Thema und deshalb auch für uns aber immer: Fragen 
kostet nichts, ne? Und manchmal lohnt sich das dann auch wirklich.“ (JMD 1)

Dabei wird einerseits deutlich, dass das Nachfragen mit relativ geringem Aufwand 
verbunden ist. Andererseits zeigt die Schilderung, dass Nachfragen alleine noch 
keine Zugänge schafft. So wird in die Entscheidung über Zugänge ggf. auch die 
Würdigkeit (worthyness) der einzelnen geflüchteten Personen einbezogen, was 
einer der von Lipsky (2010: 109) beschriebenen Formen des Worker Bias entspricht, 
also einer Ungleichbehandlung auf Basis subjektiver Präferenzen.

Neben dem Prinzip des „Fragen kostet nichts“ besteht ein elementarer Teil 
der Arbeit der befragten Integration Intermediaries auch im Nachhalten bzw. 
Nachtelefonieren bei unklaren Sachlagen, abgelaufenen Fristen oder fehlenden 
Informationen:
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„Also, da werde ich dann natürlich nochmal hinterher telefonieren und gucken, was ist da eigentlich 
passiert, was ist Sache, wieso, weshalb, warum.“ (THM 9)

Noch etwas stärker in Richtung der Veränderung von Strukturen ist die Vorge-
hensweise, Stellen zum Handeln aufzufordern einzuschätzen:

„[…] da ist es auch oftmals so, dass gerade, wenn dann jemand einen Aufenthaltstitel hat und auf der 
Suche nach einer Arbeit oder einer Ausbildung ist, wir eigentlich dann auch das Jobcenter unterrich-
ten, wenn es das noch nicht weiß, dass derjenige jetzt einen Aufenthaltstitel hat und dementsprechend 
eben auch das Jobcenter tätig werden muss, um ja, arbeitsfördernde Maßnahmen zu ergreifen, dass 
dann oftmals auch kommt: ‚Ach, der ist doch schon in [der Landesinitiative] ‚Durchstarten in Arbeit 
und Ausbildung‘ angebunden, dann kümmert ihr euch doch jetzt mal bitte um Bewerbungen und den 
Dingen, Bewerbungsprozess und sucht Arbeit.‘“ (THM 2)

Auch in diesem Beispiel wird wie oben im Kontext der Verpflichtung zum Integra-
tionskurs durch das Sozialamt deutlich, dass Akteur*innen versuchen, bestimmte 
Aufgaben an Dritte (in diesem Fall die Integration Intermediaries) zu externalisie-
ren. Die Intermediären versuchen dem zwar teils entgegen zu wirken, sind aber 
auch auf die Kooperation angewiesen, sodass (wie im obigen Beispiel) Aufgaben 
teilweise selbst übernommen werden.

Alle bisherigen Orientierungen spiegeln so in gewisser Art die Position der 
Integration Intermediaries wider, die durch ihre fehlende Weisungsbefugnis eher 
Bittsteller*innen- bzw. Appellcharakter hat. Manche befragten Intermediäre ver-
handeln jedoch auch aktiv mit Behörden:

„Auch mal, dass man gesagt hat: ‚So, ich habe eine Frage, alle Fenster sind zu, welches Fenster können 
wir öf fnen? Welche Tür kann uns geöffnet werden, damit dieser Teilnehmer weiterkommt? Sie sehen 
ihn doch auch. Ich sehe ihn doch auch.‘ Wir haben jetzt aktuell einen Teilnehmer, der jetzt gerne 
Paragraph 25b168 beantragen möchte, der zum Beispiel aber keinen Pass beschaffen kann. So okay. 
Und damit zeigen wir aber unsere Bemühungen für die Passbeschaffung. Wir schreiben E-Mails, wir 
telefonieren, wir dokumentieren alles. […] Und das sind so Sachen, die wir alle der Ausländerbehörde 
vorlegen können.“ (THM 6)

Die Verhandlung als Handlungsorientierung zeigt sich insbesondere im Hinblick 
auf die Ausländerbehörden und in Bezug auf Fragestellungen, die einen Ermes-
sensspielraum in der Entscheidung zulassen. Dabei wird besonders häufig die 
Metapher von offenen bzw. geschlossenen Türen genutzt, deren Zustand zwischen 
Integration Intermediaries und Ausländerbehörden ausgehandelt werden. 

„Ich habe irgendwann nochmal mit der Ausländerbehörde telefoniert und habe gesagt: ‚Wie kriegen 
wir die Kuh denn jetzt vom Eis?‘ und habe eben auch nochmal darauf hingewiesen, dass es ja eigentlich 
nicht sein kann, dass der junge Mann jetzt die ganze Zeit total deprimiert in dieser Ausbildung sitzt 
und da muss es doch eine Lösung geben. ‚Können Sie mir dann vielleicht versichern‘/ Also ich bin da 
wirklich sehr, sehr, immer wieder hinterher gewesen und habe gesagt: ‚Was wäre denn, wenn der junge 

168	 § 25b AufenthG: Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration



281Die Funktion der Integration Intermediaries

Mann jetzt mal einen Termin bei der Botschaft vereinbart? Was wäre denn, wenn wir jetzt mal so 
weiter kämen? Welche Mitwirkungsbemühungen müsste der junge Mann denn jetzt zeigen?‘“ (THM 2)

In Bezug auf die Verhandlung wird besonders deutlich, dass einerseits die Integra
tion Intermediaries hier im Sinne der lebenslaufsoziologischen Ausführungen 
von Struck (2001) zu Gatekeeper*innen werden, da ihr Wissen über die Rahmen-
bedingungen und ihre (vertrauensvollen) Kontakte zur Ausländerbehörde Mög-
lichkeiten der Aushandlung überhaupt erst eröffnen. Andererseits nehmen die 
Mitarbeiter*innen der Ausländerbehörden eine Gatekeeping-Position ein, die sie 
aufgrund ihrer Position und ihrer Möglichkeit innehaben, Entscheidungen zu 
Übergängen zwischen verschiedenen Aufenthaltstiteln zu treffen.

Im Kontext von Handlungsorientierungen, die sich auf die strukturellen 
Rahmenbedingungen fokussieren, gehen besonders „aktivistische“ Integration 
Intermediaries am systematischsten vor und suchen mit großem Engagement 
nach Schlupflöchern, Alternativplänen oder (Um-)Wegen, wie sie trotzdem die 
Ziele ihrer Klient*innen realisieren können. Als aktivistisch können zwei der 15 
befragten Intermediäre gesehen werden. Diese machten im Gespräch deutlich, 
dass sie sich auch privat politisch engagieren und sich intensiv mit Themen wie 
Rassismus, Kolonialismus und Eurozentrismus beschäftigen. Bei den Handlungs-
orientierungen, die die Struktur-Dimension adressieren, zeigt sich, dass zwar 
relativ harte Grenzen der Handlungsmöglichkeiten im Aufenthaltsrecht liegen 
(siehe oben), diese aber teils unterschiedlich eingeschätzt werden. Überwiegend 
werden restriktive rechtliche Regelungen kritisiert, gleichzeitig aber häufig als 
Grenzen angenommen (Anpassung an die Rahmenbedingungen wider Willen). Im 
Unterschied dazu, versuchen die eher aktivistischen Befragten dennoch Lösungs-
wege zu finden. Einerseits, indem sie rechtliche Schlupflöcher oder alternative 
Wege für die Zielerreichung suchen:

„Also so/ so, was da halt eine Möglichkeit ist, ist halt teilweise halt dann eben zur Rückkehrberatung 
irgendwie zu vermitteln, […] also ich habe zum Beispiel eine Teilnehmerin/ das ist halt wirklich 
tragisch, die/ unglaublich intelligent, unglaublich engagiert, Mutter von zwei Kindern. Die halt 
aus einem sogenannten sicheren Herkunftsland kam. […] Und da gucken wir halt/ es gibt halt ja die 
Beschäftigungsverordnung. Also so, dass man über ein Arbeitsvisum einreisen kann. Das ist halt 
dann in der Rückkehrberatung schon direkt besprochen, wenn die Beratung dort stattfinden sollte, 
dass genau geguckt werden, was können wir von hier aus machen, […] also dass wir da halt schon ein 
bisschen, das ein bisschen ganzheitlich im Blick zu halten. Damit vielleicht dann wirklich nur eine 
kurze Ausreise ist […], um dann halt mit dem Visum schnellstmöglich/ also einem Beschäftigungs-
visum schnellstmöglich wieder einzureisen. So, weil nur, weil eine Tür zu ist, heißt das halt nicht, 
dass es nicht zwingend auch Wege gibt, die Tür wieder aufzumachen.“ (THM 4)
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Andererseits werden zum Teil auch langfristige Pläne entwickelt, um die 
Klient*innen bei ihren Zielen zu unterstützen. Das folgende Beispiel zeigt dies 
im Kontext der Studienaufnahme, wobei die befragte Person aus dem THM dieses 
Ziel auch in politische Debatten einordnet:

„Also ich meine, da war eigentlich die große Auf lage, dass die alle eine Ausbildung machen sollten, so 
politisch gewollt, aber wir haben auch gesagt: ‚Ganz ehrlich, wenn du zuhause studiert hättest, dann 
machst du das hier jetzt auch‘, weil, alles andere wäre ja Quatsch. Und, also wir versuchen schon, 
diese Option dann auch offenzuhalten oder dann auch so langfristige Pläne nochmal zu entwickeln, 
wann das vielleicht gemacht werden könnte.“ (THM 1)

Welche Rolle hierfür eine umfassende Systemkenntnis spielt, zeigt sich am folgen-
den Beispiel. Ein*e THM führt hierbei die Möglichkeit aus, wie man über bestimm-
te rechtliche Regelungen im Aufenthaltsgesetz (ohne Chancen-Aufenthaltsrecht) 
zu einer Aufenthaltserlaubnis gelangen kann:

„Und ja, aber für diejenigen, wie gesagt, also diejenigen, die jetzt halt schon lange hier arbeiten und 
dann vielleicht mit A2169 die Möglichkeit haben, weil Identität geklärt ist und seit 18 Monaten im 
Beschäftigungsverhältnis und seit zwölf Monaten keine Sozialleistung und nicht kriminell geworden 
und so weiter und so fort, die haben vielleicht dann die Möglichkeit auf die Beschäftigungsduldung170. 
[…] Und dann kann man vielleicht darüber nochmal gucken, dass man vielleicht so Integrationsketten 
schmiedet, um eine langfristige Perspektive zu schaffen. Diejenigen mit einer Ausbildungsduldung, da 
kann man es natürlich auch gucken. Ich meine, da hat man dann natürlich sehr, sehr schön irgendwie 
den Paragrafen 19d171, den man hinterher bedienen kann. Dann hat man also schon mal im Idealfall 
dreieinhalb Jahre Ausbildung, nicht nur zwei Jahre, sondern dreieinhalb Jahre Ausbildung plus 
nochmal zwei Jahre nach 19d irgendwie, dann ist man schon mal fünfeinhalb Jahre hier. Dann hat 
man vielleicht vorher noch irgendwelche Anrechnungszeiten und dann kann man vielleicht schon den 
Paragrafen 15b äh 25b172 irgendwie bedienen. […] Weil das ist ja genau das, was diejenigen haben 
möchten. Die unser Programm nutzen, die möchten eine langfristige Aufenthaltsperspektive. Das 
ist das Aller-, Allerwichtigste und da können die wirklich von profitieren.“ (THM 4)

Auch wenn die befragten Integration Intermediaries sich häufig ohne explizite 
Nachfrage von Rechtsberatungen abgrenzen, wird aus den obigen Ausführungen 
deutlich, dass sie komplexe rechtliche Regelungen in die Unterstützung der jungen 
geflüchteten Menschen einbeziehen. Inwiefern dieses Wissen auch rechtssicher 
ist, bleibt unklar. In jedem Falle gibt es Orientierungsmöglichkeiten für unter-
schiedliche Wege, die von den Klient*innen eingeschlagen werden können.

169	 Sprachniveau A2 nach dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen (GER)
170	 § 60d AufenthG: Beschäftigungsduldung
171	 § 19d AufenthG: Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete zum Zweck der Beschäftigung
172	 § 25b AufenthG: Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration
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In einem Fall wurde darüber hinaus von einer expliziten Umgehung der Rah-
menbedingungen als ultima ratio berichtet:

„Was vielleicht für mich immer ein bisschen eine Rolle gespielt hat, ist zu sagen, dass, wenn es jetzt 
eine gesetzliche Regelung gibt, die ich als für die Integration hinderlich f inde oder auch von meinem 
Verständnis, von Gleichheit, Menschenrechte für alle, dass ich sage: ‚Auch, wenn jetzt das Ministeri-
um mir eigentlich diesen Auftrag nicht gibt, kann ich den doch unterstützen, meinetwegen, in dieser 
Situation‘, zu sagen: ‚Es gibt möglicherweise Kirchenasyl, bevor du jetzt abgeschoben wirst in ein 
Kriegsland und ich könnte den Kontakt zu einer Kirchengemeinde herstellen, die da mit Kirchenasyl 
Erfahrung haben.‘ Also so was, was eigentlich natürlich das Ministerium sagen würde: ‚Das gehört 
ja nicht zu euren Aufgaben.‘“ (JMD 2)

Hier wird deutlich, dass die eigene Haltung und das Leitbild der Sozialen Arbeit 
als Menschenrechtsprofession dazu führen, dass eine solche Maßnahme in Erwä-
gung gezogen wird. Darüber hinaus war die befragte Person in einem katholi-
schen Träger angestellt und daher ggf. mit dem Vorgehen eher vertraut, als das in 
anderen Organisationen der Fall wäre. Das Kirchenasyl (siehe auch Kapitel 4.3.1) 
ermöglicht es den Klient*innen, sich bestimmten Regelungen zu entziehen und 
(insbesondere symbolisch) Druck auf Behörden auszuüben. Es ist die radikalste 
Form der Handlungsorientierung, die sich im Interviewmaterial findet. 

Weitere Umgehungsstrategien finden sich im Hinblick auf die Nutzung eigener 
Ersatzstrukturen oder -angebote, insbesondere wenn es um Sprachkurse oder 
andere Bildungsangebote geht. Dabei werden die bestehenden Rahmenbedingun-
gen nicht unbedingt verändert, aber im Sinne der Klient*innen ergänzt.

„Und das größte Problem war ja immer Sprache. Ganz viele sprechen ja ganz schlecht Deutsch. 
Warum? Kein Zugang zu Integrationskursen, keinen Zugang irgendwie zu Sprachkursen. Finanziert 
wird das auch nicht. Geld haben sie auch nicht. Was machen wir? Wir müssen Angebote schaffen. 
Dann haben wir vor Ort noch einmal einen niederschwelligen Sprachkurs entwickelt.“ (THM 6)

„Das ist immer so, ja, wir schicken alle in die Deutschkurse, aber es hapert gerade in Ausbildung auch 
an anderen Bereichen, wie zum Beispiel eben Mathe. Und dabei ist nicht mal Mathe ‚eins plus eins‘ 
die entscheidende Frage, sondern diese Textaufgaben bei den Handwerksprüfungen sind so verdreht 
im Endeffekt, dass das keiner genau versteht, was die eigentlich wollen. Und als wir das festgestellt 
haben, sind wir dann eben ins Gespräch gegangen. Und haben dann einen Samstagskurs konzipiert, 
der dann beim Träger stattfand, eben spezifisch für Schülerinnen und Schüler und Auszubildende. 
So, also. Aber das dauert alles. Das ist eben nicht so, oh, wir haben einen Bedarf und jetzt wird dieser 
Bedarf gelöst. So, und dann, dann geht es weiter, sondern es ist: Der Bedarf wird festgestellt, da muss 
geguckt werden, wie können wir den f inanzieren, wie müssen wir den ausschreiben, müssen wir den 
nicht ausschreiben, wie können wir das Ganze regeln? Und so weiter und so fort. Und das ist wirklich 
eher/ Das größte Hindernis, was ich sehe, ist Zeit. Punkt.“ (THM 5)
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6.2.3	 Einflussfaktoren auf die Handlungsorientierungen

Im Rahmen der qualitativen Inhaltsanalyse wurden die in den vorhergehenden 
Kapitel 5.2 bis 5.4 extrahierten Einflussfaktoren auf die Arbeit der Integration 
Intermediaries Profession, Organisation, Arbeitsbedingungen, Haltung und 
Handlungskonzepte in den Blick genommen, um deren moderierende Bedeutung 
abschätzen zu können. Bevor die fünf Einflussfaktoren im Hinblick auf das Inter-
viewmaterial beleuchtet werden, steht die Intermediarität der Akteur*innen selbst 
im Zentrum. In den Ausführungen der Befragten wird immer wieder deutlich, 
dass die eigene Position im System – zwischen verschiedenen Stellen, angewiesen 
auf Beiträge vieler verschiedener Akteur*innen, ohne Weisungsbefugnis gegen-
über Behörden und dadurch mit geringerer Macht ausgestattet – problematisiert 
wird. Insbesondere im Hinblick auf die dadurch eingeschränkte Wirkmächtigkeit 
berichten die Befragten immer wieder von ihrer „schwachen“ Position im System:

„Das ist schon so eine Wand, die man, oder eine Hürde, die einen immer wieder auch erinnert, dass 
man halt auch nur einer von vielen ist. Ne? Ob ich da anrufe oder ein Ehrenamtlicher, das ist egal.“ 
(THM 7) 

Dies scheint nicht nur ein Spezifikum für Integration Intermediaries in der freien 
Wohlfahrt zu sein, sondern auch auf Intermediäre zuzutreffen, die als Teil der 
Kommunalverwaltung ihre Arbeit verrichten:

„Wir sind hier zwar sehr weit, aber kritisch gegenüber dem Fachbereich darf man auch eher selten 
sein. Wenn es dann in die Richtung geht, dann heißt das auch öfters mal: ‚Ja, das sollte man aber 
besser vorher erst mal mit den Fachbereichsleitungen abstimmen, ob man das dann so besprechen 
darf.‘ […] Ich meine, noch mal, ich bin schwer kündbar, ich kann das machen, aber wenn ich da 
jemanden habe, der ein Jahresvertrag hat, der stellt sich doch nicht hin und sagt dann: ‚Pass mal 
auf, lieber Herr, Punkt, Punkt, Punkt. Das ist aber nicht so ganz so toll, was du da machst.‘ Das wird 
nicht passieren.“ (THM 5)

Aus den Ausführungen wird deutlich, dass hierfür Interdependenzen zwischen 
Organisation und Anstellungsverhältnis eine Rolle spielen. Hierarchisch geglie-
derte Verwaltungsstrukturen treffen hier auf prekäre Beschäftigung, was die 
labilen Machtbalancen innerhalb dieser Verflechtungsstrukturen mal Richtung 
Integration Intermediary („ich bin schwer kündbar“), mal in Richtung Fachbe-
reichsleitung („jemanden […], der einen Jahresvertrag hat, der stellt sich doch 
nicht hin und sagt dann“) verschiebt. 

In besonderem Ausmaß finden sich Feststellungen zur eigenen „schwachen“ 
Position im Verhältnis zur Ausländerbehörde. Neben der objektiv feststellbaren 
Machtungleichheit, die sich aus der Entscheidungsgewalt der Ausländerbehörden 
ergibt, finden sich dabei auch Ausführungen, die als Hinweise auf das einseitige 
Ausnutzen einer machtvolleren Position gelten können:
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„Das muss ich leider so sagen und da habe ich leider auch die Erfahrung gemacht, auch gerade eben 
was die Kommunikation angeht, also ich habe da auch wieder den direkten Vergleich zwischen zwei 
Ausländerbehörden und mit der einen klappt die Kommunikation ganz gut, also die heben zumindest 
den Hörer ab, wenn ich dort anrufe. Ich wirke manchmal so zynisch (lacht), wenn ich das sage, aber 
die andere Ausländerbehörde, da ist es eben tatsächlich so, dass ich dort auch schon, obwohl Teilneh-
mende das Recht haben, eine Vertrauensperson mitzunehmen, wirklich rausgeschmissen wurde, aus 
Gesprächen und mir eben auch gesagt wurde: ‚Naja, also das was Sie da machen in dem Projekt, ist 
ja gut und schön, aber warum wird dafür eigentlich Geld ausgegeben?‘“ (THM 2)

Darüber hinaus wird aus dem obigen Beispiel auch der Zielkonflikt zwischen 
Migrations- und Integrationspolitik ein weiteres Mal deutlich, wenn das integra
tionspolitische Vorhaben, in dem sich die befragte Person bewegt, insgesamt 
infrage gestellt wird. 

Im Hinblick auf die Einflussfaktoren ist festzustellen, dass die Profession der 
befragten Intermediären für deren Handlungsorientierungen nur eine einge-
schränkte Rolle zu spielen scheint. Begründen lässt sich dies möglicherweise zum 
einen damit, dass die bisherigen Arbeitserfahrungen der befragten Personen eben-
falls einen größeren Einfluss auf das professionelle Selbstbild der Akteur*innen 
hat. Daneben lässt sich in den Interviews feststellen, dass zentrale Leitbilder der 
Sozialen Arbeit weitgehend von allen befragten Integration Intermediaries über-
nommen werden. So übernehmen auch Personen mit einer anderen Qualifikation 
grundlegende Leitbilder aus der Sozialen Arbeit, insbesondere Anwaltschaftlich-
keit, Reflexivität, Ressourcenorientierung, Lebensweltorientierung, Koprodukti-
on sowie die Selbstpositionierung innerhalb einer Menschenrechtsprofession. Das 
heißt auch, mehr als die Fachlichkeit der Sozialen Arbeit spielen die eigene Haltung 
und verinnerlichte Leitbilder eine Rolle als drittes Mandat neben Klient*innen 
und Rahmenbedingungen.

Das Leitbild der Anwaltschaftlichkeit zeigt sich besonders häufig im Interview
material und ist einerseits implizit identifizierbar, wie im folgenden Beispiel:

„Natürlich trif ft man auch immer wieder auf Ablehnung gegenüber Migranten bei Einrichtungen, 
Behörden und wie auch immer. Wo man immer wieder auch werben muss für die Interessen der 
Menschen.“ (THM 3)

Andererseits beziehen sich Befragte teils auch explizit auf die Anwaltschaftlich-
keit:

„Ich glaube, dass es unheimlich wichtig ist, weil wir anwaltschaftlich aber für die Jugendlichen arbei-
ten, aber in dem Sinne auch neutral sind. Also wir haben die Möglichkeit, die Probleme, die es in der 
Kommune oder irgendwie auf Bundesebene oder wie auch immer gibt, anzuzeigen anwaltschaftlich, 
für die Jugendlichen, wenn die selbst nicht die Möglichkeit haben, das quasi zu artikulieren oder nicht 
die Kanäle haben. Dafür ist es, glaube ich, unheimlich wichtig, weil es eben die Fachexpertise gibt 
und aber eben immer wieder auch den Kontakt zum Jugendlichen.“ (JMD 5) 
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Mit der Anwaltschaftlichkeit geht die Zielrichtung der Interessenvertretung inter-
mediärer Akteur*innen für ihre Klient*innen einher und auch die Soziale Arbeit 
als Menschenrechtsprofession wird hierdurch implizit eingebracht, indem auf die 
Verwirklichung universeller (sozialer) Rechte verwiesen wird.

Auch weitere Leitbilder finden sich in den Ausführungen der Integration Inter-
mediaries. Die Ressourcenorientierung ist dabei häufig verknüpft mit Aspekten 
von Koproduktion, Selbstermächtigung sowie Ambivalenzen zwischen „Hilfe“ 
und „Hilfe zur Selbsthilfe“:

„B2: Und auch die Klienten nicht überfordern. Also immer schauen okay, wo ist eigentlich die Kapa-
zität bei denen? Wie viel kann dieser Mensch eigentlich und was sollten wir lieber übernehmen? Das 
ist dann auch immer so eine Sache mit, wir fragen: ‚Schaffst du das jetzt? Könntest du das oder sollen 
wir das einmal zusammen machen, damit du das lernst?‘ Und dann ist das, irgendwo sind dann auch 
unsere Grenzen, wo wir sagen: ‚Okay. Name, Vorname, Geburtsdatum kannst du aber auch ausfüllen.‘ 
Ja, irgendwo muss man dann auch sagen: ‚Okay, wir lassen jetzt bisschen los‘ ganz, ganz wichtig. 
B1: Immer mit dem Ziel Hilfe zur Selbsthilfe. Also das ist am Ende die Idee: Die brauchen uns hof-
fentlich irgendwann nicht mehr.“ (JMD 5)

Hilfe zur Selbsthilfe wird dabei mehrfach als explizites Ziel der Begleitung for-
muliert. Daneben wird in diesem Kontext auch klar, dass junge geflüchtete Men-
schen keine homogene Gruppe darstellen, sondern heterogene Voraussetzungen, 
Eigenschaften und Fähigkeiten mitbringen, die von den Intermediären in unter-
schiedlicher Art und Weise aufgegriffen werden müssen: 

„Und dann, die Menschen, die hier ankommen, das ist total unterschiedlich. Manche sind haben 
extrem viele, multiple Probleme. Kommen in dieser Gesellschaft ganz, ganz schlecht zurecht und 
brauchen sehr niederschwellige Unterstützung überhaupt und sind nicht gefestigt in ihrer Persön-
lichkeit und haben Schwierigkeiten mit ihrer Zuverlässigkeit und mit ihrer Mitarbeit oder mit, mit/ 
oder sind halt begrenzt in der Lage, konzentriert an einer Sache zu arbeiten oder sich mit Dingen 
auseinanderzusetzen, und da muss man wirklich sehr niederschwellig arbeiten. Aber wir haben 
genauso unheimlich Selbständige. Wir haben teilweise auch sehr gebildete Menschen, die engagiert 
mitarbeiten, wo es überhaupt nicht in Frage kommt für die, dass der irgendwie jetzt die, die/ dass 
man da/ dass man da unzuverlässig ist oder, oder dass man/ dass man da irgendwelche Mitarbeit 
abbricht, nein.“ (THM 3)

Für die oben genannten Leitbilder der Sozialen Arbeit, die sich im Interviewma-
terial finden lassen, ist eine Reflexivität erforderlich, die ebenfalls professionell 
verankert ist. Diese lässt sich in den Ausführungen der Integration Intermediaries 
an vielen Stellen finden. 

„Und dann, auch wenn man vielleicht in der Beratung einen Fehler gemacht hat, dass man das auch 
ref lektiert mit den Kollegen und das wieder korrigieren kann. Das, was ich dir am Anfang gesagt habe, 
also irgendwo was entscheiden, aber in der Entscheidung auch gucken, ist das Ergebnis eigentlich 
das, was wir haben wollten?“ (JMD 3) 
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Die Reflexivität zeigt sich sowohl als Arbeitsinstrument zur Ausrichtung und 
Korrektur von Vorgehensweisen wie im obigen Beispiel als auch als allgemeines 
Bewusstsein für das soziale Gefüge im Unterstützungskontext und darüber hin-
aus:

„Und das ist natürlich auch Ziel bei uns, dass möglichst viel von dem, was irgendwie nötig ist, auch 
verstanden wird und für den Klienten nachvollziehbar ist, um da einfach nicht in so ein Abhängig-
keitsgefüge zu kommen, was in der Tat in viel zu vielen Situationen eigentlich vorhanden ist. Aber das 
dann zumindest möglichst gering zu halten, ist eigentlich auch eines unserer Hauptanliegen.“ (JMD 1)

Auch die organisationale Anbindung der Integration Intermediaries hat sich nur 
in einigen Teilaspekten als relevante Einflussgröße für die Arbeit der interme-
diären Akteur*innen herausgestellt. In Kapitel 5.2 wurde herausgearbeitet, dass 
insbesondere die organisational angelegten Arbeitsbedingungen als auch Ziele 
und Leitbilder spezifischer Organisationen einflussreich sein könnten. Dies trifft 
auf die zwei exemplarischen Intermediären Jugendmigrationsdienste und Teilha-
bemanagement jedoch nur eingeschränkt zu, da organisationale Bedingungen von 
denen der übergeordneten Förderkonzepte auf Bundes- (JMD) bzw. Landesebene 
(THM) überlagert werden. 

Insbesondere die Arbeitsbedingungen bestimmen sich daher weitgehend 
durch die Finanzierung durch Programm bzw. Landesinitiative. Darüber hinaus 
scheint auch die Anstellung innerhalb der Kommunalverwaltung nicht automa-
tisch mit wesentlichen Vorteilen einher zu gehen, was die Wirkmächtigkeit der 
intermediären Akteur*innen (hier THM) betrifft. Auch organisationale Leitbilder 
treten im Interviewmaterial nur selten zum Vorschein, da auch diese von den 
Konzepten der Instrumente, insbesondere im Kontext von JMD mit umfassenden 
Grundsätzen und Rahmenpapieren, überlagert werden. Lediglich im Kontext 
kirchlicher Träger zeigen sich gewisse Einflüsse auf die Arbeit der Integration 
Intermediaries. Die Befragten aus diesen Strukturen berichten – im Gegensatz 
zu den anderen Interviewpersonen – von der strategischen Nutzung von Träger-
strukturen, um Anliegen „bottom-up“ in politische Prozesse einzubringen und 
damit die Interessen der Klient*innen über die Einzelfallebene hinaus zu vertre-
ten. In einem Fall gibt es dafür ein institutionalisiertes Veranstaltungsformat:

„Wir laden eigentlich immer zusammen mit den Migrationsberatungsstellen für Erwachsene, den 
MBE-Stellen jedes Jahr zum Aktionstag ein und laden die Bundestagsabgeordneten für die Kommune 
[Kommune] ein. Das sind unterschiedlich, vier bis fünf Personen oder fünf bis sechs Personen. Wir 
laden alle ein und meistens kommen eins, zwei. Und genau, das machen wir so rotierend mit den 
anderen. Und dieses Jahr ist die [Träger] dran und das ist jetzt auch bald.“ (JMD 5)



288 Die Funktion der Integration Intermediaries

In einem anderen Interview wird stärker auf die Strukturierung des Trägers und 
damit einhergehende Möglichkeiten der Weitergabe von Anliegen verwiesen:

„Und das andere ist, da wo wir sagen: ‚Da ist wirklich was schief in den Regelungen‘, das müssen wir 
einfach weitergeben und entweder, wenn wir es als Einrichtung nichts daran machen können, dann 
geben wir es aber zumindest weiter. Entweder an die Kommune oder über unsere Träger, an das Land 
oder an den Bund.“ (JMD 2)

Darüber hinaus wurde lediglich im Kontext eines kirchlichen Trägers davon 
berichtet, zusätzliche Finanzierungsmöglichkeiten für unvorhergesehene Arbeits-
belastungen akquirieren zu können:

„Ist in der Tat vielleicht, um mit einem schönen Beispiel zu enden, bei uns im Kreis jetzt aber auch da 
eben durch das Erzbistum, also eigentlich von Träger-Seite her sehr f lexibel jetzt reagiert worden. 
Wir haben jetzt über Bistums-Mittel in Total eine Vollzeitstelle für zwölf Monate befristet aufgestockt 
bekommen. Im Rahmen der erwarteten Mehrarbeit von den Menschen, die aus der Ukraine gef lüchtet 
sind. Das ging jetzt schnell, das ging direkt.“ (JMD 1)

Insgesamt betonen viele befragte Intermediäre ihre Autonomie in der Unterstüt-
zung der jungen geflüchteten Menschen, insbesondere im Kontext des Teilhabe-
managements als Teil der NRW-Landesinitiative „Gemeinsam klappt’s“.

Wie bereits oben angedeutet, bestimmen sich die Arbeitsbedingungen der 
untersuchten Integration Intermediaries hauptsächlich über die Förderung im 
Rahmen eines Bundesprogramms (JMD) bzw. einer Landesinitiative (THM). 
Damit geht eine projektförmige Arbeit und auch Finanzierung einher. In fast 
allen Interviews wurde das Thema Arbeitsbedingungen ohne Stimulus durch 
die Interviewführung von den Interviewten problematisiert. Dabei sind für die 
intermediären Akteur*innen verschiedene Aspekte von Bedeutung, die Einfluss 
auf ihre Arbeit nehmen. Insbesondere die jährliche Mittelvergabe (im Kontext der 
JMD) wird als Problem hervorgehoben:

„Die Verstetigung. Wir sind immer noch ein Projekt. Jedes Jahr müssen wir quasi unsere Mittel neu 
beim Bund beantragen. Das ist/ Also es hat nichts mit unseren Arbeitsverträgen zu tun, aber es hat 
etwas mit Wertschätzung zu tun und auch mit Relevanz. Entweder man erkennt es an oder man 
erkennt es eben nicht an, aber Projektiritis so, das f inde ich total wichtig.“ (JMD 5)

Je nach Träger geht die jährliche Mittelvergabe auch mit befristeten Arbeitsver-
trägen einher, dies scheint jedoch unterschiedlich gehandhabt zu werden.

Zudem wird deutlich, dass die Projektförmigkeit der Arbeit vieler Interme-
diärer insgesamt ein Problem für die Fachkräftesicherung in diesem Bereich ist.

„Was ich mir wünsche, ist einfach, dass so ein bisschen mehr Planungssicherheit an bestimmten 
Punkten ist. Das hat nichts unbedingt mit dem Projekt zu tun, sondern das hat damit zu tun, wie so 
auch allgemein sie teilweise damit umgehen. Das war einfach/ Bei uns war an/ ja, Anfang Dezember 
letzten Jahres klar, dass es nach Ende Dezember weitergeht. […] Das heißt aber, Kolleginnen haben 
sich natürlich auch anders orientiert, aber ich, wie gesagt, ich mache ja auch Bereichsleitung, ein 
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Thema seit mindestens zehn, fünfzehn Jahren, ist, Planungssicherheit und Personal (lacht), wie halte 
ich qualifiziertes Personal?“ (THM 8)

Personalf luktuation kann insbesondere in einem Unterstützungskontext, der auf 
Vertrauensarbeit zwischen Fachkräften und Klient*innen beruht und stark von 
den persönlichen, vertrauensvollen Netzwerken abhängt, als kritisch eingeschätzt 
werden. Daneben bedeutet dies gegebenenfalls auch eine Mehrbelastung für die 
verbliebenen Mitarbeiter*innen, wenn Personen sich andere Stellen suchen:

„Das Projekt läuft jetzt nur noch bis zum 30.6. Und entsprechend ist es natürlich zur Abwanderung 
gekommen. Ich bin jetzt noch mit meiner Kollegin hier zu zweit.“ (THM 3)

Über die prekären Anstellungsverhältnisse hinaus wird auch die Arbeitsbelas-
tung von den befragten Intermediären problematisiert. Am folgenden Beispiel 
wird deutlich, wie stark der tatsächliche Workload von der Zielmarke des Trägers 
abweicht.

„Bei mir, also wir haben ja Trägerintern so ungefähre Schlüsselvorgaben beim JMD, wie viele Men-
schen wir so im Case-Management begleiten sollen, auf eine Vollzeitstelle so um die fünfzig, sagt man 
bei uns. Ich hatte jetzt eine halbe Stelle und habe im Case-Management über sechzig. (beide lachen) 
So zum Vergleich, ja und jetzt die Case-Management-Maßnahmen vom Jobcenter, die haben auf eine 
halbe Stelle sechs Leute begleitend, also da sieht man schon, wie viel mehr Zeit natürlich da auch 
jemand erübrigen kann […]. Ja und ansonsten, also ich habe so um die sechzig Case-Managementfälle 
und Beratungsfälle werde ich zurzeit so 15, zwanzig vielleicht laufen haben, obwohl, das ist immer 
sehr lose.“ (JMD 4)

Unklar bleibt, inwiefern sich im Bereich der JMD die Vorgaben der Träger im 
Hinblick auf den Fallschlüssel unterscheiden und ob das zur Verfügung stehen-
de Budget nach Arbeitsbelastung oder im Hinblick auf andere Kriterien verteilt 
wird. Auch eine weitere befragte Person ordnet die vorhanden Kapazitäten im 
JMD kritisch ein:

„Ja und wirklich mehr Stellenanteile für Beratungsarbeit, weil Beratungsarbeit ist interdisziplinär. 
Sie ist rechtskreisübergreifend. Und sie hat eben nicht diese klare Abgrenzung von ‚Das ist nicht 
meine Zuständigkeit.‘ Ich sehe das als Stärke. Definitiv. Aber das erfordert natürlich auch zeitlich 
entsprechende Ressourcen, die nicht immer so vorhanden sind, wie die Nachfragen. Leider.“ (JMD 1)

Dass die Arbeit der Integration Intermediaries insgesamt von einigen Unsicher-
heiten bezüglich des Arbeitsaufkommens geprägt ist, wird im folgenden Beispiel 
deutlich:

„Und prinzipiell erlebe ich das immer unterschiedlich, phasenweise, also es gibt Phasen da ist extrem 
viel an Arbeitsbedingungen, die Arbeitsaufträge, die auf einen einprasseln und Herausforderungen. 
[…] Es gibt bestimmte Phasen auch natürlich, wo es ruhiger ist. Also gerade zu, zu, zu bestimmten 
Zeiten, wo es allgemein im Jahr ruhiger ist, quasi. Aber die Anforderungen finde ich schon im/ prin-
zipiell in dem Berufsfeld sind hoch und verlangen auch viel erstmal Wissen über das Fachfeld und 
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viel/ aber das gilt generell für die Sozialarbeit auch an einen selbst, dass man damit eines gesundes 
Management hat für sich selbst.“ (THM 3)

Dabei werden hier weniger die strukturellen Rahmenbedingungen der Arbeit 
kritisiert, sondern vielmehr wird die individuelle Arbeitsorganisation als relevant 
markiert. Sowohl im Kontext von JMD als auch THM werden zudem Dokumentati-
onsanforderungen als weitere Verknappung der eigenen Ressourcen eingeordnet:

„Hat auch viel mit der Bürokratie, glaube ich, zu tun, also weil wirklich ganz viel dokumentiert werden 
muss. Und man braucht etliche Unterschriften von den Teilnehmern für irgendwelche Einwilligungs-
erklärungen […]. Und, ja, das ist natürlich für jemanden, der dann aus der Jugendhilfe eigentlich 
kommt und recht frei dann auch gearbeitet hat, ist das natürlich erstmal eine Umstellung.“ (THM 9)

Stärker als die professionelle Verortung kann die individuelle Haltung und das 
Selbstbild der Integration Intermediaries als einflussreich auf deren Arbeit ein-
geschätzt werden. Neben der oben bereits eingeführten aktivistischen Haltung 
finden sich verschiedene Selbstpositionierungen im Material. Besonders präsent 
ist dabei eine in fast allen Interviews auftauchende Systemkritik, die unterschied-
liche Aspekte der strukturellen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen im 
Hinblick auf Teilhabe aufgreift. So wird bspw. die bereits in Kapitel 4.3.1 einge-
führte civic stratification, also eine differenzielle In- bzw. Exklusion auf Basis 
immer differenzierterer Aufenthaltstitel, thematisiert:

„Und deswegen ist es halt einfach, es ist systemisch nicht fair, ja und es wird auch immer unfairer, 
so. Wenn man dann auch sieht, was Geduldete dürfen oder nicht Geduldete. Gerade, wenn sie eine 
Duldung-light haben. Oder gestattete Ausländer mit schlechter Bleibeperspektive, dann ist es klar, 
dass von vorneherein die Möglichkeiten nicht da sind, die Chancen nicht da sind und auch die Teilhabe 
nicht da sein kann. So und das muss man auch nicht wegreden, das ist so. Das ist systemisch so und 
das ist auch gesetzlich so festgeschrieben.“ (JMD 4)

Auch findet eine Auseinandersetzung mit dem (Nicht-)Selbstverständnis Deutsch-
lands als Willkommensland statt:

„Also, ich denke erst mal grundsätzlich, dass Deutschland kein Willkommensland ist, obwohl wir 
das immer so tun, als ob. Ich glaube, dass wir die nur für eine Zeit lang auf bewahren wollen. Und 
dann sollen die bitte schön wieder weggehen. Und ich glaube, durch diese ganzen Dinge, die wir so 
alle besprochen haben, ist es auch, wird denen das auch deutlich gemacht. […] Ich glaube, dass wir 
nur die wollen, die Biontech erfinden und so was, also die, die es so richtig gut machen oder die schön 
Fußball für uns spielen. Also, die es so richtig gut machen, bitte schön. Aber die anderen, na ja, 
eigentlich brauchen wir die doch nicht. Und wir können die noch ein bisschen in unsere Altenheime 
stecken. So. Ne?“ (THM 7)

Dies spiegelt einerseits die in verschiedenen Interviews aufgeworfene Frage 
wider, ob Zuwanderung gesamtgesellschaftlich überhaupt gewünscht ist, wenn 
die strukturellen Rahmenbedingungen und normativen Erwartungen bestimmte 
Gruppen systematisch ausschließen: „Es wird zwar nach außen suggeriert, natür-
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lich seid ihr alle herzlich willkommen, hahaha. Aber wie viele Hürden werden den 
Leuten oder den Menschen in den Weg gelegt?“ (JMD 3) Andererseits lässt sich die 
Aussage in die Entwicklung der ebenfalls bereits in Kapitel 4.3.1 beschriebenen 
„meritokratischen Wende“ in der Asylpolitik und einer immer stärkeren Perspek-
tive auf die Nützlichkeit von Zuwanderung einordnen. Diese wird im Folgenden 
Beispiel als „neoliberale Agenda“ eingeordnet:

„Es ist nun mal/ es ist eine neoliberale Agenda. Es wird geguckt, wer kann uns nutzen, der soll bleiben. 
Wer uns nicht nutzen kann, der soll weg. Das bricht schon mal komplett mit meinem Verständnis 
von Mensch sein und von/ komplett mit meiner Idee von einem Sozialstaat, wie er funktionieren 
sollte.“ (THM 4)

Die befragte Person bewertet diese politische Zielrichtung als inkompatibel mit 
der eigenen Vorstellung eines Wohlfahrtsstaats. Ähnlich wird die Situation der 
jungen geflüchteten Menschen im folgenden Interviewausschnitt problematisiert:

„Das heißt unfassbar hohe f inanzielle Deprivation, unfassbar hohe psychische Belastung natürlich 
auch. Also, wenn jemand ständig zur Ausländerbehörde rennen muss, seinen Titel verlängern muss, 
da drangsaliert wird, wenig Geld hat, prekär wohnt, noch eine Familie in einem Land hat, wo es 
irgendwie nicht stabil ist, oder vielleicht auch eigene traumatische Erfahrungen, das können nicht 
die kleinen Soldaten werden, die sich angepasst irgendwie morgens die Butterbrote schmieren und 
zur Arbeit gehen und trotzdem sind sie das irgendwie.“ (THM 1)

Die Systemkritik spiegelt die schwierige Position, in der sich die Integration Inter-
mediaries befinden: Einerseits sehen sie durch die hohe Systemkenntnis (Wissen) 
und den direkten Kontakt zu den jungen Menschen die Hürden sehr klar, anderer-
seits können sie diese nur begrenzt verändern. Die starke Präsenz der Systemkritik 
in den Interviews mit den beiden exemplarischen Integration Intermediaries JMD 
und THM ist darüber hinaus in Einklang mit dem Gesamteindruck, dass Probleme 
von den Befragten weniger bei den Adressat*innen verortet werden, sondern eher 
bei den involvierten Behörden (oder einzelnen Personen in Behörden). 

Ein grundsätzliches Charakteristikum der beiden untersuchten intermediä-
ren Akteur*innen ist die Freiwilligkeit der Unterstützungsleistung, die sich von 
anderen integrationspolitischen Angeboten (z. B. Integrationskurs) und damit 
verknüpften Leistungen (bspw. AsylbLG) unterscheidet: 

„Das Schöne an dem Projekt hier ist es ja jetzt und das ist wirklich auch wieder projektabhängig, dass 
die Leute zu uns kommen, weil sie das wollen und das freiwillig ist. […] Und bei uns kommen die Leute 
an, weil sie es wollen, weil sie diese Unterstützung wollen. Und das/ wir haben halt die Zielgruppe 
Geduldete oder Gestattete, aber auch Leute sekundär mit Aufenthaltstitel, aber primär halt diese 
schwierige aufenthaltsrechtliche Situation, parallel verbunden mit dem Wunsch, zu arbeiten, sich 
beruf lich zu integrieren, hier was zu erreichen.“ (THM 3)
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Aus dem obigen Zitat wird deutlich, dass den Klient*innen eine hohe Motivation 
zugesprochen wird, sich beruflich zu integrieren, also dem politischen Ziel der 
Arbeitsmarktintegration zu entsprechen. Andere Befragte heben im Kontext der 
Freiwilligkeit andere Aspekte stärker hervor, wie die eigene Unabhängigkeit der 
Arbeit von Leistungen zum Lebensunterhalt der Menschen:

„Ich f inde es gut, dann auch Akteur zu sein, losgelöst vom Leistung/ also von der f inanziellen Leis-
tungserbringung zu sein, aktuell und auch zukünftig. Weil Integration einfach ein freiwilliger Akt 
sein muss, der nicht sanktioniert werden sollte, der auch nicht nur mit der Perspektive irgendwie 
‚über Arbeit kannst du dir eine Perspektive auf dauerhaftes Dableiben irgendwie sichern‘, sein soll-
te. Sondern Integration kann nur ein vollkommen freiwilliger Akt sein. Und natürlich muss man 
dafür Angebote machen, so. Wenn jemand jetzt einfach weiß: Okay, ich werde keine Perspektive 
in Deutschland haben, warum soll ich dann Deutsch lernen? […] Warum soll ich dann, weiß nicht, 
dieses oder jenes machen? Warum soll ich mich dann für irgendwas interessieren? Warum soll ich 
dann irgendwas machen? So, das heißt, man muss natürlich schon irgendwie ein Angebot machen, 
dass Menschen, die sich integrieren möchten, auch integrieren können und über Integration eben 
auch eine Perspektive in Deutschland erhalten.“ (THM 4)

Dabei zeigt sich zudem die Haltung zu Integration als komplexer Prozess der 
Teilhabe, der unterschiedliche, nicht lineare Startpunkte besitzt und maßgeblich 
von den Anreizstrukturen bestimmt wird, die in den strukturellen Rahmenbe-
dingungen angelegt sind. 

Neben Haltungen, die sich auf das Selbstbild und das Spezifikum der Frei-
willigkeit im Arbeitskontext der Integration Intermediaries beziehen, finden sich 
auch solche, die stärker die Handlungsorientierung adressieren. So zeigt sich im 
folgenden Ausschnitt der Wunsch nach einer Unterstützung auf Augenhöhe, die 
Wünsche und Bedürfnisse der Klient*innen anerkennt, im Gegensatz zu anderen 
Stellen oder Behörden: 

„Und mir persönlich ist es immer ganz wichtig, dass ich die Beratungskandidaten nicht infantilisiere 
oder mit zu viel pädagogischer Ansprache überfrachte. Weil, ich denke, die kommen hierher, freiwillig, 
sie müssen es nicht, sie können das als ein Angebot, als einen Service nutzen und so möchte ich das 
auch anbieten. Also einerseits, weil ich denke, das ist ein Setting, was angemessen ist und ich bin eben 
nicht bei einem Bildungsträger, wo ich für das Jobcenter eine Maßnahme durchführe und irgendwie 
fordern, fördern, Sanktionen und so weiter irgendwie im Blick habe. Und gleichzeitig denke ich, dass 
gerade auch unsere Zielgruppe unfassbar oft in Situationen kommt, wo so von oben herab oder eben 
infantilisiert mit ihnen umgegangen wird […]. Und ich versuche dann halt, so eine professionelle 
Ebene auf Augenhöhe, wo ich auch einfach diese Bedarfe ernstnehme und nicht immer ‚du, du, du, 
du musst aber jetzt so‘, sondern dass wir einfach in so einen produktiven Austausch kommen und die 
Leute sich wohlfühlen und auch wirklich das Gefühl haben: Ich werde hier ernstgenommen, ich werde 
hier als erwachsene Person ernstgenommen. Und wenn Dinge nicht gemacht werden, so wie ich mir 
wünsche, wünschen würde zum Beispiel, dann nehme ich das hin.“ (THM 1)
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Ähnlich lässt sich auch das Zitat aus einem weiteren Gespräch einordnen, das im 
Vergleich zum vorherigen Beispiel stärker auf eine Abgrenzung von ehrenamtli-
chen Helfer*innen abzielt:

„Und da geht es auch um Akzeptanz einer Entscheidung, wo man sagt: ‚Ja, aber man könnte doch 
vielleicht noch und vielleicht könnten wir das noch.‘ Wenn mein Teilnehmender oder meine Teilneh-
merin sagt: ‚Nein, das möchte ich einfach nicht‘, dann geht es auch darum, das zu akzeptieren und 
zu sagen: ‚Das ist jetzt so‘, weil es sind mündige, erwachsene Menschen, also ich möchte jetzt auch 
nicht irgendwie denen vorschreiben, was sie zu tun oder zu lassen haben, ich kann halt/ Wie gesagt, 
ich bin eine beratende Stelle, ich kann Für und Wider, Konsequenzen aufzeigen, ich kann sagen: ‚So, 
ich bin hier, das können wir gerne gemeinsam machen‘, aber ich kann mich nicht dahin stellen und 
sagen: ‚Ich‘/ Da muss ich immer an etwas denken, was eine ehrenamtlich, tätige Person mir mal sagte. 
Sie sagte: ‚Ja, aber es ist doch mein Flüchtling.‘ Und das fand ich so schrecklich und das ist einfach 
etwas, wo ich sage: ‚Nein, also das geht nicht.‘“ (THM 2)

Dass sich dabei auch Spannung aus dem in Kapitel 5.3 eingeführten Tripelmandat 
in der Sozialen Arbeit ergibt, zeigt das folgende Zitat:

„Also das f inde ich einfach auch, weil das ist ein großer Punkt, Identifikationsnachweise. In welche 
Richtung berät man? Sage ich jemanden aus Mali, wohl wissend, dass er dann wahrscheinlich abge-
schoben wird: ‚Besorgen Sie sich auf alle Fälle den Pass.‘ Schwierig.“ (THM 8)

Im Sprechen über die Klient*innen finden sich jedoch auch punktuelle Äußerun-
gen, die sich als Othering, Infantilisierung oder Viktimisierung interpretieren 
lassen. So deuten bestimmte sprachliche Unterscheidungen von gesellschaftlichen 
Gruppen in einzelnen Passagen auf Othering hin: 

„Es sind im Nachhinein genauso Menschen wie wir. Natürlich sind die vielleicht ein bisschen anders. 
Und natürlich denken die anders, leben die anders und bringen vielleicht ihre eigenen Normen und 
Werte mit. Aber trotzdem sind das Individuen.“ (THM 6)

Die Unterscheidung in „die“ und „wir“ taucht in unterschiedlichen Interviews 
punktuell auf, insbesondere wenn es um gesellschaftliche Teilhabe, sogenann-
te „Willkommenskultur“, Werte und Einstellungen geht. Damit zeigt sich, dass 
Othering im gesellschaftlichen Diskurs über Zuwanderung nach Deutschland 
tief verankert ist. Die Ausgestaltung spezifischer Angebote für geflüchtete Men-
schen trägt ggf. zur Manifestation solcher Prozesse bei, gleichzeitig wird auf die 
Wichtigkeit verwiesen, auf spezifische Bedarfe auch eingehen zu können. Auch 
die bereits oben als zu vermeidend angeführte Infantilisierung lässt sich in Ein-
zelnen identifizieren: 

„Viele von denen sind total unselbstständig, das ist ganz schlimm. Also die sind so: ‚Ich kann das nicht, 
ich mach das nicht, ich möchte nicht. Sie machen das ja alles für mich‘ So. Nein, das mache ich nicht. 
Ich lade den, also/ Ganz, ganz einfach so: Der hat einen Brief bekommen und er versteht ihn nicht. 
Dann lade ich ihn ein und sag: ‚Komm, ich erkläre ihn dir. Aber du bist dafür zuständig, dass das alles 
funktioniert und das klappt.‘ Und das klappt. Das Problem ist, denen wurde immer alles vorgelebt. 
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Das heißt, denen wurden immer ehrenamtliche Helfer an die Seite gestellt. Der ehrenamtliche Helfer, 
der macht alles. Die kennen dieses selbständige nicht.“ (THM 6)

Auch hier findet eine Abgrenzung zu ehrenamtlichen Helfer*innen statt, die mit 
der festgestellten Unselbstständigkeit der Klient*innen in Verbindung gebracht 
wird. Neben der Infantilisierung gibt es minimale Aussagen, die sich als Viktimi-
sierung deuten lassen. Insgesamt wird selten auf eine besondere „Vulnerabilität“ 
der Zielgruppe verweisen, wobei auch hier Ambivalenzen zwischen der Anerken-
nung besonderer Schwierigkeiten und der Einordnung geflüchteter Menschen in 
eine Opferrolle deutlich werden:

„Also, so ein bisschen so Zuversicht und Ruhe vielleicht so geben. Ne? Und auch so, ja: ‚Es ist auch 
wirklich ganz schwer, als, mit deiner Geschichte das hinzukriegen. Also, du hast auch/ Das ist/ Du 
hast auch ein Paket mitzuschleppen. Und erkenn das mal bei dir an.‘“ (THM 7) 

Im Hinblick auf Viktimisierung, Infantilisierung und Othering lassen sich keine 
eindeutigen Unterschiede nach Alter, Geschlecht, Profession oder Berufserfah-
rung feststellen. 

Paternalistische Aussagen finden sich ebenfalls vereinzelt in verschiedenen 
Interviews. Allerdings lassen sich auch hier keine Unterschiede im Hinblick auf 
das Alter der Befragten feststellen. Auch jüngere, dann aber eher fachfremde, 
Integration Intermediaries äußern sich paternalistisch. Neben paternalistischen 
Aussagen finden sich in denselben Interviews oft auch Handlungsorientierungen, 
die an der Stärkung bzw. dem Empowerment der Klient*innen ansetzen und 
demnach eher auf der Agency Dimension verortet sind.

„Also der eine Teilnehmer, von dem ich berichtet hatte, der hatte im Irak seine Schule gemacht, das 
hat er auch schon alles übersetzen lassen. Da stand auch, dass er auf einem Gymnasium war. Aber 
man kann das ja nicht eins zu eins in Deutschland, also vergleichen oder anerkennen lassen. Des-
wegen nutzen wir das Angebot vom [Kooperationspartner], dass sie uns da eben weiterleiten wird 
und sagen wird, in welche Richtung das geht. Und dann, genau, haben wir ja diesen Baustein drei, 
wo ich dann eben diesen Teilnehmer eigentlich schon gerne, ja, hinbeordern würde, aber es ist ja ein 
Hauptschulabschluss, den man da nachholt.“ (THM 9)

An dem Beispiel lässt sich feststellen, dass die befragte Person aus dem Teilhabe-
management bereits eigene Annahmen über den Ausgang des Anerkennungsver-
fahrens trifft und den Klienten in ein Angebot vermitteln möchte, das wiederum 
das Nachholen eines viel geringer qualifizierenden Schulabschlusses als Ziel hat. 
Inwiefern diese Zielrichtung mit der betreffenden Person abgestimmt und aus-
gehandelt wurde, wird nicht ausgeführt. Trotzdem wird hierüber deutlich, dass 
die Anerkennung von Schulabschlüssen eine große Hürde darstellt.

Insgesamt bleibt jedoch zu vermuten, dass die Interviewsituationen auch zu 
sozial erwünschtem Verhalten geführt haben könnten. Da (Selbst-)Reflektion ein 
wichtiges Leitbild der Sozialen Arbeit darstellt, lässt sich annehmen, dass den 
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befragten Personen die eigenen problematischen Einordnungen oder Sprechwei-
sen über ihr Klient*innen durchaus bewusst sind und im Rahmen des Interviews 
eine Positionierung im Sinne der Leitbilder stattgefunden hat.

In Kapitel 5.4 wurden Handlungskonzepte im Arbeitsfeld der Integration Inter-
mediaries eingeführt, die sich aus den übergeordneten Methodologien, Methoden 
und konkreten Arbeitsformen, Verfahren und Techniken zusammensetzen. Im 
Rahmen der qualitativen Inhaltsanalyse der geführten Interviews sollte der Ein-
fluss der Handlungskonzepte auf die Handlungsorientierungen der Intermedi-
ären untersucht werden. Dabei lässt sich insgesamt feststellen, dass die meisten 
Bezüge zur konkreten Arbeitsform hergestellt werden, in der Form, dass in allen 
Interviews eine Selbstpositionierung als Berater*in stattfindet und Beratung als 
Schlagwort genutzt wird, um die eigene Arbeit zu beschreiben. Methoden, wie 
sie in Kapitel 5.4 in einem gewissen Dreischritt aus Problemanalyse, Intervention 
und Reflexion/Evaluation beschrieben wurden, werden kaum spezifisch ausge-
führt. Deutlich wird an vielen Stellen, dass Ausgangspunkt der Unterstützung 
meist ein konkretes Anliegen der Hilfesuchenden darstellt und dann gewisse 
Schritte eingeleitet werden (Intervention), jedoch finden sich Hinweise auf eine 
abschließende Reflexion bzw. Evaluation in den Ausführungen nur selten. Im 
Hinblick auf Handlungskonzepte als übergeordnete Methodologien ist eine eher 
untergeordnete Rolle für die Handlungsorientierungen festzustellen. Während 
zwar die befragten Mitarbeiter*innen der Jugendmigrationsdienste in der Vor-
stellung ihrer Arbeit immer auf die beiden institutionell verankerten Handlungs-
konzepte der sozialpädagogischen Beratung und des Case Managements in der 
Einzelfallhilfe verweisen (siehe auch Kapitel 6.1), werden in den Ausführungen 
zur Bearbeitung von Hürden und in den Handlungsorientierung selten Bezüge 
zu den hinterlegten Handlungskonzepten deutlich. Lediglich die Unterscheidung 
in „einfache“ (sozialpädagogische Beratung) und „komplexe“ (Case Management) 
Fälle wird häufiger genutzt, um die Spannbreite der Arbeit zu verdeutlichen. Bei 
den Teilhabemanager*innen wird nicht in jedem Interview auf das zugrunde 
liegende Konzept des Case Managements (Reis 2019) verwiesen. Teilweise wird 
jedoch explizit hervorgehoben, dass das Konzept durch seinen Anspruch der Ver-
knüpfung von Einzelfallarbeit mit Hilfesystem als sinnvoll empfunden wird, die 
Hürden der jungen geflüchteten Menschen zu bearbeiten. In einem Interview 
mit einer Person aus dem Teilhabemanagement wird sehr stark auf das Case 
Management als Konzept und eine damit verbundene Haltung verwiesen. Case 
Management wird dabei auch genutzt um eine Selbstpositionierung vorzunehmen 
und sich stark von anderen sozialarbeiterischen Vorgehensweisen abzugrenzen:
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„Und fand es halt immer sehr spannend, den Ansatz von Case Management, weil ich bin halt, weil ich 
halt auch dies Systemische habe, ich bin ein Verfechter davon, das Ganze auch abbildbar zu machen. 
Ich habe immer gesagt, dass dieses McDonald’s Prinzip. Wenn man irgendwo Hilfe einfordert, dann 
sollte sie zumindestens annähernd ähnlich sein und hatte auch häufig das Gefühl, es ist gar nicht die 
Unterstützung, sondern eher die Hilfe. Also bei ganz vielen Bereichen, in denen ich gearbeitet, war es 
eher so der Klient, der Kunde ist zu uns gekommen und ja man hat eigentlich die Sachen dann für ihn 
gemacht. Und das fand ich alles nicht so ganz richtig, weil dadurch entsteht so eine Co-Abhängigkeit. 
Ich glaube, es hat mal jemand genannt: sozialpädagogische Geiselhaft.“ (THM 5)

Dabei wird deutlich, dass Case Management als Handlungskonzept auch als 
Instrument gesehen wird, problematische Handlungsweisen oder Haltungen 
aus der Sozialen Arbeit zu überwinden („sozialpädagogische Geiselhaft“). Inwie-
fern dies durch das Handlungskonzept Case Management erreicht werden kann, 
bleibt jedoch offen. Immer wieder wird in den Interviews auch mit Stichwörtern 
auf andere Handlungskonzepte oder Ansätze verwiesen (Situationsanalyse, sys-
temische Arbeit, Einzelfallhilfe, Verweispädagogik), meist ohne diese genauer 
auszuführen. So ergibt sich insgesamt das Bild, dass Handlungskonzepte durch-
aus bekannt sind und als gedankliche Fluchtpunkte genutzt werden. Die Konkre-
tisierung der Konzepte in der Arbeit mit jungen geflüchteten Menschen bleibt 
jedoch unklar, da die Ausführungen zu den Methoden und Arbeitsformen eher 
allgemein benannt werden und das Schlagwort „Beratung“ als Sammelbegriff für 
unterschiedliche Ausgestaltungen interpretiert werden kann.

Die oben eingeführten Einflussfaktoren, die im Hinblick auf die Handlungs-
orientierungen der Integration Intermediaries untersucht wurden, können dem-
nach in unterschiedlicher Art und Weise als wirkmächtig betrachtet werden. 
So sind professionelle Aspekte insbesondere im Hinblick auf deren Leitbilder 
relevant, die auch von Personen übernommen werden, die nicht aus der Sozi-
alen Arbeit kommen. Die organisationale Anbindung hat vor allem in großen, 
konfessionellen Trägern einen Einfluss auf die Möglichkeit, Lobbyarbeit bzw. 
Interessenvertretung für die Zielgruppe der jungen geflüchteten Menschen zu 
betreiben. Dabei werden die unterschiedlichen Ebenen (lokal, regional, überre-
gional) der Träger genutzt. Arbeitsbedingungen scheinen für alle befragten Inte-
gration Intermediaries relevant zu sein: Prekäre Anstellungsverhältnisse durch 
Befristungen und Projektförmigkeit, gepaart mit hohem Workload und einer 
sehr anspruchsvollen Tätigkeit werden in fast jedem Interview kritisiert. Der 
Einfluss auf die Handlungsorientierung bleibt dadurch jedoch marginal, eher 
Kapazitäts- und Ressourcenfragen werden hierdurch aufgeworfen. Das verweist 
auf die Wichtigkeit der Haltung der untersuchten intermediären Akteur*innen. 
Diese ist vermutlich stärker durch Idealismus, Werte und Einstellungen geprägt, 
die mit dem Ziel der Arbeit (Integration und Teilhabe) übereinstimmen, als in 
anderen Arbeitskontexten. Die Haltungen und Selbstverständnisse moderieren so 
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Handlungsorientierungen. Handlungskonzepte verknüpfen häufig professionelle 
Aspekte mit Haltungen und geben einen methodologischen Rahmen für das Vor-
gehen der intermediären Akteur*innen vor. Dabei spielen sie in den untersuchten 
Interviews vor allem als grobe Leitlinien eine Rolle.

Im Hinblick auf die Wirkmächtigkeit der untersuchten Integration Interme-
diaries zeigt sich, dass diese – trotz der oftmals (wahrgenommenen) schwachen 
Position der Intermediären im System – nicht zu unterschätzen ist. Dabei spielt 
die umfassende Systemkenntnis (Wissen; Köhling 2011) der Akteur*innen eine 
entscheidende Rolle, wie das folgende Beispiel (neben einigen Aussagen weiter 
oben) verdeutlicht:

„Also, wenn, ja, man die Ordnungswege einhält, […] die gesetzlichen Vorgaben und die Strukturen 
und, dann habe ich, dann haben sie schon auch Zugang zu vielem, sage ich mal. Gestern hatte ich 
BAföG. Ne? So was. Oder hier – wie heißt das jetzt? – ausbildungsbegleitende Hilfen, immer nach 
Ordnungsprinzipien und, ja, Unterstützung. Wenn man jemand ist, der hier wie ich oder natürlich 
auch andere – ne? –, die das wissen, wie es geht, wo man sich melden kann, dann haben sie Zugang. 
Aber selber aus sich heraus […] wissen die das ja gar nicht, also, wissen unsere deutschen Jugendlichen 
auch oft nicht. Aber die aus dem Ausland kommenden wissen es noch ein bisschen weniger. Und auch 
lange Gesetzestexte lesen ist auch für jemanden, auch wenn die B1 haben oder so, ist schon sehr, sehr, 
sehr schwierig. So. Ne? Das ist einfach schwierig. Wissen wir ja auch alle.“ (THM 7)

Die befragten intermediären Akteur*innen sind dabei mit der Anforderung 
konfrontiert, in vielen verschiedenen Bereichen über Wissen zu Spezifika 
und Zugangs- sowie Verfahrensregelungen zu verfügen, um die Anliegen der 
Klient*innen bearbeiten zu können. Da hier zahlreiche Interdependenzen zwi-
schen den verschiedenen Politikfeldern bestehen (z. B. zwischen Migrationspoli-
tik und Arbeitsmarktpolitik oder Bildungspolitik und Integrationspolitik, siehe 
auch Kapitel 4), ist einerseits ein breites Wissen über relevante Felder notwendig. 
Andererseits müssen die Intermediäre die Verflechtungen und möglichen Wech-
selwirkungen abschätzen können, um die Anliegen ihrer Klient*innen adäquat 
zu unterstützen. Die Analyse der Interviews spiegelt dies. So sind die meisten 
befragten Personen spezialisierte Generalist*innen. Insbesondere, aber nicht 
ausschließlich, Intermediäre mit weniger Berufserfahrung in der Unterstützung 
junger geflüchteter Menschen nutzen das Wissen weiterer Akteur*innen, in dem 
sie gezielt Kooperation aufbauen.

Die gute Vernetzung (Vertrauen; Köhling 2011) der intermediären Akteur*innen 
spielt eine maßgebliche Rolle dafür, Zugänge zu ermöglichen, die sich nur auf 
Basis vertrauensvoller persönlicher Beziehungen ergeben:

„Ich habe ja dir schon erzählt, wie lange ich in diesem Job drin bin, das heißt, ich habe gewisse per-
sönliche Beziehungen mit auch gewissen Mitarbeitern oder Leitern, so dieses Vitamin B, was man 
manchmal so nennt und hat, das ist Gold wert. Das wird man nicht über nur einen Anruf oder nur 
über Zoommeeting irgendwie erreichen, das geht nicht. […] Ja, da versuche ich überall meine jungen 
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Kolleginnen mitzunehmen und zu integrieren, weil die nicht so lange in diesem Job drin sind; dass sie 
zumindest dann irgendwann mich beerben in der Geschichte. Und dass sie auch wissen, das ist ein 
Ansprechpartner, der ist zuverlässig, der sagt dir zwischen den Zeilen, wo die Begründung ist, wenn es 
um Ausländerrecht geht. Und das sind so Kontakte, die man wirklich pf legen muss oder sollte.“ (JMD 3)

In allen Interviews wird deutlich, dass die Vernetzung mit relevanten Stellen 
ausschlaggebend für eine gute Unterstützung bei der Bewältigung von wohl-
fahrtsstaatlichen Hürden ist. Sowohl staatliche Stellen und Behörden als auch 
weitere (spezialisierte) Beratungsstellen, Träger von Bildungsangeboten und 
Beschäftigungsmaßnahmen, Schulen, psychosozialen Zentren sind wichtige 
Partner*innen. Wie gut die Kooperation mit den einzelnen Organisationen und 
innerhalb mit einzelnen Mitarbeiter*innen funktioniert, hängt dabei häufig von 
deren Handlungszielen ab. Konflikte werden am häufigsten mit der Ausländer-
behörde beschrieben, aber auch mit Jobcentern oder teilweise Sozialämtern. D. h. 
staatliche Stellen scheinen häufiger im Widerspruch zu den Handlungszielen 
der Intermediären zu stehen. Dies trifft selbst für Integration Intermediaries 
zu, die in einer Kommune oder kommunalen Tochtergesellschaft angestellt sind. 
Insgesamt sind die intermediären Akteur*innen eingebettet in komplexe Ver-
flechtungsstrukturen (Figurationen) mit labilen Machtbalancen, die sich je nach 
Handlungsorientierung und involvierten Partner*innen immer wieder verschie-
ben und zu unterschiedlicher Wirkmächtigkeit der verfolgten Handlungsorien-
tierungen führen.

Darüber hinaus finden sich im Interviewmaterial bestimmte Metaphern häu-
figer: So werden Bilder wie Wege, Türen, Fenster oder Wände genutzt (siehe auch 
oben), die auf Zugänge verweisen und (mit Ausnahme der Wand-Metapher) unter-
schiedliche Zustandsformen annehmen können (offen/zu, lang/kurz, beschwer-
lich/einfach). Wie diese unterschiedlichen Zustandsformen erreicht werden kön-
nen, weist auf die Prozessdimension der Unterstützung hin, die stark von der 
Systemkenntnis und der Vernetzung der Integration Intermediaries abhängt. 

Im Hinblick auf die Hervorbringung von Übergängen und die Reproduktion 
von Normalitätserwartungen bzw. „Normallebensläufen“ lässt sich feststellen, 
dass die analysierten Integration Intermediaries THM und JMD bereits (mehr oder 
weniger explizit) mit der Zielperspektive Arbeitsmarktintegration angelegt sind. 
Daher findet eine systemimmanente Reproduktion von Normalitätserwartungen 
statt. Von den aktivistischen Intermediären wird aber die Leistungsorientierung 
und Erwerbszentrierung zumindest punktuell in Frage gestellt, wie das folgende 
Beispiel veranschaulicht:

„Also, weil, wie gesagt, wir haben keine Zeit, keine Kapazitäten und keine Notwendigkeiten, uns 
mit dem Thema Rückführung zu beschäftigen, bei Leuten, die nicht, die keine schweren Gefährder 
sind und keine schweren Straftäter. Diese Leute muss man nicht abschieben, egal, ob sie arbeiten 
oder nicht, denn wir brauchen auch die Nichterwerbstätigen, damit die Kollegen beim Jobcenter und 
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bei der Agentur was zu tun haben. Also ich meine, alle erfüllen ja quasi in unserer Gesellschaft eine 
bestimmte Funktion. Und das heißt einfach, bestimmte so, rassistische, populistische Dinge können 
wir uns politisch eigentlich nicht mehr erlauben, aber wir tun es.“ (THM 1) 

Reproduktion von Normalitätsvorstellungen wird auch deutlich durch Vorstel-
lungen von Worthyness (Lipsky 2010), die sich in den Interviews finden. Zum Teil 
werden besonders f leißige, intelligente oder engagierte Klient*innen hervorge-
hoben, um Ungerechtigkeiten besonders deutlich zu machen. Darin zeigen sich 
internalisierte Werte, wie Leistungsorientierung und Meritokratie. Das birgt auch 
ein Risiko für Creaming (z. B. Lipsky 2010), also der Bevorzugung einfacher Fälle 
bzw. Klient*innen. Sowohl das Leitbild der Ressourcenorientierung als auch das 
Handlungskonzept Case Management kann hierfür als Ausgleich gesehen werden, 
dennoch bleibt unklar, inwiefern insbesondere Klient*innen, die als besonders 
„würdig“ eingeschätzt werden, Vorteile in der Unterstützung erfahren. 

Sowohl THM als auch Jugendmigrationsdienste sind auf die Lebensphase des 
Übergangs von der Schule in Ausbildung und Beruf ausgerichtet. Daher ist die Pro-
duktion von Übergängen (insbesondere in Bildung und Arbeit) Teil der Arbeit der 
Intermediären. Das spiegelt sich auch im Selbstverständnis der Personen wider:

„Aber so dieses generelle Grundverständnis, ja, dass ja Migrationshintergrund schon eigentlich das 
ganze Leben beeinf lusst in allen Lebensbereichen, so das ist eigentlich was, was ich mir rückblickend 
aus der Zeit mitgenommen habe und auch, dass wirklich immer auf den Einzelfall geguckt werden 
muss und auch geguckt werden sollte, weil es eine sehr individuelle Angelegenheit ist und oft indivi-
duelle Faktoren auch manchmal das Zünglein an der Waage sein können, um, ja, Beratungen oder 
auch Verläufe von Biografien entsprechend zu, zu bestimmen dann.“ (JMD 1)

Auch damit werden demnach institutionell verankerte „Normallebensläufe“ repro-
duziert, allerdings ergeben sich aus der Begleitung der Übergänge in Bildung, 
Ausbildung und Arbeit auch zentrale Teilhabemöglichkeiten und langfristige 
Perspektiven. Die Anreizsysteme, die sich bspw. aufenthaltsrechtlich für eine 
Aufnahme von Ausbildung und Arbeit ergeben sind demnach sowohl kritisch zu 
hinterfragen, als auch als Chancen für die individuellen Biographien der Betrof-
fenen zu betrachten.
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6.3	 Zusammenfassung: Die Rolle intermediärer Akteur*innen 
im Umgang mit wohlfahrtsstaatlichen Hürden bei 
entstandardisierten Lebensläufen

Aus den Dokumentenanalysen sowie den Auswertungen zu den Handlungs-
orientierungen, die Integration Intermediaries in der Bearbeitung wohlfahrts-
staatlicher Hürden für junge geflüchtete Menschen entwickeln, lassen sich einige 
Schlussfolgerungen ziehen. 

Im Hinblick auf die Faktoren, die die Arbeit der intermediären Akteur*innen 
beeinflussen zeigt sich sowohl aus den Dokumentenanalysen (Kapitel 6.1) als 
auch aus der Untersuchung des Interviewmaterials (Kapitel 6.2), dass sich die 
organisationalen Kontexte der beiden untersuchten Intermediäre unterscheiden. 
Während die JMD komplett in großen Wohlfahrtsverbänden aus vier Träger-
gruppen angesiedelt sind, findet sich im Rahmen des THM eine große Spann-
breite an organisationalen Anbindungen – von Kommunalverwaltungen über 
kommunale Tochtergesellschaften, Bildungsträger bis hin zu freien Trägern (der 
Wohlfahrt). Aus dem Interviewmaterial wurde allerdings nur punktuell deutlich, 
dass dies die Arbeit beeinflusst, bspw. im Hinblick auf die Nähe zu relevanten 
Kooperationspartner*innen oder Behörden. Innerhalb der JMD waren kaum 
Unterschiede zwischen verschiedenen Trägern feststellbar: Das Thema Kirche-
nasyl war eines, das ausschließlich bei einem konfessionellen Träger benannt 
wurde. Darüber hinaus wurde bei den konfessionellen Trägern stärker von Struk-
turen für die Interessenvertretung geflüchteter Menschen berichtet. Beides kann 
durch die qualitative Anlage des Projekts lediglich als Hinweis auf organisatio-
nale Unterschiede gedeutet werden. Bei den THM waren keine systematischen 
Unterschiede zwischen den verschiedenen Organisationen feststellbar. Deutlich 
wurde jedoch, dass die zentrale Rahmung für beide Integration Intermediaries 
im Förderprogramm JMD bzw. im THM als Teil der Landesinitiative „Gemein-
sam klappt’s“ liegt bzw. lag. Alle befragten Personen haben sich sehr deutlich als 
Mitarbeiter*innen des Jugendmigrationsdienstes bzw. als Teilhabemanager*innen 
positioniert und sich nicht unspezifisch als Beratungsstelle bezeichnet. Der Bezug 
zur jeweiligen konzeptionellen Anlage der Akteur*innen wurde demnach sehr 
deutlich, was für die JMD mit jahrzehntlanger Geschichte deutlich erwartbarer 
war, als für die Teilhabemanager*innen, die nur für zwei Jahre existierten. Weni-
ger deutlich war die Relevanz der dort zugrunde gelegten Handlungskonzepte 
(JMD: Einzelfallhilfe mit sozialpädagogischer Beratung oder Case Management; 
THM: Case Management) für die Arbeit der Intermediären und für die Entwick-
lung bestimmter Handlungsorientierungen. Die Bezüge zu den Handlungskon-
zepten blieben in den meisten Interviews abstrakt. Im Hinblick auf die Profes-
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sion der Integration Intermediaries hat bereits die Dokumentenanalyse gezeigt, 
dass zwar unterschiedlich konkrete Standards gesetzt waren: Bei den JMD ist 
die Qualifikationsanforderung deutlich geregelt (sozialpädagogische Fachkräf-
te mit Hochschulabschluss), während beim Teilhabemanagement vor allem die 
antragstellenden Kommunen, Kreise und kreisangehörigen Gemeinden über die 
Qualifikation entscheiden konnten. Es zeigte sich aber bereits durch die Ein-
schätzungen aus den Hintergrundinterviews sowie durch die wissenschaftliche 
Begleitung des Teilhabemanagements, dass die Zusammensetzung der Beschäf-
tigten recht heterogen ist und weitere erziehungs- oder sozialwissenschaftliche 
Vorbildung umfasst. Auch ein Fachkräftemangel im Bereich Soziale Arbeit wurde 
als Grund hierfür benannt (Kapitel 6.1). Zudem dürften die Arbeitsbedingungen 
Einfluss darauf haben, wer sich auf ggf. befristete Stellen mit hohem Anspruch 
an Systemkenntnis und Vernetzung sowie mit herausfordernden Beratungsmo-
dalitäten bewirbt. Der Faktor Arbeitsbedingungen, der bereits in Kapitel 2.3 bei 
den Ausführungen zur Street Level Bureaucracy eingeführt wurde, kam in den 
qualitativen Interviews besonders zum Tragen (Kapitel 6.2.3). Häufig wurden die 
eigenen Arbeitsbedingungen ohne vorhergehende Frage als prekär und schwie-
rig beschrieben. Befristung, geringe Stellenanteile sowie hohe Arbeitsbelastung 
und eine wahrgenommene geringe Wertschätzung der Tätigkeit wurden hier-
bei kritisiert. Dabei zeigt sich eine Wechselwirkung zwischen den Arbeitsbe-
dingungen und der organisationalen Anbindung im Hinblick auf die Befragten 
aus Jugendmigrationsdiensten. Dort scheinen die Träger unterschiedlich mit 
der jährlichen Mittelbereitstellung durch das BMFSFJ umzugehen, was bedeu-
tet, dass manche der Wohlfahrtsverbände unbefristete Positionen ausschreiben, 
während andere Träger die Stellen jährlich befristen. Beim Teilhabemanagement 
war die Befristung hingegen durch die Projektförmigkeit der Landesinitiative 
von Beginn an bekannt. Die bereits beschriebene Heterogenität der Vorbildung 
und Qualifikation der interviewten Akteur*innen, hatte interessanterweise nicht 
zur Folge, dass die Soziale Arbeit als Profession eine geringere Rolle für die Arbeit 
spielte. Im Gegenteil ließ sich beobachten, dass zentrale Leitbilder der Sozialen 
Arbeit (Anwaltschaftlichkeit, Lebensweltorientierung, Reflexivität, Soziale Arbeit 
als Menschenrechtsprofession etc.) für alle Integration Intermediaries zentrale 
Bezugspunkte und handlungsleitend waren. Das eigene Selbstverständnis und die 
Haltung der Befragten spielt demnach eine maßgebliche Rolle. Trotzdem konnte 
punktuell Paternalismus und Othering in den Aussagen über das Vorgehen und 
die Klient*innen identifiziert werden. 

Im Hinblick auf die Handlungsorientierungen der intermediären Akteur*innen 
lässt sich zunächst eine Dualität feststellen: Je nach Hürde orientieren sich die 
Integration Intermediaries in der Interaktion auf Einzelfallebene entweder 
an der Handlungsfähigkeit der Klient*innen (Kapitel 6.2.1) oder an den struk-



302 Die Funktion der Integration Intermediaries

turellen Rahmenbedingungen (Kapitel  6.2.2). Dies spiegelt sowohl die starke 
Klient*innenzentrierung als auch die Einbettung in spezifische Strukturen. 
Zudem ist sowohl beim JMD durch das Rahmenkonzept zur Netzwerkarbeit als 
auch im Case Management Konzept des Teilhabemanagements die Arbeit an den 
Strukturen als Aufgabe definiert (Kapitel 6.1). Dass die Intermediären diese teils 
auch aktiv im Sinne ihrer Klient*innen verändern möchten, ist anknüpfungsfähig 
an die in Kapitel 2.3 und 5.3 eingeführten Konzepte von Street Level Bureaucrats 
als policy makers (Leiber 2023) bzw. dem Prinzip der Einmischung (Leiber et al. 
2023b) in der Sozialen Arbeit. Auch das Tripelmandat der Sozialen Arbeit (Kapi-
tel 5.3) bedingt eine gewisse Aufmerksamkeit für die strukturellen Rahmenbe-
dingungen. Fluchtspezifische Erkenntnisse lassen sich für beide Handlungsori-
entierungen finden. Bezogen auf die Orientierung an der Handlungsfähigkeit der 
Klient*innen könnte dies im weitesten Sinne die Einschätzung der Intermediären 
sein, dass viele ihrer Klient*innen motiviert sind und sich aktiv einbringen. Dies 
spiegelt sich darin, dass die Bestärkung, der Zuspruch als emotionale Arbeit der 
Intermediaries mit ihren Klient*innen hier einen hohen Stellenwert einnimmt. 
Deutlicher werden jedoch Fluchtspezifika bei den Handlungsorientierungen, die 
strukturellen Rahmenbedingungen betreffend. Insbesondere der hohe Einfluss 
aufenthaltsrechtlicher Aspekte auf die Gestalt und Komplexität der identifizierten 
Hürden ist hierbei zu nennen. In diesem Kontext werden die Grenzen der Wirk-
mächtigkeit von Intermediären deutlich, auch wenn sich trotzdem Handlungs-
orientierungen zeigen, die versuchen, diese Grenzen (zumindest individuell) zu 
verschieben. Auch die Anerkennung von Schulabschlüssen und der Zugang zu 
Bildung sind stärker f lucht- bzw. migrationsspezifische Themen, die von den Inte-
gration Intermediaries bearbeitet werden. Insgesamt wird deutlich, dass beide 
Handlungsorientierungen stark einzelfallbezogen sind, dass also auch eine Ori-
entierung an den strukturellen Rahmenbedingungen nicht unbedingt bedeutet, 
dass diese über den individuellen Fall einer*s Klient*in hinaus verändert werden. 
Zudem war eine gewisse Ambivalenz zwischen Hilfe und Kontrolle erkennbar, 
was sich durch die punktuell paternalistischen Aussagen zeigte und die labilen 
Machtbalancen zwischen Intermediären und Klient*innen verdeutlicht.

Die Wirkmächtigkeit der Integration Intermediaries begründet sich in ihrer 
hohen Systemkenntnis (Wissen) und ihrer vertrauensvollen Vernetzung mit 
Kooperationspartner*innen (Vertrauen). Die Analyse der qualitativen Interviews 
hat gezeigt, dass die Intermediäre sowohl ein sehr breit gefächertes Wissen über 
die Strukturen aufweisen als auch relevante Details kennen. Daneben vernetzen 
sie sich auf lokaler Ebene einerseits eng mit wichtigen Akteur*innen und haben 
einen Überblick über weitere Unterstützungsangebote (Verflechtungsstruktu-
ren). Andererseits nutzen sie diese Netzwerke strategisch für ihre Klient*innen. 
So werden sie zu spezialisierten Generalist*innen und können Wege eröffnen, 
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Hürden verringern und Lösungen ermöglichen, die ohne sie nicht möglich gewor-
den wären. Bezogen auf die in Kapitel 4.4 eingeführten vier Dimensionen wohl-
fahrtsstaatlicher Hürden nehmen sie auf die Zugänge, die Ausgestaltung und die 
Schnittstellen Einfluss, wohingegen sie bei der Anlage der Strukturen an ihre 
Grenzen stoßen. Um hier Veränderungen zu initiieren, werden dann Möglich-
keiten der Interessenvertretung und Lobbyarbeit bspw. durch die Wohlfahrts-
verbände genutzt. 

Wie bereits in der Einleitung dargestellt, spielen intermediäre Akteur*innen 
nicht nur im Bereich der Integrationspolitik eine Rolle, sondern in zahlreichen 
weiteren sozialpolitischen Feldern. Zu nennen sind hier bpsw. Die Allgemeine 
Sozialberatung, die Erziehungsberatung, die Schuldnerberatung oder die Sucht-
hilfe. Daneben wird aktuell eine fach(politische) Debatte rund um die Einführung 
von zentralen Anlaufstellen173 oder niedrigschwelligen Beratungsangeboten zur 
Erhöhung der Zugänglichkeit des Wohlfahrtsstaats geführt. Die Untersuchung 
zu den Integration Intermediaries zeigt, dass diese Akteur*innen durchaus die 
gewünschte Zugänglichkeit erhöhen können. Allerdings wurden auch die Eng-
passfaktoren und Gelingensbedingungen für deren Wirkmächtigkeit deutlich. 
Aus den Ausführungen zu den häufig prekären Arbeitsbedingungen bezogen auf 
den Workload, das Anstellungsverhältnis und den Stellenumfang kann gefolgert 
werden, dass eine auskömmliche Finanzierung und die Sicherheit des Arbeits-
platzes eine zentrale Rolle spielen. Das fördert einerseits die Gewinnung von 
Fachkräften, für die solche Positionen attraktiv werden. Andererseits ist das die 
Basis für eine nachhaltige Sicherung von Wissen und Vertrauen. Auch das Macht-
gefälle zwischen den Intermediären und den Akteur*innen, die in Behörden wie 
Jobcentern und Ausländerbehörden tatsächliche Entscheidungen fällen (im Sinne 
von Gatekeeper*innen nach Struck 2001) muss dabei berücksichtigt werden. D. h. 
die Figurationen in denen sich die vermittelnden Akteur*innen bewegen, sind 
durch labile Machtbalancen gekennzeichnet, die eine enge Vernetzung und ggf. 
formalisierte Kooperationsbeziehungen erforderlich machen. 

Insgesamt ist die Bedeutung intermediärer Akteur*innen im komplexen deut-
schen Wohlfahrtsstaat hoch; sie unterstützen die Herstellung einer Passung zwi-
schen Agency und Structure bei entstandardisierten Lebensläufen. 

173	 z. B. durch die Idee eines zentralen „Bürgerservice“ der SPD, siehe auch https://www.spdfraktion.de/
system/files/documents/position-sozialstaat-als-partner.pdf 

https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/position-sozialstaat-als-partner.pdf
https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/position-sozialstaat-als-partner.pdf




7.	 Fazit

Junge geflüchtete Menschen sehen sich in Deutschland mit einem komplexen 
Sozialstaat konfrontiert. Daraus ergeben sich Herausforderungen in der Lebens-
phase des Übergangs von der Schule in Ausbildung und Arbeit: Institutionalisierte 
Normalitätserwartungen an Lebensverläufe, ein spezifisches Übergangsregime 
mit zwei Schwellen sowie aufenthaltsrechtliche Regelungen moderieren die Teil-
habechancen der Menschen. Die vorliegende Arbeit verfolgte vor diesem Hinter-
grund zwei zentrale Erkenntnisinteressen: 

Einerseits ging es um die Untersuchung wohlfahrtsstaatlicher Hürden, also 
Hürden die sich aus dem oben beschriebenen Kontext auf Basis der strukturellen 
Rahmenbedingungen in Deutschland ergeben, und ihre Auswirkungen auf ent-
standardisierte Lebensläufe. Neben deren Identifizierung war das Ziel insbeson-
dere, eine tiefergehende Charakterisierung der Hürden zu erreichen. Andererseits 
standen, ausgehend von den in den vergangenen Jahren verstärkt implementierten 
Unterstützungsstrukturen für geflüchtete Menschen, spezifische intermediäre 
Akteur*innen im Zentrum des Forschungsinteresses. Die sogenannten Integration 
Intermediaries, die maßgeblich auf der Beratung und Begleitung durch die Soziale 
Arbeit basieren und einen integrationspolitischen Auftrag haben, kennzeichnen 
sich durch ihre Positionierung zwischen verschiedenen Strukturen und ihrem 
Auftrag zu vermitteln, ohne eigene Weisungsbefugnis zu haben. Das führt zu 
der Forschungsfrage nach der Funktion der Integration Intermediaries und deren 
Umgang mit den identifizierten und charakterisierten Hürden. Dabei wurden 
Einf lussfaktoren auf die Arbeit der Intermediäre analysiert sowie die Handlungs-
orientierungen, die sich bei der Bearbeitung der wohlfahrtsstaatlichen Hürden bei 
den jungen Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Arbeit zeigen.

Um diese Forschungsfragen nach den wohlfahrtsstaatlichen Hürden und der 
Funktion der Integration Intermediaries zu beantworten, wurde zunächst ein 
theoretisch-konzeptioneller Rahmen entwickelt, der die Prozess- und Figura-
tionssoziologie (z. B. Elias 2009) mit der Lebenslaufsoziologie (z. B. Heinz et al. 
2009b) und dem Konzept der Street Level Bureaucracy (Lipsky 2010) zu einem 
prozessualen und relationalen Intermediaritätsansatz verknüpft (Kapitel 2.4). 
Damit einher gehen drei zentrale theoretisch-konzeptionelle Perspektiven, die 
zur Beantwortung der formulierten Forschungsfragen genutzt wurden: Die Pro-
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zess- und Figurationssoziologie liefert die gesellschaftstheoretische Hintergrund-
folie. Grundannahme ist hierbei, dass Gesellschaften aus mehr oder wenigen 
komplexen Verflechtungsstrukturen von Menschen bestehen (Figurationen). 
Diese kennzeichnen sich durch Interdependenzen und labile Machtbalancen 
und können so als dynamisch und prozessual verstanden werden. Die Perspek-
tive auf Interdependenzen macht demnach die Einbettung von Individuen in 
spezifische Verflechtungsstrukturen mit ihren Abhängigkeiten, Bezügen und 
Machtverhältnissen deutlich. Darüber hinaus sind die Interdependenzen Aus-
gangsbasis für Monopolisierungsprozesse und damit für die gesellschaftliche 
Institutionalisierung von Rahmenbedingungen. So werden einerseits wohl-
fahrtsstaatliche Hürden in ihren Verflechtungen als auch die Einbettungen der 
intermediären Akteur*innen sichtbar. Die Lebenslaufsoziologie als spezifischer 
Forschungsansatz ist Grundlage der zweiten zentralen Perspektive des prozessu-
alen und relationalen Intermediaritätsansatzes. Hier stehen Wechselwirkungen 
zwischen strukturellen Rahmenbedingungen (Structure) und der individuel-
len Handlungsfähigkeit (Agency) über die Zeit (Time) im Zentrum. Diese pro-
zessualen Bezüge zwischen den drei Dimensionen Structure, Agency und Time 
lassen Schlüsse zu institutionalisierten Normalitätsvorstellungen von Lebens-
verläufen und deren individuelle Biographisierung zu. Sie liefern gleichzeitig 
Einordnungen zur Relevanz von Übergängen im Lebenslauf als kritische und 
unsichere Phasen, die auch durch verschiedene Gatekeeper*innen geprägt werden 
können. Der Fokus auf die Wechselwirkungen zwischen den drei Dimensionen 
hilft zudem bei der Charakterisierung wohlfahrtsstaatlicher Hürden, also der 
tiefergehenden Beschreibung und Dekonstruktion ihrer Gestalt im Hinblick auf 
das Zusammenwirken verschiedener struktureller Rahmenbedingungen. Mit 
der Arbeit von Lipsky (2010) zu Street Level Bureaucrats richtet sich der Blick 
schließlich auf die Ebene der Interaktion zwischen den Intermediären und den 
jungen geflüchteten Menschen. Diese direkte Interaktion, verbunden mit der 
Autonomie der Integration Intermediaries sowie deren Einbettung in spezifische 
organisationale und gesellschaftliche Interdependenzgeflechte sollte die Analyse 
der Funktion der Integration Intermediaries anleiten. Dabei wurden auf Basis des 
Konzepts der Street Level Bureaucracy drei zentrale und miteinander verwobene 
Spannungsfelder identifiziert: zwischen der Klient*innenzentriertheit und den 
Arbeitsbedingungen, zwischen dem (professionellen) Selbstverständnis und den 
organisationalen Zielen sowie zwischen dem Ermessensspielraum und dem Ziel 
der Gleichbehandlung, das die Arbeit der Integration Intermediaries prägt. Der 
prozessuale und relationale Intermediaritätsansatz trägt demnach mit seinem 
Fokus auf drei Perspektiven und dahinterliegenden theoretisch-konzeptionellen 
Annahmen zu einem tiefergehenden Verständnis von intermediären Akteur*innen 
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in ihren komplexen Einbettungsstrukturen sowie vor dem Hintergrund institu-
tionalisierter Rahmenbedingungen bei.

Der entwickelte theoretische Rahmen leistet so einen Beitrag zu Theoriedis-
kussionen in der relationalen Soziologie und der Lebenslaufsoziologie und lässt 
alternative Theoretisierungen von Fragen der Politikimplementation (durch Street 
Level Bureaucrats) zu. Die besondere Eignung des theoretischen Rahmens bestand 
in seiner Verknüpfung der drei Ansätze, um eine ganzheitliche und tiefgehende 
Analyse struktureller Rahmenbedingungen und der Rolle von Akteur*innen in 
spezifischen Verflechtungsstrukturen zu erlangen.

Empirisch wurden die Fragestellungen zur Identifizierung und Charakterisie-
rung sowie zur Funktion der intermediären Akteur*innen mit Hilfe einer Metho-
dentriangulation aus Dokumenten-, Sekundäranalysen qualitativer Interviews 
sowie eigenen leitfadengestützten Interviews untersucht. Dabei wurden zunächst 
Dokumentenanalysen genutzt, um die Strukturen und sich aus den Normali-
tätsannahmen ergebenden Hürden für junge geflüchtete Menschen im Übergang 
Schule-Ausbildung-Arbeit zu identifizierten. Damit einher ging eine umfassende 
Aufarbeitung der Rahmenbedingungen im Kontext des Wohlfahrtsstaats sowie 
der Bildungs-, Migrations- und Integrationspolitik. Die Charakterisierung der 
Hürden erfolgte schließlich über die Sekundärauswertung von qualitativem 
Interviewmaterial mit kommunalen Vertreter*innen aus der Integrationspolitik. 
Dabei konnten vier Dimensionen wohlfahrtsstaatlicher Hürden abgeleitet werden 
(Kapitel 4.4.1), die in unterschiedlicher Art und Weise miteinander verwoben sein 
können. So konkretisieren sich die Hürden in der Interaktion zwischen der Anlage 
von Strukturen, den Zugängen, der Ausgestaltung sowie den Schnittstellen zwischen 
verschiedenen Strukturen und ergeben so ein komplexes Gefüge an Herausforde-
rungen mit differenzierten Exklusionsrisiken für die jungen geflüchteten Men-
schen. Über das in der vorliegenden Arbeit bearbeitete Erkenntnisinteresse bezo-
gen auf f luchtbezogene Herausforderungen hinaus ist dieses multidimensionale 
Schema wohlfahrtsstaatlicher Hürden auch auf andere Lebenslagen übertragbar 
und möglicherweise auch für intermediäre Akteur*innen selbst interessant, um 
ihre Arbeit zu systematisieren und einzuordnen.

Bezogen auf die Charakterisierung wohlfahrtsstaatlicher Hürden für jun-
ge geflüchtete Menschen (Kapitel 4.4.2) ergeben sich Hürden aus Zugängen zu 
Bildung, aus der Ausgestaltung von Bildungsangeboten für Neuzugewanderte, 
aus der Abhängigkeit von lokalen Kapazitäten und von einzelnen Schulleitun-
gen sowie aus Schnittstellen zwischen verschiedenen Bildungsgängen sowie zu 
Berufsorientierung, Ausbildung und Arbeit. Im Kontext von Ausbildung ergeben 
sich weitere Hürden durch Zugangs- und Ausgestaltungsfragen zu Deutschkursen 
als Ausgangsbasis, durch Strukturen der Anerkennung mitgebrachter Schul- und 
Ausbildungsabschlüsse sowie spezifische Anreizstrukturen für die Aufnahme 
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einer (dualen) Berufsausbildung in Deutschland. Schließlich zeigen sich im Hin-
blick auf Arbeit Hürden im Zugang auf Basis aufenthaltsrechtlicher Strukturen 
und deren lokale Ausgestaltung durch (einzelne Mitarbeiter*innen in) Auslän-
derbehörden. Darüber hinaus ist die Teilhabe an Arbeit durch starke Schnitt-
stellen zu weiteren Teilhabedimensionen und dem Zugang zu sozialer Sicherung 
verknüpft. Insgesamt lässt sich so einerseits die starke Institutionalisierung von 
Normalitätserwartungen an Lebensverläufe und ein damit verknüpftes Über-
gangsregime von der Schule in Ausbildung und Arbeit feststellen („social clocks“, 
Wingens et al. 2011a: 10 f. / „social timing“, Elder 1994: 6). Dies gilt nicht nur für 
das wohlfahrtsstaatliche System, sondern auch für das Bildungssystem, in dem 
Standardverläufe eine hohe Bedeutung haben. Andererseits wird deutlich, dass bei 
Abweichungen im Sinne entstandardisierter Lebensläufe Hürden entstehen, diese 
Normalitätserwartungen zu erfüllen. Daneben moderieren aufenthaltsrechtliche 
Kategorisierungen und deren Auslegung maßgeblich die Möglichkeiten für die 
eigenständige Gestaltung der Biographie.

Wie vor diesem Hintergrund die Funktion der intermediären Akteur*innen 
eingeschätzt werden kann, wurde zunächst anhand der Aufbereitung des For-
schungsstandes sowie ebenfalls von Dokumentenanalysen untersucht, um rele-
vante Einflussfaktoren auf die Arbeit der Integration Intermediaries zu identifi-
zieren. Während der Einfluss der Arbeitsbedingungen bereits aus Lipskys (2010) 
Arbeit zu Street Level Bureaucrats als relevanter Aspekt abgeleitet werden konnte, 
wurden die Integration Intermediaries in ihrer organisationalen Einbettung (Kapi-
tel 5.2), in ihrer professionelle Verortung (Kapitel 5.3) und den damit verknüpften 
Handlungskonzepten (Kapitel 5.4) eingeordnet. Dabei wurde deutlich, dass sich 
die Intermediären in „Organisationen der Hilfe“ (Bode 2023) bewegen, die jedoch 
sehr unterschiedliche Verflechtungsstrukturen aufweisen können. Insbesondere 
die hohe Bedeutung von Wohlfahrtsverbänden gemäß dem Subsidiaritätsprinzip 
bedingt hier ein spezifisches Arbeitsumfeld, das einerseits von Gemeinnützigkeit 
und andererseits von politischem und ökonomischen Druck geprägt ist. Profes-
sionell sind die Integration Intermediaries in der Sozialen Arbeit anzusiedeln, in 
der sich ausgehend von verschiedenen Pfadabhängigkeiten bestimmte Leitbilder 
entwickelt haben. So versteht sich die Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofessi-
on, möchte anwaltschaftlich im Sinne der Hilfesuchenden agieren, selbstreflexiv, 
lebensweltorientiert und ergebnisoffen Problemlagen bearbeiten. Gleichzeitig 
sieht sie sich ebenfalls mit einem spezifischen Spannungsfeld konfrontiert, das als 
„Tripelmandat“ (Staub-Bernasconi 2018) in der Sozialen Arbeit bezeichnet wird. 
Die eigene Einbettung in organisationale Kontexte sowie gesamtgesellschaftliche 
Rahmenbedingungen stehen dabei in Spannung zur Klient*innenzentriertheit 
der Arbeit und der eigenen Fachlichkeit. Das Tripelmandat greift so Aspekte 
der bereits vorgestellten Spannungsfelder von Street Level Bureaucrats auf und 
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verdeutlicht einerseits die komplexen Figurationen mit ihren Interdependen-
zen und labilen Machtbalancen, in denen sich die Sozialarbeiter*innen bewegen. 
Andererseits wurde die hohe Bedeutung der Interaktion sichtbar – sie ist der 
Produktionsmodus der Sozialen Arbeit. Wie die Interaktion gestaltet wird, wurde 
schließlich im Hinblick auf die Relevanz von Handlungskonzepten beleuchtet. Diese 
lassen sich im Sinne einer Methodologie als Rahmen für das Handeln verstehen. 
Innerhalb dieses Rahmens kommen dann Methoden zum Einsatz, die häufig 
zirkulär angelegt sind und aus einer Problemdiagnose, einer Intervention und 
einer Evaluation bestehen. Innerhalb der genutzten Methoden können schließlich 
verschiedene Techniken oder Arbeitsweisen angewendet werden, wie bspw. die 
Beratung als Interaktionsform.

Informiert mit diesen Hinweisen auf mögliche Einflussfaktoren für die Arbeit 
der Integration Intermediaries im Umgang mit den wohlfahrtsstaatlichen Hürden 
der jungen geflüchteten Menschen, die sie unterstützen, wurden zwei exempla-
rische Integration Intermediaries genauer untersucht (Kapitel 6.1). Die Analyse 
von Rahmenkonzepten, Grundsatzpapieren, Förderkonzeptionen und Berichten 
wissenschaftlicher Begleitungen zu den Jugendmigrationsdiensten und dem Teil-
habemanagement sollten die Rahmenbedingungen der Intermediären herausstel-
len. Die Jugendmigrationsdienste als bundesgeförderte Struktur (BMSFSJ) mit 
vierzigjähriger Geschichte, lokal umgesetzt durch vier Trägergruppen, sind als 
niedrigschwellige Anlaufstellen für junge neuzugewanderte und geflüchtete Men-
schen zwischen 12 und 27 angelegt. Zentrales Angebot ist dabei die Einzelfallhilfe, 
die zwischen einer sozialpädagogischen Beratung und einem Case Management 
differenziert. Das Teilhabemanagement als Bestandteil der NRW-Landesinitiative 
„Gemeinsam klappt’s“ (MKJFGFI NRW) hatte mit jungen geduldeten und gestat-
teten Menschen zwischen 18 und 27 eine spezifischere Zielgruppe, ist aber in 
ähnlicher Weise wie der JMD als möglichst niedrigschwellige Anlaufstelle ange-
legt und mit einem Case Management Konzept hinterlegt. Deutlich wurde bei 
der Dokumentenanalyse, dass das Case Management als Handlungskonzept zur 
Verknüpfung von Einzelfall- und Systemebene als adäquat für komplexe Pro
blemlagen erachtet wird. Ebenso zeigen sich in den verschiedenen Dokumenten 
komplexe Aufgaben und Anforderungsprofile, die vor dem Hintergrund eines 
Fachkräftemangels im Bereich der Sozialen Arbeit mit Herausforderungen für 
die Umsetzung der Rahmenbedingungen eingeordnet werden können. Vielfältige 
Anstellungsverhältnisse und organisationale Kontexte (JMD: vier Trägergruppen / 
THM: Kommunen, Kreise, Träger) und damit komplexe Interdependenzgeflechte 
bedingen eine heterogene Umsetzung der konzeptionellen Anlage der Integration 
Intermediaries im Kontext der Interaktion. 

Die Frage nach den Handlungsorientierungen der intermediären Akteur*innen 
wurde schließlich durch die Analyse leitfadengestützter qualitativer Interviews mit 
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Mitarbeiter*innen der Jugendmigrationsdienste sowie Teilhabemanager*innen 
bearbeitet. Dabei konnten zwei grundsätzlich unterschiedliche Handlungsorien
tierungen herausgearbeitet werden, die jeweils ein Spektrum von passiv bis aktiv 
abdecken. So orientieren sich die Intermediäre in ihrer Arbeit teils an der Hand-
lungsfähigkeit der Klient*innen (Kapitel 6.2.1), teils an den strukturellen Rahmen-
bedingungen und vermitteln so zwischen den Dimensionen Agency und Structure 
(Kapitel 6.2.2) zur Herstellung gelingender Übergänge von der Schule in Ausbil-
dung und Beruf. Die Wechselwirkungen zwischen den involvierten Politikfeldern 
(Strukturen) auf der einen Seite und der Auslegung verschiedener Sachverhal-
te (Ausgestaltung) auf der anderen Seite resultieren für die betroffenen jungen 
geflüchteten Menschen in unterschiedliche Hürden, die dann den Ausgangspunkt 
für die Interaktion der Integration Intermediaries mit ihren Klient*innen bilden. 
Die Handlungsorientierungen, die sich an der Agency der Klient*innen ausrichten, 
spannen sich zwischen der Informationsweitergabe, der Beratung zu Optionen 
(eher passiv) und der Begleitung zu Behördenterminen sowie stärker emotionaler 
Arbeit (motivieren, bestärken; eher aktiv) auf. Dabei finden sich immer wieder 
Ambivalenzen zwischen Hilfe und Kontrolle. Eher auf die strukturellen Rah-
menbedingungen bezogene Handlungsorientierungen bewegen sich ebenfalls 
auf einem Spektrum zwischen passiv und aktiv, bzw. zwischen einer stärkeren 
Anpassung an und einem Ziel der Veränderung von Strukturen. Ob Rahmenbe-
dingungen jedoch als Grenzen wahrgenommen werden, hängt im Kontext der 
befragten Integration Intermediaries eher von der persönlichen Haltung und 
dem Selbstverständnis ab als von den Strukturen selbst. So versuchen „aktivisti-
sche“ Intermediäre tendenziell stärker Regelungen im Sinne ihrer Klient*innen 
auszunutzen oder alternative Wege zu eröffnen. Anreize zur Zusammenarbeit 
mit Behörden zu schaffen, mit diesen zu verhandeln oder langfristige Pläne zur 
Verwirklichung der Ziele der jungen geflüchteten Menschen zu entwickeln, finden 
sich in vielen Ausführungen der Intermediäre.

Die organisationale Anbindung, Profession sowie die Handlungskonzepte 
haben sich als eher geringe Einflussfaktoren herausgestellt (Kapitel 6.2.3). So 
scheint die Organisation durch die Überlagerung mit der Anlage der Integra-
tion Intermediaries auf Bundes- (JMD) bzw. Landesebene (THM) eher dazu zu 
führen, dass organisationale Strukturen und Leitbilder eine untergeordnete 
Rolle spielen. Lediglich kirchliche Träger scheinen mit ihren Strukturen für die 
Lobbyarbeit im Sinne der geflüchteten Menschen von Bedeutung zu sein. Die 
befragten Intermediäre wiesen sehr unterschiedliche professionelle Hintergründe 
und Arbeitserfahrungen auf. Auffällig war hierbei, dass professionelle Leitbilder 
wie Anwaltschaftlichkeit, Reflexion oder Ressourcenorientierung auch von den 
Personen übernommen wurden, die keine Qualifikation im Bereich Soziale Arbeit 
aufwiesen. Somit scheint das Selbstverständnis der Integration Intermediaries 
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einflussreich für deren Arbeit zu sein. Die Handlungskonzepte, die bei JMD und 
THM angelegt sind, waren zwar teils gedankliche Leitplanken, Konkretisierungen 
zur Umsetzung der sozialpädagogischen Beratung bzw. zum Case Management 
finden sich jedoch im Interviewmaterial vergleichsweise selten. Von den Interme-
diären selbst eingebracht spielen in ihrer Einschätzung viel mehr problematische 
Arbeitsbedingungen eine Rolle dafür, wie sie junge geflüchtete Menschen bei der 
Bewältigung wohlfahrtsstaatlicher Hürden unterstützen können. Neben hohen 
Dokumentationsanforderungen wurden hier vor allem die Arbeitsbelastung sowie 
die Projektförmigkeit der Finanzierung und damit einhergehende prekäre Anstel-
lungsverhältnisse benannt. So wird insgesamt sowohl die Autonomie als auch die 
Abhängigkeiten der Integration Intermediaries deutlich.

Für die Wirkmächtigkeit der Integration Intermediaries ist dabei deren umfas-
sende Systemkenntnis (Wissen) sowie der Aufbau vertrauensvoller Kooperationen 
und Netzwerke (Vertrauen) entscheidend. Dies gleicht in vielen Fällen die eher 
„schwache“ Position der intermediären Akteur*innen ohne Weisungsbefugnis aus 
und begründet so ihre Relevanz. Das heißt, in der Interaktion zwischen Inter-
mediären und Klient*innen zeigt sich wiederum die Bedeutung der spezifischen 
Verflechtungsstrukturen mit ihren Interdependenzen und labilen Machtbalancen. 
Für die Wirkmächtigkeit der Intermediäre besonders ungünstige Abhängigkeiten 
und Machtverhältnisse zeigen sich über alle Interviews hinweg im Hinblick auf 
aufenthaltsrechtliche Themen, auch wenn hierbei im Interviewmaterial ebenfalls 
große Unterschiede zwischen den untersuchten Kommunen und Landkreisen fest-
stellbar sind, was die Ausschöpfung von Ermessensspielräumen der Ausländerbe-
hörden betrifft. Die Kooperation mit der Ausländerbehörde ist für die Integration 
Intermediaries besonders voraussetzungsvoll, da das Machtungleichgewicht, das 
grundsätzlich zwischen Entscheidungs- und Vermittlungsakteur*innen besteht, 
durch grundlegende Zielkonflikte zwischen migrations- und integrationspoliti-
schen Aufträgen hier noch verstärkt wird. Das zeigt sich darin, dass die befragten 
Integration Intermediaries im Kontext der Ausländerbehörden von ihrer eigenen 
schwachen Position in diesem System, von abwertenden Kontakten und der Erfah-
rung berichten, in diesem Kontext wenig ausrichten zu können. So zeigt sich ein-
mal mehr die stark ausgeprägte Gatekeeping-Funktion der Ausländerbehörden. 
Dabei bleibt unklar, wie hoch der Einfluss der rechtlichen Rahmenbedingungen, 
der Amtsleitung oder der einzelnen Sachbearbeiter*innen in diesem Kontext ist. In 
anderen Bereichen (Bildung, Sprache, gesellschaftliche Teilhabe) können hingegen 
teilweise auch informelle Lösungen für Hürden gefunden werden, die stark von 
der Systemkenntnis und dem Vorhandensein vertrauensvoller Kooperationen der 
intermediären Akteur*innen abhängen. Insgesamt lässt dies die Schlussfolgerung 
zu, dass die Integration Intermediaries vor allem an drei der vier herausgear-
beiteten Dimensionen wohlfahrtsstaatlicher Hürden ansetzen: Die Anlage der 
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Strukturen (gesetzliche Regelungen, Finanzierungsstrukturen, Verwaltungsstruk-
turen etc.) ist von den intermediären Akteur*innen kaum veränderbar, weshalb 
hier wenige Ansatzpunkte zu Handlungsorientierungen zu identifizieren sind. 
Politische Lobbyarbeit, unterstützt durch die Verbandsstrukturen insbesondere 
kirchlicher Träger, stellen hier eine der wenigen Ausnahmen dar. Die Wirkmäch-
tigkeit der Integration Intermediaries zeigt sich vor allem durch die Einfluss-
möglichkeiten auf die drei anderen Dimensionen wohlfahrtstaatlicher Hürden. 
So setzen Handlungsorientierungen erstens an den Zugängen zu verschiedenen 
Systemen an, wobei persönliche und vertrauensvolle Netzwerke sowie das Wissen 
um die verschiedenen Optionen eine besondere Bedeutung aufweisen. Ein kurzer 
Draht zu verschiedenen Behörden, das Wissen um Personen, die den Klient*innen 
wohlgesonnen sind oder Angeboten, die genutzt werden können, verhelfen so zu 
Zugängen, die junge geflüchtete Menschen ohne die Intermediären nicht oder nur 
durch Zufall selbst realisieren könnten. Auch im Hinblick auf die Dimension der 
Ausgestaltung zeigen sich Handlungsmöglichkeiten. Die Vermittlung in möglichst 
passende Angebote im Hinblick auf die Bedarfe und Bedürfnisse der Klient*innen 
setzt wiederum eine hohe Systemkenntnis voraus. Daneben spielen auch Verhand-
lungen mit Akteur*innen eine Rolle, die in ihrer Entscheidung Ermessensspielräu-
me haben, wofür ebenso vertrauensvolle Kooperationen ein wichtige Basis bilden. 
Schnittstellen versuchen die Integration Intermediaries teils selbst zu überbrücken, 
indem sie ihre Klient*innen bspw. zu anderen Beratungsstellen oder Behörden 
begleiten. Sie agieren hier jedoch auch wieder auf Basis ihres Wissens und Netz-
werks und weisen mitunter bei Rechtskreiswechseln die neu zuständige Stelle 
auf den Fall hin. Die Wirkmächtigkeit der Integration Intermediaries lässt sich 
demnach in drei der vier Dimensionen wohlfahrtsstaatlicher Hürden zeigen und 
bedeutet für junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Arbeit, 
dass diese Akteur*innen für die Bewältigung verschiedener Herausforderungen 
eine echte Unterstützung sein können. 

Einschränkend muss angeführt werden, dass die vorliegende Arbeit durch 
die empirische Fokussierung auf NRW und auf zwei exemplarische Interme-
diäre keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben kann. Außerdem konnten 
keine direkten Handlungen und Interaktionen zwischen Intermediaries und 
Klient*innen beobachtet werden, was zu einer gewissen Verzerrung der Hand-
lungsorientierungen geführt haben könnte. Dies ist eine Forschungslücke, um 
die spezifischen Beratungs-, Aushandlungs- und Abhängigkeitsprozesse auf der 
Interaktionsebene im Hinblick auf die bedarf- und bedürfnisorientierte Umset-
zung der Unterstützungssysteme zu untersuchen. Das heißt, insbesondere die 
Perspektive der jungen geflüchteten Menschen selbst konnte in der vorliegenden 
Arbeit nicht abgedeckt werden. Trotzdem konnte durch die Methodentriangula-
tion aus Dokumenten-, Sekundär- und qualitativen Inhaltsanalysen Mechanis-
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men aufgedeckt werden: Einerseits im Hinblick darauf, wie wohlfahrtsstaatliche 
Hürden für junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf 
aussehen und welche Dimensionen dabei zusammenwirken. Andererseits zur 
Funktion der intermediären Akteur*innen, insbesondere in Bezug auf spezifi-
sche Handlungsorientierungen (an der Dimension Structure bzw. Agency) und 
deren Wirkmächtigkeit auf Basis umfassender Systemkenntnis und vertrauens-
voller Netzwerke zur Überwindung der Hürden. Ansatzpunkte zur Stärkung 
der untersuchten Integration Intermediaries könnten demnach insbesondere 
in einer auskömmlichen Ressourcenausstattung für Personal liegen, die es den 
Intermediären erlaubt, ihr komplexes Anforderungsprofil zu erfüllen. Zeit für 
umfassende Beratung, aber auch für den Aufbau von Wissen über die unter-
schiedlichen relevanten Rahmenbedingungen und für den Aufbau von Koope-
rationsnetzwerken muss daher gleichermaßen in die Finanzierung eingepreist 
werden. Daneben benötigen die intermediären Akteur*innen Planungssicherheit, 
das heißt eine langfristige Perspektive im Hinblick auf ihre Anstellung und die 
organisationale Einbettung. Projektfinanzierungen bzw. jährliche Mittelvergaben 
führen zu Machtungleichheiten (bspw. innerhalb von Kommunalverwaltungen 
mit unterschiedlichen Anstellungsverhältnissen) sowie Personalf luktuation, die 
insbesondere für die jungen geflüchteten Menschen zu Inkonsistenzen in ihrer 
Unterstützung führen können. 

Bezogen auf die institutionalisierten Normalitätserwartungen, mit denen 
junge geflüchtete Menschen im Übergang Schule-Ausbildung-Beruf konfrontiert 
werden, kann hingegen festgestellt werden, dass die Integration Intermediaries 
grundsätzlich Normalitätsvorstellungen von Standard-Lebensläufen reprodu-
zieren. Dies hat verschiedene Gründe: Zunächst agieren die beiden exemplarisch 
untersuchten Intermediäre JMD und THM im Kontext von Konzepten, die explizit 
die Unterstützung des Übergangs von der Schule in Ausbildung und Arbeit vorse-
hen. Dadurch ist bereits durch die Anlage sowohl der Jugendmigrationsdienste 
als auch des Teilhabemanagements eine gewisse Zielperspektive gesetzt, die dem 
Lebenslaufregime in Deutschland entspricht. Sie sind nicht frei von den gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen und Erwartungen, auch wenn die Reprodukti-
on der Normalitätserwartungen nicht unbedingt freiwillig stattfindet (z. T. wird 
auch explizite Kritik an der starken Erwerbs- und Leistungsorientierung geübt). 
Darüber hinaus ist die Möglichkeit einer langfristigen Bleibeperspektive so stark 
an Arbeitsmarktteilhabe geknüpft, dass mit dem Ziel der Klient*innen, ihren 
Aufenthaltsstatus abzusichern, automatisch eine Standardisierung stattfinden 
muss. Schließlich stellt Arbeitsmarktteilhabe unabhängig von der eigenen Mig-
rationsgeschichte im erwerbszentrierten deutschen Wohlfahrtsstaat eine zen-
trale Teilhabedimension dar und eröffnet Zugänge zu versicherungsbasierten 
Systemen der sozialen Sicherung. So gibt es insgesamt ein institutionalisiertes 
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Anreizsystem, einen „Normallebenslauf“ zu verfolgen, und gleichzeitig gehen 
mit einer Entstandardisierung Teilhaberisiken einher. Immer pluralere Lebens-
realitäten und damit sich verändernde Figurationen stellen jedoch solche institu-
tionalisierten Normalitätserwartungen zunehmend infrage, wenn sie für immer 
größere Anteile der Bevölkerung zu Exklusionsrisiken und damit zu sozialen 
Ungleichheiten führt. So bleibt anzunehmen, dass sich labile Machtbalancen in 
einer diverser werdenden Gesellschaft maßgeblich verschieben werden. Inwiefern 
und in welchem Zeitraum sich dadurch auch strukturelle Rahmenbedingungen 
ändern, ist dabei schwer abzusehen. Nico/Pollock (2021a) aufgreifend, sind die 
aufgezeigten Ungleichheiten und Exklusionsrisiken als Prozesse zu verstehen, 
die durch Interdependenzen, Wechselwirkungen und Interaktionen zwischen 
Individuen und institutionalisierten Rahmenbedingungen entstehen und den 
Lebensverlauf beeinflussen.

Sowohl die Erkenntnisse zur Gestalt wohlfahrtsstaatlicher Hürden als auch zur 
Funktion der Integration Intermediaries lassen sich auf weitere sozialpolitische 
Felder übertragen. Dabei bietet erstens das erarbeitete multidimensionale Modell 
Ansatzpunkte für die Forschung, wohlfahrtstaatliche Hürden auch in anderen 
Bereichen tiefergehender zu charakterisieren und dabei das Zusammenspiel aus 
der Anlage der Strukturen, deren Ausgestaltung, Schnittstellen und die Zugänge 
zu Systemen zu erfassen. Zweitens zeigt die Analyse zur Funktion der Integration 
Intermediaries, dass intermediäre Akteur*innen durch ihre hohe Systemkenntnis 
und ihre vertrauensvolle Vernetzung an drei der vier Dimensionen wirkmächtig 
sein können. Während sie die Anlage der Strukturen natürlicherweise nicht ver-
ändern können, haben sie Einfluss auf Ausgestaltung, Schnittstellen und Zugänge. 
Auf der kommunalen Ebene, auf der viele Verwaltungsprozesse und Unterstüt-
zungsstrukturen umgesetzt und maßgeblich gestaltet werden, können Interme-
diäre auf Basis ihres breiten und detailreichen Wissens und ausgehend von ihren 
Kooperationsnetzwerken als spezialisierte Generalist*innen wirksam werden. 
Für diese Form der Unterstützung sind eine auskömmliche Finanzierung, gute 
Arbeitsbedingungen und das Mitdenken von Abhängigkeiten (Machtgefälle v. a. 
zu Behörden) notwendig. Letzteres kann auf lokaler Ebene durch die Förderung 
von (formalisierten) Kooperationsnetzwerken abgesichert werden. 

Für die Adressat*innen, die sich mit teils komplexen Hürden konfrontiert 
sehen, können solche anwaltschaftlichen und niedrigschwelligen Anlaufstellen 
eine hohe Bedeutung für die Realisierung ihrer Teilhabechancen haben, wie die 
Analyse der Wirkmächtigkeit der Integration Intermediaries zeigt.
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Anhang

A.	 Interviewleitfaden

Vorab

	– Vorstellung der eigenen Person und des Promotionsvorhabens
	– Hinweise zum Ablauf des Interviews: offene Fragen

Beginn

Vorstellung der Interviewperson

	– Bitte stellen Sie sich kurz vor: Welche Qualifikation haben Sie? Über welche 
Stationen sind Sie zu Ihrer aktuellen Tätigkeit gekommen? Seit wann arbeiten 
Sie hier?

	– Inwiefern hat Ihre berufliche Qualifizierung Sie auf Ihre jetzige Tätigkeit 
vorbereitet?

Hauptteil

Arbeitskontext

Organisation, Arbeitszusammenhänge, Hierarchien, Arbeitsverhältnis

	– Wo sind Sie angestellt (Organisation, Träger, Abteilung)? Wie sieht Ihr Arbeits-
verhältnis aus (Stellenanteil / Befristung)?

	– In welche Arbeitszusammenhänge sind Sie eingebunden (Hierarchien, Team-
struktur, Bereiche)? Welche Bedeutung haben diese für Ihre persönliche Arbeit?
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Aufgaben

	– Was sind Ihre zentralen Arbeitsinhalte und Ihre Aufgaben? 
	– Was sehen Sie persönlich als das übergeordnete Ziel Ihrer Arbeit an? 
	– Gibt es ein Qualitätsmanagement für Ihre Stelle? Haben Sie Zugang zu Super-

vision oder anderen Formaten kollegialer Unterstützung?

Beratungsablauf

	– Wie ist typischerweise der Zugang zur Beratung gestaltet (Gate-Keeper*innen 
im Zugang?)? Wie kommen die Adressat*innen zu Ihnen?

	– Wie sieht typischerweise ein Beratungsablauf bei Ihnen aus (in Bezug auf das 
Erstgespräch, den Verlauf der Betreuung, das Ende der Begleitung)? Wann 
wird die Begleitung einseitig beendet?

	– Wie identifizieren Sie Notfälle in der Beratung? Gibt es bestimmte Verfah-
rensabläufe im Hinblick auf Notfälle (schnellere Abläufe / kurzer Draht zu 
bestimmten Behörden oder Stellen etc.)? Wie gehen Sie persönlich mit Not-
fällen um?

Leitbild / Politik / Arbeitsbedingungen

	– Gibt es ein organisationales Leitbild? Welche „Politik“ soll umgesetzt werden? 
(Verknüpfung zu persönlichen Zielen)

	– Wie würden Sie Ihre Arbeitsbedingungen beschreiben? (Auslastung, Falldich-
te, Dokumentationsanforderungen)

	– Wie viel Kontrolle haben Sie über die Ausgestaltung Ihrer Arbeit?

Wohlfahrtsstaatliche Barrieren

	– Wohlfahrtstaatliche Barrieren: Barrieren, die sich aus Regelungen im Bil-
dungs- und Sozialsystem, bzw. strukturellen Rahmenbedingungen insgesamt 
ergeben – sie stehen dem Prinzip des sozialen Ausgleichs entgegen

	– Welche wohlfahrtsstaatlichen Barrieren zeigen sich in Ihrer Arbeit für die 
jungen geflüchteten Menschen, die Sie betreuen?

Ggf. Nachfragen:

	– Gibt es Strukturen (Gesetze, Zuständigkeiten, Verwaltung/Bürokratie, etc.), 
die als Barrieren fungieren? Welche?

	– Werden Barrieren in Bezug auf Zugänge zu Strukturen, Unterstützungssys-
temen oder Angeboten deutlich? Welche?
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	– Inwiefern stellt Ausgestaltung von Strukturen und Angeboten eine wohl-
fahrtsstaatliche Barriere für junge geflüchtete Menschen dar? Welche Rolle 
spielen Handlungs-/Ermessensspielräume dabei? 

	– Inwiefern können Schnittstellen zwischen verschiedenen Strukturen als 
Barrieren fungieren (bspw. wenn Maßnahmen/Angebote enden oder wenn 
mehrere Stellen dieselbe Person betreuen)?

	– ezifische wohlfahrtsstaatliche Barrieren (soweit noch nicht angesprochen):
	– Welche Rolle spielen fehlende / nicht anerkannte Schulabschlüsse in Ihrer 

Arbeit (als Barriere für den Zugang zu Ausbildung)?
	– Welche Barrieren stellen Sie im Zugang zu Bildung fest?
	– Inwiefern stellen Ihrer Einschätzung nach fehlende / nicht anerkannte Berufs-

abschlüsse eine Barriere für den Zugang zu Arbeit dar? (Thema informelle 
berufliche Bildung im Herkunftsland)

	– Wie gehen Sie mit den beschriebenen Barrieren um?
	– Für welche Barrieren können Sie Lösungen erarbeiten und wie? Was sind 

Gelingensbedingungen? Können Sie in diesem Kontext beispielhaft einen Fall 
skizzieren? 

	– Für welche Barrieren finden Sie keine Lösungen? Woran liegt das? Können Sie 
in diesem Kontext beispielhaft einen Fall skizzieren? 

	– Was bedeuten diese Barrieren (langfristig) für die jungen geflüchteten Men-
schen, die Sie betreuen, Ihrer Einschätzung nach? 

Einschätzungen zur Bedeutung als Integration Intermediary

	– Wie schätzen Sie die Bedeutung Ihrer Arbeit für die jungen geflüchteten Men-
schen ein? 

	– Wie würden Sie Ihre Rolle (im Verhältnis zwischen Rahmenbedingungen und 
Klient*innen) beschreiben?

	– Wie würden Sie Ihren Handlungsspielraum beschreiben?
	– Welche Bedeutung haben informelle Handlungs- oder Lösungsstrategien in 

Ihrer Arbeit?
	– Müssen Sie in der Beratung manchmal Überzeugungsarbeit leisten? Wenn ja, 

inwiefern und welche Themenbereiche betrifft das?
	– Inwieweit können Sie dem Anspruch an Ihre Arbeit unter den gegebenen 

Bedingungen gerecht werden? (Begründung erfragen)
	– Wie gehen Sie persönlich damit um, wenn Sie die Ziele der Klient*innen, bzw. 

die gemeinsam vereinbarten Ziele, nicht erreichen können?
	– Was würden Sie sich für Ihre weitere Arbeit mit den jungen geflüchteten Men-

schen wünschen? Welche Bedingungen müssten dafür erfüllt sein (in Bezug 
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auf Ihre Arbeitsbedingungen, übergeordnete Rahmenbedingungen oder in 
Bezug auf die Klient*innen)?

B.	 Einverständniserklärung der im Rahmen des Promotionsprojekts 
vorgenommenen Interviews mit Integration Intermediaries

Information zum Promotionsvorhaben zu wohlfahrtsstaatlichen 
Barrieren in Deutschland und der Bedeutung intermediärer 
Akteur*innen für junge geflüchtete Menschen

Sehr geehrte*r Interviewpartner*in,

im Rahmen meines Promotionsvorhabens mit dem derzeitigen Arbeitstitel „Ent-
standardisierte Lebensläufe im deutschen Wohlfahrtsregime – Analysen zur Funkti-
on intermediärer Akteure und Konzepte am Beispiel der Lebenssituation von jungen 
Gef lüchteten“ geht es darum, wohlfahrtsstaatliche Barrieren für junge geflüchtete 
Menschen genauer zu erfassen und zu charakterisieren. Darüber hinaus soll ins-
besondere die Rolle von intermediären Akteur*innen analysiert werden, die sich 
in ihrer Arbeit mit jungen geflüchteten Menschen mit den wohlfahrtsstaatlichen 
Barrieren auseinander setzen müssen. Fachkräfte, bspw. in spezifischen Bera-
tungsstellen und in der Flüchtlingshilfe, nehmen eine solche intermediäre Position 
ein, indem sie junge geflüchtete Menschen beraten, begleiten und unterstützen. 
Im Promotionsvorhaben möchte ich Erkenntnisse darüber erlangen, wie inter-
mediäre Akteur*innen ihre Arbeit gestalten, welche Handlungsstrategien sie im 
Umgang mit komplexen Rahmenbedingungen entwickeln und welche Konsequen-
zen diese Rahmenbedingungen für junge geflüchtete Menschen haben können.

Die Forschung findet im Rahmen meiner Promotion an der Fakultät für Gesell-
schaftswissenschaften der Universität Duisburg-Essen statt.

In diesem Kontext möchte ich gerne durch ein qualitatives Interview Einblicke 
in Ihre Arbeit mit jungen geflüchteten Menschen erhalten. Qualitativ bedeutet 
hierbei, dass ich Ihnen auf Basis eines Gesprächsleitfadens offene Fragen (d. h. 
ohne Antwortvorgaben) stellen werde.

Im Folgenden informiere ich Sie über den datenschutzrechtskonformen 
Umgang mit Ihren personenbezogenen Daten und bitte um Ihre Zustimmung 
zur Teilnahme an meiner Untersuchung sowie zur Verwendung Ihrer Daten für 
die angegebenen Zwecke. 

Bitte lesen Sie die folgenden Erklärungen sorgfältig durch. Bei Rückfragen 
oder Verständnisschwierigkeiten können Sie sich gerne bei mir – Marina Ruth, 
E-Mail-Adresse, Telefonnummer – melden.
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Wenn Sie mit dem Vorhaben einverstanden sind, unterschreiben oder signie-
ren Sie bitte die nachfolgende Einverständniserklärung und schicken Sie diese 
per Mail an mich zurück.

Ich danke Ihnen im Voraus für Ihre Mitwirkung und Ihr Vertrauen in meine 
Arbeit.

Mit herzlichen Grüßen,
Marina Ruth

Was geschieht mit Ihren Angaben? – Hinweise zum Datenschutz

Ich arbeite nach den Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung, des nord-
rhein-westfälischen Datenschutzgesetzes (DSG NRW) und allen anderen daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen. 

Um die Gesprächsinhalte angemessen auswerten zu können, werden die 
geführten Interviews aufgezeichnet und anschließend durch mich, Marina Ruth, 
oder ein spezielles Schreibbüro transkribiert. Je nach Möglichkeiten des genutz-
ten Systems (persönliches Gespräch, Telefon, Telefonkonferenz, Videokonferenz) 
erfolgt die Tonaufzeichnung über ein separates Aufnahmegerät oder über eine 
Aufnahmesoftware, das die Tonaufzeichnung lokal speichert. Auch bei Durch-
führung des Interviews per Videokonferenz wird nur die Audiospur gespeichert 
und für die Transkription verwendet. 

Alle Daten werden auf einem zugriffsgeschützten Verzeichnis gespeichert. Im 
Rahmen des Forschungsdatenmanagements des Instituts Arbeit und Qualifika-
tion an der Universität Duisburg-Essen werden Interviewtranskripte zugriffs-
geschützt archiviert. 

Die Veröffentlichung von Forschungsergebnissen in Publikationen oder auf 
Tagungen erfolgt ausschließlich in anonymisierter Form, das heißt, Ihr Name 
sowie Ihr Standort und spezifische Organisationsbezeichnungen werden bei der 
Darstellung der Ergebnisse nicht erkennbar sein. In wissenschaftlichen Veröffent-
lichungen werden Interviews nur in Ausschnitten zitiert, um gegenüber Dritten 
sicherzustellen, dass der entstehende Gesamtzusammenhang von Ereignissen 
nicht zu einer Identifizierung der Person führen kann.

Sie haben jederzeit die Möglichkeit, Auskunft über die von mir gespeicherten 
personenbezogenen Daten zu erhalten. Sie können jederzeit eine Berichtigung 
dieser Daten sowie deren Löschung verlangen. Sie haben jederzeit das Recht, eine 
Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten zu fordern oder Widerspruch gegen 
deren weitere Verarbeitung zu erheben. Lehnen Sie die Teilnahme ab, widerrufen 
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oder beschränken Sie Ihre Einwilligung, entstehen Ihnen hieraus keine Nachteile. 
In jedem Fall gilt: Ihre Teilnahme an meinem Forschungsvorhaben ist freiwillig.

Einverständniserklärung zur Teilnahme und zur Verwendung 
personenbezogener Daten im Rahmen des Promotionsvorhabens 

Über Forschungsziele, Datennutzung und Datenschutz im Rahmen des Pro-
motionsvorhabens zu wohlfahrtsstaatlichen Barrieren in Deutschland und der 
Bedeutung intermediärer Akteur*innen für junge geflüchtete Menschen wurde 
ich in den vorherigen Abschnitten informiert. Diese Abschnitte habe ich gelesen 
und verstanden. 

Mir ist bewusst, dass meine Teilnahme an der Studie vollkommen freiwillig ist 
und ich bei einer Verweigerung meiner Einwilligung keinerlei Nachteile erleide. 
Meine Einwilligung kann ich jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen, 
ohne dass dies einer Begründung bedarf und ohne dass mir daraus irgendwelche 
Nachteile entstehen. Im Fall eines Widerrufs werden meine personenbezogenen 
Daten anonymisiert oder gelöscht.

Ich bin mit der Erhebung, Verarbeitung und Speicherung meiner personenbe-
zogenen Daten entsprechend der Beschreibungen zum oben bezeichneten For-
schungsvorhaben einverstanden.

Ort

Datum

Name

Unterschrift / Signatur
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